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Bei Chiffre : 


Zum Problem der KSösgläubigkeit im Aufwertungsrecht. 


Von Rechtsanwalt Dr. v. d. Trenck, Berlin. 


Mesh 5 im deutſchen Recht nun einmal anſcheinend unver⸗ 
Dunn ae Neigung zu extremen, theoretiſch überſpitzten Stand⸗ 
ern an der lange Zeit die Löſung des ganzen Auf- 
iii cha problems ſcheiterte, weil man glaubte, nur die Wahl 
haben voller Aufwertung und voller Nichtaufwertung zu 
Löst und auf die quantitativ beſchränkte Aufwertung als 
ben igsmittel nicht kam, hat auch im Rechte des guten Glau⸗ 
an Terhalb des Aufwertungsproblems zur Fixierung zweier 
let. diametral gegenüberſtehenden Anſichten geführt, die 
besticht beide über das Ziel ſchießen, auf mittlerer Linie aber 
edigend und im Einklang mit allgemein anerkannten 
Sgrundſätzen zu löſen find. 


tritt Während die Mehrzahl der Schriftſteller Anſichten ver⸗ 
e Bau dazu führen müſſen, daß faſt jeder Grundſtücks⸗ 


I} h er oder Erwerber von Nachhypotheken gegenüber ge- 
(& A Rückwirkungs⸗ und Vorbehaltshypotheken als gut⸗ 
N claſth erſcheinen müßte, ſo daß bei jeder Veräußerung oder 
ſein ung des Grundſtücks die Wohltat des Geſetzes vereitelt 
ürde, weil dem Erwerber, um ihn bösgläubig zu machen, 
micht ricſen werden ſoll, daß er mit Beſtimmtheit die Rechts⸗ 
Kann? gehabt hat, die Hypothek beſtehe noch, hat Mügel be- 
heſich . „ſich mit dem ganzen Gewicht feiner Perſönlichkeit an⸗ 
daß his der Unerträglichkeit dieſes Ergebniſſes dafür eingeſetzt, 
sbs e Kenntnis der rückwirkungsgründenden Tatſachen, 
Erwer, der Rückzahlung in wertloſen Papiermark, ſeitens des 
und bers genügen ſoll, um feinen böſen Glauben anzunehmen 
über er Rückwirkungs⸗ und Vorbehaltshypothek ihm gegen⸗ 
zur Geltung zu verhelfen. 
Tinte ürde nur die Wahl zwiſchen dieſen beiden extremen An⸗ 
geben beſtehen, ſo müßte der Mügelſchen der Vorzug ge 
de 0 werden, weil ſie im Ergebnis dem unten zu erwähnen⸗ 
Geſef eſichtspunkt Rechnung trägt und eine Sabotierung des 
bes vermeidet. 
Mitten Wahrheit liegt aber das Richtige auch hier in der 
erh, Es iſt für eine angemeſſene Syntheſe zwiſchen Auf⸗ 
dem ugsrecht und Recht des böſen Glaubens nur erforderlich, 
zum, Zehgriff des dolus eventualis genügendes Augenmerk zu- 
N 1 en. Er vermeidet alles dasjenige, was ſich gegen die 
der Talſche Auffaſſung jagen läßt, nämlich die Ignorierung 
ti ahr ſache, daß unzweifelhaft die Kenntnis der Papiermark⸗ 
Ritz ung der Hypothek ſeitens des Erwerbers des Grund⸗ 
vom „mit einer vollen und achtungswürdigen Überzeugung 
kann untergange der Hypothek durchaus vereinbar geweſen fein 
gebnis wa rend er andrerſeits das ebenſo unerträgliche Er⸗ 
“vermeidet, daß auch bei noch fo ſtarker Entwertung und 


noch ſo böswilliger Spekulation auf die Vereitelung der Auf⸗ 
wertung durch Verſchiebung des Grundſtücks der Erwerber der 
lachende Dritte iſt, ſolange er ſich mit Rechtsirrtümern ver⸗ 
teidigt, die trotz Kenntnis der rückwirkungsbegründenden Tat⸗ 
ſachen das ſichere Bewußtſein des Fortbeſtehens der Auf⸗ 
wertungshypothek ausgeſchloſſen haben ſollen. Die weitgehende 
Gleichſetzung des dolus eventualis auf den dolus iſt anerkann⸗ 
ten Rechts. 

An die Kenntnis des 8892 BGB. können keine ſtrengeren 
Anforderungen zu ſtellen ſein, als an die Kenntnis im Ver⸗ 
tragsrecht, im Recht der unerlaubten Handlung und den Vor⸗ 
ſatz des Strafrechts. Wer im Vertragsrecht Dinge nicht kennen 
will, die jeder ſich ſagen muß, wird nicht nur als fahrläſſig, 
ſondern als kennend behandelt. Er kann ſich auf Diſſens 
nicht berufen: RG. 68, 128 = JW. 1908, 269 u. ö. Ebenſo 
iſt beiſpielsweiſe die Ausſtellung eines Atteſtes durch einen 
Arzt, die auch bei nur geringer Sorgfalt nicht hätte erfolgen 
dürfen, als vorſätzlich i. S. § 826 BGB. behandelt worden, 
und ſo auch die Erteilung einer Auskunft wider beſſeres Wiſ⸗ 
ſen oder im Bewußtſein, daß ſie falſch ſein könne 
(RG. 56, 73 u. ö.). Desgl. unterſcheidet das Strafrecht mit 
Recht zwiſchen grober Fahrläſſigkeit und dolus eventualis. 
Auch die Beweiswürdigung ſtellt mit größter Sicherheit wahr⸗ 
ſcheinliche Dinge als geſchehen und ganz unwahrſcheinliche 
Dinge von einer gewiſſen Grenze der Unwahrſcheinlichkeit an 
als nicht geſchehen feſt. Nach dieſen Grundſätzen kann bei 
Kenntnis des Tatbeſtandes jedenfalls ein ſolcher angeblicher 
Rechtsirrtum überhaupt nicht mehr beachtet werden, der ganz 
unwahrſcheinlich und von argliſtiger und unſittlicher Ein⸗ 
ſtellung getragen iſt. Auch aus dem Geſichtspunkte des Ein⸗ 
wandes der allgemeinen Argliſt folgt dies (RG. 107, 357; 
Warn. 1925 Nr. 162). Wer ſich dem Rechte, wie es bei ver⸗ 
nünftiger und loyaler Auslegung aufzufaſſen iſt, widerſetzt, tut 
es auf ſeine Gefahr und nicht auf Gefahr des anderen. Ein 
ſolcher Glaube iſt kein guter Glaube mehr. Demgemäß hat 
auch ſchon früher die Rechtſprechung zu $ 892 BGB. den 
Grundſatz ausgeſprochen, daß Rechtsirrtümer, zu denen bei 
vernünftiger und loyaler Auffaſſung kein genügender Anhalt 
beſtand, unbeachtlich und unglaubwürdig ſind. 

Auch wenn eine Erkundigungspflicht nicht zu bejahen iſt, 
iſt damit noch keineswegs geſagt, daß damit ein gefliſſentliches 
Unterbleiben von Klarſtellungen, die durch die bereits ge⸗ 
machten Mitteilungen, um ſich überhaupt als gewiſſenhafter 
Menſch eine Überzeugung bilden zu können, geboten waren, 
als gutgläubiges Verhalten gekennzeichnet werden darf. 
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Bewußte Vereitelungsverſuche unter einer Scheindeckung 
mit Anſichten von noch nicht einmal 0,000 000 .. . 10% Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit können niemals als gutgläubig geſchützt werden. 
Hier greift der Grundſatz der rechtlichen Rechnung mit dem 
unendlich Kleinen ein, der rechtlichen Differentialrechnung, 
auf welcher der ganze Begriff des Eventualdolus ſchließlich 
beruht. Ein Tatbeſtand, deſſen Unterſchied von der unzweifel⸗ 
haft für Bösgläubigkeit nicht ausreichenden groben Fahr⸗ 
läſſigkeit nach der Seite des dolus hin außerordentlich groß 
und deſſen Unterſchied vom dolus ſelbſt unfaßbar klein iſt, iſt 
dem dolus gleichzuſtellen. 

Dabei kann auch nicht übertriebenes Gewicht auf die an 
ſich zweifellos gegebenen mannigfachen Schwierigkeiten des 
Aufwertungsrechts gelegt werden. In Zweifelsfällen iſt zu 
beachten, ob die angebliche Rechtsanſicht des angeblich Gut⸗ 
gläubigen ſich in der Richtung bewegt, die loyaler und ob⸗ 
jektiver Auffaſſung entſpricht, oder ob Formalrecht als Ein⸗ 
wand für böswillige Schädigung unlauter benutzt zu ſein 
ſcheint. So hat RG. 69, 268 IW. 1908, 709 feſtgeſtellt, 
daß bei Geiſteskrankheit, Wucher, Argliſt, Anfechtung, alſo zum 
Teil ſehr komplizierten Rechtsbegriffen, die Kenntnis der Tat⸗ 
ſache ſchlechthin genügen ſoll, desgl. RG. 78, 32—33 JW. 
1912, 233, wonach Kenntnis der Art und wahrſchein⸗ 
lichen Berechtigung eines Einwandes für den Ausſchluß des 
guten Glaubens genügen ſoll. Ebenſo heißt es am Anfang 
von NE. 91, 223: Rechtsirrtum müſſe, um zu entſchuldigen, 
nach ſtändiger Praxis einen hinreichenden An- 
halt in den Tatſachen haben. 

Nach RG. 62, 137 iſt der Tatbeſtand des 8826 BGB. ſo⸗ 
gar bei Kenntnis bloß perſönlicher Auflaſſungs⸗ 
anſprüche gegeben (ogl. RG. 48, 124; 58, 219). Zum 
Vorſatz iſt es nicht erforderlich, daß der Wille lediglich auf 
die Schadenszufügung geht. Es genügt vielmehr das Bewußt⸗ 
ſein, daß die Handlungen den ſchädlichen Erfolg haben werden 
(RG. 57, 241; 58, 214). Es genügt Vorausſicht der Schädi⸗ 
gung und Auflaſſung bzw. Annahme derſelben im Bewußt⸗ 
ſein dieſer Folge, auch wenn zunächſt andere Zwecke ver⸗ 
folgt werden (RG. 57, 241; 58, 214). Ganz beſonders ähnlich 
liegt der Fall von RG. 91, 223. Hiernach liegt kein gut⸗ 
gläubiger Erwerb vor, wenn der Irrtum des Erwerbers einer 
Hypothek ſich nicht darauf bezieht, ob dem Schuldner oder 
dem Eigentümer Einreden gegen die Hypothek zuſtehen, ſon⸗ 
dern wenn der Erwerber wußte, daß die Abtretung an den 
Zedenten nur eine fiduziariſche war, und ſich nicht im Irrtum 
darüber befand, daß der dinglichen Klage des Zedenten nach 
Abtretung der Forderung der Einwand aus der Verpflichtung 
zur Rückabtretung entgegengehalten werden kann, ſondern der 
angebliche Rechtsirrtum nur dahin ging, daß der Zeſſionar 
glaubte, wenn die Zedenten eingetragen und dann 
die Abtretung eingetragen würde, wäre die Einwen⸗ 
dung abgeſchnitten. 

Auch Wechſel der Rechtſprechung entſchuldigt dabei nicht. 

Es liegt im Begriff des guten Glaubens ein Wert⸗ 
moment, das als Richtlinie bei Entſcheidung zweifelhafter 
Fälle durchaus nicht unberückſichtigt bleiben darf. Auch JW. 
1911, 153 verlangt die Prüfung, ob Veranlaſſung zur An⸗ 
nahme eines Rechtsirrtums vorlag, und ZW. 1906, 226 ſpricht 
aus, daß einer frivolen Berufung auf Unwirkſamkeit eines 
angeblich vorhandenen Rechtsirrtums entgegenzutreten iſt. So 
auch RG. 88, 6: Die Möglichkeit eines Zweifels 
ſchließt eine zuverläſſige Kenntnis nicht aus. Wo 
ein vernünftiger Zweifel aufhört, wird die ſichere Kenntnis 
der Tatſache der Abtretung anzunehmen ſein, und wenn eine 
an ſich zuverläſſige Verbreitung der Kenntnis nachgewieſen 
wird, wird es Sache des Mitteilungsempfängers ſein, den 
Grund und die Vernünftigkeit ſeines trotzdem noch beſtehenden 
Zweifels aus der beſonderen Lage des Falles darzutun. Es 
iſt Rechtsfrage, wie die Kenntnis beſchaffen ſein muß, um 
rechtliche Bedeutung zu erlangen und welchen Wert hierfür 
die Vermittlungswerkzeuge beanſpruchen können, durch welche 
die Kenntnis erlangt ſein ſoll (RG. 61, 254; 74, 117; Warn. 
1911 Nr. 426). 

Die Quinteſſenz aller dieſer Momente iſt bereits lange 
vor Mügels Bösgläubigkeitstheorie von dem gewiß nicht 
des einſeitigen Antiformalismus verdächtigen Wolff (bei 
Euneccerus⸗Kipp⸗ Wolff 5. Aufl. S. 123 Anm. 17 und 
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18) dahin ausgeſprochen worden: grobe Fahrlaſſigteit gend 
nicht zum Ausſchluß des guten Glaubens, die Praxis 5 
aber, indem fie den Begriff der Kenntnis nicht zu rige 
faſſe. Wer glaubwürdige Mitteilungen nicht hören wolle, rden 
Ne zu wiſſen, werde wie ein Kennender behandelt we 
müſſen. 


Die allgemeine Lebenserfahrung ergebe, daß, wer die 1 
ſcheidenden Tatſachen kennt, regelmäßig auch die Rechtsfolg. 
kenne, und es werde daher trotz der geſetzlichen Regelung gem 
Beweislaſt feine Sache fein, aufzuklären, wie er zu Tel a 
Irrtum gekommen ſei. Ferner müſſe es genügen, daß er pe 
die Angreifbarkeit der Bucheintragung geglaubt . 
Wolf konnte ſich dafür u.a. berufen auf: Regels berge, 
Dogmat. Jahrb. 58, 154, Schweiz. Art. 974 (Tennenſon en, 
England, Heymann, Enzyklopädie II, 7. Aufl. 313; l 
Privatrecht und Kapitalismus 1921, 36; Reichel, Gru 
Ztſchr. 42, 188; v. Tuhr, Allg. Teil II, 1, 130. . 
Man ſieht alſo, daß der vielſach abgelehnten M Be 
ſchen Lehre ein Kern von weitgehend anerkannten Rechts 05 
innewohnt, aus Theorie und Praxis ſowohl des 8 892 Be 
wie verwandter Rechtsgebiete. die 
Darüber, daß auch im Recht der Willenserklärung pert 
Behauptung, etwas völlig abwegig und argliftig vert nn 
zu haben, unbeachtlich iſt, vielmehr jeder Erklärende fid) leine 
beim Worte nehmen und ſich gefallen laſſen muß, daß, Il it 
Erklärung ſo verſtanden wird, wie ſie von der Allgemein — 
aufgefaßt wird, und daß er die Erklärung des Gegners I 
falls fo gelten zu laſſen hat, wie fie nach Treu und Glan 
mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte zu verſtehen iſt, vgl. Mi: 
ferner RO. 95,53 = 3%. 1911, 90 1908, 43 1909, 400. 
1913, 480 1. Das gilt in Diſſensrecht wie im Rechte der 1308 
vatio mentalis, und zum Schutz der letzteren darf § 892 B 157 
eben nicht ausarten. Vgl. RR Komm. § 155 Anm. 2, 8 
Anm. 1 Abſ. 2, Vorbem. 6 vor § 116 u. zit. 10 
Über dolus eventualis im Zivilrecht, wenn der angeben 
unbekannte Tatbeſtand als möglich vorgeſtellt und für diehg 
Fall gebilligt iſt, vgl. noch ferner RG. 56, 73; 68, 481. 
JW. 1908, 473; 76, 313 = JW. 1911, 717; 79, 55 3, 
1912, 650; 90, 106; JW. 1904, 78048; 1911, 650 22; 2705 
6787; Warn. 1912 Nr. 166; 1914 Nr. 122; 1916 Nr. R . 
1917 Nr. 291; 1919 Nr. 63; Gruch. 52, 1040; 54, 972. 91 
auch über die Haftung für Vorſatz und Fahrläſſigten, 
(trotz S 826 BGB.), wenn jemand eine Erklärung ausſte 
von der er damit rechnen muß, daß ſie Dritten gegenüber 301, 
ſchend gebraucht wird (RG. 82, 337; 90, 277/78; 101, 
302; R. 26 S. 573 Nr. 1933, daf. 1924). pie 
Alle dieſe Fragen liegen völlig identiſch. Vgl. auch m 
Rechtſprechung zu $ 826 BGB. über die wider beſſeres W. 
oder wenigſtens mit dem Bewußtſein, daß ſie fall 
ſein könnte, erſtattete Auskunft über die Kreditwürdi 275 
eines Kaufmanns (RG. 94, 318; ZW. 1911, 46 58% 
1917, 2855; Warn. 1908 Nr. 214 und 518; 1910 Nr. 32 l 
Mit dem materiell-rechtlichen Geſichtspunkt des done 
eventualis berührt ſich hier der prozeßrechtliche des Prim 
lacie-Beweiſes, der unter Umſtänden noch wichtiger ſein ehr 
weil. der Begriff des dolus eventualis reviſibel, die Jh, 
ſtellung des prima-facie geführten Beweiſes der Kenntnis 
gegen höchſtens beſchränkt in der Reviſion anfechtbar iſt. 10 
über prima-facie-Beweis in verwandten Fällen ſteh 
insbeſ die Beiſpiele bei Kann, $ 286 Anm. 3 S. 753, ehen 
über Beweislaſt und Beweiswürdigung, Umkehrung der? ei 
weislaſt, freie Überzeugung, namentlich bei inneren Tatſach 
Auch der Geſichtspunkt des Handelns auf eigene Gefen, 
kann zur Löſung des Problems vergleichend herangezoh 
werden. dr 
Überall handelt es ſich um den einheitlichen und gr 
ſätzlichen, das geſamte Rechtsgebiet, öffentliches, Prozeß⸗ ben 
Privatrecht durchziehenden Gedanken, daß, wo das Recht n 
ſeeliſchen Volltatbeſtand (Kenntnis, Wiſſen, Wollen) als 2 de 
beſtandsmerkmal für einen Nachteil des Kennenden verlan 
nicht jede geringfügige Abſchwächung und jede haltloſe 2 
rede beachtlich iſt, ſondern bei angeblichem oder wirklichem g 
ringfügigem Fehlen am Sättigungsgrade dieſes Voll l 
beftandes derſelbe gleichwohl beweisrechtlich und materie 
rechtlich als vorhanden angenommen wird, wenn die 


ſo 
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15 ſich 
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eben g daß etwas an ihm fehle, unglaubwürdig, oder das 
ede ſo geringfügig iſt, daß es angemeſſener erſcheint, den in 
doluz ſtehenden Zwiſchenzuſtand dem Volltatbeſtand (Kenntnis, 
freie; uſw.) zuzurechnen, als der nächſt geringeren, von dem 
ſufe gen Tatbeſtande unendlich viel weiter entfernten Zwiſchen⸗ 
Ray; (grobe Fahrläſſigkeit, Kennenmüſſen uſw.). Culpa 
ma dolo par est. 
gebied „täglich werden auf Grund dieſes für alle Rechts- 
ſtem € grundlegenden Satzes Menſchen von denkbar einfach⸗ 
fie nz ildungsgrade zivil- und ſtrafrechtlich verurteilt, weil 
gewns damit gehört werden, etwas nicht gekannt, begriffen, 
ſuleſſi zu haben, was „jedermann“, d. h. der rechtlich noch 
der ae Durchſchnittstyp an Ehrlichkeit und Verſtändnis, nach 
ie en gebenden Überzeugung des Richters, die auch hier ein 
un liches Wertmoment enthält und enthalten muß, gewußt 
lien geſagt hat. So auch bei 859 StGB. und in den 
it, und wo das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit erforderlich 
halt 0 ſo beim Zuſtandekommen eines Vertrages, beim In⸗ 
esſelben und auf allen Gebieten überhaupt. 
gens Seinen geſetzlichen Niederſchlag hat dieſer Gedanke übri⸗ 
Bein außerordentlich geſchickter Form in $ 16 Abſ. 2 VVG. 
Kennt —5 „Argliſtiges Sich⸗der⸗Kenntnis⸗entziehen iſt gleich 
= an (bei anzeigepflichtigen gefahrerheblichen Umſtänden). 
Mas otive zu 8 892 BGB. ergeben auch, daß nur mit dieſer 
wahle von der urſprünglich vorgeſehenen Kenntnis der 
des erhaltenden Tatſachen abgegangen und auf die Kenntnis 
echts ſelber abgeſtellt iſt. Der vorliegend behandelte 
enzuſtand ſollte der letzteren gleichgeſtellt ſein und blei⸗ 
rot. 3, 85 ff.). 
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Die vorſtehenden Erwägungen ſind ſowohl für die letzte 
Inflationszeit, als auch für die Zeit der 3. Steuer Not VO. 
mit ihrer Vorbehaltspandektologie beachtlich. In erſter Be⸗ 
ziehung wird namentlich die Zeit nach der Entſch. des OLG. 
Darmſtadt v. 29. März und 18. Mai 1923 JW. 1923, 459 
und 522, den Kammergerichtsentſcheidungen = ZW. 1923, 692 
und 938 und der RG. v. 6. Aug. 1923 = JW. 1923, 803 
in Betracht kommen. Für die Zeit der 3. Steuer Not VO. 
geben die vorſtehenden Geſichtspunkte einen wichtigen An⸗ 
halt gegenüber dem Verſuch, ſich mit der bekannten, in erſter 
Zeit etwas einſchränkenden Rechtſprechung des Grundbuch⸗ 
ſenats des Kammergerichts zu decken, der manche Wendung, 
die ſpäter als Vorbehalt auch von der Praxis anerkannt 
ſind — nachdem bereits Schlegelberger ſelbſt von vorn⸗ 
herein für weitherzige Auslegung eingetreten war — noch nicht 
als Vorbehalt oder vollwirkſamen Vorbehalt gelten ließ. Für 
dieſe Entſcheidungen iſt übrigens noch allgemein zu beachten, 
daß fie auf den beſonderen grundbuchrechtlichen Geſichts⸗ 
punkten der formaliſierten Erklärung beruhten und von vorn⸗ 
herein zivilrechtliche Bedeutung nicht beanſpruchen konnten, 
im Gegenteil: wenn alle zivilrechtlich gültigen Vorbehalte auch 
grundbuchrechtlich als beachtlich anerkannt wären, hätte ja der 
Fall der unrechtmäßigen Löſchung einer materiell zu Recht 
beſtehenden Hypothek gar nicht eintreten können. 

Aus den vorſtehenden Gründen, die nebſt andern dem 
Kammergericht vorgelegen haben, iſt deſſen bei der Wichtig⸗ 
keit der Frage vorzeitig vor Rechtskraft und vor dieſem Auf⸗ 
ſatz abgedrucktem Urteil JW. 1926, 22152 gegen die An⸗ 
merkung von Böſebeck daſelbſt beizutreten. 


Enteignungsentſchädigung und Markentwertung. 


Von Stadtrat Dr. Kurt Gordan, Berlin. 


der Die Frage, wie eine Enteignungsentſchädigung, die vor 
i während des Verfalls der alten Mark im Entſchädigungs⸗ 
etzungsbeſchluß feſtgeſtellt worden iſt, in heutiger Währung 
Aufl een it, hat das RG. mehrfach befhäftigt. Nachdem im 
Or menhange mit dem endlich zum Siege gekommenen 
ndſatz, daß Mark nicht gleich Mark ſei, unter allgemeiner 
ja, gung ausgeſprochen worden iſt, daß es mit dem Grund: 
von Treu und Glauben nicht vereinbar ſei, eine in 
eigntermark für ein enteignetes Grundſtück feſtgeſetzte Ent⸗ 
begleiagsentſchädigung lediglich in wertloſer Papiermark zu 
ei Den iſt (Warn. 1923/24 Heft 13—16 S. 113), war 
ten vom RG. die Frage zu entſcheiden, wie die Um⸗ 
Eutin der in der nicht mehr gültigen Währung feſtgeſetzten 
N ädigungsſumme zu erfolgen habe. Von großer Bedeu⸗ 
hald war es hierbei, daß das RG. nicht nur bei der Frage 
machte, wie man ſich mit der Papiermark abzufinden 
an 4 ſondern folgerichtig auch erwägen mußte, welcher Betrag 
jun telle einer in früherer Mark feſtgeſetzten Entſchädigungs⸗ 
fügen zu zahlen ſei. Das RG. iſt hierbei zu folgenden Grund⸗ 
en gekommen, an denen es beharrlich feſtgehalten hat!): 
bei ö ei der Frage, welche Summe heute zu zahlen iſt, wenn 
die Er Enteignung in dem Entſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluß 
gedrü utſchädigungsſumme nicht in heutiger Reichsmark aus⸗ 
ma — t worden iſt, alſo entweder in alter Mark oder Papier⸗ 
alſo⸗ ſei zunächſt feſtzuhalten, daß nicht etwa in Papiermark, 
nie nichts, zu zahlen ſei. Andererſeits handele es ſich auch 
neh um eine Aufwertung, vielmehr habe der Unter⸗ 
meh ufter Beachtung des Grundſatzes, daß für die Be⸗ 
nische der Entihädigung ausſchließlich der Zeitpunkt des 
tra chädigungsfeſtſtellungsbeſchluſſes maßgebend ſei, den Be⸗ 
ſprſ in heutiger Reichsmark zu zahlen, der dem Werte ent⸗ 
Acht, den das Grundſtück zur Zeit des Entſchädigungsfeſt⸗ 


109 J. Rh. 101, 420 = JW. 1921, 829; 102, 384; 107, 228; 

die 59; JW. 1921, 829; JW. 1925, 228; 1923, 174 (vgl. auch 

Ar 1 Jaſammenſtellung 1925, 2664; Warn 1923/24 Heſt 13/15 

42 512, 113; 1925 Heft 9/10 Nr. 159, 160; Eiſenbahnr. Entſch. 
0; ogl. auch OSG. Hamm: Eiſenbahnr. Entſch. 43, 59). 
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ſtellungsbeſchluſſes gehabt habe. Es handele ſich nicht darum, 
feſtzuſtellen, welchen Betrag der Schuldner zu zahlen habe, 
um eine von früher ziffernmäßig jeititehende Schuld fo 
zu erfüllen, wie Treu und Glauben es erfordern, ſondern der 
Richter ſolle erſt den Betrag der geſchuldeten Entſchädigung 
auf der Grundlage des derzeitigen Geldſtandes ermitteln. Die 
Entſcheidung ſei regelmäßig auf die Frage einzuſtellen, mit 
welchem Betrage der Berechtigte zu entſchädigen geweſen wäre, 
wenn der jetzige Geldſtand auch ſchon an dem für die Wert⸗ 
berechnung maßgebenden Zeitpunkt beſtanden hätte (vgl. Sa⸗ 
linger, DSB. 1925, 472). 

Das NE. verlangt alſo, daß die Entſchädigung neu auf 
Grund der heutigen Währung feſtgeſetzt werde und dabei 
aber der Wert zugrunde gelegt wird, den der Gegenſtand und 
die an ſeine Stelle tretende Summe vor der Einführung der 
neuen Währung gehabt hat. Der heutige Wert ſoll völlig un⸗ 
beachtet bleiben. Es ſoll — wie das RG. ſich ausdrückt — 
berückſichtigt werden, daß die innere Kaufkraft der heutigen 
Goldmark eine andere ſei, als die Mark zur Zeit der Feſt⸗ 
ſetzung der Entſchädigung. Die wirtſchaftliche Konſequenz die⸗ 
fer Auffaſſung iſt, daß angenommen wird, es habe der Ent⸗ 
eignete die Geldſumme, die ihm vor dem Kriege als Entſchä⸗ 
digung zur Zeit des Feſtſtellungsbeſchluſſes hätte gezahlt wer⸗ 
den ſollen, ſo angelegt, und ſo behandelt, daß ſie heute ent⸗ 
ſprechend der geſunkenen Kaufkraft des Geldes zahlenmäßig 
geſtiegen ſei. Das RG. hat hierbei gebilligt, daß die Inſtanz⸗ 
gerichte angenommen haben, daß die heutige Mark nur 
40 v. H. der Vorkriegsmark wert ſei (Warn. 1925 Heft 9/10 
Nr. 159; ZW. 1926, 2364). Den ausdrücklichen Hinweis auf 
die Tatſache, daß in Anſehung gerade von Grundſtücken die 
heutige Goldmark eine größere Kaufkraft beſitze als die alte 
Mark — d. h. daß die Grundſtückspreiſe geſunken 
ſeien —, hat das RG. verworfen. 

Man muß einen eigentümlichen Denkprozeß vornehmen, 
um feſtzuſtellen, wie hoch die Entſchädigung unter Verſetzung 
der gegenwärtigen Wirtſchaftslage in die Vergangenheit zu 
bemeſſen geweſen ſei. Es ſcheint aber, daß von vornherein 
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ſchon ein ſchwerer Fehler darin liegt, überhaupt auf der— 
artigen Vermutungen ein Urteil zu gründen. Die wirtſchaft⸗ 
lichen Umwälzungen der letzten Jahre haben zur Folge, daß 
mit dem gewohnten juriſtiſchen Denken nicht alle Streit⸗ 
fragen einer gerechten Löſung entgegengebracht werden können, 
und auch dem Richter wird die Pflicht auferlegt werden müſ⸗ 
ſen, ſeine Denkweiſe den abſoluten Notwendigkeiten, wie ſie 
das Leben erfordert, anzupaſſen. Daß dies im Anfang der 
Inflation nicht geſchehen iſt, ſondern der Grundſatz: „Mark 
it Mark“ — deſſen juriſtiſche Haltloſigkeit auch heute 
durchaus noch nicht nachgewieſen iſt, und der zum Ruin ganzer 
Volkskreiſe geführt hat — aufrechterhalten wurde, iſt ja ge⸗ 
rade die Folge einer Verſäumnis der rechtzeitigen Anpaſſung 
an die an eine nie geahnte Kataſtrophe ſich anſchließende Ver 
änderung der wirtſchaftlichen Lage. So richtig es alſo auch 
iſt, daß der Gedanke weit fortgewieſen wird, den Enteigneten, 
für deſſen Entſchädigung der Zeitpunkt des Entſchädigungs⸗ 
feſtſtellungsbeſchluſſes als maßgeblich erachtet wird, nicht ledig⸗ 
lich mit den inzwiſchen wertlos gewordenen Papiernoten ab⸗ 
zuſpeiſen, die ihm damals gewährt worden ſind, ſo bedenklich 
iſt es andererſeits, zur Beſeitigung einer ſolchen offenbaren 
Ungerechtigkeit eine andere zu begehen, und zwar offenkundig 
nur darum, um den Schein zu vermeiden, daß von dem 
Grundſatz, daß der Zeitpunkt des Entſchädigungsfeſtſtellungs 
beſchluſſes maßgebend ſei, abgewichen werde. Unſeres Er⸗ 
achtens würde die Rechtsſicherheit nicht gefährdet werden, 
wenn die allein richtige Konſequenz aus der Sachlage gezogen 
würde, die dahin geht, daß der Entſchädigungsfeſtſtellungs 
beſchluß, der die Entſchädigung in einer nicht mehr 
geltenden Währung feſtſett, eine wirkſame 
Kraft für das Verfahren überhaupt nicht äußern 
kann und ſomit als nicht genügend und nicht 
maßgeblich zu erachten iſt. 

Die Tatſachen, die ſich daraus ergeben, können zweierlei 
ſein. Eine formale Auffaſſung würde verlangen müſſen, daß 
der Entſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluß, weil er offenkundig 
etwas ausſpricht, was nicht ausführbar iſt, nämlich die Ent⸗ 
ſchädigung durch ein Nichts, nichtig iſt. Es würde dann 
allerdings der Beſchluß und auch das Klageverfahren wieder⸗ 
holt werden müſſen. Oder aber — was den praktiſchen Be⸗ 
dürfniſſen mehr entſpräche — es würde angenommen werden, 
daß nach Maßgabe der einzigartig daſtehenden Umwälzung 
der Wirtſchaftsverhältniſſe die Möglichkeit der Aufrechterhal⸗ 
tung der ſonſt als richtig befundenen Rechtſprechung nicht ge⸗ 
geben ſei, und der Zeitpunkt der Urteilsfällung als 
Maßgabe für die Entſchädigung erachtet werden. Daß ein ſol⸗ 
cher Standpunkt allen Anforderungen der Gerechtigkeit dann 
entſpricht, wenn die Enteignung noch gar nicht vollzogen iſt, 
ſondern überhaupt erſt das Eigentum an dem Grundſtück nach 
dem rechtskräftigen Urteil übergehen ſoll, kann nach den frü⸗ 
heren Darlegungen nicht zweifelhaft ſein. Aber wenn das 
Eigentum auch bereits früher, vielleicht ſchon vor dem Kriege 
übergegangen iſt, können Schwierigkeiten weder juriſtiſcher 
noch rechnungsmäßiger Natur entſtehen. Die Entſchädigung 
iſt dann auch ſo feſtzuſetzen, als wenn das Grundſtück bis zum 
Zeitpunkt des Urteils im Eigentum des Enteigneten ver⸗ 
blieben wäre. Dieſer Fall hat auch deswegen eine geringere 
Bedeutung, weil ſtets nur noch ein Teil der Entſchädigung 
ſtreitig iſt, während der unſtreitige Teil gezahlt ſein wird. 

Das Bedenkliche des Grundſatzes des RG. ergibt ſich, 
wenn man den Wortlaut des obigen Zitats aus der Entſch. 
v. 5. Mai 1925 = JW. 1926, 2364 betrachtet. Zieht man, 
wie das RG. verlangt, die jetzigen Geld- und Wirtſchafts⸗ 
verhältniſſe zur Beurteilung der Frage der Entſchädigung für 
die Vergangenheit in Betracht, ſo kann man nicht nur 
die ſog. Kaufkraft der Mark (ein übrigens durchaus unklarer 
Begriff, zumal die Kaufkraft jeder Währung geſunken iſt) in 
Betracht ziehen, ſondern es muß unbedingt, wenn man mit 
derartigen Fiktionen überhaupt arbeiten will, die geſamte 
Wirtſchaftslage in Betracht gezogen werden, denn die 
ſog. Kaufkraft der Mark ſteht mit allen Erſcheinungen des 
Wirtſchaftslebens in unlöslichem Zuſammenhange. 

Daß das RG. darüber hinweggeht, wird am deutlichſten 
dadurch bewieſen, daß keine Entſcheidung die Frage der Ver⸗ 
dadurch bewieſen, daß keine Entſcheidung die Frage der Ver⸗ 
ſchiedenheit der Bedeutung des Kapitals in der 
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Vor⸗Inflationszeit und jetzt in Vetracht zieht, obwohl gerade 
dieſe entſcheidend ſein ſollte. ztigen 

Vielleicht wäre der Standpunkt des RG. zu billige” 
wenn anderenfalls ein für den Enteigneten ungerechtes 
gebnis gezeitigt würde, wenn alſo feſtgeſtellt werden muß 
daß er, wäre die Entſchädigung zur Zeit des Entſchädigun 
feſtſtellungsbeſchluſſes gezahlt worden, eine günſtigere * 
gehabt und bewahrt hätte. Das trifft aber nicht zu. 
Gegenteil iſt vielmehr als ſicher anzunehmen. Geſetzt, it 
Entſchädigung wäre i. J. 1914 in alter Währung gezah 
worden, jo hätte der Enteignete dieſen Betrag zu den ® 
ſchiedenſten wirtſchaftlichen Funktionen verwenden können. 
hätte auf die Neugewinnung eines Grundſtücks verzichten 19 2 
neu und den Erlös in der allgemein üblichen Weile m? 
anlegen können. Dann hätte er ihn vermutlich vollſtändig ve 
loren. Oder aber er hätte für den gezahlten Betrag entwwe 7 
ein neues Grundſtück derſelben Art, ſei es ein ſtädtiſches, 
es ein landwirtſchaftliches Grundſtück kaufen können, oder a 
hätte ein gewerbliches Unternehmen kaufen oder ſich an in 
beteiligen können, oder den Betrag, um alles zu erſchöpfen, ft 
ausländiſcher Valuta anlegen können. Wo in aller We 
würde, welche Art der Anlage der Enteignete auch gewählt ha r 
ſich auch mit nur einiger Wahrſcheinlichkeit ergeben gaben 
daß er heute im Beſitz einer Summe iſt, die der Kaufkraft 
damaligen Entſchädigungsſumme entſprochen hätte? Ja, 4 = 
noch weiter; mehr als ein völlig gleichwertiges Erſaßgrug 
ſtück hätte der Enteignete ſich als Erſatz überhaupt M 
wünſchen können. Wird ihm alſo hente der Betrag gewähln 
durch den er trotz verſpäteter Auszahlung der feſtgeſetzten 
ſchädigungsſumnie in ver Lage iſt, ſich denſelben Erſatz zu 
ſchaffen, den er ſich ſeinerzeit hätte verſchaffen können, ſo g 
der Grundſatz über die volle Entſchädigung in keiner Weiß 
verketzt. Es iſt kein Wunder, wenn die Inſtanzgerichte lan 
Zeit hindurch verſucht haben, dem Zwang dieſer Rechtſpe⸗ 
chung des R., ſich zu entziehen, fo daß in dem oben 72 
wähnten Artikel des NEN. Salinger in Dig. 1925, 4° 
noch einmal ein Appell au die Inſtanzgerichte gerichtet word 
iſt, ſich ja der Rechtſprechung des RG. anzuſchließen. 

Es erſcheint angebracht, die Konſequenz der Rechtſprechuu 
des RG. in einem neuerlich ergangenen Urteil des KG. 5 
zeigen: Ein Grundſtück von etwa 190 qm Größe an eine 
allerdings geſchäftlich nicht ungünſtig liegenden Ecke Berg 
gelegen, wird im Entſcheidungsfeſtſtellungsbeſchluß i. J. 198 
auf 207000 % geſchätzt. In dem Prozeß um den Mehrwere 
den der Kläger angeſtrengt hat, kommt das KG., indem 11 
wie die Vorinſtanz, einen Neubau zugrunde legt, zu dem & r 
gebnis: Der Wert i. J. 1916 fer zwar 231000 % geweſen, 
die heutige Mark ſei nur einen Bruchteil der alten Mark we ‚ 
alſo betrage die Entſchädigung 350000 /. Man denke, 


ein kleines, baulich außerordenklich ſchlecht ausgenüßtes Grune ö 


ſtück, für das auf dem heutigen Grundſtücksmarkt vermut 
noch nicht 150 000 % zu erzielen find, wird eine Summe vo 
350 000 % zugeſprochen, allerdings in konſequenter Anne g 
dung der Grundſätze des RG. Ihr folgend, lehnt das K 3 
den Hinweis auf die heutigen Grundſtückspreiſe ab und * 
ſchließt ſich — immer unter Berufung auf das Rh.! — 7 
Erwägung, daß bei einer Zahlung der Entſchadigungsſunnn 
i. J. 1916 der Enteignete noch nicht einen geringen Teil 115 
ihm jetzt zugebrachten Kapitals behalten hätte. Ja, es win 
5 

fie 
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ſogar dem Enteigneten eine Entſchädigung gleichzeitig 
gebilligt, für den ſog. „ſubjektiven Wert“, den das Grund 
für ihn gerade deswegen habe, weil er ſein Geſchäft in ben, 
Grundſtück betreibe. Auch hier fügt ſich das KG. konſequen, 
der Rechtſprechung des RG. Es wird unterſtellt, daß der 
eignete fein Geſchäft i. J. 1916 hätte aufgeben müſſen und 
für jetzt mit dem Wert entſchädigt werden müſſe, den das MT 
ſchäft damals im heutigen Gelde gehabt hat! Tatſächlich 
wird aber das Geſchäft bis heute noch betrieben! 


Die erſtaunlichſte Folge der Rechtſprechung des RG. 5 
aber die, daß, wenn ſchon die geſunkenen Grundjtickaprel 
nicht in Betracht gezogen werden, auch — wie ſchon oben 4. 
gedeutet — vollkommen achtlos an der Veränderung 2% 
Wertes der Kapitalsnutzung vorbeigegangen wird. jr 
ift richtig, daß, wenn, um das hier angeführte Beiſpiel 0 
zuhalten, der Enteignete die ihm etwa zugeſprochenen 23 
Mark dazu brauchen wollte, um ſich Kleidungsſtücke, Lebe 
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Fon der andere Bedürfniſſe des täglichen Lebeus zu kau⸗ 
als er bei weitem nicht dieſelben Quantitäten erhalten würde, 
würde fie mit demſelben Gelde i. J. 1916 erhalten haben 
arti e. Wir trauen aber weder dem RG. noch dem NG. der⸗ 
Nun wirtſchaftliche Gedankengänge zu. Daß der Enteignete, 
vend er das Geld zu Ankäufen von Grundſtücken ver⸗ 
det, er mindeſtens das gleiche, ja ſogar mehr erhält, als 
lch 8016, iſt bereits erwähnt. Wenn er das Geld — ſchließ⸗ 
Eh önnen ſich doch auch Erkenntniſſe nur auf wirtſchaftliche 
Kapitale gen gründen — anlegt, um durch Ausnutzung des 
5 als ſeinen Lebensunterhalt zu beſtreiten, nachdem ihm, 
ern ja das KG. doch vorausſetzt, die Möglichkeit des Be⸗ 
len ſeines Geſchäfts genommen iſt, ſo ergibt ſich, daß die 
0 Be Mark als Kaufſchilling für eine Rente gleichfalls 
— Mont vergrößerte Kaufkraft hat. Wie die Auflage 
af letzten feſtverzinslichen Anleihen zeigt, kann heute, und 
bis Jahre hinaus, immer noch mit einer Verzinſung von 7 
zinſu % gerechnet werden, während i. J. 1916 eine Ver⸗ 
m 10 über 41/,—5 % bei ſicheren Anlagen kaum zu den 
12 bachkeiten gehörte. Es würde ſich alſo in unſerem Falle 
geben, daß bei 5% iger Anlage von 230 000 % die Kauf 


kraft des früheren Geldes ausgereicht hätte, um dem Berech⸗ 
tigten eine Rente von 11 500 AM zu gewähren. Die gleiche 
Summe wird ihm heute bei nur 7% 16100 % gewähren. 
Daraus folgt, daß bei Zuerkennung des gleichen Betrages in 
heutiger Mark 40 0% mehr gewährt würde. Damit würde dem 
Unterſchied in der Kaufkraft der Mark von 1916 (Kriegs⸗ 
teuerung!) ſchon mehr als zuläſſig Rechnung getragen ſein. 
Tatſächlich würde ſich aber ſogar eine weit größere Aus⸗ 
nützungsfähigkeit des Kapitals in heutiger Zeit ergeben. Eine 
Erhöhung des in alter Mark zuerkannten Betrages aber 
ſtellt geradezu eine ungerechtfertigte Bereicherung des Ent⸗ 
eigneten dar, und man muß nicht nur der Bemerkung von 
v. Kienitz: Eiſenb.⸗ u. verkehrsrechtliche Entſch. 43, 59 recht 
geben, wenn er zum Urteil des OLG. Hamm v. 13. Juni 
1925 a. a. O. die Bemerkung macht, daß „die Enteignungs⸗ 
entſchädigung ſonach die einzig geſicherte Kapitals⸗ 
anlage von Vorkriegsgeld“ geweſen ſei, ſondern noch 
hinzufügen, daß die Enteigneten in den erwähnten 
Fällen den müheloſeſten und riſikoloſeſten Ge⸗ 
winn auf Koſten des Unternehmers machen 
durften. 


Schrifttum. 
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gabe 10 Auflage des bekannten Werkes iſt als Jubiläumsaus⸗ 
Berk ezeichnet. Es find nicht nur 25 Jahre verſtrichen, ſeit das 
die 8 zum erſten Male erſchien, ſondern mit dieſer Auflage wird 
uch iffer von 100 000 gedruckten, und wie man unterſtellen kann, 
of erRauften Exemplaren erreicht. In der geſamten rechts⸗ und 
0 e wirlſchaftlichen Literatur dürfte dieſer buchhändleriſche Erfolg 
tur „Sinile“ fein. Man wird ſogar in der belletriſtiſchen Lite⸗ 
Lie nicht viel gleich erfolgreiche Bücher aufzufinden vermögen. 
uu er ründe der großen Verbreitung dieſes Werkes ſind nicht ſchwer 
lic ermitteln. Obft hat bei aller Gründlichkeit in der wiſſenſchaft⸗ 
di n Behandlung der erörterten Gebiete die ſeltene Fähigkeit, auch 
tag chwierigſten Probleme klar und gemeinverſtändlich vorzu⸗ 
Strebe; Ihm iſt allerdings ein Bundesgenoſſe entftanden in dem 
Rua a unferer jungen Juriſten, ſich über das BOB. und die RO. 
en über das fo wichtige Gebiet der Finanztechnik zu unterrich⸗ 
beft, und andererſeits in der Erziehung der die Handelshochſchule 
dachtlenden jungen Kaufleute zur Gewinnung einer Kenutnis der 
ichen Grundlagen der von ihnen zu erledigenden Geſchäfte. 
Pere ir können nur wünſchen, daß jeder das Studium beginnende 
urch in die Praxis eintretende junge Juriſt das O b ſt ſche Buch 
nis e Die Zeiten ſind vorbei, in denen man ohne Kennl⸗ 
ber "a Buchführung, ohne die Möglichkeit, eine Bilanz zu 
Eden ohne die Fähigkeit, einen Reichsbankausweis zu ent⸗ 
eln, ausgekommen iſt. Es gibt auch keine Sinekuren mehr. Der 
deſapf ums Daſein hat auf allen Gebieten und nicht zum min⸗ 
Hecht auf dem der Rechtswiſſenſchaft ſcharfe Formen angenommen. 
dieſe und Wirtſchaft gehen mehr als je ineinander über. Nur wer 
10 Verbindung herzuſtellen vermag, wird ſich als Juriſt über das 
handwerksmäßige erheben und hat Ausſicht, weiterzulommen, 
Richter ſowohl wie als Rechtsanwalt. 
dee Wir wünſchen dem Verfaſſer und der Verlagshandlung, die 
weite, Jubiläumsausgabe mit beſonderer Liebe ausgeſtattet hat, 
dert en Erfolg und ſchnelles Fortſchreiten in das zweite Hun⸗ 
auſend! Geh. IR. Prof. Dr. Ed. Heilfron, Berlin. 


Dr 
Riten Rothkugel: Formnlarbuch der ſtreitigen Ge⸗ 
ichtsbarkeit. 3. Aufl. Berlin. Carl Heymanns Verlag. 
reis 5 h. 
Formulare können die Tätigkeit des RA. weitgehend erleichtern, 
utlich auch dadurch, daß ſie vielfach es den Hilfskräften ermög⸗ 
die Entwürfe von Schriftſtücken, die ſonſt der RA. erſtellen 
e, ſelbſt zu fertigen oder wenigſtens vorzubereiten. Sie enthalten 


name 
lichen 
müßt 


andererſeits die Gefahr, daß man leicht über dem Typiſchen, das dem 
Formular entſpricht, die Geſtaltung des Einzelfalles nicht genügend 
beachtet. Mit dieſer Einſchränkung kann das Formularbuch Roth⸗ 
kugels für den Gebrauch der Rechtsanwaltskanzleien warm emp⸗ 
fohlen werden. Das Erſcheinen ſchon einer dritten Auflage erweiſt 
auch ſeine Beliebtheit. Dem Praktiker erſcheint ſeine Lektüre wie ein 
Repetitorium der wichtigſten Beſtimmungen des Zivilprozeſſes, den 
Angeſtellten und namentlich den noch nicht völlig bewanderten unter 
ihnen wird das Buch ſehr wertvolle Fingerzeige bieten. Vor allem 
in den prozeſſual ſchwierigſten Abſchnitten der Zwangsvollſtreckung 
wird die Benützung der Formulare — gegebenenfalls nach genauer 
Prüfung — ſehr ratſam ſein. Hier dürften noch einige Formulare 
beigefügt werden, die man gerne geſehen hätte, z. B. für den An⸗ 
trag auf Leiſtung des Offenbarungseids zur Herausgabe von Sachen 
(8 883), auf Ermächtigung zur Vornahme von Handlungen (8 887 
Abſ. 1 u. 2), auf Strafe zur Erzwingung von Handlungen ($ 888), 
auf Auhebung eines Arreſts wegen veränderter Umſtände ($ 927), vor 
allem für den ſehr ſchwierigen Antrag auf Pfändung der durch 
Nichlentſtehen oder Erlöſchen der Forderung entſtehenden Eigentümer⸗ 
hypothek. Die Faſſung der Formulare iſt durchweg gut und zutref⸗ 
fend. Nur bei Formular 12 halte ich die Faſſung für nicht ganz 
richtig; ſoweit nicht aus dem Schuldanerkenntnis oder einem kauf⸗ 
männiſchen Verpflichtungsſchein geklagt wird, iſt die Urkunde nur 
Beweismittel, ſo daß m. E. auch der Klagegrund in der Klageſchrift 
angeführt ſein und das Formular deshalb lauten muß: „Der Bekl. 
ſchuldet dem Kl. aus It. der abſchriftlich anliegenden Ux⸗ 
kunde“ uſw. Die Anmerkungen geben meiſtens gute und fachdienliche 
Hinweiſe. Natürlich wird nicht überall die Anſicht des Verf. reſtlos 
geteilt. Für wünſchenswert halte ich namentlich folgende Ergan⸗ 
zungen: bei Form. 19, daß das gleiche auch bei Fahrnis⸗ u. Er⸗ 
rungengemeinſchaft gilt, bei Form. 117, daß bei Urteilen, die nur 
gegen Sicherheitsleiſtung vorläufig vollſtreckbar find, die Pfändungs⸗ 
ankündigung erſt zugeſtellt werden kann, wenn die Sicherheit geleiſtet 
iſt, bet 125 u. 127, daß in den Ländern, in welchen das Grundbuch 
nicht beim Amtsgericht geführt wird, die Vorlage eines Zeugniſſes 
über das Eigentum des Vollſtreckungsſchuldners an dem zu verſtei⸗ 
gernden Grundſtück beizufügen iſt. In Form. 35 muß m. E. der im 
Tert in Klammer beigefügte Zuſatz unbedingt weggelaſſen werden, 
weil ſchon die Frageſtellung die Zeuguisverweigerung begründet, wie 
in auch das NG. ſtändig ausgeſprochen hat. Deun mit demſelben 
würde der Zeuge ja gerade die von ihm verweigerte Ausſage abgeben 
(val. auch OLG. 20, 325). Natürlich beeinträchtigen dieſe wenigen Aus⸗ 
ſtellungen den Wert des Werkes nicht, ſondern ſollen nur zur Berück⸗ 
ſichtigung bei der nächſten Auflage vorgebracht werden. 
RA. Dr. Rudolf Fürſt, Heidelberg. 
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Beſchlůſſe der Grundbuch⸗ und Aufwertungsrichter Groß⸗ Berlins. 


Vom Verhandlungsleiter AGR. Ricks, Berlin. 


70. Die Aufwertungs⸗ und Grundbuchrichter Groß⸗Verlins 
halten, bei Anerkennung der Verbeſſerungsbedürftigkeit des Auf⸗ 
wertungsgeſetzes im einzelnen, bei dem gegenwärtigen Stande der 
Durchführung der Aufwertung eine grundſäßliche Anderung des Auf⸗ 
wertungsgeſetzes für undurchführbar. Sie ſehen bei einer ſolchen 
Anderung eine nicht mehr gutzumachende Gefährdung der Richtig⸗ 
keit und Überſichtlichkeit des Grundbuchs, eine weitere Rechtsun⸗ 
ſicherheit und eine ſchwere Gefährdung des Realkredits voraus. 
Insbeſ. lehnen ſie den Beſtſchen Geſetzesentwurf auch deshalb ab, 
weil er keinerlei Rückſicht auf die bisher durch das Aufweß. ge⸗ 
ſchaffenen Rechtsverhältuiſſe nimmt. Endlich fehlte zur Durchführung 
eines neuen AufwG. die nötige Beamtenſchaft. (Einſtimmig.) 

71. Die an der vorbehaltenen Rangſtelle eingetragenen Rechte 
erhalten untereinander denjenigen Rang, der der Zeitſolge der Ans 
träge entſpricht. (Einſtimmig.) 


Aufwertung. 


Die Vorlegungspflicht des OLG, in Aufwertungsſachen 
($ 28 Abſ. 2 JGG. mit 8 74 Zufw G.). 


Nach § 28 Abſ. 2 FG. hat das OG., wenn es bei der Aus⸗ 
legung einer reichsgeſetzlichen Vorſchrift, die eine der in 81 bezeich⸗ 
neten (d. i. den Gerichten durch Reichsgeſetz übertragenen) Angelegen⸗ 
heiten der freiw. Gerichtsbarkeit betrifft, von der Entſcheidung 
eines anderen OLG. oder des RG. abweichen will, die weitere Be⸗ 
ſchwerde dem RG. vorzulegen. Dieſe Vorſchrift findet nach 8 74 
AufwG., wenn gegen die Entſch. der AufwStelle weitere Beſchwerde 
eingelegt iſt, entſprechende Anwendung, d. h. alſo: wenn das zur 
Entſch. über die weitere Beſchwerde in einer AufwSache berufene 
OG. bei der Auslegung einer Vorſchrift, die die Aufwertung 
betrifft, abweichen will, ſo beſteht die Vorlegungspflicht. Nun fin⸗ 
den auf das Verfahren der AufwStelle — und ebenſo auf ſeine 
Fortſetzung vor den Beſchwcß. — nach 8 73 Aufw®. die Vorſchriften 
des FGG. ſinngemäß Anwendung. Die Vorſchriften, die das ORG, 
in einer AufwSache anzuwenden hat, find alſo teils materiellrecht⸗ 
licher, teils verfahrensrechtlicher Natur. Geſetzt nun, AufwSchuldner 
iſt eine Aktiengeſellſchaft, zu deren Aktionären auch der mit der 
Aufw. befaßte Richter gehört, und ein OLG. hat angenommen, daß 
dieſer Richter nicht nach 86 FGG. ausgeſchloſſen ſei; will ein anderes 
OLG. von dieſer Anſicht abweichen, ſo iſt die Vorlegung geboten. 
Oder: ein AG. hat den AufwAntrag abgewieſen, weil der Gläubiger 
einen Nachweis nicht erbracht habe, und das OLG. iſt dieſer Anſicht 
von der Beweisführungspflicht des Gläubigers beigetreten; will nun 
ein anderes OLG. von dieſer Anſicht abweichen, weil nach 812 FGG. 
die Aufwstelle von Amts wegen den Sachverhalt zu ermitteln habe, 
ſo iſt die Vorlegung geboten. — Aber nicht ſämtliche Vorſchriften 
des FG find für das Aufw Verfahren anzuwenden. So regelt ſich 
hier z. B. die Form der Beſchwerdeeinlegung nach Art. 124 Durchf⸗ 
O., und nicht nach 88 21, 29 FGG., das OLG., das in einer 
AufwSache mit der Frage nach der Form der weiteren Beſchw. be⸗ 
faßt iſt, it alſo bei der Auslegung des Art. 124 DurchfVO. nicht 
gebunden an die Auslegung, die die 8s 21, 29 erfahren haben !). 

Zweifel können hier entſtehen über die Abgrenzung der mate⸗ 
riellrechtlichen Vorſchriften, deren Auslegung bei beabſichtigter Ab⸗ 
weichung zur Vorlegung verpflichtet. Man wird hier ſagen: die Vor⸗ 
legung iſt geboten bei Vorſchriften, aus denen die Vorausſetzungen, 
die Geſtaltung und das Ziel des Aufw Verfahrens unmittelbar zu ent⸗ 
nehmen ſind, im Gegenſatz zu ſolchen Vorſchriften, die nicht in be⸗ 
ſchränkter Beziehung auf die Aufwertung, ſondern in allgemeinerer 
Richtung gegeben ſind und für die Aufwertung nicht vermöge deren 
allgemeiner Art und Zweckbeſtimmung in Betracht kommen, ſon⸗ 
dern nur aus Anlaß einer beſonderen Verwicklung der vorliegenden 
Rechtslage 2). 

Als Vorſchriften dieſer letzteren Art ſeien erwähnt die über 
Wohnſitz: nach Art. 118 Abf. 2 DurchfVO. iſt als AufmStelle zu⸗ 
ſtändig das A., bei dem der Schuldner feinen allgemeinen Gerichts⸗ 
ſtand hat; dieſer beſtimmt ſich wieder durch den Wohnſitz (8 13 
3PD.); hat ein OLG. dieſen letzteren Begriff in einer AuſwSache in 


1) So auch OLG. Stuttgart in Württ Z. 26, 233, jedoch ohne 
die Frage der Vorlegungspflicht zu erörtern. 
2) So für 8 79 GBO. Unger in 33P. 11, 379. 
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gewiſſem Sinne ausgelegt, fo iſt ein anderes OLG. nicht zur 


72. Die Vorſchrift des 8 7 Abſ. 1 Satz 3 Aufw®. iſt auch d 
anwendbar, wenn zwiſchen mehreren Hypotheken eines Unt 


Rueifitge Boden 


an 
erneh⸗ 


mens i. S. des 87 Abſ. 1 Satz 3 AuſwG. Eigentümergrundſch vor 
ſtehn, die infolge teilweiſer Zurückzahlung der vorgenannten DV 


theken entſtanden ſind. (Einſtimmig.) 


73. Die Befugnis des 87 AufioG. wirkt auch gegenüber ge 
jenigen Rechten, die erſt nach dem Inkrafttreten des AufwG. e 


getragen worden ſind ). 


1) Alſo abſolute, nicht relative Wirkung der Befugnis unte 
Ausſchließung des 8 881 Abſ. 4 BGB. gemäß Beſchluß 36 


Braunſchweig, Ring 1926, 572. Gegen 1 Stimme und KG 
Ring 1926, 531. 


des Erbrechts. Betreffs aller ſolcher Vorſchriften erſcheint 
zielung einer einheitlichen Rechtſprechung bereits durch an 
ſetze geſichert; das OL G., das gerade in einer AufwSache 


legung ſolcher Begriffe zu betätigen 5 iſt hierbei völlig reiße. 
cheidung des erſten ON 
einer AufwSache oder in einer fonftigen Angelegenheit der art der 


ſtellt, mag die bereits vorliegende Ent 


und 
8 85, 


Vor- 


legung verpflichtet, wenn es eine andere Auslegung des Wohn wer 


griffs für richtig hält. Hierher gehören ferner die Vorſchriften M 
die Vertretung von Vereinen und Geſellſchaften, die Vorſchrieh 


die 
dere . 
die Aue 


1 


gangen ſein. — Dagegen iſt die Vorlegung geboten, wenn das m f 
Aufwertung, befaßte OLG. Begriffe wie z. B. Geſellſchaſtsverttaſ, 
Vergleich, Reallaſt, Schuldverſchreibung, Verſicherung (98 63, "u 
31, 47, 51, 59 Aufw®.) auszulegen hat und es hierbei abweicſf 
will von der Entſcheidung eines anderen DLG., das dieſe Ben! 


in einer AufwSache ausgelegt hat. Denn aus Begriffen 


eben gedachten find Vorausſetzungen, Geſtaltung und Ziel des AM 


Verfahrens unmittelbar zu entnehmen. 
Das Ergebnis iſt danach: n 
Die Vorlegungspflicht des mit der Entſcheidung der wei 


wie 
Auf‘ 


teren Du 
! 


ſchwerde in einer AufwSache befaßten OLG. (828 Abſ. 2 958 


§ 74 AumG.) erfordert einmal, daß die Entſch. des anderen 


von der erſteres abweichen will gleichfalls erlaſſen iſt in ein 


Sache, und ferner, daß ſie ſich beſchäftigt mit der Auslegung 


Vorſchrift, die gerade die Vorausſetzungen, die Geſtaltung 


Ziel der Aufw. betrifft. Die Vorlegung findet alſo nicht ſtatt, 
die bereits vorliegende Entſch. in einer anderen Angelegenhei 
die Aufwertung ergangen iſt, und auch nicht, wenn in ihr behat 


uf” 
er dein 
id d. 
u yet 
t all 
delt? 


Auslegungsfrage allgemeiner Natur iſt und uur zufällig infolge 


beſonderen Sachlage einer Entſcheidung bedurfte. 
RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg 


i. Br. 


Das Verhältnis der vereinbarten zur geſetzlichen 


Aufwertung, 
5 
Das AufwG. geſtattet in 867 Abf. 3 „Vereinbarun 


die Aufwertung“ und läßt ſolche Vereinbarungen ausdrücklich re) 
für die Zukunft“ zu. Die Bedeutung dieſer einfach erſcheine 
Vorſchrift iſt ſchwer verſtändlich und ſoweit erſichtlich noch nirgen 


über 
n 
ge r 


0 
1 


erörtert. Soll damit nur gejagt fein, daß man ſich von Perſon 
Perſon rechtsgültig verpflichten Kann, anders aufzuwerten, 18 it 
das Auf. vorſchreibt, fo hätte es für dieſe Gelbfiperjtändlidh", 
kaum einer geſetzlichen Vorſchrift bedurft. Sinn gewinnt die Beſli er 
mung erſt, wenn man aus ihr entnimmt, daß eine Vereinbarung 

Aufwertung auch gegen andere, insbeſondere grundbuchmäßig bah 
nachgehende Berechtigte, wirkt. Denn eine ſolche Wirkung einer 


einbarung bedurfte allerdings einer geſetzlichen Grundlage. 


Die herrſchende Meinung iſt ſich hierüber anſcheinend bet 
klar geworden: Von den Erläuterern des Aufwertungsgeſetzes 


nur Mügel (Anm. 5 zu 8 67) aus, daß nach 8 67 alle we 
Beſtimmungen des Aufwertungsgeſetzes durch Vereinbaru 


nicht 


lichen 
ſentli ab- 


ng . 
geändert“ werden könnten. Ferner ſagt Mügel S. 271 ſeiner „ ach 
träge“, daß die vereinbarte Aufwertung auch zuläſſig fei, wenn 220 


Vorausfetzungen der Rückwirkung nicht vorlägen. Vgl. auch ©: far 
daſelbſt. Eine nähere Begründung ſeiner Auſichten gibt er inbel 


. Jahrg. 1926 Heft 26) 


n 
10 Alle anderen Erläuterer ſcheinen ſtillſchweigend von dem Gegen⸗ 
für bie zugehen, daß nämlich auf die vereinbarte Aufwertung ſämtliche 
daß 0 geſetzliche Aufwertung gegebenen Vorſchriften anzuwenden ſind, 
Wem wit die 88 4— 30 AufwG. zwingendes Recht enthalten. So vor 
beck Nadler (2. Aufl.) S. 15, vgl. aber auch ehmann⸗Böſe⸗ 
Nab! Anm. 16 zu 8 67, Quaſſows ki (3. Aufl. S. 452. Nach 
Ing, Le s ausdrücklich ausgeſprochener Meinung (vgl. auch DIZ. 
egen 1642) ſind Vereinbarungen über die Aufwertung mit Wirkung 
Bitte nur zuläffig, wenn und ſoweit die Vorausſetzungen der 
berei ichen Aufwertung vorliegen. Er folgert daraus, daß auch für die 
iſt Nbarte Aufwertung Anmeldung bei der Aufwertungsſtelle nötig 
* Ebenſo Schlegelberger⸗Harmening Aum. 1 zu 8 16, 
Faaſſowski S. 452. A. M. Mügel 4. 0. O S. 271. Nur für 
Höhe der Mufivertung läßt die Nadlerſche Anſicht ohne weitere 
ſemun dung der Vereinbarung freien Spielraum, und zwar an⸗ 
ö 3 nicht nur hinſichllich der Höhe des Aufwertungsbetrags, 
mit ern auch hinſichtlich der Beſtimmung von Erwerbstag und preis, 
die nur der Schranke, die ſich aus 8 67 Abſ. 1 ergibt. Aber ſchon 
allume, ob vereinbart werden kann, daß entgegen 8 18 Rück⸗ 
ſchei gen nicht auf den Aufwertungsbetrag angerechnet werden, er⸗ 
int vom Standpunkt dieſer Meinung aus ſehr fraglich. 
Iſt dieſe Meinung richtig, ſo muß das Grundbuchamt auch 
der Eintragung einer vereinbarten Aufwertung genau prüfen, 
ifo ie Vorausſetzungen der geſetzlichen Aufwertung vorliegen. Es muß 
gen 5. B. prüfen, ob die Rückzahlung nur unter Vorbehalt an⸗ 
d amen iſt, und wird dadurch vor eine ſchwierigere Aufgabe als bei 
dur geſetzlichen Aufwertung geftellt. Denn hier wird ihm dieſe Prüfung 
5 den Nachweis abgenommen, daß die Einſpruchsfriſt abgelaufen 
3 wenigſtens die herrſchende Meinung gegen Nadler annimmt. 
dere Lachweis, daß die Einſpruchsfriſt abgelaufen, wird aber bei der 
eine obarten Aufwertung jedenfalls dann nicht möglich ſein, wenn 
Anmeldung gar nicht ſtattgefunden hat. 
webu Forderung, daß auch bei vereinbarter Aufwertung eine An⸗ 
beit ug ſtattgefunden haben müſſe, führt zu erheblichen Schwierig⸗ 
wil en in den zahlreichen Fällen, in denen auf Grund bloßer Be⸗ 
duſteht gen die Hypotheken wieder eingetragen worden ſind. Hier 
. eht die Gefahr, daß in ſpäterer Zeit böswillige Rechtsnachfolger 
nich lebigen Eigentümer ſich darauf berufen, daß die Hypotheken 
dere angemeldet ſind und auf dieſe Weiſe noch nachträglich die 
in Er Aufwertung rückgängig zu machen verſuchen. Der Ver- 
lach des MG. in ZIG. 3, 404 DNotV. 1926, 136, in dem — an 
th Grundbuchamt gerichteten! — Eintragungsantrag des Eigen⸗ 
Aumers eine in Stellvertretung des Gläubigers vorgenommene 
meldung zu finden, zeigt, welche Künſteleien nötig ſind, um dieſer 
r zu begegnen. Der Verſuch des KG. kann auch nicht einmal 
Sa gelungen angeſehen werden. Denn wäre der von ihm aufgeſtellte 
ante richtig, fo müßte das Grundbuchamt jeden Wiedereintragungs⸗ 
Bruns der Auſwertungsſtelle mitteilen, damit dieſe ihn — nach 
teilung, ob darin eine Anmeldung zu erblicken — im Aufwertungs⸗ 
giſter buchen kann. Sonſt könnte die Auſwertungsſtelle nie beſchei⸗ 
gen, ob eine Anmeldung vorliegt oder nicht. 
Mü Demgegenüber wird hier der Nachweis verſucht, daß die von 
er gel vertretene Anficht den Vorzug verdient. Danach würde die 
treinbarte Aufwertung eine weit größere Wirkſamkeit haben als 
Peter angenommen wurde, und alle oben angedeuteten Schwierig⸗ 
en würden ſich erledigen. 


bei 
* 
0 


II. 


N Im Privatrecht herrſcht grundſätzlich Vertragsfreiheit. Ihre Ein⸗ 
I. ukung bedarf beſonderer geſetzlicher Vorſchriften, die im AufwG. 
8 Gaus fehlen. Nur in bezug auf den Vetrag der Aufwertung ſchreibt 
bas dor, daß fie 25% nicht überſteigen darf. Im übrigen aber gibt 
Ne AufwG. Reinen Anhalt, anzunehmen, daß die 88 4—30 zwingendes 
en enthielten. Val. Michaelis, ©.207, 212. Jedenfalls aber 
N ein Grund vor, gerade nur Vereinbarungen über die Höhe 
zu „Aufwertung — ſoweit fie 25% nicht überſteigen — für zuläſſig 
fi halten. 867 läßt allgemein „Vereinbarungen über die Aufwertung“ 
nicht bloß ſolche über die Höhe der Aufwertung. 

Die Auch der Aufbau des Aufw®. ſpricht für dieſe unſere Meinung. 
die „Aufwertung von Hypotheken“ iſt im II. Abſchnitt des AufwG., 
7 vereinbarte Aufwertung im X. Abſchnitt geregelt. Beide Abſchnitte 
in ſich ſelbſtändig gegenüber. Vorſchriften des einen Abſchnittes 
enen nach logiſchen Grundſätzen daher im anderen nur dann an⸗ 
fir endet werden, wenn fie, wie das bei 8 6 geſchehen, ausdrücklich 
96 anwendbar erklärt ſind. Wäre dies nicht richtig, ſo hätte auch 
nicht erſt in 8 67 ausdrücklich herangezogen zu werden brauchen. 
daf man näher auf die inneren Gründe ein, die zu der im 
Denn getroffenen Regelung geführt haben, fo ergibt ſich folgendes: 
idernſichtlich ſtellt das Aufw ch. die Intereſſen des Schulduers gegen⸗ 
eher denen der Gläubiger erheblich in den Vordergrund. Indeſſen liegt 
Ku esfalls im Intereſſe des Grundbeſitzes, dem Hypotheken⸗ 
für „er zu verbieten, freiwillig mehr zu geben, als das Aufwö. 
wahrendemeſſen hält. Gerade die entgegeugefegte Regelung dient dem 
en Intereſſe des Grundbeſitzes. Denn der Grundbeſitzer wird von 
T Kreditanſtalt oder einem ſonſtigen Geldgeber den ihm nötigen 
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neuen Kredit dann nalürlich viel leichter erhalten, wem er den 
früheren Kredit günſtig aufwertet. Auch dem allgemeinen volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſe dient ein ſolches Vorgehen mehr als ein ſtarres 
Feſthalten an den ſchematiſchen Regeln des AufwG. 

Es wäre auch gar nicht zu verſtehen, warum die vereinbarte 
Aufwertung an ebenſo ſtrenge Vorausſetzungen geknüpft ſein ſollte 
wie die geſetzliche Aufwertung. Die eingehenden Vorſchriften der 88 4 
bis 30 ſind durchaus angebracht, um die Durchführung der Auf⸗ 
wertung gegenüber einem widerſtrebenden Schuldner zu ſichern. Einem 
aufwertungswilligen Schuldner gegenüber verlieren ſie aber ihren 
Sinn. Ein aufwertungswilliger Schuldner braucht weder eine Entſch. 
der Aufwertungsſtelle noch des ordentlichen Gerichts noch iſt erſicht⸗ 
lich, warum er nur zahlen dürfte, wenn die Rückzahlung am 16. Juni 
1922, nicht aber, wenn ſie ſchon am 14. Juni 1922 ſtaltgeſunden hat, 
oder warum er eine höhere Aufwertung der Forderung nur bewilligen 
dürfte, wenn dies vor dem 1. April 1926 bei der Auſwertungsſtelle 
beantragt war. 

Endlich iſt nicht zu vergeſſen, daß es wichtig iſt, die Arbeit der 
überlaſteten Aufwertungsſtellen zu verringern. Ihre Arbeit iſt ſchon 
an ſich volkswirtſchaftlich nicht ſehr fruchtbringend, und die durch ihre 
überlaftung verurſachte Verzögerung ſchädigt die Vollkeswirtſchaſt noch 
beſonders. Es beſteht alſo aller Anlaß, ihnen jede irgendwie vermeid⸗ 
bare Arbeit abzunehmen. 

In formeller Beziehung iſt von Bedentung, daß das Aufwer⸗ 
tungsgeſetz offensichtlich beſtrebt iſt, die Neigung zu fördern, ſich über 
die Aufwertung gütlich zu einigen. Eine gütliche Einigung muß alſo 
nach dem Sinn des AufwG. imſtande ſein, die Durchführung der 
Aufwertung zu erleichtern. Das iſt aber, wie oben gezeigt, nicht der 
Fall, wenn man ſich auf Nadlers Standpunkt ſtellt. 


III. 


Für den Standpunkt der Gegenmeinung ſprechen, ſoweit ich zu 
erkennen vermag, nur zwei Gegengründe: 

Einmal könnte mau glauben, durch unbeſchränkte Verein⸗ 
barungsfreiheit die im Grundbuch nachgehenden Berechtigten zu 
ſchädigen. Aber dieſe Furcht wäre unbegründet. Denn den nach⸗ 
gehenden Berechtigten gegenüber iſt die Wirkſamkeit der Vereinbarung 
durch 8 67 ſowieſo auf 25% beſchränkt. So viel müſſen ſie ſich aber 
immer vorgehen laſſen. Denn auch wenn der Eigentümer z. B. Herab⸗ 
ſetzung der Aufwertung nach 8 8 beantragen Könnte, dies aber unter⸗ 
laſſen hat, müſſen die nachgehenden Gläubiger ſich damit abfinden. 
Sie können aber dies auch ohne Beeinträchtigung tun. Denn nach 
dem im weſentlichen wohl zutreffenden Ausgangspunkt des AufwG. 
(vgl. Schlegelberger-Harmening S. 126) beträgt die durch⸗ 
ſchnittliche Entwertung der Grundſtücke nicht mehr als 50%. Die 
nachgehenden Gläubiger haben alſo noch einen Vorteil von 250%, 
wenn nicht etwa dieſe 25% durch eine Rangſtelle des Eigentümers 
nach 8 7 verbraucht find. Die nachgehenden Gläubiger werden auch 
dann nicht geſchädigt, wenn z. B. der Eigentümer, obwohl der Wert 
der Rückzahlung 100% betrug, die Eintragung voller 25 0% bewilligt. 
Freilich zahlt dann der Eigentümer im ganzen 3500. Aber die 100%, 
die den Normalſatz überſteigen, find ja ſchon in der Vergangenheit ge⸗ 
zahlt, und für den nachgehenden Gläubiger iſt allein von Bedeutung, 
was ihm jetzt noch vorgeht. Vgl. LG. Halle JW. 1926, 274, von 
Mügel daſ. zuſtimmend beſprochen. Die abweichenden Entſch. des 
KGG. und des OLG. Braunſchweig (DRotV. 1926, 243, 385) 
überzeugen nicht. Sie gehen davon aus, daß bei dem hier vertretenen 
Standpunkt die nachgehenden Gläubiger geſchädigt werden können. 
Dies iſt aber, wie oben ausgeführt, nicht richtig. 

ubrigens bietet auch der Standpunkt der Gegenmeinung keine 
völlige Sicherheit, daß Ergebniſſe vermieden werden, die ſich nicht 
aus dem Aufm®. ergeben. Nur muß dann dazu das Mittel der 
Kolluſion verwendet werden. Behauptet 3. B. der Gläubiger in der 
Anmeldung, ſeine Forderung ſei am 16. Juni 1922 zurückgezahlt, 
während ſie es in Wahrheit ſchon am 14. Juni iſt, ſo kann, wenn der 
Eigentümer keinen Einſpruch erhebt, vom nachgehenden Gläubiger 
die Wiedereintragung der Hypothek nicht verhindert werden. Denn die 
Nachberechtigten werden — wenigſtens nach der weitaus überwiegenden, 
auch von Nadler (S. 118) vertretenen und von ihm mit Recht als 
praktiſch allein durchführbar bezeichneten Meinung — zum Verfahren 
vor der Aufwertungsſtelle nicht zugezogen. Es kann nicht die Mei⸗ 
nung des AufwG. fein, auf dieſem unſittlichen Umweg Ergebniſſe zu⸗ 
zulaſſen, die der ehrlichen offenen Vereinbarung verſchloſſen wären. 

Bedenklich könnte zweitens erſcheinen, daß bei völliger Ver⸗ 
einbarungsfreiheit Vereinbarungen über die Auſwertung ſtets, auch 
in noch fo ſpäter Zukunft, zuläſſig bleiben und damit die endgültige 
Klärung der Belaſtungsverhältniſſe ins Ungewiſſe verſchoben erſcheint. 
Dieſer Einwand hat aber mehr theoretiſche als praktiſche Bedeutung. 
In Wirklichkeit wird es nur ganz ſelten vorkommen, daß nicht an⸗ 
gemeldete Rechte — nur bei nicht angemeldeten Rechten kommt der 
Einwand ja in Betracht — erſt in jpäter Zukunft durch Verein⸗ 
barung aufgewertet werden. Meiſt wird ſich vielmehr in ſolchen Fällen 
der Eigentümer darauf berufen, daß mangels Anmeldung ein Riecht 
gegen ihn nicht mehr beſtehe. Tut er das aber wirklich einmal nicht, 
ſo kann jedenfalls gutgläubigen Erwerbern nichts geſchehen. Denn 


2668 


die Grundbuchſperre gilt ja nur vorübergehend, nicht für alle Zukunft. 
Aber auch ſolange ſie beſteht, gilt ſie nur zugunſten der geſetzlichen, 
nicht auch der vereinbarten Aufwertung. Denn 8 22 iſt in 8 67 nicht 
für anwendbar erklärt. 

Übrigens wird die allerdings dringend nötige ſchnelle Klärung 
der Belaſtungsverhältniſſe auch dann nicht erreicht, wenn man mit 
dem oben angeführten KGBeſchluß eine Anmeldung auch in dem 
Wiedereintragungsantrag des Eigentümers erblickt. Denn dann wird 
jedenfalls, wie oben gezeigt, der Zweck vereitelt, alle Aufwertungs⸗ 
anmeldungen in der Aufwertungsſtelle zuſammenlaufen zu laſſen. 

Wer allerdings den Hauptzweck des 8 16 darin ſieht, daß durch 
Befriſtung der Anmeldung recht ſchnell Klarheit geſchaffen werden 
ſoll — eine Auffaſſung, die nach dem Wortlaut des 8 16 zwar mög- 
lich, aber keineswegs zwingend iſt —, wird hieraus einen Einwand 
gegen unſere Auffaſſung ableiten können. Er wird ſich aber außer 
mit den oben Erwähnten noch mit dem Gegeneinwand auseinander⸗ 
ſetzen müſſen, daß die Anwendung des 8 16 auf die vereinbarte Auf⸗ 
wertung nirgends vorgeſchrieben iſt. 


IV. 


Nach alledem tritt die „Aufwertung kraft Vereinbarung“ der 
„Aufwertung kraft Geſetzes“ als ebenbürtige Schweſter zur Seite. 
Regeln die 88 4—30 die Vorausſetzungen und das Verfahren, um 
eine Aufwertung vom widerwilligen Schuldner zu erzwingen, ſo 
genügt nach 8 67 eine bloße Vereinbarung mit dem aufwertungs⸗ 
willigen Schuldner, um die weſentlichen Wirkungen der Aufwertung 
anderen gegenüber eintreten zu laſſen, ſofern nicht die Höchſtgrenze 
von 250% überſchritten wird. 

Die herrſchende Begriffsbeſtimmung der Aufwertung als der 
„von ſelbſt“ eintretenden Einwirkung der Geldentwertung auf die 
Rechtsverhältniſſe ſteht unſerer Auffaſſung nicht entgegen. „Von ſelbſt“ 
Kann freilich nur die geſetzliche Aufwertung eintreten. Den Beteiligten 
wird aber gleichzeitig die Möglichkeit gegeben, die Wirkung der Auf⸗ 
wertung durch ihre Vereinbarungen zu beeinfluſſen. Das Rechtsleben 
bietet oft genug ähnliche Geſtaltungen. Z. B. tritt die Unterhalts⸗ 
pflicht der Verwandten „von ſelbſt“ ein, kann aber — mit gewiſſen 
Einſchränkungen — durch Vereinbarungen geändert werden. 

Iſt alſo die Vereinbarung ein ſelbſtändiger Tatbeſtand zur Be⸗ 
gründung der Aufwertung, fo ergeben ſich folgende Sätze: 

1. Die Aufwertung kann mit Wirkung gegen Dritte auch dann 
vereinbart werden, wenn geſetzliche Aufwertung nicht ftattfinden 
würde, z. B. wenn die Zahlung vor dem 15. Juni 1922 vorbehalt⸗ 
los angenommen iſt. Vgl. Mügel, DurchfVO. S. 271. Nur die 
Schranke wird man ziehen müſſen, daß überhaupt ein nach § 1 auf⸗ 
wertungsfähiger Anſpruch vorliegen muß. Dies läßt ſich aber damit 
rechtfertigen, daß SI im „Allgemeinen Teil“ des AufwG. fteht und 
daher für das ganze Aufto®., nicht nur für den II. Abſchnitt gilt. 
Sachlich ſpricht für dieſe Boſchränkung, daß eine weitergehende Auf⸗ 
wertung nicht mehr als Aufwertung bezeichnet werden kann. Praktiſch 
iſt die Beſchränkung aber nicht von Bedeutung. 

2. Die vereinbarte Aufwertung kann mit Wirkung gegen Dritte 
auf jeden beliebigen Betrag bis zu 25% des Goldmarkbetrages feſt⸗ 
geſetzt werden, auch wenn die geſetzliche Aufwertung niedriger fein 
würde. Es können z. B. geleiſtete Zahlungen anders verrechnet werden 
als es 8 18 vorſchreibt. Eine Vereinbarung über den zugrunde zu 
legenden Erwerbstag und ⸗preis iſt aber nicht zuläſſig, weil auf 
dieſem Weg die Höchſtgrenze umgangen werden könnte. 


3. Vereinbarungen über die Aufwertung können jetzt und in 
alle Zukunft hinein ſtattfinden, auch wenn die Anmeldung bei der 
Aufwertungsſtelle verſäumt iſt. Wer aber inzwiſchen gutgläubig ein 
Recht erworben hat, wird durch eine ſolche Vereinbarung nicht be⸗ 
rührt. Ebenſo entſteht die Rangbefugnis hinter einer bloß verein⸗ 
barten Aufwertung nicht. 

4. Wird Eintragung einer vereinbarten Aufwertung beantragt, 
ſo hat das Grundbuchamt nur zu prüfen, ob eine Vereinbarung vor⸗ 
liegt — was durch getrennte Bewilligungen nachgewieſen werden kann, 
vgl. KJ. 28, 151 — ſowie ob der vereinbarte Aufwertungsbetrag 
25% des geſetzlichen Goldmarkwertes nicht überſteigt. Die Nach⸗ 
prüfung des Goldmarkwertes bleibt alſo dem Grundbuchamt auch von 
unſerem Standpunkt aus nicht erſpart. Da aber Erwerbstag und 
⸗preis in erleichterter Form nachgewieſen werden können, bei Vor⸗ 
kriegshypotheben ſogar offenkundig find, bereitet dieſe Prüfung nicht 
annähernd ſolche Schwierigkeiten wie die von Nadler verlangte 
Prüfung, ob die Vorausſetzungen der Aufwertung vorliegen. 

Nach alledem ſcheint mir der Standpunkt der herrſchenden Mei⸗ 
nung über die vereinbarte Aufwertung dringend einer näheren Nach⸗ 
prüfung zu bedürfen. Auch wer unſere Ausführungen nicht überall 
für zwingend halt, ſollte doch zugeben, daß auch die Gegenmeinung 
nicht zwingend iſt, und darum unſerer Anſicht jedenfalls deswegen 
den Vorzug geben, weil ſie zu beſſeren Ergebniſſen führt. 


LR. Dr. Weißler, Halle a. d. S. 
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Zwei Fragen aus dem Aufwertungsrecht. 
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Bei der Aufwertung iſt nach Treu und Glauben auf die Ei 
länge beider Teile in billiger Weiſe Rückſicht zu nehmen, alle io 
Hände des einzelnen Falles ſind für die Beurteilung heranzuziehen 19 
3. B. RG. 107, 87 JW. 1924, 38). Es erſcheint als eine Auswirkun 
ſolches Grundfages, wenn RG. ſeit RG. (FerS.) JW. 1923, ° 0 
ſtändig daran feſthält, daß der Verzug des Geldgläubigers — 
Lieferungsſchuldners mit der Sachleiſtung den AufwAnſpruch gen, 
den Gelbſchuldner grundſätzlich nicht ausſchließe, da der Geldſchn fi 
ner und Lieferungsgläubiger durch den Verzug feines Gegners! 
der Sachleiſtung zwar keinen Schaden erleiden, ſich aber auch bh 
durch Leiſtung einer ſtark entwerteten Zahlung auf Koſten lle 
anderen Teiles unberechtigt bereichern ſolle. In einem ſolchen 758 
hindert alſo der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen einem — 
ſchulden des Geldgläubigers (da ja zum Verzuge ein Verfall nd” 
gehört) und der Entwertung der vertragsmäßigen Geldſchuld sur 
ſätzlich deren Aufwertung nicht, vorbehaltlich der Nachprüfung 4 n 
einzelnen Umſtände des Falles, die ſehr wohl zu einem völlige 
Ausſchluſſe der Aufwertung führen können. hin 
Man hat aus der Rechtſpr. einen allgemeinen Gedanken dab, 
herauszuſchälen: Es kommt für die Zuläſſigkeit ich 
Aufwertung einer Geldforderung grundſätzien 
nicht darauf an, ob der Aufwertungsgläubige 
die Entwertung verurſacht oder gar verſchuld 5 
habe, vielmehr iſt die entwertete Forderung all 
zuwerten, wenn ohne Aufwertung dem Geldſchu 
ner auf Koſten des Gegners eine unberechtigte un 
den Grundſätzen von Treu und Glauben widerſtren, 
tende Bereicherung zuflöſſe. Das Verhalten des Hens, 
gläubigers, das die Entwertung (mit) verurſacht oder gar verſch 
det hat, wirkt ji in angemeſſener Weiſe exit bei der Prüfuſh 
der einzelnen Umſtände des Falles aus. 1195 
Es gehört hierher z. B. der Fall, daß der Geldgläubige. 
in Annahmeverzug gerät und der Geldſchuldner das Geld, das e 
zunächſt zur Verfügung gehalten, in ſolcher Weiſe verwendet, 
er es zu einem Teile wenigſtens wertbeſtändig erhält. Ferner N 
hierher zu rechnen der Fall, daß der Geldgläubiger, der nach = 
Vertrage bis zu einem beſtimmten Tage Zahlung zu verlang⸗, 
hat, ohne Veranlaſſung des Schuldners mik dieſem ein Hinal 
ſchieben des Zahlungstages vereinbart. Auch hier iſt Voraus etzun, 
daß der Gelbſchuldner den Schuldbetrag in der Zeit bis zu der 0 
teren Zahlung wenigſtens zum Teile wertbeſtändig erhalten gas, 
Führt das Verhalten des Geldgläubigers dazu, daß der Gelb, 
ſchuldner die Entwertung des Schuldbetrages in ſeiner Hand 0 
eigenes Verſchulden in vollem Umfange erleidet, ſo wird bei eine 
Verſchulden des Geldgläubigers an der Verzögerung der Zahlung ° 
Schuldner nicht aufzuwerten brauchen. Auch ohne Verſchulbel 
bei bloßer Verurſachung durch den Gläubiger, wird in ſolchem Ja 55 
regelmäßig und von Paschen Ausnahmefällen abgeſehen die 17 
wertung auszuſchließen fein, denn es entſpricht den Grundſätze 
von Treu und Glauben, daß man die Folgen ſeines Tuns ob 
Unterlaſſens in vollem Umfange trage. Trifft den Geldſchuldne 
zugleich eine Schuld daran, daß ſich die Geldleiſtung in ſein 1 
Hand entwertet, und wäre er bei Anwendung der erforderliche, 
Sorgfalt in der Lage geweſen den Betrag feiner Schuld in mel 
oder weniger großem Umfange wertbeſtändig zu erhalten, 7 
wird die Entwertung nach den Umſtänden des Falles von beide 
Teilen zu tragen ſein. pr 
Sehr weit geht RC. (JW. 1925, a! wo es dem Cell 
gläubiger auch dann noch grundſätzlich eine Aufwertung zugeſtande 
hat, nachdem er die angebotene Zahlung zurückgewieſen und jr 
Geldſchuldner den Schuldbetrag hinterlegt hatte. Es iſt das gute Rech 
des Schuldners, beim Annahmeverzuge des Gläubigers zu hinten 
legen (88 372 ff. BGB.), und er iſt — abgeſehen von möglichen 
beſonders gearteten Fällen, wo Treu und Glauben etwas andere 
gebieten können — nicht verpflichtet auf dies fein Recht zu ver 
zichten. 
II. 


4 

Der 2.88, des NG. hat inNG.113, 136 — JW. 1926, 2362 
dargelegt, daß für die Zeit vor dem 15. Aug. 1922 Reine Aufwen 
tung zuläſſig ſei, weil bis dahin die Papiermark noch Wertmef # 
geweſen fei. Er beruft ſich dabei auf die ftändige Rechtſpr. und führ 
als abweichend nur zwei Urt. des 1. 36. aus 1926 auf. 2 
6. 35. erklärt (Urt. v. 15. Juni 1926), bis zum Juni 192 
könne Kein Anſpruch auf Aufwertung anerkannt werden, denn be 
dahin habe ſich die Geldentwertung in ſolchen Grenzen gehalten, 
daß der Grundſatz „Mark gleich Mark“ noch nicht als erſchütſe 
0 er können (Iiſch. Richterztg. 1926, H. 8, Rechtſpr. 22“ 
Nr. 772). 
Eine ſolche ſtarre Einſchränkung der Aufwertung muß 1 
vielen Fällen zu Ergebniſſen führen, die der Billigkeit und De 
Gerechtigkeitsgefühle widerſtreben. Nur ein Beifpiel, das ſich abe 
vielfach vermehren und abwandeln ließe. A. verkauft im Des 
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Auflaſſung im Dez. 1918 30000 6 an, er übernimmt 70000 
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ypotheken, für weitere 30000 % wird eine Hypothek zugunſten 
wi A. eingetragen, der Reſt der Kaufforderung von 20000 10 
I nicht geficert. Die lebten 50000 . hat B. bis zum 1. Ang. 
m ſpäteſtens auszuzahlen. Am 30. Juli 1922 überweiſt B. 
A 50000 % an A., der den Betrag zurück überweiſt und dem 
men ugleich mitteilt, das jei ihm zu wenig, er müſſe bedeutend 
ehr haben. B. erwirkt im Sommer 1923 ein rechtskräftiges Urt. 
D Löſchung der Kaufgeldhypothek und läßt die Hypothek löſchen. 
En 20000 % hatte B. inzwiſchen wieder an A. überwieſen, der 
an darauf geſchrieben hatte, er wolle das Geld nicht, er be⸗ 
bebe ſich auf ſein früheres Schreiben. Nachdem gegen Ende 1923 
An Aufwertungslehre durchgedrungen, klagt A. im Jan. 1924 auf 
uufwertung der Hypothek und der perſönlichen Forderung, und der 
Neficherten Forderung auf Zahlung der 20000 %. Die Auf- 
ung der Hypothek und der periönlichen Forderung erledigt 
aug, nachdem inſoweit das Verfahren im Rechtszuge der Berufung 
usgeſetzt worden, auf Grund des Aufwertungsgeſetzes. Dabei er⸗ 
engt A. gemäß SS 10ff. Aufm®. für ſeine perjönliche Forderung 
nr Erhöhung des Aufwertungsbetrages auf 60 v. H. des Gold⸗ 
ſichrkbetrages, während die Klage auf Aufwertung der unge⸗ 
0 herten 20000 Arzorberung endgültig abgewieſen wird, weil A. 
M. dem Grundſatze, daß bis zum 15. Aug. 1922 Mark gleich 
lark geweſen ſei, voll befriedigt worden ſei. 
20 Das Ergebnis iſt ſehr unbillig, wenn man erwägt, daß die 
3 000 Papiermark im Dez. 1918 noch 10 000 Goldmark, nach den 
Sellerfjen Umwertungszahlen 10 749 /, am 1. Aug. 1922 aber 
ler noch 130 Goldmark, 257 Reichsrichtzahlmark und 738 4 
ach den Zellerſchen Umwertungszahlen waren, und wenn man 
unter betrachtet, wie viel beſſer A. mit jeiner Kaufgeldhypothelk 
nach dem gewiß nicht gläubigerfreundlichen Aufw®. fährt. Es 
i nun einmal an der Tatſache nicht zu rütteln, daß die Geldent⸗ 
wertung älterer Forderungen bis zum 15. Aug. 1922 ſchon einen 
gewaltigen Wertſchwund herbeigeführt hat. Den kläglichen Reit 
Mr die ſpätere Zeit aufzuwerten lohnt ſich kaum der Mühe. 
4 Nun geht der zweite 38. des NG. davon aus, daß eine 
| ufwertung, d. i. eine Umwertung einer entwerteten Forderung, die 
2 dem geſetzlichen Wertmeſſer der Papiermark ausgedrückt iſt, unter 
usſchaltung des Nennwertzwangskurſes der Papiermark erſt dann 
ulaſſig ſei, wenn für die betreffende Zeit die Papiermark im Ver⸗ 
‘ehr als Wertmeſſer beſeitigt geweſen ſei. Ob der Grundſatz unbe⸗ 
ang richtig ſei, ließe ſich bezweifeln, man mag aber einmal davon 
ſucgeben. Will man den enkſcheidenden Zeitpunkt der Beſeitigung 
en, ſo ift es geboten, ſich möglichſt an entſprechende geſetzliche 
yerithriften anzuſchließen. Hier beitimmt nun 8 2 Aufm®., daß 
in rliche, die nach dem 31. Dez. 1917 erworben worden, auf 
en Goldmarkbetrag abzuwerten ſeien. Das heißt doch mit dürren 
Werten: vom 1. Jan. 1918 ab war die deutſche Papiermark kein 
darf tmeſſer mehr, der Nennbetrag nach den Währungsgeſetzen be⸗ 
‚U der Berichtigung nach einem anderen Wertmeſſer. Freilich 
madelt es ſich hier um den Gläubiger, deſſen Anſpruch gefliſſentlich 
orig gehalten werden ſoll, das ändert aber nichts daran, daß 
us der geſetzlichen Beſtimmung unzweideutig jener eben nieder⸗ 
gelegte Satz folgt. Bei dem mit mehr Liebe behandelten Schuldner 
leht die Sache etwas anders aus, denn aus 88 14, 15 (63) a. a. O. 
ergibt ſich, daß eine Leiſtung des Schuldners in der Zeit bis 
em 14. Juni 1922 einſchließlich als volle Tilgung (auch auf eine 
chuld z. B. aus 1914) gilt, es müßte denn der Gläubiger ſich 
0 der Annahme der Leiſtung ſeine Rechte vorbehalten haben. Der 
orbehalt des Gläubigers entkleidet die Mark auch für die Zeit 
In dem 15. Juni 1922 der Kraft ſchlechthin Wertmeſſer zu fein, 
Ind J 18 greift ein, Mit dem Otandpunkte des Aufwch it alſo 
En des 2, wie des 6. Gen. des RG. nicht in Einklang zu bringen, 
95 an und für ſich wenig erfreulich iſt, beſonders bedenklich 
aller wird, wenn man ſich vergegenwärtigt, daß das Aufiv®. ſelber 
Der andere als aufwertungsfreundlich iſt. Es iſt doch ein recht be⸗ 
d uerlicher Widerſpruch zwiſchen der Regelung durch das AufwGh. und 
Au Standpunkte der eben genannten beiden Senate, daß bei der 
luufwertung außerhalb des AufwG. kein Vorbehalt bei einer Zah⸗ 
deng in der Zeit bis zum Stichtage (15. Aug. oder 1. Juni 1922 
En Gläubiger etwas hilft; denn wer die ihm geſchuldete Leiſtung 
Einen kann die Folge des 8 362 BGB. durch keinen Vorbehalt 
indern. 


15 Es iſt aber auch nicht richtig, daß die Papiermark bis zum 
Sum oder gar zum 15. Aug. 1922 noch im Verkehr als Wert⸗ 
zeſſer gegolten habe. Freilich, inſofern war ſie nach wie vor ein 
En meilet, als man danach im Inlande rechnete; man hatte ja 
de ts anderes, Dollar und Reichsrichtzahl gaben nur Umrechnungs⸗ 
5 rhältniſſe an, aber als Wertmeſſer zum Werte des Nennwerk⸗ 
ſwangskurſes wurde die Papiermark ſchon lange vor dem Juni 
es nicht mehr angeſehen, ohne daß es freilich möglich fein wird, 
55 genauen Zeitpunkt zu beſtimmen. Zunächſt geht es nicht an, 
Er Auslandsverkehr ſchlechthin auszuſcheiden, aber auch im In⸗ 
25 verkehr war lange vor Sommer 1922 die Auffaſſung durch⸗ 
neh gen, daß die Papiermark keine Mark im früheren Sinne 

yr ſei. Mochte auch der Unterſchied zwiſchen Teuerung und Geld⸗ 
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entwertung nicht klar erkannt werden, fo ſpürte doch ein jeder 
in ſeiner eigenen Wirtſchaft, daß er für „die Papierlappen“ nur 
einen geringen Bruchteil der Warenmenge kaufen könnte, die er 
früher für deutſches Geld erhalten. Das genügt: tiefgründige 
volliswirtſchaftliche Betrachtungen kaun man nicht verlangen. Daß 
das Geld überhaupt noch als Wertmeſſer, wenn auch minderen Gra⸗ 
des anerkannt wurde, tut nichts zur Sache. Schließlich darf man 
hier eines nicht überſehen: wäre nicht der geſetzliche Zwang unſerer 
Währungsvorſchriften durch Regierung und Rechtſpr. lange Zeit 
kräftig unterſtützt worden, ſo hätte der Verkehr ſich lange vor dem 
Sommer 1922 rückſichtslos von der Währungsfeſſel befreit. Ab⸗ 
geſehen von vereinzelten Entſch., die zunächſt keine Nachfolge fan⸗ 
den (Darmſtädt. OL G.), hat die Aufwertung fi exit im Spät⸗ 
herbſt 1923 durchgeſetzt. 

Für die Frage, ob nach Treu und Glauben aufzuwerten ſei, 
wird man im übrigen die frühere Auffaſſung des Verkehrs nicht 
zugrunde legen dürfen, ſie gehört nicht zu den tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſen des Falles, die auch heute noch gelten müſſen, vielmehr 
beſtanden die tatſächlichen Verhältniſſe in der beſtändig fortſchrei⸗ 
tenden, wenn auch hier und da vorübergehend ſtockenden Geld⸗ 
entwertung, während die Aufſaſſung des Verkehrs nur ein Irr⸗ 
tum war, der zu ſchweren Mißſtänden und Unbilligkeiten geführt. 
hat, die ohne Not heute erneuert werden, wenn mau jenen Irrtum 
auch heute noch als maßgeblich zugrunde legt. Die Frage, ob 
den Geldſchuldner, der mehr als den Nennwert zu zahlen ſich 
geweigert hat, ein Verſchulden treffe, ſcheidet hier aus. 

Außer den beiden erwähnten Urteilen des 1. ZS. aus 1926 
weichen noch zwei Urt. des 5. 36. von dem Standpunkte des 2. u. 
6.35. ab, nämlich (NG. 109, 322) und beſonders das RG. 107, 
78 JW. 1924, 38, wo es auf S. 86 heißt: „Es kann auch 
nicht angenommen werden, daß die Geldentwertung bei der Fällig⸗ 
keit der Hypothek (am 1. April 1920) ſo gering geweſen wäre, daß 
die rechtliche Möglichkeit einer Aufwertung der Hypothekenforde⸗ 
rung von vornherein ausſcheiden müßte.“ 

Den Kern der Frage trifft das Urteil, wenn es auf S. 91 aus⸗ 
ſpricht: „Bei welchem Grade der Geldentwertung ſich die No:⸗ 
wendigkeit einer Aufwertung der Forderung des Gläubigers als 
dem Geſetze entſprechend herausſtellt, wird im einzelnen Falle 
nach den Grundſätzen von Treu und Glauben zu ermeſſen ſein.“ 
Eine weitere grundſätzliche Einſchränkung der Aufwertung kann es 
billigerweiſe nicht geben. Die Sicherheit des Rechtsverkehrs wird 
unter einer ſolchen Rechtsanwendung nicht leiden, jedenfalls nicht 
mehr als unter der Aufwertung überhaupt. Eine ſachgemäße Recht⸗ 
ſpr. mit geſchmeidiger Zügelführung kann dem einzelnen Falle ſehr 
wohl gerecht werden. Gewiſſe Rechksgrundſätze allgemeiner Art wer⸗ 
den ſich auch hier entwickeln und möglichen Auswüchſen entgegen⸗ 
wirken. Der Ausgrabung ſchon modernder Rechtsbeziehungen, mit 
der Abſicht, ſie durch eine Aufwertung zum Leben zu erwecken, wird 
man im einzelnen Falle mit dem Grundſatze von Treu und Glau⸗ 
ben (Verzicht, rechtsähnliche Anwendung der Verjährung) begeg⸗ 
nen können, wie man es verhindern kann, daß verhältnismäßig 
geringfügige und nach den Umſtänden des Falles vom Gläubiger 
zu tragende Entwertungen wider die Billigkeit dem Schuldner auf⸗ 
gebürdet werden. DLR. Dr. Sautter, Celle. 


Aufwertung der auf Grund des Branntzwweinmonogpol⸗ 
nelches zu zahlenden Entſchädigungen. 

Das Branntweinmonopol®. v. 28. Juli 1918 verpflichtete die 
Reichs monopolverwaltung für gewiſſe Fälle zur Zahlung von Ent⸗ 
ſchädigungen. Die diesbezüglichen Beſtimmungen ſind durch § 182 
Abſ. 1 des Branntweinmonopolch. v. 8. April 1922 ausdrücklich 
aufrechterhalten worden. 

Daß dieſe Entſchädigungen in angemeſſener Weiſe aufzuwerten 
find, unterliegt keinem Zweiſel, da es Treu und Glauben und jeder 
Billigkeit widerſprechen würde, wenn die Branntweinmonopolver⸗ 
waltung durch die Inflation de facto von jeder Entſchädigungszah⸗ 
lung befreit worden wäre. Dies gilt um ſo mehr, als die Zahlung 
der Entſchädigung nicht in einer einmaligen Summe, ſondern in 
Form einer auf einen längeren Zeitraum verteilten Rente erfolgt. 
Dementſprechend hat auch das RG. in zwei Entſch. v. 7. März 
1925 (IV 593/24) und 8. Okt. 1925 (IV 96/25) die Pflicht der 
Reichsmonopolverwaltung zur Aufwertung der Entſchädigungen grund⸗ 
ſätzlich anerkannt. 

Leider hat das RG. in dem zweiten Urteil eine Einſchränkung 
gemacht, die geeignet iſt, die grundſätzlich zugeſprochene Aufwer⸗ 
lung als wertlos erſcheinen zu laſſen, und die offenſichtlich auf ab⸗ 
wegigen Gedankengängen beruht. Das RG. nimmt nämlich an, 
daß der Schaden vom Geſetz nur in derjenigen Höhe anerkannt 
worden iſt, die dem Geldſtand zu der für die geſetzliche Feſtſetzung 
maßgebenden Zeit entſpricht. Als ſolche könne aber nur der g. April 
1922, d. h. der Tag der Ausfertigung des zweiten Geſetzes in Be⸗ 
tracht kommen, da dieſes die die Entſchädigung betreffenden Vor⸗ 
teile des Geſetzes von 1918 aufrechterhalte, und zwar — wie ſich 
aus dem Bericht des 36. Ausſchuſſes ergebe — unter bewußter Ab⸗ 
lehnung einer Erhöhung der Entſchädigungsbeträge des alten Ge⸗ 
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jepes. Das RG. ift alſo der Auffaſſung, daß das Geſetz von 1922 
durch die Aufrechterhaltung der alten Beſtimmungen die Entſchädi⸗ 
gungsfrage neu geregelt hat und daß deswegen der Tag des Er⸗ 
laſſes des Geſetzes von 1922 für die Umrechnung in Goldmark 
maßgebend ſein muß. 

Als jenes Geſetz von 1922 beraten wurde, ſtand man noch 
ganz allgemein unter dem Eindruck des Satzes Mark gleich Mark, 
der ſowohl von allen Gerichten einſchließlich des NG. wie auch 
von der Reichsregierung hochgehalten wurde. Es boſtand daher da⸗ 
mals auch die Auffaſſung, daß die auf Grund des Branntwein⸗ 
monopolch. zu entſchädigenden Perſonen nur den Papierntark⸗ 
Nennbetrag der im Geſetz von 1918 vorgeſehenen Entſchädigung 
fordern können. Dies gab bei der Beratung des Geſetzes von 1922 
angeſichts der inzwiſchen eingetretenen Wertminderung der urſprüng⸗ 
lich feſtgeſetzten Entſchädigungen Veranlaſſung, der Frage näher⸗ 
zutreten, ob nicht durch eine geſeßzgeberiſche Regelung die Ent 
ſchädigung erhöht werden müſſe. Von dieſer geſetzlichen Regelung 
hat man abgeſehen, und es fragt ſich, welche Bedeutung dieſe Ab⸗ 
lehnung hat. Vom Standpunkt der damaligen Erkenntnis aus 
geht dieſe Bedeutung lediglich dahin, daß den Berechtigten nicht 
weitergehende Anſprüche eingeräumt werden ſollten, als fie fie nach 
damals herrſchender Auffaſſung beſaßen. Heute wiſſen wir auf 
Grund unſerer in der Zwiſchenzeit gereiften Erkenntnis, daß dieſe 
Annahme irrig war und daß die Entſchädigungsberechtigten ſchon 
damals einen klagbaren Anſpruch auf Aufwertung der Entſchädigung 
hatten (daß derartige Klagen damals wahrſcheinlich nicht durchge⸗ 
drungen wären, iſt nicht entſcheidend, denn wir wiſſen heute, daß 
dieſe Urteile ebenſo falſch geweſen wären, wie es zahlloſe andere 
Urteile, die in Aufwertungsſragen ergangen find, tatſächlich find). 
Hält man ſich dieſe Tatſache vor Augen, dann bedeutet jener Be 
ſchluß, der die Erhöhung der Entſchädigungsſätze ablehnte, eine 
Vernichtung von Rechten, ſofern man ihn ſo auslegt, wie es das 
NG. tut. Es fragt ſich deshalb, ob eine fo weitgehende Auslegung 
jener Ablehnung einer Erhöhung der Entſchädigungsſätze zuläſſig 
iſt. Dieſe Frage muß man m. E. deshalb verneinen, weil der Ge⸗ 
ſetzgeber ſich nicht darüber klar war, daß Aufwertungsnuſprüche 
beſtanden und daß es deshalb keines geſetzgeberiſchen Eingreifens 
hinſichtlich der Erhöhung der Entſchädigungsſätze bedurfte. Der 
Geſetzgeber hat zwar den Entſchädigungsberechtigten damals nicht 
weitergehende Rechte zuſprechen wollen, als ſie ihm nach ſeiner 
Auffaſſung zuſtanden; er hat aber auch ſicherlich nicht den Willen 
gehabt, ihnen Rechte, die — wie wir heute wiſſen — tatfächlich ge⸗ 
geben waren, zu nehmen und ſie ſchlechter zu ſtellen als ſie nach 
dem bereits damals geltenden, aber noch nicht allgemein erkann⸗ 
ten Rechte ſtanden. Abgeſehen von der großen Unbilligkeit eines 
ſolchen Beſchluſſes dürfte kaum eine Veranlaſſung vorgelegen haben, 
die Reichsmonopolverwaltung von Verpflichtungen, die ihr oblagen, 
zu befreien. RG. JW. 1925, 45 hat in anderem Zuſammen⸗ 
hang geäußert, daß in der bloßen Annahme der Zahlung des Papier⸗ 
marknennbetrages der Forderung noch nicht der Verzicht auf Auf⸗ 
wertungsanſprüche erblicht werden könne, weil ein ſolcher Ver⸗ 
zicht vorausſetzt, daß der Verzichtende ſich über das Beſtehen oder 
wenigſtens die Möglichkeit des Beſtehens eines Aufwertungsrechtes 
klar war. Ebenſo muß man bei der Auslegung des Willens des 
Geſetzgebers ſagen, daß ein Wille auf Vernichtung von Anſprüchen 
ſo lange nicht angenommen werden kann, als der Geſetzgeber weder 
das Beſtehen dieſer Anſprüche kannte, noch mit der Möglichkeit 
eines ſolchen Beſtehens rechnete. Es iſt an ſich ſchon bedenklich, bei 
der Auslegung der Geſetze allzuſehr auf den „Willen des Geſetz⸗ 
gebers“ zurückzugreifen. Beſonders bedenklich erſcheint dies aber, 
wenn der Wille des Geſetzgebers nicht einmal klar zum Ausdruch 
gelangt iſt. 

Tatſache iſt, daß das Geſetz von 1922 fi mit der Entſchädi⸗ 
gungsfrage überhaupt nicht befaßt, ſondern nur die diesbezüglichen 
Beſtimmungen des Geſetzes von 1918 anfrecht erhält. Damit iſt 
das Geſetz von 1918 aber inſoweit mit allen Wirkungen, die es 
von Anfang an hatte, beſtehen geblieben, und zu dieſen Wirkungen 
gehört auch die, daß bei der Frage, in welcher Höhe die Entſchädi⸗ 
gungen aufzuwerten ſind, der Zeitpunkt des Erlaſſes des Geſetzes 
von 1918 maßgebend ſein muß. In dieſem Zeitpunkt wurde eine 
Anwartſchaft der Entſchädigungsberechtigten auf die Entſchädigung 
begründet, und zwar in Höhe des Wertes begründet, den die vom 
Geſetz vorgeſehene Entſchädigung im Zeitpunkt des Erlaſſes des⸗ 
ſelben hatte; die Tatſache, daß der übrige Teil des Geſetzes einer 
Umarbeit unterzogen und neu veröffentlicht werden mußte, kann 
nicht geeignet ſein, den Wert dieſer Entſchädigungen herabzudrücken. 

RA. Dr. v. Karger, Berlin. 


Ablöſungsgeſetz. 
1. Ablöſung der Markauleihen des Landes 
Bayern. 
(BD. über die Durchführung des Anleiheablöſungsgeſetzes v. 
8. Juli 1926, GVBl. 335). 
Nichtbayeriſche Markanleihen ſind die vom Reich im Zu⸗ 
ſammenhang mit dem Übergang der Eiſenbahnen übernommenen und 
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die von ihm zu Markanleihen erklärten bayeriſchen Schulden. Die 
Gläubiger der Markanleihen alten Beſitzes erhalten ein 
Ausloſungsrecht gemäß 8 34 AnlAblch. Tilgung und Verzinſung d 

Teils der Ablöſungsanleihe, der nicht im Umtauſch gegen Altbeſiz⸗ 
anleihe ausgegeben wurde, kann bis zum Erlöſchen der Reparations⸗ 
anleihe nicht gefordert werden. Der Anſpruch auf Umtauſch der 
Inhaberſchuldverſchreibungen über Altbeſitzanleihen iſt v. 2. Aut: 
1926 bis zum Ablauf des 30. Nov. 1926 geltend zu machen 
(die urſprünglich am 2. Nov. ablaufende Friſt wurde durch Bel 
v. 29. Okt. 1926, GVBl. 1926, 503 verlängert). Für Ne 
beſitz wird die Friſt noch feſtgeſetzt. Die Anmeldung iſt auf einem 
vom Deutſchen Sparkaſſen⸗ und Giroverband herausgegebenen Vor 
druck an die Bayriſche Staatsſchuldenverwaltung durch eine Me 
mittlungsſtelle (öffentlich⸗ rechtliche Kreditanſtalt, öffentliche oder un 
ter Staatsaufſicht ſtehende ſowie von der oberſten Landesbehorbe 
zur Vermittlung zugelaſſenen Sparkaſſen, in das Handelsregiſtel 
eingetragene Bankiers, die den Reviſionsverbänden des Deutſche 
Genoſſenſchaftsverbandes angehörenden Kreditgenoſſenſchaften, Zen⸗ 
tralkaſſen des Reichsverbandes der Deutſchen landwirtſchaftl. ur 
noſſenſchaften, Naiffeifenbank AktG. Berlin und ihre Zweig⸗ oder 
Geſchäftsſtellen und im einzelnen in der VO. aufgeführte ausländ. 
Bankanſtalten) zu richten. Die Anmeldung iſt rechtzeitig, wenn N 
bis zum Ablauf der Anmeldungsfriſt bei einer Annahmeſtelle bz, 
der Staatsſchuldenverwaltung eingegangen iſt. Der Anſpruch 
auf Umtauſch von Markanleihen auf Grund Vor“ 
behalts (8 32 1 RAnlAblG.) iſt innerhalb der gleichen Friſt wit 
bei Altbeſitzanleihen unmittelbar bei der Bayeriſchen Staatsſchul⸗ 
denverwaltung unter Beifügung der Schuldurkunden geltend zn 
machen; dabei iſt unter Angabe von Beweismitteln anzugeben, in 
welcher Form, wann und unter welchen näheren Umſtänden der 
Vorbehalt gemacht wurde. Zur Stellung eines Antrags auf 
Gewährung von Ausloſungsrechten, der ebenfalls bis 
zum 30. Nov. 1926 einſchließlich durch eine Vermittlungsſtelle eil 
zureichen iſt, iſt berechtigt, wer an den Anleihen ein dingli 13 
Recht hat oder fie zu verwalten befugt ift. Die Beweis baſt für 
den Altbeſitz hat der Antragſteller, dem die Bankiers uſw. in 
der Regel koſtenlos die erforderlichen mündlichen oder ſchriftlichen 
Auskünfte zu geben haben. Gegen eine Entſcheidung der Bayeriſchen 
Staatsſchuldenverwaltung, durch die ein Antrag auf Gewährung 
von Ausloſungsrechten ganz oder teilweise abgelehnt wird, iſt innet⸗ 
halb 2 Wochen von der Zuſtellung an eine bei der Staatsſchulden⸗ 
verwaltung einzureichende Beſchwerde zuläſſig, über die eine beim 
Verwaltungsgerichtshof gebildete Beſchwerdeſtelle entſcheidet. Dabel 
können neue Tatſachen und Beweismittel vorgebracht werden. Ge⸗ 
währung einer Vorzugsrente iſt bei der VBezirksfürſorge⸗ 
ſtelle zu beantragen, in deren Bezirk der Anleihegläubiger wohnt 
oder ſich nicht nur vorübergehend aufhält (auch in Dentſchland 
außerhalb Bayerns). Dabei find Tag und Ort der Geburt, Staats- 
angehörigkeit, Wohnſitz, Höhe und Quelle feines Einkommens i. 
dem Jahre vor Stellung des Antrags anzugeben. Soweit die Ein 
künfte 800 46 überſteigen, iſt zu begründen, weshalb einzelne der 
Einkünfte außer Anſatz zu bleiben haben; es iſt weiter zu erklären, 
ob und gegebenenfalls in welcher Höhe dem Anleihegläubiger eine 
Vorzugsrente vom Reich oder von einem Land zuſteht oder ob er 
eine ſolche beantragt hat; die Ausloſungsrechte und gegebenenfalls 


der Ausloſungsſchein find unter Angabe der Erwerbszeit und der 


Erwerbsweiſe zu bezeichnen. Bei Antrag auf erhöhte Vorzugsrenle 
hat der Antragſteller für den Fall der Gewährung auf die in Frahe 
kommenden Ausloſungsrechte zu verzichten und ſich zur Übertragung 
von Ablöſungsanleihe in Höhe des Nennbetrags der Ausloſungsrechle 
zu verpflichten. Über die Bedürftigkeit entſcheidet der Aus ſchuß 
für Vorzugsrenten; gegen ſeine ablehnende Entſcheidung kann bei 
der Bezirksfürſorgeſtelle Beſchwerde eingelegt werden, über die der 
Oberausſchuß für Vorzugsrenten zu entſcheiden hat. Über den Un’ 
trag ſelbſt entſcheidet die Staatsſchuldenverwaltung, die an die 
Entſcheidung des Ausſchuſſes oder Oberausſchuſſes für Vorzugsrenten 
und an die Entſcheidung über die Gewährung von Ausloſungsrechten 
gebunden iſt. 

2. Ablöſung der Markanleihen der Gemeinden 
und Gemeindeverbände. 

(VO. über die Durchführung der 88 40— 46 AulAblGG. v. 
9. Juli 1926, GVBl. 346). Die Friſt für den Umtauſch von AU 
beſitzanleihen (für Neubeſitz iſt noch keine Friſt beſtimmt), die Be⸗ 
ſtimmungen über die Anmeldung, das Verfahren bei Vorbehalt (ie 
Anmeldung iſt unmittelbar unter Beifügung der Schuldurkunden an 
den Anleiheſchuldner zu richten), die Antragsberechtigung, die 
weislaſt, die Aufſchlußpflicht Dritter find im Allgemeinen die gleichen 
wie bei den Landesanleihen (oben unter 1.). Wenn der Anleihe 
ſchuldner die Ablöſungsauleihe nicht gewähren will, hat er hierüber 
einen ſchriftlichen Beſcheid zu erteilen. Der Antragſteller kann die 
Entſcheidung der Spruchſtelle (die dem Antragſteller vorgeſetzte Re 
gierung, Kammer des Inuern) ſchriftlich innerhalb zweier Wochen 
von der Zuſtellung des Beſcheids an beantragen; der Antrag iſt beim 
Anleiheſchuldner zu ſtellen. Gegen die Entſcheidung der Spruchſtell 
können der Antragſteller und der Anleiheſchuldner innerhalb zweid 
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Sr 2 
s. Jahrg. 1926 Heft 28 
Woher von der Zuſteflung an Beſchwerde bei der Spruchſtelle ein⸗ 
a a über die die beim Verwaltungsgerichtshof gebildete Beſchwerde⸗ 
hi e zu entſcheiden hat. Neue Tatſachen und Beweismittel können 
erbei vorgebracht werden. Das gleiche Verfahren findet bei Ver⸗ 
gerung des Ausloſungsrechts ſtatt. 
1 3. Aufwertung der von der Bayeriſchen Land⸗ 
undes aftsbank E GmbH. ausgegebenen Pfandbriefe 
a Schuldbriefe für Gemeindedarlehen (Kommu« 
Ri Obligationen). (Bek. v. 16. Juli 1926, GVBl. 374.) Im 
1 8 gelten die Art. 58—92 DurchfVO. zum AuſwG. v. 
Nov. 1925. 


Ab 4. Beſtellung von Treuhändern für die dem Anl⸗ 
5 0. unterſtellten Körperſchaften des öffentlichen 
wechte (Bek. v. 28 Juli 1926, Staatsztg. 172). Die durch Beh. 
ei 30. Sept. 1925 erfolgte Beſtellung von Treuhändern wird auch 
zuf dieſe Körperſchaften erstreckt. Zuständig iſt der Treuhänder des 
Hedtierungsbezirks, in dem die Körperſchaft ihren Sitz hat. Dazu 
DER, über den Lauf der Ausſchlußfriſten v. 15. Sept. 1926, Staats⸗ 
N 214; die inzwiſchen erfolgte Verlängerung der am 2. Nov. 1926 
Be en Friſten bis zum 30. Nov. 1926 durch Bek. v. 29. Okt. 
9 BI. 1926, 503 gilt auch für die hier in Frage kommenden 
rperſchaften. 
5. Umtauſch der auf den Namen eines beſtimm⸗ 
Berechtigten umgeſchriebenen oder ausgeſtell⸗ 
ige Markanleihen des Landes Bayern in Bayeri⸗ 
1760 Ablöſungsanleihe (Bek. v. 29. Juli 1926, Staatsztg. 


ben 
N 


0 6. Bek. über das Vorzugsrenten verfahren auf 
und von Länderanleihen (Allgemeines) v. 21. Aug. 1926, 
aatsztg. 193. RA. Dr. Waſſertrüdinger, Nürnberg. 


Entgegnung. 
Höhe der Verſugszinſen. 
r Daß ein feſter Satz für Verzugszinſen für Zeiten der Wirt⸗ 
wastsbriſe, in der wir uns immer noch befinden, nicht verwendbar iſt, 
ird immer mehr herrſchende Meinung. Der im 8 288 BGB auf 40% 
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normierte Satz ſchädigt den Gläubiger, ſolange der landesübliche Zins⸗ 
fuß höher iſt; die Zubilligung des zur Zeit der Urteilsfällung üblichen 
Satzes kann bei Sinken des landesüblichen Zinsfußes den Schuldner 
ſchädigen. Maunhardt und Golter mann wollen daher in JW. 
1926, 1790 den zuzubilligenden Verzugszinsſatz vom Reichsbank⸗ 
diskontſatz, der ja im Reichsanzeiger regelmäßig bekanntgemacht wird, 
abhängen laſſen. Dieſer Vorſchlag, der tatſächlich einer einheitlichen 
Rechtſprechung zur Grundlage dienen Könnte, iſt beſtechend. Leider iſt 
jedem der beiden Verfaſſer bei der Erwägung, in welche Beziehung der 
Verzugsſatz zum Vankſatz gebracht werden ſoll, ein Irrtum unter⸗ 
laufen. Mannhardt hat beobachtet, daß der ſog. „Privatdiskont⸗ 
ſatz“ ſich ſtets um etwa einen Punkt unter dem Reichsbankſatz hält. 
Er will deshalb den keines weiteren Nachweiſes bedürfenden Schaden 
auf 1% unter Reichsbankſatz angenommen wiſſen. Offenbar liegt dem 
die Meinung zugrunde, daß „der von Privaten auf dem Geldmarkt 
durch Wechſelkauf zu erzielende Privatdiskont“ für den gewöhnlichen 
Kreditnehmer eine Bedeutung habe. In Wirklichkeit bezieht ſich dieſer 
Satz aber ausſchließlich auf die nur in beſtimmter Geſamthöhe aus⸗ 
geſtellten Akzepte ganz weniger erſter Bankhäuſer; er iſt alſo für Be⸗ 
trachtungen bezüglicher anderer Schuldner unverwendbar. 
Goltermann gelangt zu dem Ergebnis, daß der Lombardſatz 
(10% über Reichsbankdiskont) als mutmaßlicher Verzugsſchaden An⸗ 
erkennung verdiene. Er geht aus von den (ſeit März 1926 in dieſer 
Höhe feſtgelegten) Bankſollzinſen. Sein Irrtum iſt, daß er glaubt, die 
Kreditproviſion vernachläſſigen zu können, da die Banken ſie nicht 
ſtets berechnen. Das iſt unrichtig. Die Kreditproviſion muß ſtets be⸗ 
rechnet werden. Goltermann hat wohl die Vereinbarung im Auge, 
daß die Berechnung der Überziehungsproviſion bei einem Sollſaldo von 
höchſtens 10 000 Reichsmark freigegeben iſt. Er überſieht aber, daß 
nach derſelben Vereinbarung, wenn die Überziehungsproviſion nicht be⸗ 
rechnet wird, eine Kreditproviſion in Rechnung geſtellt werden muß in 
mindeſtens der Höhe, die bei einem vereinbarten Kredit zu berechnen wäre. 
Angeſichts der Tendenz mancher unteren Gerichte, Verzugs⸗ und 
Prozeßzinſen in einer möglichſt geringen Höhe zuzuſprechen, muß übri⸗ 
gens einmal gefragt werden, welches Intereſſe eigentlich die Allgemein⸗ 
heit daran haben ſoll, wenn dem ſäumigen und böswilligen Schuldner 
Vorteile eingeräumt werden, die der ordentliche Geſchaftsmann ſich 
nicht verſchaffen kann. Dr. Erich Troſt, Berlin. 
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Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 


en Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — F Anmerkung.] 


I. Materielles Recht. 


An 828 A bſ. 2 Aufw d. Die Verzinſung des 
5 ufwertungsbetrages der perſönlichen Forde⸗ 
zung einer infolge Aufwertung kraft Rückwir⸗ 
0 wieder eingetragenen Hypothek beginnt — 
ie die der letzteren ſelbſt — erſt mit dem Beginn 
Ben auf die Wiedereintragung der Hypothek fol- 
genden Kalendervierteljahres.] 
h Auf dem Grundſtücke des Beſchwerdeführers hatte für 
en Antragſteller eine Reſtkaufgeldhypothek von 44 500 % 
achaftet, die, nachdem der Beſchwerdeführer die Schuldſumme 
55 3. Jan. 1923 gezahlt hatte, auf Grund der Löſchungs⸗ 
0 ugilligung von dieſem Tage am 18. Jan. 1924 im Grund⸗ 
8 che gelöſcht worden war. Im AufwVerfahren ift der Aufw⸗ 
die rag der Hypothek auf 1135,03 GM., der der Forderung, 
die der Beſchwerdeführer auch perſönlich ſchuldete, von der 
ami telle auf 18000 M., vom Beſchwerdegericht dagegen 
uf nur 15000 GM. feſtgeſetzt worden. Die form⸗ und friſt⸗ 
derabt eingelegte ſofortige weitere Beſchwerde des Schuld⸗ 
5 05 richtet ſich nur dagegen, daß die Vorinſtanzen den Be⸗ 
von der Verzinſung der perſönlichen Forderung nach 8 28 
10 1 AufwG. und nicht gemäß Abſ. 2 daſelbſt geregelt 
ob en. Das KG. möchte die Beſchwerde zurückweiſen, müßte 
er dabei abweichen von dem Veſchl. BayOb eG. v. 15. Mei 
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1926, worin der Abſ. 2 des § 28 auch auf die perſönliche For⸗ 
derung erſtreckt ift (abgedr. — mit irrigem Datum — in der 
JW. 1926, 1835, in der Rſpr. in Aufwertungsſachen 391; 
neuerdings aufrechterhalten in weiteren Beſchlüſſen desſelben 
Gerichts v. 5. Juni und 18. Sept. 1926). Das KG. hat des⸗ 
halb die Beſchwerde gemäß § 74 Abſ. 1 S. 4 Aufwb., 8 28 
Alf. 2 FG. dem RG. zur Entſch. vorgelegt. Die Zuſtändig⸗ 
keit des RG. iſt nach den angezogenen Geſetzesvorſchriften be⸗ 
gründet. In der Sache ſelbſt mußte der Anſicht des Bay⸗ 
Obe. vor der des KG. der Vorzug gegeben werden. Das 
KG. geht davon aus, daß bei der ſtrengen Scheidung, die das 
Aufiv®. zwiſchen perſönlicher Forderung und dinglichem Rechte 
durchführe, unter der „Hypothek“ im 828 Abſ. 2 nur das 
dingliche Recht verſtanden werden könne. Nur für dieſes ſei, 
abweichend von Abſ. 1, die Verzinſung dahin geregelt, daß ſie, 
wenn das dingliche Recht 1. im Grundbuche bereits gelöſcht 
war, 2. kraft Rückwirkung aufgewertet werde und 3. wieder⸗ 
eingetragen werden könne, erſt mit dem Anfange des auf die 
Wiedereintragung folgenden Kalendervierteljahres beginne; 
fehle auch nur eine dieſer drei Vorausſetzungen, ſo behalte es 
ſein Bewenden bei der Regelung des Abſ. 1. Hierfür ſpreche 
auch, daß der vierte Satz des Abſ. 1 den Eigentümer des be⸗ 
laſteten Grundſtücks und den perſönlichen Schuldner erwähne, 
Abſ. 2 dagegen nur von der Hypothek ſpreche. Eine Regelung 
dahin, daß im Abſ. 2 unter Verzinſung die Verzinſung des im 
Abſ. 1 genannten Aufw Betrags zu verſtehen ſei, muſſe ab⸗ 
gelehnt werden. An und für ſich ſtelle ſich das AufwG. gegen⸗ 
über dem allgemeinen bürgerlichen Recht als ein Ausnahme⸗ 
geſetz dar, deſſen Vorſchriften, ſoweit ſie die ſonſt dem Glaͤu⸗ 
biger zuſtehenden Auſprüche einſchränken, einer ausdehnenden 
Auslegung nicht fähig ſeien. Auch die Beſtimmungen des 828 
Abſ. 1 enthielten Ausnahmerecht. Nun ſchränke Abſ. 2 daſelbſt 
die Vorſchriften des Abf. 1 erheblich infofern ein, als die Ver⸗ 
zinſung noch weiter hinausgeſchoben werde. Schon die Aus⸗ 
legung des Auftv®. zwinge daher zu einer einſchränkenden 
Auslegung des Abſ. 2 gegenüber dem Abſ. 1. Für die Be⸗ 
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ſchränkung auf das dingliche Recht ſpreche aber auch, daß da⸗ 
durch dem Gläubiger wenigſtens für die perſönliche Forderung 
das Zinsrecht erhalten und die willkürliche und unbillige Härte 
der als wenig praktiſch und ungenügend durchdacht anerkann⸗ 
ten Beſtimmung des Abſ. 2 einigermaßen gelindert werde. 
Das KG. glaubt hiernach, in erſter Linie den Wortlaut des 
§ 28 Abſ. 2 für feine engere Auslegung in Anſpruch nehmen 
zu dürfen. Aber gerade darin kann ihm nicht beigetreten wer⸗ 
den. Es mag dahingeſtellt bleiben, ob im Eingange des 
Abſ. 2 das Wort „Hypothek“ ſchon nach dem juriſtiſchen 
Sprachgebrauche nur von dem dinglichen Recht verſtanden 
werden kann oder ob ſich dagegen mit Recht einwenden läßt, 
daß das AufiwG., obſchon es die Unterſcheidung zwiſchen per⸗ 
ſönlichem und dinglichem Anſpruch ſcharf durchzuführen ſuche, 
doch den Gebrauch der Bezeichnung „Hypothek“ nicht ſtreng 
auf das dingliche Recht beſchränke, vielmehr unter „Hypothek“, 
dem kurzen Sprachgebrauche des Lebens folgend, mehrfach 
auch die hypothekariſch geſicherte perſönliche Forderung mit⸗ 
verſtehe. Es mag auch auf ſich beruhen, ob in den Anfangs⸗ 
worten des Abſ. 2 der weitere Sinn des Wortes Hypothek 
dadurch ausgeſchloſſen wird, daß von ihrer Wiedereintragung 
die Rede iſt, da doch immerhin der Eintragungsvermerk im 
Grundbuch die Bezeichnung der Forderung umfaßt (8 1115 
BGB.). Sachlich wichtiger iſt, daß die Erwähnung der 
„Hypothek“ im Eingange des Abſ. 2 keineswegs dazu nötigt, 
auch den geſamten Inhalt der Geſetzesbeſtimmung nur von 
dem dinglichen Recht zu verſtehen, und daß der Gebrauch des 
Wortes „Hypothek“ im Vorder⸗ und Nebenſatze des 
Abſ. 2 ſelbſt vom Standpunkte der engeren Auslegung aus 
nicht dazu zwingt, auch den Nachſatz, der als Hauptſatz 
der weſentlichere Teil der Satzverbindung iſt, in feiner Gel- 
tung auf den dinglichen Anſpruch zu beſchränken. Das OLG. 
Karlsruhe, das ſich ſchon früher in mehreren Beſchlüſſen (vgl. 
Rſpr. in AufwS. S. 273, 392) ebenfalls für die engere Aus⸗ 
legung entſchieden hatte, meint freilich in ſeinem jüngſten Be⸗ 
ſchluſſe vom 28. Juli 1926, ungezwungener ſei es, den Nach⸗ 
ſatz ebenſo wie den Vorderſatz nur auf das dingliche Recht 
zu beziehen. Ob dies anzuerkennen wäre, wenn es ſich bei der 
Vorſchrift des Abſ. 2 um eine ſelbſtändige, nur für ſich zu be⸗ 
trachtende Beſtimmung handelte, kann unerörtert bleiben; es 
iſt dagegen (vgl. Rademacher in der Beilage zur Dtſch. 
Allg. Zeitung, Wirtſchaft und Recht, Nr. 30 vom 24. Juli 
1926) geltend gemacht worden, daß im Vorderſatz nur von 
der Wiedereintragung, nicht von der Verzinſung die Rede iſt, 
und daß eine engere Verbindung der Beſtimmung über die 
Verzinſung im Nachſatze mit einem eingeſchränkteren Sinne 
des Wortes „Hypothek“ im Vorderſatze den Gebrauch des Für⸗ 
wortes „ihre“ oder „deren“ vor dem Worte „Verzinſung“ im 
Nachſatz erfordert hätte. Keinesfalls kann aber der Beſchrän⸗ 
kung auf das dingliche Recht — ſoweit man von einer Ver⸗ 
zinſung der Hypothek im engeren Sinne nach deren akzeſſo⸗ 
riſcher Pfandrechtsnatur überhaupt ſprechen kann (vgl. da⸗ 
gegen den Sprachgebrauch des BGB. in den 88 1115, 1118, 
1119, 1158, 1159) — die größere Ungezwungenheit des Aus⸗ 
drucks zugegeben werden, wenn man die Beſtimmung des 
Abſ. 2, wie es durch die Zuſammenfaſſung in einem Ge⸗ 
ſetzesparagraphen geboten wird, im Zuſammenhange mit den 
Vorſchriften des Abſ. 1 lieſt. Der Unterabſchnitt IV des zwei⸗ 
ten Abſchnittes über die Rückzahlung, Verzinſung und Tilgung 
hat (abweichend von den Unterabſchnitten I und II, aber über⸗ 
einſtimmend mit III) das dingliche Recht und die perſönliche 
Forderung gemeinſam zum Gegenſtande. Dies gilt namentlich 
und unbeſtritten auch von den die Verzinſung des „Aufwer⸗ 
tungsbetrages“ regelnden Vorſchriften des § 28 Abſ. 1, wie 
im vierten Satze desſelben überdies durch die Nebeneinander⸗ 
ſtellung von Grundſtückseigentümer und perſönlichem Schuld⸗ 
ner für einen Sonderfall noch ausdrücklich klargeſtellt wird. 
Heißt es nun im unmittelbaren Anſchluß daran im Abi. 2: 
„Wird die Hypothek infolge Aufwertung kraft Rückwirkung 
wieder eingetragen, ſo beginnt die Verzinſung erſt mit dem 
Beginne des auf die Wiedereintragung folgenden Kalender⸗ 
vierteljahres“, ſo kann zwangloſe Leſung unter „der“ Ver⸗ 
zinſung nur die im vorhergehenden Abſatze geregelte, d. h. eine 
Verzinſung verſtehen, die perſönliche Forderung und dingliches 
Recht gleichmäßig betrifft. In dem Vorderſatze iſt dann nur 
für beide die beſondere Vorausſetzung geordnet, unter der 


die Hinausſchiebung der Verzinſung eintritt. Dem kann nicht 
entgegengehalten werden, daß der Zuſammenhang des ab), 
mit den erſten Sätzen des Abſ. 1 durch den Sag 4 daſelbſt 
unterbrochen ſei, in dem überdies zwiſchen dem Grundſtücks 
eigentümer und dem perſönlichen Schuldner ausdrücklich une 
ſchieden werde. Eine Unterbrechung iſt, da der Gedanke 5 
Verzinſung des Aufw Betrags den ganzen Abſ. 1 beherrſcht, 
nicht anzuerkennen. Die beſondere Hervorhebung der beiden 
verſchiedenen Stundungsfälle im Saß 4 findet aber ihre Er 
klärung darin, daß die Zinserhöhung nur gegen denjenigen 
eintreten ſoll, dem über den 1. Jan. 1932 hinaus Stundung 
bewilligt ift. Für die Vorſchrift des Abſ. 2 bedurfte es dieſer 
Unterſcheidung nicht. Die ausdrückliche Hinzufügung der Worte 
„des Aufwertungsbetrags“ hinter „Verzinſung“ war entbehr 
lich und würde die jetzt erhobenen Zweifel nicht ausgeſchloſſe 
haben. Die hiernach dem Aufbau und Wortlaut des Geſeße 
zu entnehmende weitere Auslegung i. S. der Erſtreckung de 
Abſ. 2 auf die perſönliche Forderung kann nun zwar, @ 
auch dem Willen und den Zwecten des Geſetzgebers en 
ſprechend, nicht unmittelbar aus den vorliegenden Geſetzes“ 
materialien belegt, und es kann auch den Mitteilungen, die 
der Abgeordnete Dr. Rademacher a. a. O. über die angeb⸗ 
lich einmütige Auffaſſung der Mitglieder des Reichstagsaus⸗ 
ſchuſſes in dieſem Sinne macht, bei deren mangelnder Athen‘ 
tizität kein entſcheidendes Gewicht beigelegt werden. Die Ge 
ſetzesgeſchichte ergibt nur, daß der in der Regierungsvorlage 
fehlende Abſ. 2 des § 28 den Abänderungsvorſchlägen ſeine 
Eutſtehung verdankt, welche die Kompromißparteien zur 2. 2% 
ſung des Ausſchuſſes ſtellten. Der Ausſchuß hat ihn ohne Er 
örterung angenommen, und die Vollverſammlung des Rei 
tags iſt unter Ablehnung eines vom Abgeordneten Beſt 9% 
ſtellten Antrages, ihn wieder zu ſtreichen, beigetreten. Da 
der Abgeordnete Beſt ihn nur auf das dingliche Recht bezogen 
hätte, iſt den Worten, mit denen er ſeinen Streichungsantrag 
begründete, nicht zu entnehmen. Fehlt es hiernach zwar an 
ausdrücklichen Außerungen des Geſetzgebers, ſo iſt doch dem 
Baydob sch. darin beizuſtimmen, daß ſich mittelbar weſent⸗ 
licher Anhalt für die Abſicht der Einbeziehung der perſönlichen 
Forderung unter die Vorſchrift des Abſ. 2 ergibt. Daß ihr 
wenigſtens zunächſt zugunſten des Grundſtückseigen⸗ 
tümers die Abſicht einer Erleichterung der Aufwaſt zu⸗ 
grunde liege, ſollte ihrem Wortlaute gegenüber kaum beſon— 
derer Begründung bedürfen. Allerdings wird auch hiergegen 
geltend gemacht, daß man bei der Beſtimmung des Abf. 2 
nur die Bedürfniſſe des Grundbuchverkehrs im Auge gehabt 
und im weſentlichen auf eine Verringerung der Nachteile ab- 
gezielt haben könne, die Erwerbern des Grundſtücks oder von 
Rechten daran aus der im § 22 Abſ. 2 des AufwG. angeord- 
neten Beſchränkung des öffentlichen Glaubens des Grund“ 
buchs erwachſen könnten (vgl. u. a. das Urteil des OLG. Stel‘ 
tin vom 7. Mai 1926, Rſpr. in AufwS. S. 389, bei. S. 391; 
OLG. Karlsruhe im Beſchluſſe vom 28. Juli 1926). Aber dieſe 
Erwägungen verſagen im Hinblick auf die klare Regelung des 
§ 28 Abf. 1. Wenn hier der Verzinſungsbeginn für alle Auf‘ 
Hypotheken gleichmäßig durch das Geſetz feſtgelegt war, 10 
konnte weder der für das Grundbuch maßgebende Grundſaß 
der Spezialität noch die Rücksicht auf gutgläubige Erwerber 
von Grundſtücken oder Rechten daran zu einer Sondervor⸗ 
ſchrift wie der des Abſ. 2 nötigen. Der Zweck der Beſtimmung 
muß vielmehr anderweit geſucht werden. Kann man ihn dann 
aber nur mit Mügel (JW. 1926, 885 Fußn. zu 2) in einer 
Milderung der Aufwoaſt jehen, ſo ſchließt fi die weitere Be 
trachtung an, daß alsdann die Beſchränkung auf den dinglich 
haftenden Eigentümer oder ſogar, wie das OLG. Karlsruhe 
zur Erörterung ſtellt, auf den Eigentümer, der nicht zugleich 
perſönlich, vielmehr ausſchließlich dinglich hafte, der Vor⸗ 
ſchrift nur ein jo begrenztes Anwendungsgebiet und eine ſo 
geringe Tragweite belaſſen würde, daß dieſer Zweck nicht Ver⸗ 
anlaſſung gegeben haben kann, die grundſätzliche Beſchränkung 
der Verzinſung nach Abſ. 1 noch durch eine Sondervorſchrif 
zu erweitern. Es iſt mit Recht darauf hingewieſen worden, 
daß die Beſtimmung dann in allen den Fällen außer An⸗ 
wendung oder doch ohne praktiſchen Erfolg bleiben würde, 
wo der Eigentümer des mit der Hypothek belaſteten Grund- 
ſtücks entweder zugleich perſznlicher Forderungsſchuldner oder 
doch dem perſönlichen Schuldner im Rückgriffsweg aus der 


5. Jahrg. 1926 Heft 20 
erſullungsubernahme haftbar iſt. Den Gründen, welche hier⸗ 

10 80 Meyer (JW. 1926, 2062) daraus herleitet, daß 

10 8415 Abſ. 3 BGB. der Übernehmer dem Schuldner 

ö uber nur im Zweifel zur (rechtzeitigen) Befriedigung 
a Gläubigers verpflichtet ſei, kann durchſchlagende Kraft 
rg zuerkannt werden. Der bloße Wille des Übernehmers, 

ha perſönliche Schuld nur im Umfange der Grundſtücks⸗ 

| x ſtung zu übernehmen, würde bei dem entgegengeſetzten In⸗ 
ö ‚elle des alten Schuldners gegenüber der äußerlich unbe⸗ 
* erklärten und mangels beſonderer Abreden auf den 

in eiligen Beſtand der Schuld zu beziehenden Übernahme nicht 

ih etracht kommen, und ferner würde in Ermangelung jeg- 
Er Anhalts eine Abſicht der Beſtimmung des § 28 Abſ. 2 
* in die vertraglichen Beziehungen zwiſchen dem per⸗ 

0 ichen Schuldner und dem Übernehmer einzugreifen, nicht 
Bet werden können. Ergibt ſich hiernach aus der außer⸗ 
udentlich beſchränkten Wirkung, welche die Vorſchrift des 

An Abſ. 2 bei der engeren Auslegung haben würde, negativ 

de ſtarker Beweisgrund gegen dieſe, ſo laſſen ſich zugunſten 

N = gegenteiligen Meinung auch poſitive Gründe gerade aus 

N. Begrenzung der Beſtimmung gewinnen. Ihr ausdrücklicher 
fratrtlaut beſchränkt ihre Anwendung auf die Fälle der Aufw. 
ak Rückwirkung und unter dieſen weiter auf diejenigen, in 
n die Hypothekeneintragung bereits gelöſcht worden war. 

: erade in dieſen Fällen bedeutete aber, nachdem zunächſt die 

= StenerMotVD. den vorbehaltlos gelöſchten Hypothekenforde⸗ 

9 ngen jede Auſw. verſagt hatte, die Regelung, welche das 

daf v. traf, eine ſo einſchneidende Anderung der Rechtslage, 

9 hier dem Geſetzgeber eine Begünſtigung des Schuldners 

na ) Über den Bereich der dinglichen Haftung hinaus beſonders 
obliegen mochte. Ob ſchließlich nach derſelben Richtung auch 

| a verwertet werden kann, daß der Geſetzgeber die Aufw. 
— t Rückwirkung nicht ohne weiteres eintreten läßt, vielmehr 

9 ein Anmeldungsverfahren „Lonftitutiven Charakters“ (jo 
lee in der JW. 1926, 1852, 2000) bindet, von deſſen 

=“ er Wiedereintragung der Hypothek feinen ſichtbaren Aus⸗ 
bh ck findenden Abſchluß er den Beginn der Verzinſung ab⸗ 
mittig machen wollte, das aber die perſönliche Forderung 
neten faßt, kann unentſchieden bleiben. Gegen die hiermit ver⸗ 
ih ene Auffaſſung kann auch ein Ausnahmccharakter der Vor⸗ 
Drift des 5 28 Abſ. 2 nicht mit Erfolg geltend gemacht werden. 
et hierbei auf das beſondere Verhältnis des Abſ. 2 zur 
en olichen Regel des Abi. 1 abgeſtellt wird, ließe ſich dagegen 
Senden, daß überhaupt nicht eine Ausnahme im eigentlichen 
a die der Regel zuwiderliefe, in Frage ſteht, ſondern eine 
h weiterung der im Abſ. 1 angeordneten Verzinſungsbeſchrän⸗ 

ug über ihren grundſätzlichen Umfang hinaus. Will man 

bier die Notwendigkeit enger Auslegung damit begründen, daß 

a : eſtimmungen des § 28 Auf. im ganzen Ausnahme⸗ 

a 595 trügen, ſo iſt dem entgegenzuhalten, daß nach dem Vor⸗ 
musgeführten bei Betrachtung der Beſtimmung des Abſ. 2 im 
dulamtbilde des 828 die Anwendung jener Auslegungsregel 
auch die Gegengründe überwunden wird, die aus dem Wort⸗ 
u dem Aufbau des Geſetzes und dem anzunehmenden Zwecke 
55 Vorſchrift herzuleiten ſind. Der hiernach zum Zweck einer 
pofzünſtigung der AufwSchuldner im allgemeinen getroffenen, 
. Busch Regelung gegenüber verſagt der Einwand, daß die 
ein 0 ngigmachung des Verzinſungsbeginns von der Wieder⸗ 
untragung der Hypothek im Grundbuche vielleicht für den 
ang der dinglichen, nicht aber der perſönlichen 
haltung ihre Berechtigung habe. Ebenſo ſchließt der Umſtand, 

5 das AufwG. bei der Haupt forderung eine über das Maß 

5 dinglichen je nach Umſtänden weit hinausgehende perſön⸗ 

iche Haftbarmachung zuläßt, die gleichmäßige Behandlung 

N betreff des Verzinſungsbeginns keineswegs aus. Daß 

ie Beſtimmung des Abf. 2 zu praktiſchen Unzuträglichleiten 

lührt, den Beginn der Verzinſung von Zufälligkeiten des Ge⸗ 
Däftsganges bei den Behörden abhängig macht und dem 

N ſchuldner einen unerwünſchten Einfluß darauf einräumt, auch 
185 beſondere Regelung der Fälle vermiſſen läßt, in denen 

ö 0 zu einer Wiedereintragung der Hypothek überhaupt nicht 
Mmt, iſt anzuerkennen, kann aber dem beſtehenden Geſetze 
dabenüber ebenſowenig von ausſchlaggebender Bedeutung ſein, 
che daß die Vorſchriſt infolge der Überlaftung der AufwStellen 

9 vom Geſetzgeber nicht erwartete und beabſichtigte Trag⸗ 
eite gewinne. Im übrigen ergeben ji dieſe Mißſtände nicht 
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ſowohl aus der hier gebilligten weiteren Auslegung des Abſ. 2, 
als vielmehr aus der Abſtellung des Zinſenlaufs auf die Wie⸗ 
dereintragung der Hypothek überhaupt, indem ſie, wenn ſchon 
naturgemäß in geringerem Umfang, auch bei Beſchränkung 
auf die dingliche Aufw. eintreten würden. Die verſchiedene, 
ſelbſtändige Behandlung, welche das Aufw®. der perſönlichen 
Forderung und der Hhpothek im engeren Sinn unbeſtreitbar 
zuteil werden läßt, könnte ſchließlich die Erwägung nahelegen, 
ob nicht die Beſtimmung des 8 28 Abſ. 2 bei grundſätzlicher 
Erſtreckung auf die perſönliche Forderung doch wenigſtens auf 
denjenigen Teil der Aufw. zu beſchränken ſei, für den auch 
dinglich aufgewertet wird. Hierfür könnte angeführt werden, 
daß eine Wiedereintragung der Hypothek ja nur in Höhe des 
dinglichen Aufw Betrages erfolgt. Aber die Gründe, mit denen 
oben die hier vertretene Ausdehnung auf die perſönliche For⸗ 
derung gerechtfertigt iſt, namentlich der Zweck einer Erleichte⸗ 
rung der AuſwLaſt für den Schuldner überhaupt, ſprechen 
gegen dieſe Unterſcheidung, die daher um ſo weniger zugelaſſen 
werden kann, als 8 28 Abſ. 2 feine Regelung trifft nicht 
inſoweit, ſondern allgemein, falls die Hypothek infolge 
Aufw. kraft Rückwirkung zur Wiedereintragung gelangt. In 
der auch im Schrifttum lebhaft umſtrittenen Frage war hier⸗ 
nach der Meinung derer beizutreten, die ſich für die An⸗ 
wendung des § 28 Abſ. 2 auf den AufwBetrag der perſönlichen 
Forderung ausgeſprochen haben, vgl. außer den bereits An⸗ 
geführten u. a. die Kommentare z. AufwG. v. Mügel, 828 
Bd. 1 Anm. 4, Bd. II Anm. 2; Schlegelberger⸗Harme⸗ 
ning, 226 Anm. 4; Quaſſowski“, 308°; Lehmann⸗ 
Boeſebeck 200 Anm. 5, auch wohl Abraham 200 und 
v. Karger 103; ferner Stillſchweig, JW. 1926, 939, 
2526; Kauffmann, daſ. 1837 Fußn. zu 32; Goering, dal. 
2525; Jöriſſen i.d. Dresd. Bürger Stg. v. 4. April 1926; 
andererſeits die Kommentare von Gribel?, 138 Anm. 3; auch 
wohl Michaelise, 116 Anm. 3; ferner Nadler, Jurgdſch. 
1925, 1131 und in ſeinen Grundbuchs- und Aufw Fragen?, 
177; Levis, Aufw. von Hypotheken 77, 16715; Meyer in 
der Dtſch. Steuerztg. 1925, 855; Muhr in den Zeitgemäßen 
Steuerfragen 1926, H. 1 S. 8; Raape bei Gruchot 68, 220; 
Zenker, JW. 1926, 141; Roß, daſ. 1926, 2061; Cam⸗ 
merer in den Mitteil. d. Bay. Notarvereins 1926, 310. 
Der angefochtene Beſchluß unterlag hiernach der Abänderung, 
ſoweit er auf den AufwBetrag der perſönlichen Forderung 
Zinſen ſchon vom 1. Jan. 1925 ab zuſpricht. Der Beſchwerde⸗ 
führer ſchuldet nach Lage des Geſetzes Zinſen erſt vom Beginne 
des auf die Wiedereintragung der Hypothek folgenden Kalen⸗ 
dervierteljahres. Wie es zu halten ſein würde, wenn es zu 
einer Wiedereintragung nicht kommt, bedarf hier zur Zeit 
nicht der Entſcheidung. 
(Beſchl. v. 29. Okt. 1926; VB 22/26. — Elbing.) 
S 


2 2. 8138 BGB. Es iſt zuläſſig, daß die Reichs⸗ 
bahn bei Frachtſtundung für den Fall nicht recht⸗ 
zeitiger Bezahlung 1% Zinſen als Vertrags- 
ſtrafe fordert.] 

Am 7. April 1924 beantragte Bekl. bei der klagenden 
Reichsbahngeſellſchaſt, ihr auf Grund der „Bedingungen für 
monatliche Frachtſtundung“ Frachtſtundung zu gewähren. Der 
Antrag wurde von der Kl. genehmigt. Nach 8 7 Nr. 2 
der Stundungsbedingungen iſt der Betrag der Frachtſchuld 
einer Woche am Montag der folgenden Woche zu entrichten. 
Nach Nr. 8 daſelbſt hat der Stundungsnehmer vom Ablauf der 
Zahlungsfriſt an eine Vertragsſtrafe in Höhe von 1 der 
Schuld für jeden Tag der Verzögerung zu zahlen. Die Ge⸗ 
bühr für die Stundung der Fracht ſelbſt beträgt nach 8 9 
6%. Nach den Bedingungen muß ferner der Stundungs⸗ 
nehmer Sicherheit leiſten. Im vorliegenden Falle hat Bekl. 
dadurch Sicherheit geleiſtet, daß eine Bank in Höhe von 
3000 GM. ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft übernahm. Die Fracht- 
forderungen der Kl. für April und Mai 1924 beliefen ſich auf 
7916 „l. Dazu berechnete Kl. an Vertragsſtrafe bis zur Be⸗ 
gleichung der Frachtſchuld 19% hiervon, ermäßigte aber dieſen 
Satz v. 8. Juli 1924 an auf ½ % und v. 1. Sept. 1924 an 
auf / 0%. Sie erhob deswegen die vorliegende Klage. Die 
Frachtforderung wurde von der Bekl. anerkannt und bezahlt. 
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Kl. verlangte nunmehr Entrichtung der Vertragsſtraſe in rech⸗ 
neriſch nicht ſtreitiger Höhe von 10661 RK. Bekl. erachtete 
die Vereinbarung der Vertragsſtrafe für ſittenwidrig, weil 
deren unverhältnismäßige Höhe für ſie unerſchwinglich ſei 
und auf einer Ausnutzung der Monopolſtellung der Kl. be⸗ 
ruhte, weil ferner auch die Vorausſetzungen des § 138 Abſ. 2 
BGB. gegeben ſeien. Die Abrede ſoll außerdem gegen die 
Preis TrBoO. verſtoßen und auch deshalb nichtig fein. Endlich 
hält Bekl. der Kl. entgegen, das letztere das Auflaufen der 
Vertragsſtrafe zu ſolch bedeutender Höhe wenigſtens teilweiſe 
durch Inanſpruchnahme der Bankbürgſchaft hätte vermeiden 
können. LG. und BG. erkannten gemäß dem Klagantrag. Der 
Rev. konnte nicht ſtattgegeben werden. Das BG. hat aus⸗ 
geführt: Ein Sittenverſtoß nach 8 138 Abſ. 1 BGB. könne 
allein durch die — an ſich nicht zu bezweifelnde — Höhe der 
Vertragsſtrafe nicht begründet werden. Nach Behauptung der 
Bekl. ſolle die Sittenwidrigkeit in der Ausnutzung der Mono⸗ 
polſtellung der Kl. und in der Unerſchwinglichkeit der ge⸗ 
forderten Beträge liegen. Aber die Reichsbahn nehme nur als 
Beförderungsunternehmen eine Monopolſtellung ein. Damit 
ſtehe jedoch das Stundungsabkommen nicht zwangsläufig in 
Verbindung, weil Bekl. zu demſelben nicht genötigt, es ihr 
vielmehr unbenommen geweſen ſei, Kreditinſtitute in Anſpruch 
zu nehmen, wenn ſie die fälligen Frachtbeträge nicht ſofort 
habe zahlen wollen. Mit der Stundung der Frachten habe Kl. 
der Bekl. nur ein Entgegenkommen bewieſen und ihr die Er⸗ 
füllung ihrer Zahlungspflicht erleichtert. Von einer Ausbeu⸗ 
tung konne nach der ganzen wirtſchaftlichen Stellung der Kl. 
nicht die Rede ſein. Die Kl. habe die Pflicht, dafür zu ſorgen, 
daß nicht von einzelnen auf Koſten der Allgemeinheit die 
Frachtſtundung ausgenützt und ſo die Bahn ungewollt zum 
Kreditgeber gemacht wurde. Zu dieſem Zwecke hätte die Ver⸗ 
tragsſtrafe den üblichen Zinsfuß ganz bedeutend überſchreiten 
muͤſſen, um einer Ausbeutung der Frachtſtundung durch ein⸗ 
zelne Frachtſchuldner nach Möglichkeit zu begegnen. Offenbar 
ſeien auch die Streitteile bei Abſchluß des Stundungs⸗ 
abkommens davon ausgegangen, daß die Zahlungsfriſten nur 
um ein Geringes überſchritten werden und daher bloß ver⸗ 
hältnismüßig geringfügige Summen herausſpringen würden. 
Unerſchwinglichkeit liege für Bekl. nicht vor. Ebenſowenig be⸗ 
gründet ſei der Einwand des Wuchers, weil es an den Vor⸗ 
ausſetzungen dafür, insbeſ. an jedem Anhalt für die Kenntnis 
der Kl. von einer Notlage der Bekl. fehle. Die Rev. macht 
geltend: Es handle ſich nicht ſowohl um eine Vertragsſtrafe, 
die für ein rechtswidriges Verhalten beſonderer Art beſtimmt 
worden ſei, als vielmehr um die Verzinſung eines der Bekl. 
eingeräumten Kredits, bei dem Leiſtung und Gegenleiſtung in 
einem kraſſen Mißverhältnis ſtünden. Zuzugeben möge ſein, 
daß Kl. auf pünktlichen Eingang ihrer Fracht Wert legen 
müſſe und daß die Stundung nicht dazu führen dürfe, daß 
Kl. wider Willen als Kreditgeberin auftreten müſſe. Denn es 
liege auf der Hand, daß nur bei hoher Verzinſung der Anreiz 
dazu für die Frachtſchuldner fehlen würde. Aber jede Firma, 
die die Fracht nicht ſofort bezahle, gebe damit ſchon zu er⸗ 
kennen, daß die augenblickliche Lage ihr die Zahlung nicht er⸗ 
laube und daß ſie zur Aufrechterhaltung ihres Betriebes 
Schulden machen müſſe, die ein vernünftiger Kaufmann in ge⸗ 
regelten Verhältniſſen nicht machen würde. Alle dieſe Er⸗ 
ewägungen führten dahin, daß der Bahn zwar eine hohe Ver⸗ 
zinſung der geſtundeten Frachtſätze erlaubt geweſen ſei, nicht 
aber der vereinbarte und erſt ſpäter ermäßigte Satz von 
360 0%. Mit Recht habe ſich Bekl. auch darüber beſchwert, daß 
Kl. nicht rechtzeitig den ſelbſtſchuldneriſchen Bürgen in An⸗ 
ſpruch genommen habe; Kl. habe dazu ein unmittelbares Recht 
gehabt, nicht Bekl. Ter Ausgangspunkt dieſer Reviſions⸗ 
angriffe iſt verfehlt. Ein Kreditgeſchäft liegt dem Stundungs⸗ 
abkommen nicht zugrunde, jedenfalls nicht fo, wie es Betl. 
darſtellt. Man mag die Stundung ſelbſt als Kreditgeſchäft 
‚bezeichnen. Dafür aber war nach 89 der Bedingungen nur 
eine „Frachtſtundungsgebühr“ von 6% zu entrichten. Eine 
weitere Stundung ſollte überhaupt nicht eintreten und allein 
zu dem Zwecke, um zu verhüten, daß die Frachtſchulden gegen 
den Willen der Reichsbahn zum Schaden der Allgemeinheit 
ungetilgt blieben, alſo zur Vermeidung nicht beabſichtigter 
weitergehenden Stundungen war die Vertragsſtrafe ausbe⸗ 
dungen. So ſtellt ſich das Abkommen rechtlich betrachtet und 


von der wirtſchaftlichen Seite geſehen dar. Ein Mißverhälmne 
zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung, wie die Rev. will, komm 
daher von vornherein überhaupt nicht in Frage. Die Rev. 
will zwar ferner nicht in Abrede ſtellen, daß die Höhe der 
Vertragsſtrafe allein auf keinen Fall einen Einwand 81 
§ 138 Abſ. 1 BGB. zu begründen vermag (RG. 64, . 
Warn. 1909 Nr. 494; NG. — JW. 1913, 3199). Schließlich 
kommt ſie aber doch wieder auf die Höhe als eigentlichen 
Nichtigkeitsgrund zurück. Gefordert werden muß vielmehr n 
das Hinzukommen weiterer Umſtände, welche in Verbindung 
mit der Höhe der Vertragsſtrafe die Sittenwidrigkeit hervor 
treten laſſen. Bekl. hat dafür angeführt die Monopolſtellung 
der Reichsbahn und die Unerſchwinglichkeit der Forderung, 
Beides iſt vom BG. mit völlig einwandfreier Begründung 
zurückgewieſen worden. Auch ein Fall des 8 138 Abſ. 2 BGB. 
iſt nicht gegeben. Die Behauptung der Reviſion, daß ſchon das 
Eingehen eines Stundungsabkommens eine Notlage des Stu 
dungsnehmers offenbare, iſt tatſächlich und neu, überdies — 
als Erfahrungsſatz — in ſolcher Allgemeinheit nicht zutreffend. 
— Daß Bekl. von ihrer Seite aus irgendwelche Schritte unter 
nommen hätte, um eine Teiltilgung durch die Bank herbei 
zuführen oder um Kl. zu veranlaſſen, deshalb an die Bani 
heranzutreten, behauptet fie ſelbſt nicht. Die tatſächliche Mög⸗ 
lichkeit dazu hatte fie ohne Zweifel. Wenn fie davon keinen 
Gebrauch gemacht hat, jo kann ſie um fo weniger der Kl. vor 
werfen, daß dieſe nichts unternommen habe, um ein Anwachſen 
der Schuld einzudämmen. Zudem find die Ausführungen der 
Kl. dazu beachtlich, daß ſie ein Intereſſe daran gehabt habe, 
ſich die Bürgſchaft für den etwaigen Ausfall aufzuſparen, den 
fie bei der Bekl. erleiden würde, und daß ferner bei In, 
anſpruchnahme der Bürgſchaft die Abdroſſelung des Kredits 
für die Bekl. und damit der ganze Ausfall ihrer verbleibenden 
Jorderung zu beſorgen geweſen ſei. Aber es kommt auf alle 
dies nicht an, weil Kl. nur berechtigt, aber nicht verpflichtet 
war, ſich an den Bürgen zu halten und ſie rechtsgrundſätzlich 
durch vorläufige Nichtausübung dieſes Rechts nicht ſchuldhaft 
gehandelt haben kann. 

(U. v. 22. Sept. 1926; 435/25 I. — Berlin.) [fa] 


3. 8151 BGB. Stillſchweigende Annahme 
eines Angebotes durch Unterlaſſung rechtzei— 
tigen Widerſpruchs.] 7) 

Der Rechtsstreit dreht ſich nur um die Frage, ob der 
Vertrag zuſtandekam. Die Parteien ſind darüber einig, da 
die verlangten Eilmuſter für dieſe Frage ohne Bedeutung 
ſind. Die Kl. hatte am Mittwoch, dem 10. Dez. 1924, an die 
Bekl. telegraphiert: Anbieten freibleibend verladebereit 3300 
Alkoholliter neutralen hochprozentig pro Alkoholliter 4,55 
frei Bahn gegen telegraphiſche Vorauskaſſe. Eilmuſter unter⸗ 
wegs. Drahtbeſcheid. Die Bekl. erwiderte am gleichen Tage 
drahtlich: Bank bereits geſchloſſen. Regelung erfolgt morgen 
erwarten Eilmuſter. Das LG. hat in dem erſten Telegramm 
ein Angebot der Kl. und in dem zweiten deſſen Annahme 
durch die Bekl. gefunden. Dagegen weiſt das angefochtene 
Urteil auf die Klauſel „freibleibend“ in dem erſten Telegramm 
hin. Vermöge dieſer Klauſel bedeutet die abgegebene Er 
klärung nach der herrſchenden Rechtsanſchauung nicht ein An- 
gebot, ſondern eine an tzen Gegner gerichtete Aufforderung 
zur Übermittlung eines der Annahme bedürftigen Angebots 
beſtimmten Juhalts (RG. 102, 229 unten; 105, 12; Staub‘ 
Koeni ge, HGB. 10. Aufl. § 361 Anh. Anm. 17; ROW 
Komm. BGB. 5. Aufl. § 145 Anm. 2 S. 233 oben, § 157 
Abſ. 3 S. 250 letzter Abſ.). Dem ſchließt ſich das BG. an. 
Es erblickt in dem Telegramm der Bekl. erſt ein Angebot, 
das noch der Annahme durch die Kl. bedurſte. Aber dieſe 


Zu 3. Das Urteil beruht auf anerkannten Grundſäten 

In Frage ſteht der Vorbehalt freibleibend nicht als Beſtandtei 

des Vertrages, ſondern beim Vertragsangebot. In dieſem Falle 

bedeutet die Erklärung des freibleibend „Anbietenden“ kein An 

gebot, ſondern die Auregung zu einem Angebot, das unverzüglich 

abzulehnen iſt, widrigenfalls der Kauf als abgeſchloſſen gilt: 

Schweigen bedeutet Annahme. JW. 1921, 3932 28. Jan. 192 
III. 331/20 ſind die Grundſätze wie folgt zuſammengefaßt: 

Auch derjenige, der ein „freibleibendes“ Angebot macht, 

gibt dem Gegner zu erkennen, daß er mit ihm unter ge 

wiſſen Bedingungen und Vorausſeßungen in ein Vertrags“ 
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Annahme konnte nach feiner Auffaſſung im vorliegenden 
2 l auch ſtillſchweigend erfolgen. Eine ſolche ſtillſchweigende 
nahme fieht der Vorderrichter darin, daß die Kl. bis zu 
05 Zeitpunkt, in dem die Bekl. die Antwort der Kl. unter 
gelmäßigen Umſtänden erwarten konnte ($ 147 Abſ. 2 
Zei ), gegen das Angebot nichts erinnert hat. Als dieſen 
deitpunkt ſtellt das B., da nur eine drahtliche Rückäuße⸗ 
es in Betracht kommen konnte, den 11. Dez. (Donnerstag), 
mittags 12 Uhr feſt. In dieſem Zeitpunkt war nach ſeiner 
uffaſſung der Vertrag zuſtande gekommen. Dagegen ſind 
51 0 rechtlichen Bedenken zu erheben. Das Angebot der Bekl. 
lautete: „Bank geſchloſſen. Regelung erfolgt morgen.“ Das 
bedeutete nach der Auslegung des BG.: Der Kaufpreis wird 
morgen telegraphiſch überwieſen werden. Dieſe Auslegung, 
für die ſich ſchon im erſten Rechtszuge die AH. ausgeſprochen 
hatte, iſt an ſich durchaus möglich. Sie läßt keinen Rechts⸗ 
ram erkennen und iſt daher für das Reviſionsgericht 
indend. Danach hat die Bekl. dem Sinne nach der Kl. er⸗ 
abort. Wir ſind mit Ihrem Vorſchlag in allem einver⸗ 
anden. Wir machen Ihnen alſo hiermit das gewünſchte An⸗ 
gebot und werden den Kaufpreis — ohne erſt auf eine An⸗ 
nahmeerklärung zu warten — morgen drahtlich überweiſen. 
ir hätten ihn ſchon heute überwieſen, aber die Bank war 
ſchon geſchloſſen. Daraus hätte das BG. ſogar einen Ver⸗ 
Sa der Bekl. auf die Abgabe einer Annahmeerklärung der 
U. entnehmen können (8 151 Satz 1 BGB). Um fo weniger 
ann es einem Bedenken unterliegen, daß das angefochtene 
Urteil hier einen der Fälle für gegeben erachtet, in denen die 
Annahme des Angebots ſtillſchweigend erfolgt. Die beſonderen 
Umſtände, die dieſe Annahme rechtfertigen, ſind die völlige 
Übereinſtimmung des Angebots der Bekl. mit dem voraus⸗ 
Egangenen unverbindlichen Vorſchlag der Kl., ferner die 
ilbedürftigkeit, die dem Geſchäft nach der übereinſtimmenden 
loulfaſſung der beiden Parteien zukam, und die bedingungs⸗ 
oſe drahtliche Zuſicherung der Bekl., daß ſie den Kaufpreis 
morgen telegraphiſch überweiſen werde. So durfte die Bekl. 
nur telegraphieren, wenn ſie damit einverſtauden war, daß 
die Kl. ſtatt aller Antwort ohne weiteres mit dem Verpacken 
und Verladen der Ware begann (JW. 1903, 102 Nr. 18; 
RcRKomm. 5. Aufl. 9 151 Anm. 1 Abſ. 2; Planck, 4. Aufl. 
BGB. 8151 Anm. 2). 
(U. v. 1. Febr. 1926; 545/25 IV. — Frankfurt.) [Ra] 


4. 88 157, 242, 795 B B. — 1. Verpflichtung 
zur Zahlung der Zinſen einer Schuldverſchrei⸗ 
bung auf Grund dieſer ſelbſt, auch wenn die be⸗ 
ſonders ausgeſtellten Zinsſcheine mangels ſtaat⸗ 
icher Genehmigung nichtig ſind. — 2. Wenn i. J. 
1913 Schuldverſchreibungen in Deutſchland in 
ſchweizeriſcher und deutſcher Währung ausge⸗ 
tellt wurden, kann der deutſche Gläubiger wahl⸗ 
weiſe Zahlung in der einen oder anderen Wäh- 
rung verlangen.] i) 

. Die Bekl. nahm i. J. 1913 in Denutſchland und in der 
Dchweiz durch Ausgabe von an die Order des Baukhauſes 
a Köln ausgeſtellter Teilſchuldverſchreibungen ein Dar⸗ 
ehn auf, das durch auf deutſchem Grundbeſitz eingetragene 
Hypotheken ſichergeſtellt wurde. Die Teilſchuldverſchreibungen 
auten auf deutſche und ſchweizeriſche Währung. Auf den 


— — 


verhältnis treten wolle. Wenn dieſer daher unverzüglich 
und vorbehaltlos ſeine Bereitwilligkeit dazu erklärt, hat 
er auch ein Recht darauf, unverzüglich zu erfahren, ob dieſe 
zu einem feſten Vertragsſchluſſe führt oder nicht, damit er 
ſeine weiteren geſchäftlichen Maßnahmen zu treffen in der 
Lage iſt. Die auch im Schrifttum (vgl. Staub⸗Koenige, 
Anh. zu 8361, HGB. Anm. 16 u. 17) anerkannte Ant⸗ 
wortpflicht des Antragenden entſpricht, deshalb ebenſo der 
Natur der Sache wie der Billigkeit und liegt im Inter⸗ 
eſſe der Rechtsſicherheit. Erfüllt er ſie nicht, ſchweigt er, 
fo muß er ſich nach Treu und Glauben fo behandeln 
laſſen, als hätte er die Beitellung ausdrücklich angenom⸗ 
men.“ RA. Dr. Plum, Köln. 


ze Zu 4. Mit dieſem Urteil hat das NG. feine gegenteilige frü⸗ 

te Anſicht, deren Unhaltbarkeit au dieſer Stelle (JW 1926, 1320) 

ausführlich dargelegt worden war, erfreulicherweiſe aufgegeben. 
Prof. Dr. A. Nußbaum, Berlin. 
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Zinsbogen ſind als Zahlſtellen deutſche und ſchweizeriſche Ban⸗ 
ken angegeben. Die Kl., eine deutſche Gläubigerin, verlangt 
die Bezahlung von 289 am 2. Jan. und 1. Juli 1920 fällig 
gewordener Zinsſcheine in ſchweizeriſcher Währung oder deren 
entsprechenden Wert in Reichsmark. Die beiden Vorderrichter 
haben der Klage ſtattgegeben. Die Reviſion der Bekl. hatte 
keinen Erfolg. Die Reviſion beſtreitet die Gültigkeit der Zins⸗ 
ſcheine. Dieſe ſeien Inhaberpapiere. Deren Ausgabe bedürfe 
nach 8 795 BGB. ſtaatlicher Genehmigung, die nicht erteilt 
worden ſei. Der Zinsanſpruch der Kl. iſt jedoch davon un⸗ 
abhängig, ob durch die Zinsſcheine eine rechtswirkſame ſelb⸗ 
ſtändige Verpflichtung der Bekl. begründet worden iſt. Die 
Bekl. hat die Verpflichtung zur Zinszahlung bereits in den 
an Ordern geſtellten Schuldverſchreibungen übernommen, die 
ohne ſtaatliche Genehmigung in Verkehr gebracht werden durf⸗ 
ten. In den Schuldverſchreibungen iſt zwar die Verpflich⸗ 
tung der Zinszahlung an die Einlieferung der Zinsſcheine ge⸗ 
knüpft. Zur Erfüllung dieſes Erforderniſſes genügt es aber, 
daß die Kl. die Zinsſcheine ihrer Schuldverſchreibungen vor⸗ 
legt und der Bekl. ausfolgt. Eine etwaige Ungültigkeit der 
Zinsſcheine oder Inhaberpapiere hindert auch nicht, ihren In⸗ 
halt, wie dies ſeitens des BG. geſchehen iſt, zur Auslegung 
des in den Schuldverſchreibungen enthaltenen Zinsverſprechens 
mit heranzuziehen. Die vor allem auf den Wortlaut der Teil⸗ 
ſchuldverſchreibungen wie der Zinsſcheine geſtützte Auslegung 
des BG. geht dahin, daß die Bekl. es dem Gläubiger zur 
Wahl geſtellt habe, die Zahlung entweder in dem in deutſcher 
Mark angegebenen Zinsbetrage oder in dem ihr gleichgeſetzten 
Betrage ſchweizeriſcher Währung zu fordern. Die gegen dieſe 
Auslegung erhobenen Reviſionsangriffe können nicht als be⸗ 
gründet anerkannt werden. Allerdings hat der erk. Sen. in 
JW. 1926, 1320 eine andere Auslegung der gleichen Schuld⸗ 
verſchreibungen durch das OLG. Köln nicht beanſtandet. Ob 
der Senat angeſichts der Feſtſtellungen des OLG. Köln hierzu 
rechtlich in der Lage geweſen wäre, iſt nicht zu unterſuchen. 
Jedenfalls iſt anzuerkennen, daß die Auslegung des jetzigen 
Bu., das dem Wortlaut der Schuldverſchreibungen entſcheiden⸗ 
des Gewicht beimißt, der Bedeutung der Schuldverſchreibungen 
als Trägerin der in ihnen verbrieften Rechte und den Be⸗ 
dürfniſſen des zwiſchenſtaatlichen Verkehrs, denen fie zu dienen 
beſtimmt waren, beſſer entſpricht. Soweit in dem genannten 
Urteil des Senats zum Ausdruck gekommen iſt, daß dieſe 
Rückſichten gegenüber den in Deutſchland zur Zeit der Aus⸗ 
gabe der Schuldverſchreibungen herrſchenden Anſchauungen zu⸗ 
rückzutreten hätten, wird dieſe Auffaſſung nicht aufrecht⸗ 
erhalten. 
(U. v. 1. Juli 1926; 50/26 IV. — Düſſeldorf.) [Sch.] 


5. 8242 BG B.; 8 136 G VG. 1. Bis Mitte 
Auguſt 1922 hatte eine Aufwertung nicht ftatt- 
zufinden. 2. Iſt ein Zivilſenat von der Recht⸗ 
ſprechung der anderen Senate abgewichen, ohne 
ein Plenum anzurufen, ſo beſteht für die an⸗ 
deren Senate, die an ihrer Rechtſprechung feſt⸗ 
halten, kein Anlaß zum Plenum. ] 7) 


(U. v. 30. April 1926; 206/25 II. — Hamm.) 


Urteil abgedruckt m. Anm. von Geh. IR. Diſpeker, 
JW. 1926, 2362 Nr. 4. 


Zu 5. B. M. E. muß man unterſcheiden zwiſchen der Mark 
als Wertmeſſer bei Eindeckungen und der Mark als geeignetem 
Schuldtilgungsmittel. 

Ich halte das Urt. des 2.36. v. 30. April 1926 für richtig. 
Denn in der Tat war die Mark bis in den Sommer 1922 hinein 
noch ein allgemein anerkannter Wertmeſſer. Es iſt daher richtig, 
daß derjenige, der einen Schadenserſatzanſpruch wegen Nichtliefe⸗ 
rung hat, dieſen Anſpruch auf Grund des Satzes Mark gleich Mark 
bis zu dieſem Zeitpunkt ausrechnet. Es iſt zu bedenken, daß ſolche 
Schadeuserſatzanſprüche damals gar nicht anders errechnet werden 
konnten und von niemand anders errechnet wurden. Sie ſind 
daher damals auf ſolcher Grundlage auch allgemein als berechtigt 
anerkannt. Derjenige, der heute auf dieſer Grundlage Schadens⸗ 
erſatz im Prozeßwege verlangt, hat damals Schadenserſatz auf glei⸗ 
cher Grundlage leiſten müſſen, und wenn er ehrlich und anſtändig 
war, auch geleiſtet. Es iſt zu beachten, daß im Geſchäftsleben, 
und um dieſes handelt es ſich bei Anſprüchen aus Eindeckungen, 
eine Firma auf Grund des gleichen Tatbeſtandes fowohl Gläubiger 
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Juriſtiſche Wochenſchriſt⸗ 


6. 5249 BGB.; § 287 3 PO. Berückſichtigung 
des Verarmungsfaktors bei Schadenserſatz⸗ 
forderungen] f) 

Das Bu. ſpricht zwar an mehreren Stellen von der 
Aufwertung, obwohl dieſe gar nicht in Betracht kommt, weil 
es ſich um die Geltendmachung eines Verzugsſchadens handelt. 
Aber die Ergebniſſe ſeiner Entſcheidung ſind dadurch nicht be⸗ 
einflußt. Auch wenn man bavon ausgeht, daß ein Schadens⸗ 
erſatzanſpruch in Betracht kommt, bei dem ohne Rückſicht auf 
die Billigkeit die Geldentwertung voll auszugleichen iſt, muß 
berückſichtigt werden, daß ſich die Kl. von ihrer auf Gold um⸗ 
zuwertenden Forderung aus dem Schiedsſpruch den Betrag 
abrechnen laſſen muß, den fie infolge der fortſchreitenden Geld⸗ 
entwertung bei dem ihr zugeſprochenen Papiermarkbetrage auch 
bei rechtzeitiger Befriedigung verloren haben würde. Denn 
inſoweit hat ſie durch den Verzug keinen Schaden erlitten. 
Wenn das BG. dieſen Verluſt aber auf 400% ſchätzt, weil der 
Ankauf wertbeſtändiger Deviſen damals nur beſchränkt mög⸗ 
lich geweſen ſei und ſich die Kl. auch Geld für den Betrieb 
ihres Gefhäjts habe zurückhalten müſſen, fo find dies tatſäch⸗ 
liche Erwägungen, gegen die die Rev. nicht ankämpfen kann. 
Auf der anderen Seite kann ſich auch die Bekl. nicht darauf 
berufen, daß es der Kl. ſelbſt durch eine „Flucht in die 
Waren“ nicht möglich geweſen wäre, ſich den Goldwert ihres 
Geldes zu 60% zu erhalten, weil es in der Lebensmittel- 
branche, in der die Kl. arbeitet, angeſichts der Preis TrVO. 
nicht durchführbar geweſen ſei, die Papiermarkpreiſe dem je⸗ 
weiligen Dollarſtande anzupaſſen. Denn auch dieſer Angriff 
beruht auf tatſächlichem Gebiet. Im übrigen unterlag auch 
die Schätzung des Schadens nach § 287 3D. der freien Über⸗ 


wie Schuldner zu ſein pflegt, indem ſich der Tatbeſtand einmal 
gegen ſie richtet und einmal für ſie beſteht, und daß es un⸗ 
billig wäre, nachträglich die im Wirtſchaftsleben ſtehenden Perſön⸗ 
lichkeiten ungünſtiger zu behandeln als fie ſ. gt. nach einhelliger 
Anſicht ihre Gläubiger behandelt haben und behandeln mußten. Da 
die Mark damals wirklich noch Wertmeſſer war, fo iſt auch theore⸗ 
tiſch die Auffaſſung, daß ſie heute als Wertmeſſer noch anerkannt 
werden müſſe, nicht zu beanſtanden. Eine ganz andere Frage iſt 
es, ob die Mark im einzelnen Falle ein geeignetes Schuldtilgungs⸗ 
mittel für eine zu anderer Zeit eingegangene Schuld gebildet hat. 
Hierbei handelt es ſich nicht um die Mark als Wertmeſſer, ſondern 
hierbei handelt es ſich um die Mark als Leiſtungsmittel, und 
Leistungen ſind fo zu bewirken wie Treu und Glauben mit Rückſicht 
auf die Verkehrsſitte es erfordern. Die Frage, ob eine Leiſtung 
in dieſer Weiſe bewirkt iſt, kann überhaupt nicht generell beant⸗ 
wortet werden. Sie iſt von den individuellen Umſtänden abhängig. 
Ob die Mark „Wertmeſſer“ war, iſt allgemeine Frage des wirt⸗ 
ſchaftlichen Lebens. Ob ſie jedoch eine Schuld getilgt hat, iſt eine 
ſpezielle Frage des betreffenden Schuldverhältniſſes. Die Frage, 
ob eine Zahlung in entwerteter Mark eine Schuld getilgt hat, 
dürfte in der Tat nicht anders zu beantworten ſein, als mit dem all⸗ 
gemeinen Satze, daß die Schuld nicht getilgt iſt, wenn ein un⸗ 
billiges Mißverhältnis des Wertes der Mark au den beiden Stich⸗ 
tagen vorlag. Infolgedeſſen ſind auch die Urt. d. 1. und 5. Sen., 
die dieſe Anſicht zum Ausdruck bringen, richtig. Es darf nur nicht 
das Urt. des 2. 35. auf die Frage, ob die Mark ein geeignetes 
Schuldtilgungsmittel war, übertragen werden, ſondern es muß die 
Beurteilung der Mark als Wertmeſſer für Eindeckungen von der 
Beurteilung der Mark als Schuldtilgungsmittel unterſchieden wer⸗ 
den. RA. Dr. Walther Nord, Hamburg. 


Zu 6. In dem Urt. nimmt das RG., der 6. 3S., wieder zu 
der nicht unbeſtrittenen Frage (ſ. dazu einerſeits Mügel, Geſ. 
Aufio. 90, anderſeits Roth, Die Aufwertung, 73), ob auch beim 
Schadenserſatzauſpruche wegen Verzuges der Verarmungsfaktor zn 
berückſichtigen ſei, in demſeiben Sinne, wie ſchon früher, dahin Stel⸗ 
lung, daß auch hier der Gläubiger ſich den Betrag abrechnen laſſen 
muß, den er infolge der fortſchreitenden Geldentwertung auch bei 
rechtzeitiger Befriedigung verloren haben würde. 

Die Erwägung, „denn inſoweit hat (er) durch den Verzug 
keinen Schaden erlitten“, rechtfertigt m. E. den Standpunkt des NE. 

In demſ. S. haben z. B. geurteilt: 

Der 1. 38. I 194/25 Warn. 1926, 145 103: 

s handelt ſich um die Berechnung von Verzugs⸗ 
ſchaden, bei der — anders als bei reiner Aufwertung — 
nicht das beiderſeitige Intereſſe gemäß § 242 BOB. gegen⸗ 
einander abzuwägen, vielmehr lediglich zu fragen iſt, wel⸗ 
chen Wert (der Gläubiger) ſich zu erhalten in der Lage 
geweſen wäre. 

Ebenſo der 3. 36. III 429/24 30. Juni 1926 Warn 1925, 


zeugung des Gerichts. Etwaige Verſtöße gegen dieſe Do 
ſchriſt find zur Zeit der Rev. nicht zugänglich. Deshalb komm, 
auch nicht in Frage, ob das BG. von dem im ganzen en 
mittelten Schaden nicht den Teilbetrag von 5 Milliarden 
Mark, mit dem die Kl. durch das Urteil v. 22. Nov. 192 
abgewieſen iſt, hätte in Abzug bringen müſſen, was aber auch 
darum ſchon auf ſich beruhen kann, weil dieſer Betrag nur ein 
Papiermarkbetrag iſt, der keinen Wert mehr hat. 
(U. v. 18. Mai 1926; 593/25 VI. — Hamburg.) (Ku. ] 


7. 88 249, 326 Bch B. Das Fallen des Markte 
preiſes der gekauften Ware ſchließt nicht aus; 
daß der Käufer Schadenserſatz fordern kann. 


Das BG. hat den Schadenserſatzauſpruch der Kl. ab? 
gewieſen. Der Vertragspreis von 31,50 Paßiermark = etwa 
23 Goldmark ſei weit höher geweſen als der jetzige Tages 
preis mit 9 Goldmark für den Raummeter. Bei dieſer Sach 
lage, da der Preis des Holzes zur Zeit, als die Lieferung 
hätte erfolgen ſollen, höher geweſen ſei als zu der Zeit, da 
die Kl. ihr Lieferungsverlangen aufgegeben und Schadenserſatz 
geltend gemacht habe, ſei die Kl. nicht geſchädigt. Ihr Vor⸗ 
bringen, daß ſie das Holz jederzeit mit Gewinn hätte ver⸗ 
kaufen können, verſage, weil eine gewinnbringende Weiter“ 
veräußerung den Umſtänden nach ausgeſchloſſen erſcheine. DIE 
Kl. ſei eine Papierfabrik; ſie habe bisher Lieferung verlang 
und ſich die Ware nicht anderweitig angeſchafft. Dieſe Be 
gründung reicht zur Abweiſung des Schadenserſatzanſpruch 
nicht aus. Die Schadensberechnung der Kl. iſt zwar um 
richtig, denn der abſtrakte Schaden, deſſen Erſatz ſie verlangen 


253185, ferner der 4. 38. 13. Juni 1925 IV 38/25 Warn. 1925, 
254187; 4 

Es iſt . nicht zutreffend, daß . zur Ermittlung des 
Verzugsſchadens ein billiger Ausgleich der Belange beider 
Parteien zu ſuchen ſei, vielmehr iſt der (Gläubiger) ſo zu 
ſtellen, wie er ... ohne das ſchädigende Ereignis ſtehen 
würde. Es kommt alſo darauf an, inwieweit er das Ge 
wertbeſtändig erhalten haben würde.“ 

Sogar bei Schadenserſatzanſprüchen im Eiſenbahnfrachtverlehr 
it nach dem NG. die Beurteilung keine andere. 

3. B. Warn. 1926, 413% 7. Nov. 1925 I 75/25: 

Das RO. hat ſich in zahlreichen Eutſch. dahin ausge 
ſprochen, daß eine ſolche Aufwertung regelmäßig nicht al? 
gerechtfertigt erſcheine, weil es im allgemeinen auch dem 
deutſchen Großkaufmann nicht gelungen jei, ſein in Deutſch⸗ 
land beſindliches Markkavital durch erlaubte Geſchäftsver⸗ 
wendung und Anlegung wertbeſtändig zu erhalten. Dieſem 
Umftande müſſe bei der Aufwertung von Schadenserſaß⸗ 
anſprüchen Rechnung getragen werden. Denn durch den 
Schadenserſatz ſolle der Beſchädigte zwar ſo geſtellt werden, 
wie er ſtehen würde, wenn das ſchädigende Ereignis ni 
eingetreten wäre, niemals aber günſtiger, er dürfe dadur 


* nicht den Vorteil einer völlig wertbeſtändigen Vermögens“ 


anlage erlangen, den er ſonſt erfahrungsgemäß niemals er“ 
reicht hatte. Insbeſ. hat der erkennende Senat gerade auch 
bei Eiſenbahnfrachtſchäden es mehrfach mißbilligt, wenn dem 
nicht Rechnung getragen worden war, und Urteile der OLG. 
aus dieſem Grunde aufgehoben. RA. Dr. Plum, Köln. 


Zu 7. Die Entſch. liefert einige bemerkenswerte Beiträge zu 
dem allgemeinen Problem der abſtrakten Schadensberechnung bei markk⸗ 
gängigen Waren. Es laſſen ſich aus ihr folgende Grundſätze entnehmen: 

1. Für die abſtrakte Schadensberechnung iſt nicht der Zeitpunkt 
des Schadenserſatzbegehrens oder der Schadenserſatzfeſtſetzung, ſonden 
der vereinbarte Lieſerungszeitpunkt maßgebend. Abſtrakter Schaden Il 
die Differenz zwiſchen dem Marktpreis im vereinbarten Lieferung?“ 
zeitpunkt und dem vereinbarten Kaufpreis. Das folgt keineswegs mi! 
logiſcher Notwendigkeit aus dem Weſen der abſtrakten Schadens“ 
berechnung. Denn die Fiktion des Deckungsgeſchäfts zum Tagespreic 
die der abſtrakten Schadensberechnung zugrunde liegt, ſchließt nich 
aus, einen ſpäteren als den vereinbarten Lieferungszeitpunkt als Ab⸗ 
ſchlußzeitpunkt des fingierten Deckungsgeſchäfts anzunehmen. M. 
muß man dem Geſchädigten die Freiheit der Wahl laſſen, ob er feiner 
abſtrakten Schadensberechnung den vereinbarten Lieferungszeitpunk 
oder einen ſpäteren Zeitpunkt zugrunde legen will. Die Schadeus 
berechnung der Kl. iſt alſo nicht unrichtig, ſondern eine der verſchie 
denen Möglichkeiten, unter denen die Kl. wählen konnte. Es iſt 97 
halb fraglich, ob das NG. das Recht hatte, einen andern, der Kl. 
günſtigeren Zeitpunkt der Schadensberechnung zugrunde zu legen. 
Immerhin wird man die Auslegung des Kläg. Parteivorbringens da⸗ 
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Aal, beſteht nicht in dem Überſchuß des jetzigen Tagespreiſes 


ewe are über den bei jetziger Lieferung zu zahlenden auf⸗ 
5 teten Kaufpreis, ſondern in dem Betrage, um welchen 
ben arktpreis des Tages, an dem die Ware zu liefern war, 
: vereinbarten Kaufpreis überſteigt. Indem die Kl. auf 
0 glichkeit jederzeitigen gewinnbringenden Verkaufes des 
zes, falls es ihr rechtzeitig geliefert worden wäre, hin⸗ 
A gibt fie aber zu erkennen, daß fie zum mindeſten nichts 
ſichegen hat, wenn ihr der auf Grund richtiger Berechnung 
tri ergebende abſtrakte Schaden zugeſprochen wird. Das BG. 
A er Frage, ob die Kl. dieſem ihrem Vorbringen zufolge 
Be einen Schaden erlitten hat, deshalb nicht näher, weil es 
2 Anſicht iſt, eine gewinnbringende Weiterveräußerung des 
fab bechtzeitig gelieferten — Holzes wäre der Kl., die Papier⸗ 
a ſei, nicht möglich geweſen. Dieſe Auffaſſung wird von 
fa Reviſion mit Grund angegriffen; ſie widerſpricht der Er⸗ 
chen. 8 und iſt daher rechtsirrtümlich. Es iſt nicht einzu⸗ 
Ban warum die Kl., ſelbſt wenn fie das Holz nicht zur 
ber dendung in ihrem Geſchäftsbetrieb gekauft hat, nicht in 
ode Lage geweſen ſein ſollte, es zum Tagespreiſe zu verkaufen 
N r durch Dritte verkaufen zu laſſen. Der Umſtand, daß fie 
wer olz etwa zu anderem Zwecke als zum Weiterverkauf er⸗ 
f ben wollte, ſtände dem Verlangen nach Erſatz des ab⸗ 
Eh n Schadens auch nicht entgegen; ebenſowenig iſt von 
f ndeblichkeit, daß ſie bisher Lieferung verlangt und ſich nicht 
5 erweitig eingedeckt hat. Endlich kommt es für die Frage, 
Kl. Schadenserſatz verlangen kann, auch darauf nicht an, 
7 . Goldwert des vereinbarten Kaufpreisbetrages zu der 
N da die Lieferung zu erfolgen hatte, höher war als der 
rktpreis in Goldmark im Zeitpunkte der Geltendmachung 
Hol Schadenserſatzforderung. Denn aus der Möglichkeit, das 
die jezt unter dem Vertragspreiſe vom Jahre 1918 (wenn 
er nach dem damaligen Dollarſtande in Goldmark um⸗ 
0 echnet wird) einzukaufen, folgt nicht, daß die Kl. durch die 
chtlieferung keinen Schaden erlitten hat. 
(U. v. 19. Mai 1925; 350/24 II. — Berlin.) [Ku.] 


5.8. 88 812 ff. B B.; 8 65 Aufw . Ein Anſpruch, 
ene die Herausnahme eines Poſtens aus dem 
ontokorrent, weil zu Unrecht darin aufgenom- 
n erſtrebt, iſt kein „Anſpruch aus einem 
ntokorrentverhältnis i. S. 865 Aufw G.) 
wit Mit rechtlich einwandfreier Begründung und im Einklang 
der reichsgerichtlichen Rechtſprechung hat der BR. den 


ui daß die Kl. eine ihr günftigere Berechnung nicht ausschließen 
„als möglich zugeben können. — Eine Berichtigung des vom 
keit ausgeſprochenen Grundſatzes der Maßgeblichkeit des Lieferungs⸗ 
Saundn ts für die abſtrakte Schadensberechnung iſt aber auch vom 
Werturdunkt des NO. inſofern geboten, als im Bereiche der Geldent⸗ 
Le ugszeit nicht ſchlechthin die Differenz zwiſchen dem Marktpreis am 
ber ungstag und dem vereinbarten Kaufpreis, ſondern zwiſchen 
um arktpreis am Lieferungstag und dem auf dieſen Zeitpunkt 
Zeil werteten vereinbarten Kaufpreis zu zahlen it. Denn bei 
N geſchäften kann ſchon im vereinbarten Lieferungszeitpunkt eine 
fügen tung des vereinbarten Kaufpreiſes nach den bekannten GErund⸗ 
n in Frage kommen. 


nicht 2. Bei der abſtrakten Schadensberechnung des Käufers kommt es 
. darauf an, ob die Weiterveräußerung zum maßgeblichen Tages⸗ 
m concreto wahrſcheinlich oder überhaupt vom Käufer beabſich⸗ 
wär, ar, ſondern nur darauf, ob ſie in abstracto möglich geweſen 
dengz, Das folgt ohne weiteres aus dem Weſen der „abſtrakten“ Scha⸗ 
berechnung. 
Nich 8. Dem Übergang des Käufers zum Schadenserſatzanſpruch wegen 
d terfüllung mit abſtrakter Schadensberechnung ſteht nicht entgegen, 
ſich tac Käufer bisher den Erfüllungsanſpruch geltend gemacht und 
teraz atſächlich nicht anderweitig eingedeckt hat. Das iſt ohne wei⸗ 
aus § 326 BGB. abzuleiten. 
bad 4. Der Schadenserſatzanſpruch wegen Nichterfüllung wird nicht 
des ech ausgeſchloſſen, daß der Goldwert des vereinbarten (genauer: 
war geſchuldeten) Kaufpreiſes im vereinbarten Vieferungsgeitpunkt höher 
be BR der Marktpreis in Goldmark zur Zeit des Schadenserſatz⸗ 
dene. Das NG. geht hier mit Recht davon aus, daß die Mög⸗ 
Nichtlie die Ware jeht billiger zu erwerben, einen Schaden wegen 
hadeferung im vereinbarten Zeitpunkt nicht ausschließt. Denn der 
ae en beſteht in der Differenz zwiſchen dem Einkaufs⸗ und dem 
der n Verkaufspreis, iſt alſo nicht von der abſoluten Höhe eines 
häng iden Faktoren, ſondern von ihrem Verhältnis zueinander ab⸗ 
gig. Prof. Dr. Locher, Tübingen-Erlangen. 
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Einwand der Bekl. zurückgewieſen, daß das Saldoanerkenntnis 
der Dr. Bank, der Zedentin der Kl., dem Klaganſpruch ent⸗ 
gegenſtehe. Selbſt wenn die Bekl. die Dr. Bank im Konto⸗ 
korrentverkehr mit den von der Beil. ausbezahlten 643 000 4 
belaſtet und die Dr. Bank den die Belaſtung enthaltenden 
Saldo anerkannt hätte, ſo würde dieſes Anerkenntnis nicht 
ausſchließen, daß die Dr. Bank das Anerkenntnis des in dem 
Saldo enthaltenen, in Wirklichkeit aber nicht geſchuldeten 
Einzelpoſtens nach den Grundſätzen der ungerechtfertigten 
Bereicherung zurückfordert, ſofern nur die Dr. Bank das Nicht⸗ 
beſtehen der irrtümlich anerkannten Schuld beweiſt und den 
Rückforderungswillen erklärt. Beides iſt hier nach der be⸗ 
denkenfreien Annahme des BR. in genügender Weiſe ge⸗ 
ſchehen. Die Bekl. iſt daher mit Recht vom LG. zur Zahlung 
der eingeklagten 643 000 % verurteilt. Auf die Anſchluß⸗ 
berufung der Kl. hat der BR. die vom LG. zugeſprochene 
Papiermarkſumme in Goldmark umgewertet. Die Bekl. be⸗ 
kämpft jede Aufwertung. Ihr Hinweis auf Art. I § 12 Abſ. 3 
der 3. Steuer NotVO. hat der BR. mit Recht nicht für durch⸗ 
greifend erachtet. Dieſe Vorſchrift ſchließt von der Aufwertung 
nur diejenigen Anſprüche aus einem Kontokorrentverhältnis 
aus, die den Saldo als ſolchen betreffen. Ein ſolcher Anſpruch 
ſtand nicht in Frage. Der inzwiſchen in Kraft getretene, auch 
im Rechtszug der Reviſion zu berückſichtigende $ 65 AufwG. 
ſchließt wiederum die Anſprüche aus einem Kontokorrent⸗ 
verhältnis von der Aufwertung aus, und zwar hat er den 
einſchränkenden Zuſatz „die den Saldo als ſolchen betreffen“ 
geſtrichen. Demzufolge ſind nunmehr auch die Einzelpoſten des 
Kontokorrentverhältniſſes der Aufwertung entzogen. Aber 
dieſes Verbot kann, nach ſeinem Inhalt, doch nur die ein⸗ 
zelnen Poſten des gegenſeitigen Rechnungsverhältniſſes in⸗ 
ſoweit treffen, als ſie im Saldo aufgegangen ſind und als 
Beſtandteile des Kontokorrentverhältniſſes ſich darſtellen. Vor⸗ 
liegendenjall3 macht die Klage nicht einen Poſten des Konto⸗ 
korrentverhältniſſes geltend, ſondern ſie bezweckt umgekehrt, 
das von ihr verfolgte Forderungsrecht als zu Unrecht in den 
Kontokorrent eingeſtellt, aus dieſem wieder herauszunehmen; 
fie fordert den Betrag von 643 000 % als zufolge des Saldo⸗ 
anerkenntniſſes zu Unrecht in das Vermögen der Bekl. über⸗ 
gegangen gemäß 88 812 ff. BOB. von der Bekl. zurück. Daß 
auch ein Anſpruch ſolcher Art, mit dem die Zugehörigkeit des 
fraglichen Einzelpoſtens zu dem Kontokorrentverhältnis gerade 
verneint wird, von der Aufwertung ausgeſchloſſen ſein ſollte, 
iſt weder aus dem Wortſinn und Inhalt des 8 65 AufwG. zu 


Zu 8. Wie der vollſtändige Wortlaut des Urteils ergibt, hatte 
die Dresdener Bank die Bekl. beauftragt, für Rechnung der Kl., 
die mittels Akkreditiv 643 000 % zu zahlen hatte, dieſe Summe gegen 
Vorlegung beſtimmter Urkunden auszuzahlen, und es hatte die Bekl. 
643000 % ausgezahlt, obwohl die Bedingungen für die Auszah⸗ 
lung nicht erfüllt waren, ſo daß die Zahlung von der Kl. nicht 
anerkannt Wurde. Die Zahlung war der Bank in laufender Rech⸗ 
nung belaſtet worden; ob dieſe zur Deckung der Auszahlung eiue 
beſondere Leiſtung gemacht hatte, erhellt nicht, jedenfalls hatte ſie, 
ſei es durch Übermittlung von Geld, ſei es durch Verrechnung bei der 
Anerkennung des Saldos, 643000 % an die Bell. geleiftet. Dieſe 
Summe forderte die Kl. als Zeſſionarin der Bank zurück. Ihr An⸗ 
ſpruch wurde nach den Grundſätzen über Geſchäftsbeſorgung für begründet 
erachtet, weil die Bekl. aus Anlaß des Auftrags 643 000 % erhalten 
habe und nach 8 647 BGB. zur Herausgabe verpflichtet ſei, nach⸗ 
dem der Auftrag nicht zur Ausführung gekommen ſei. 

Die oben mitgeteilten Gründe beſchäftigen ſich mit der Frage, 
ob dieſer Anſpruch trotz des 8 65 des AufwG. aufzuwerten jei, und 
bejahen dieſe Frage. Dieſe Bejahung iſt unbedenklich zutreffend. Der 
Ausdruck „Anſprüche aus einem Kontokorrent“ iſt nicht glücklich ge⸗ 
wählt; als ein ſolcher Auſpruch kaun aber nur entweder der Anſpruch 
auf den Saldo oder ein in den Kontokorrent eingeſtellter Anſpruch 
angeſehen werden. Im vorliegenden Falle handelte es ſich um keins 
von beiden. Denn es wurde ja nicht der Saldo gefordert, ſondern die 
Herausgabe der durch die Anerkennung des Saldos bewirkten unge⸗ 
rechtfertigten Bereicherung verlangt und der Anſpruch auf dieſe war 
nicht in den Kontokorrent eingeſtellt. Die Gründe find inſofern nicht 
ſcharf gefaßt, als davon die Rede iſt, daß der Zweck der Klage dahin 
gehe, das von ihr verfolgte Forderungsrecht als zu Unrecht in den 
Kontokorrent eingeſtellt, aus dieſem wieder herauszunehmen, während 
der Klageanſpruch überhaupt nicht eingeſtellt war. 

Für die Auslegung des § 65 kann aus dem Urteil des RG. 
folgendes entnommen werden: 

1. Das Beſtehen eines Kontokorrents hat nicht zur Folge, daß 
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entnehmen, noch durch deſſen Zweck und Abſicht gerechtfertigt. 
Hiernach bedarf es nicht der Unterſuchung, ob ſich das Auf⸗ 
wertungsverlangen der Kl. nicht ſelbſt gegenüber $ 65 Aufm®. 
wenigſtens unter dem Geſichtspunkt des Verzugs und in den 
hierdurch gebotenen Grenzen würde aufrechterhalten laſſen. 
(U. v. 29. Juni 1926; 397/25 III. — Düſſeldorf.) 
[Sch. 


9. §8 812 ff., 820 BG B. Die ſozialen Zu⸗ 
chläge, die nach der Bek. des Reichskohlenrates 
v. 31. März 1921 von den Kohlenwerken neben den 
vereinbarten Preiſen noch verlangt wurden, 
können von den Abnehmern als ungerechtfertigte 
Bereicherung i. S. der 88 812 ff., 820 BG B. zurück⸗ 
gefordert werden; ebenſo die daran haftenden 
Steuern.] 7) 

Die Bekl. hat der Kl. gemäß der Verträge v. 3. Okt. 1906, 
11. Nov. 1911, 15. Jan. 1915 und 4. Febr. 1920 Braunkohle 
zu auf beſtimmter Grundlage zu berechnenden Preiſen zu lie⸗ 
fern. Auf Grund einer am 31. März 1921 erfolgten Bekannt⸗ 
machung des Reichskohlenrates, veröffentlicht in Nr. 76 des 
Deutſchen Reichsanzeigers v. 2. April 1921, verlangte die Be⸗ 
klagte von der Kl. neben der für die Kohlenlieferungen ver⸗ 
einbarten Vergütung fog. ſoziale Zuſchläge für die Beſchaffung 
von Bergarbeiterheimſtätten und Lebensmitteln für die Berg⸗ 
arbeiter, nebſt der auf dieſe Preiszuſchläge entfallenden Um⸗ 
ſatz⸗ und Kohlenſteuer. Die Kl. hat die geforderten Zuſchläge 
bis zum 31. Okt. 1921 unter Vorbehalt bezahlt und ver⸗ 
langt mit der vorliegenden Klage die Rückzahlung der für 
die Zeit vom 1. Mai bis 31. Oktober 1921 gezahlten Beträge. 
Das BG. hat die Frage offen gelaſſen, ob die Bekanntmachung 
des Reichskohlenrates v. 31. März 1921 zu Recht ergangen 
iſt, und ob ſie auf die zwiſchen den Parteien laufenden Ver⸗ 
träge von Einfluß war. Es hat die Klage abgewieſen, weil 
eine Bereicherung der Bekl. auf Koſten der Kl. nicht vorliege. 
Die Bekl. ſei nicht bereichert; denn die Zuſchläge habe nicht 
ſie „erlangt“, ſondern die Stellen, die endgültig über deren 
Verwendung zu verfügen hatten. Die Bekl. ſei nur eine 
Durchgangsſtelle für die Zuſchläge geweſen. Zum Teil ſeien 
auch die Zuſchläge an das Braunkohlenſyndikat unmittel⸗ 
bar gezahlt worden, das ſeinerſeits ebenfalls nur eine Durch⸗ 
gangsſtelle geweſen ſei. Eine Bereicherung auf Koſten der 
alle unter den Parteien beſtehenden Rechtsverhältniſſe von der Auf⸗ 
wertung ausgeſchloſſen ſind. 

2. Der Umſtand, daß Vorausſetzung eines Anſpruchs das 
Nichtbeſtehen eines in den Kontokorrent aufgenommenen Anſpruchs 
iſt, ſchließt die Aufwertung nicht aus. 

3. Iſt jemand durch Anerkennung des Saldos ungerechtfertigt 
bereichert, ſo unterliegt der Anſpruch auf Herausgabe der Bereiche⸗ 
rung der Aufwertung. 

Staatsſekr. a. D. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Berlin. 


Zu 9. Die ſoziale Abgabe ſollte dazu dienen, durch Verbeſſe⸗ 
rung der Lebensbedingungen der Bergarbeiter die Kohlenförderung zu 
ſteigern, um der im Kriege entſtandenen und in der erſten Nach⸗ 
kriegszeit andauernden großen Kohlennot abzuhelfen. Die Abgabe 
wurde in der Weiſe erhoben, daß der Reichskohlenverband, der gemäß 
§ 61 KWG. die Brennſtoffverkaufspreiſe feſtſetzt, die ſoziale Abgabe 
in dieſe Preiſe einrechnete, die Preiſe alſo um die Abgabe erhöhte, 
und den Zechen und Syndikaten die Verpflichtung auferlegte, dieſen 
Teil der Verkaufspreife an beſtimmte Stellen zur Verfügung der 
zuſtändigen Reichsbehörden abzuführen. Schuldner der ſozialen Ab⸗ 
gabe waren die Kohlenerzeuger und die Syndikate, welche den Wei⸗ 
ſungen der vorgeſetzten Organe der Kohlenwirtſchaft im Rahmen der 
Vorſchriften des EWG. folgen müſſen, nicht die Abnehmer. So war 
die Abgabe für die Zechen und Syndikate im Verhältnis zum Reich 
eine öffentliche Abgabe, im Verhältnis zum Käufer aber nur ein Teil 
des Kaufpreiſes (vgl. RH. 6, 279; 7, 147). Da die Abgabe ledig⸗ 
lich als ein Beſtandteil des veröffentlichten amtlichen Verkaufspreiſes 
zur Hebung kam, ſo wurde von ihr der Hüttenſelbſtverbrauch nicht 
getroffen. Aber auch diejenigen Mengen wurden von der ſozialen 
Abgabe nicht erfaßt, welche in feſten Dauerverträgen zu feſten Preiſen 
geliefert wurden, denn die vom Reichskohlenverband feſtgeſtellten 
Verkaufspreife, die den Charakter von Höchſtpreiſen haben, dürfen 
zwar nicht überſchritten werden, es iſt aber mangels einer entgegen⸗ 
geſetzten ausdrücklichen Beſtimmung des zuſtändigen Organs der 
Kohlenwirtſchaft im allgemeinen nicht unterſagt, unter den Preiſen 
zu verkaufen. Deshalb werden beſtehende Verträge, wenn ſie zu 
niedrigeren Preiſen abgeſchloſſen ſind, mangels anderer Vereinbarung 


Kl. wird deswegen verneint, weil anzunehmen ſei, daß die 11 
die von ihr gezahlten Zuſchläge in die Verkaufspreiſe 1 
eignen Erzeugniſſe hineinkalkuliert und dementſprechend nic 
Verkaufspreiſe erhöht habe. Dieſen Ausführungen kann zer 
gefolgt werden. Die Zahlungen der Kl. find aus ihrem yet 
mögen erfolgt. Ihr Vermögen hat ſich durch die Zahlung m 
Zuſchläge vermindert. Es mag ſein, daß die Kl. in der © 
war, durch eine Preiserhöhung ihrer Erzeugniſſe dieje aber 
mögensverminderung wieder auszugleichen. Dadurch wird b. 
nichts daran geändert, daß die Zahlung der Zuſchläge auf! 
Koſten erfolgte. Für die Frage, ob die Vermögensverſchieb or 
ſich zwiſchen der Kl. und der Bekl. oder anderen Stellen v 
zog, iſt entſcheidend, ob die Kl. zur Tilgung einer Forder die 
der Bekl. oder zur Tilgung einer Forderung Dritter, füt tz 
die Bekl. nur als Zahlungsſtelle diente, die Zahlungen ar 
wirkte. Die Zahlungen der Kl. betrafen zwei verſchie n 
artige Forderungen. Einmal die ſog. ſozialen Zuſchläge 2 
ferner die auf fie entfallende Umſatz⸗ und Kohlenſteel 
Schuldner der Umſatzſteuer wie der Kohlenſteuer war die 0 
(51 Nr. 1, 811 UmjSt®. v. 24. Dez. 1919, 88 Kohlen Steh 
Bei dieſen iſt offenſichtlich, daß die Bekl. nicht nur eine 8 f 
lungsſtelle der Steuerbehörden war, an die die Kl. je 
Steuern abzuführen hatte. Wenn die Bekl. von der Kl, 
zahlung der Steuerbeträge forderte, die ſie ſelbſt zu entriche 
hatte, ſo wollte ſie mit Recht oder zu Unrecht durch eine Tach 
erhöhung dieſe Steuern auf die Kl. überwälzen. Sie Bar! 
aus eigenem Recht eine entſprechende Forderung an Die 
geltend und die Kl. bezahlte nicht eine ſie treffende Ste 
ſchuld, ſondern eine von der Kl. aus der ihr obliegen 
Steuerverpflichtung abgeleitete Erſatzſchuld. Ahnlich lieg m 
bei den ſozialen Zuſchlägen. Dieſe ſozialen Zuſchläge w are 
keine den Kohlenabnehmern auferlegten Abgaben. Sie w . 
nichts anderes als ein Teil des von ihnen zu entrichten 
Kaufpreiſes, der aber als ſolcher nicht den Bergwerksun Fi 
nehmern verbleiben ſollte, ſondern von ihnen zur Verbeſſer e 
der Lebensbedingungen der Bergarbeiter über das Koh 1 
ſyndikat an die zur Verwendung berufenen Stellen 01% 
führen war. Dementſprechend wurden durch den Beſchluß . 
Reichskohlenverbandes v. 30. Dez. 1919 die Kohlenpreiſe ei 
die ſozialen Zuſchläge erhöht. Auf Grund dieſes Beſchluſ 1 
erfolgte ſodann, was bisher überſehen wurde, eine in 11 
des Reichsanzeigers von 1920 veröffentlichte Bekanntmachn 
. 1 
von einer Erhöhung der amtlichen Verkaufspreiſe nicht berührt. 1 
auch den Hüttenverbrauch und diejenigen Mengen zu erfaſſen, wal 
auf Grund beſtehender feſter Dauerverträge geliefert wurden, ce. 
der Reichskohleurat die Bek. v. 31. März 1921, in mil 
beſtimmt wurde, daß die Kohlenſyndikate und die Bergwerk? en 
Brennſtoffe nur dann liefern und in eigenen Anlagen verbrau 11 
dürfen, wenn vom Empfänger oder Selbſtverbraucher die ſohuet 
Abgabe geleiſtet werde. Die vorſätzliche Zuwiderhandlung wurde 1560 
Bezugnahme auf 8 119 AusfB. z. AWO. mit Strafe bedroht. e 
Rö. hat die Frage offen gelaſſen, ob der AAN. zum Erlaß erg 
ſolchen Verbots befugt war, weil durch dieſe WO. des MIR. u 
privatrechtliche Verpflichtung, außer dem vereinbarten Preiſe 0 
weiteren feſten Zuſchlag zu zahlen, keinesfalls bgründet wurde. nn 
iſt zutreffend. Der RER. leitet die Brennſtofſwirtſchaft und la 
allgemeine Richtlinien für die Brennſtoffwirtſchaft geben. Eine Ber; 
Richtlinie ſollte auch die Bek. v. 31. März 1921 ſein. Die 
lügungen und Verordnungen des RKR. können ſich aber nur an pie 
ihm unterftellten Organe der Kohlenwirtſchaft richten, alſo an , 
Syndikate und die Kohlenerzeuger. Der NEN. konnte den 
nehmern nicht die Verpflichtung auferlegen, Zuſchläge zu feſt san 
einbarten Preiſen zu zahlen. Trotzdem glaube ich, daß die B id 
wortung der vom RG. offengelaffenen Frage für die Entſcheid zu 
von Erheblichkeit war. Unterjtellen wir einmal, daß der N la 
ſeiner Anordnung befugt war. Dann mußte ſich der beklagte oh, 
erzeuger danach richten. Er machte ſich ſtrafbar, wenn er es Kl. 
tat. Damit aber entfiel für ihn die Verpflichtung, den mit del lt 
abgeſchloſſenen Vertrag zu den Vertragspreiſen zu erfüllen. Er ko u 
und mußte die Lieferung weigern, wenn ſich der Käufer ni 
Zahlung der Abgabe verpflichtete. Der Kl. hatte keinen Anspruch gen 
Lieferung zu Vertragspreiſen. Die VO. griff in die privatrecht zu 
Verhältniſſe inſofern ein, als ſie die Lieferungspflicht der Behl- d { 
vertraglichen Preiſen beſeitigte. Wenn nun die Kl. trotz der Vr ne 
Lieferung verlangte, dann mußte ſie den um die ſoziale Grund 
erhöhten Preis zahlen. Die Kl. zahlte die Abgabe nicht auf greife 
der VO., fie war überhaupt nicht zur Zahlung des höheren . 
verpflichtet, ſie konnte die Abnahme der Kohlen zu dem hö alt 
Preiſe weigern, wenn fie aber die Lieferung verlangte, dann er 
ſie denjenigen Preis zahlen, der dem beklagten Kohlenerzeuget 
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heßleistopfeuerbanbes v. 31. Dez. 1919, welche die Kohlen⸗ 

55 feſtſetzte. Durch eine weitere Bek. v. 28. April 1920 

öffentlicht in Nr. 91 des Reichsanzeigers) erfolgte eine 
eo ebung der Kohlenpreiſe, in der ausdrücklich hervor⸗ 
fi en wird, daß in dieſen Preifen die ſozialen Zuſchläge 
des enthalten ſeien. Auf demſelben Standpunkt ſteht die Bek. 

aukeichskohlenrates v. 31. März 1921. Auch ſie verweiſt 
be uf, daß die ſozialen Zuſchläge in den vom Reichskohlen⸗ 
na en: veröffentlichten Verkaufspreiſen enthalten find. Hier⸗ 
oft blieb es dabei, daß privatrechtlich im Verhältnis der 
in Abnehmer zu ben Bergwerksunternehmern die Zu⸗ 
fie einen Teil des Kaufpreiſes bildeten und nur als ſolcher 
Hurd der Bergwerksunternehmer von den Kohlenabnehmern 

dert werden konnten. Soweit daher die Bekl. die Be⸗ 
ihr ung dieſer Zuſchläge verlangte, machte ſie gleichfalls eine 

gegenüber der Kl. zuſtehende Forderung geltend. Die Kl. 
Angepı zur Tilgung einer von der Bekl. erhobenen ihr ſelbſt 
der lich zuſtehenden Forderung gezahlt. Ob die Zahlung 

b ozialen Zuſchläge an die Bekl. erfolgte, oder an das 
zahler tohlenſynditat iſt unerheblich. Auch in letzterem Falle 
0 di die Kl. nicht auf eine Forderung des Kohlenſyndikats 
ie Bekl., jondern auf die Forderung der Bekl. an die Kl. 


abe Kohlenſyndikat erhielt die gezahlten Beträge nicht für 
das c Rechnung, ſondern für Rechnung der Bekl. Hier war 


lun Kohlenſyndikat in der Tat nur Zahlungsſtelle. Die Zah⸗ 
des dan das Kohlenſyndikat diente lediglich zur Vereinfachung 
5 Zahlungsverkehrs. Dadurch, daß die Kl. für Rechnung der 
ahl an das Kohlenſyndikat zahlte, wurde die der Bekl. dem 
fh enſyndikat gegenüber obliegende Zahlung der ſozialen Zu⸗ 
bar de erſpart. Die Zahlung der Kl. kam der Bekl unmittel⸗ 
Kl. zugute (vgl. RGRRomm. 8 812 Anm. 4 BG B). Die 
„ann daher die von ihr gezahlten Beträge zurückfordern, 
Di die Schuld, für die ſie gezahlt wurden, nicht beſtand. 
Preis anf aber zu. Die Bek. des RKeohlen Verbd. enthielten 
ſich ofeſtſesungen in feſten Markbeträgen. Die Bekl. ſelbſt hat 
der 91 dieſe Preisfeſtſetzungen nicht gehalten. Der von ihr mit 
der or geſchloſſene Vertrag v. 4. Febr. 1920, in dem die von 
der l. zu zahlende Vergütung neu geregelt wurde, liegt nach 
Die erſten Bek. des Reichskohlenverbandes v. 31. Dez. 1919. 

% ell. hat es bei dieſer Vereinbarung vorgezogen, anftatt 
hier. feſten Preiſen jener Bek. zu gleitenden Preiſen abzu⸗ 
eines n. Zugrunde gelegt wurde der jeweilige Stundenlohn 
bers Grubenarbeiters. Ob und inwieweit bei dieſer Preis- 
ſeht arung die ſozialen Zuſchläge mit berückſichtigt wurden, 
ſam. nicht feſt. Jedenfalls war die Vereinbarung rechtswirk⸗ 
at Es konnte nur in Frage kommen, ob ſie gegen das Ver⸗ 
die s 8 118 Ausf Beſt. z. Kohlen WirtſchGG. verſtieß, wonach 
Ken chere sfeſtſesungen des Reichskohlenverbandes nicht zum 
der eil des Abnehmers geändert werden dürfen. Dies iſt von 
brei J. nicht behauptet worden. Die ſpätere Feſtſetzung der 
1920 in der Bek. des Reichskohlenverbandes v. 28. April 
beril Ku die von den Parteien getroffene Vereinbarung un⸗ 


dichtet „Die Bek. des Reichskohleurates v. 31. März 1921 
ihnen e, ſich lediglich an die Bergwerksbeſttzer. Sie verbot 
) ohlen zu liefern, wenn von dem Abnehmer nicht die 


0 
fur den Zuſchläge entrichtet wurden. Ob der Reichskohlenrat 
rlaſſung eines ſolchen Verbotes befugt war, kann dahin⸗ 


e 
Welt bleiben Keinesfalls wurde dadurch auch eine privat⸗ 


05 vorgeſchrieben war. Die Kl. zahlte alſo in dieſem Falle keine 
Nef chuld. Die Bekl. hat das erhalten, was ſie auf Grund des 
ungsverlangens der Kl. beanſpruchen konnte. 

Hg, Die Frage, ob die Beh. des MAR, v. 31. Marz 1921 rechts. 
die y war oder nicht, kann ſehr zweifelhaft ſein. Der REN, leitet 
meiretrinſtoffwirtſchaft einſchließlich der Ein⸗ und Ausfuhr nach ge 
Mas rtſchaftlichen Grundſätzen unter Oberaufſicht des Reiches „nach 
Gr Jabe der folgenden Beſtimmungen“ (8 47 Ausf B. z. KWG. ). 
bie Fr nach 8 40 das Nec, allgemeine Richtlinien für 
wirs rennſtoffwirtſchaft zu geben. Der Begriff Brennſtoff⸗ 
Ge Haft umfaßt alle wirtſchaftlichen Vorgänge, die ſich auf die im 
und gangegebenen Brennſtoffe, Steinkohle, Braunkohle, Preßkohle 
Brenn 3, beziehen. Das Recht, allgemeine Richtlinien für die 
recht Aoffirtſchaft zu erlaſſen, gibt dem RER. ein Verordnungs⸗ 
die g ſahy, Anm. 1 zu 8 49 — und gemäß $ 119 die Befugnis, 
ſtellen widerhandlungen gegen die Verordnungen unter Straſe zu 
ch in an, der RER. bei feinen Verordnungen unter Umftänden 
A, en beſtehende privatrechtliche Verhältniſſe eingreifen kann, iſt 
Personen cht zu bezweifeln. Er kann auf dieſe Weile mittelbar auch 
en treffen, die ſeiner Verordnungsgewalt nicht unterſtehen. 
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rechtliche Verpflichtung der Kl. begründet, außer den verein⸗ 
barten gleitenden Kohlenpreiſen noch einen weiteren feſten Zu⸗ 
ſchlag an die Bekl. zu bezahlen. Dem Bereicherungsanſpruch 
der Kl. ſteht auch nicht entgegen, daß die Bekl. ihrerſeits die 
fozialen Zuſchläge an die zu ihrer Verwendung berufenen 
Stellen und die Steuern an die Steuerbehörden abgeführt hat. 
Es liegt ein Fall des $ 820 BGB. vor. Der mit der Lei⸗ 
ſtung der Kl. bezweckte Erfolg war die Tilgung einer ent⸗ 
ſprechenden Schuld der Kl. Ob aber eine ſolche Schuld beſtand, 
war ungewiß. Die Kl. hat ihr Beſtehen andauernd beſtritten 
und deswegen nur unter Vorbehalt bezahlt. Aber auch die 
Bekl. hat das Nichtbeſtehen der Schuld als möglich unterſtellt. 
Sie hat nicht nur ſelbſt über die Berechtigung ihrer Forde⸗ 
rung mit dem Braunkohlenſyndikat verhandelt, ſondern auch 
die Kl. ausdrücklich auf die Möglichkeit einer Klage auf Rück⸗ 
zahlung verwieſen. Infolgedeſſen iſt die Bekl. zur Herausgabe 
des Erlangten ebenſo verpflichtet, als wenn der Anſpruch auf 
Herausgabe zur Zeit des Empfangs rechtshängig geweſen wäre. 
Auch gegenüber dieſer verſchärften Haftung darf zwar der 
Wegfall der Bereicherung geltend gemacht werden (Warn. 1908 
Nr. 45; JW. 1918, 133). Dies kann aber dann nicht gelten, 
wenn der Wegfall der Bereicherung dadurch verurſacht wurde, 
daß der erhaltene Betrag zur Bezahlung von Schulden ver⸗ 
wendet wurde, die erſt infolgedeſſen erwuchſen, daß der Be⸗ 
reicherte ſeinerſeits die Zahlung, um die er bereichert wurde, 
einforderte und erhielt. Die ſozialen Zuſchläge brauchte die 
Bekl. ihrerſeits erſt dann zu entrichten, wenn der Kohlen⸗ 
empfänger ſie bezahlt hatte. Die Umſatz⸗ und Kohlenſteuern er⸗ 
wuchſen erſt aus dem Betrag, um den ſich durch Hinzurechnung 
der ſozialen Zuſchläge die Kohlenpreiſe erhöhten. Bei den 
Steuern fehlt es überdies an dem urſächlichen Zuſammen⸗ 
hange der Vermögensminderung mit der Vermögensbereiche⸗ 
rung. Die Bekl. hat die Steuerbeträge nicht abgeführt, weil 
die Kl. eine dieſen entſprechende Zahlung geleiſtet hat, ſondern 
unabhängig davon, weil die Steuerbehörde auf Grund der von 
der Kl. gezahlten ſozialen Zuſchläge die Entrichtung der von 
ihnen zu erhebenden Steuern verlangte. Es ſteht ſogar dahin, 
ob nicht ſämtliche Steuern von der Bekl. ſchon bezahlt worden 
ſind, bevor die Kl. ihrerſeits die Steuerbeträge vergütete. 
Von einem Teil der Steuern ergibt ſich dies jedenfalls aus 
dem Schreiben der Bekl. v. 28. Juni 1921 (ebenda S. 34), 
in dem ſie um Erſtattung bereits bezahlter Steuern biltet. 
Jolglich iſt der Bereicherungsanſpruch an ſich begründet. 
(U. v. 12. Mai 1926; 641/25 IV. — Köln.) [Sta.] 


* 10. 8814 BG B.; 88 662, 624 HGB. Zahlung 
unter Vorbehalt. Die Aufgabe des Vorbehaltes 
enthält nicht unter allen Umſtänden einen Ver⸗ 
zicht auf die vom Vorbehalt umfaßten Rechte.] f) 

Auf Grund des Zeitſrachtvertrages v. 1. Mai 1923 hatte 
die Bekl. ihren Dampfer „Tamara 2“ an das N. V. Hol⸗ 
laudſche Vrachtkantoor, Rotterdam bzw. an die Weſt⸗Euro⸗ 
päiſche Linien Schiffahrt G. m. b. H. für eine Rundreiſe von 
ca. 6 Wochen von Bremen über Hamburg und Rotterdam 
nach Portugal und Spanien verchartert. Die Kl. hatte mit 
der Weſt⸗Europäiſchen Linienſchiffahrt einen Unterfrachtver⸗ 
trag über die Verſendung von zwei Poſten Zigarren von 
Bremen nach Barcelona geſchloſſen und die vereinbartd 


Wenn man den Rahmen der Zuftändigkeit des RR. fo weit zieht, 
wie wir es oben getan haben, dann muß man auch zu dem Ergebnis 
kommen, daß er zum Erlaß der BD. v. 31. März 1921 beſugt war. 
Ich habe oben darauf hingewieſen, daß die Brennſtoffverkaufspreiſe 
des Reichskohlenverbandes den Charakter von Höchſtpreiſen haben. 
Es Kann nicht zweifelhaft fein, daß durch eine ausdrückliche BD., ſei 
es des Reichskohlenverbandes, ſei es des NEN., beſtimmt werden 
kaun, daß auch unter den veröffentlichten Brennſtoffverkaufspreiſen 
nicht geliefert werden darf. IR. Dr. Heinemann, Eſſen. 


Zu 10. Die Zahlung „unter Vorbehalt“ kann unter verſchie⸗ 
denen Umſtänden erfolgen und demgemäß von verſchiedener rechtlicher 
Bedeutung ſein. Entweder weiß der Zahlende, daß er zur Zahlung 
nicht verpflichtet iſt: dann will er ſich durch den Vorbehalt 
davor ſchützen, daß feiner ſpäteren Rückforderungsklage der 8 814 
Boh. entgegengehalten wird. Oder er zweifelt, ob er zahlungs⸗ 
pflichtig iſt: dann bedarf er, um ſich den eventuellen Anſpruch auf 
Rückgewähr zu erhalten, keines beſonderen Proteſtes und der Vor⸗ 
behalt iſt darum hier nichts weiter als die (juriſtiſch überflüſſige) 
Anſtändigung, daß der Zahlende das Gezahlte zurückverlangen werde, 
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Fracht mit 2109,83 Peſeten bezahlt. Auf Grund dieſes Unter- 
frachtvertrages iſt die Ware in Bremen an Bord des Damp⸗ 
fers „Tamara 2“ übernommen. Als der Dampfer mit der 
Ware Anfang Mai 1923 in Hamburg lag, erklärte die Weſt⸗ 
Europäiſche Linienſchiffahrt, daß ſie die Charterfracht nicht 
zahlen könnte. Die Vekl. entzog ihr darauf gemäß Nr. 5 
des Zeitfrachtvertrages v. 1. Mai 1923 die Benützung des 
Dampfers und ſetzte ſich zwecks Regelung des Weitertrans⸗ 
portes der in den Dampfer abgeladenen Waren und des von 
ihr behaupteten Pfandrechts an der Ladung mit den Ladungs⸗ 
intereſſenten in Verbindung. Es kam mit einer Reihe von 
Intereſſenten, zu denen aber die Kl. nicht gehörte, zu einer 
in einem Schriftſtück v. 11. Mai 1923 niedergelegten Verein⸗ 
barung. Der Dampfer „Tamara 2“ iſt dann nach Rotterdam 
gefahren und hat dort unter anderem die Ware der Kl. aus⸗ 
geladen. Die Kl. hat von dem Abkommen v. 11. Mai 1923 
erſt nach der Abfahrt des Dampfers von Hamburg etwas er⸗ 
fahren. Sie behauptet, jenem Abkommen nicht beigetreten zu 
ſein. Die Kl. macht geltend, daß ihr durch das Verhalten der 
Bekl. Koſten und Schäden entſtanden ſeien, welche die Bekl. 
erſetzen müſſe. Die Bekl. habe die Ware von Rotterdam 
nicht weiter befördern, andererſeits aber an die Kl. nur dann 
herausgeben wollen, wenn die Kl. einen Anteil an der Char⸗ 
terfracht (Hauptfracht) mit 94,7 “ bezahle, wogegen die Bekl. 
die Rückzahlung der von der Kl. bereits bezahlten Unterfracht 
mit 2109,83 Peſeten angeboten habe. Notgedrungen habe die 
Kl., um die Ware zu erlangen, die verlangten 94,7 & bezahlen 
müſſen, die ſie nun im Klagewege zurückfordere gegen Wie⸗ 
derauskehrung der von der Bekl. erhaltenen 2109,83 Peſeten. 
Außerdem ſeien durch die Umladung der Ware in Rotterdam 
und den Weitertransport derſelben nach Barcelona ſowie durch 
die Verhandlungen mit der Bekl. 1113,95 holl. Gulden nebſt 
100 Goldmark an Koſten entſtanden, deren Erſtattung gleich— 
falls beanſprucht werde. Die Kl. hat demgemäß auf Zahlung 
der genannten Beträge nebſt Zinſen geklagt. Das BG. hat 
hinſichtlich der Verhandlungen, welche die Parteien betreffend 
die Herausgabe der für die Kl. auf dem Dampfer „Tamara 2“ 
abgeladenen Ware geführt haben, folgendes feſtgeſtellt. Die 
Kl. habe die Herausgabe der Ware ſchlechthin verlangt, da ſie 
die vereinbarte Fracht in Höhe von 2109,83 Peſeten bezahlt 
habe. Die Bekl. habe dieſe Herausgabe davon abhängig ge⸗ 
macht, daß die Kl. den auf ſie entfallenden Anteil an der in 
engliſchen Pfunden berechneten Charterfracht bezahle gegen 
Rückgabe der von ihr als Fracht bezahlten Peſeten. Die Kl. 
jei bereit geweſen, dem zwiſchen der Bekl. und anderen Ab⸗ 
ladern geſchloſſenen Vergleich v. 11. Mai 1923 beizutreten und 
damit die aus der Unterverfrachtung gemäß § 662 HGB. 
gegen die Bekl. hergeleiteten Anſprüche fallen zu laſſen, 
wenn die Bekl. ihren Anſpruch auf Frachtzahlung erheblich 
ermäßigte. Anderenfalls ſei die Kl. — und zwar auch jür die 
Bekl. erkennbar — nicht geneigt geweſen, ſich bedingungslos 
auf den Boden des Vertrags v. 11. Mai 1923 zu ſtellen. Die 
auf dieſer Grundlage geführten Parteiverhandlungen hätten 
ſich zerſchlagen. Hierauf hätte die Kl. ſich erboten, die von 
der Bekl. beanſpruchte Fracht unter Vorbehalt zu zahlen. Die 
Bekl. habe aber verlangt, daß dieſer Vorbehalt fallen ge- 
laſſen werde. Dieſem Verlangen ſei ſchließlich ſeitens des Ver⸗ 
treters der Kl. eutſprochen worden. Dies ſei aber nur ge⸗ 
ſchehen, weil die Kl. ſich in einer Zwangslage befunden habe, 
indem ihr aus einer weiteren Vorenthaltung der Güter ſehr 
erhebliche Nachteile gedroht hätten. Die Bekl. ſei nach dem 
Verlauf der Dinge darüber nicht im Zweifel geweſen, daß der 
Vertreter der Kl. ſich nur der angegebenen Zwangslage ge⸗ 
fügt habe. Die — auch für die Bekl. erkennbar — unter 
einem ſolchen Zwange erfolgte Preisgabe des Vorbehaltes 


falls ſich die Nichtexiſtenz der Schuld herausſtellen ſollte. Dieſer dop⸗ 
pelten Bedeutung des Vorbehaltes ſteht aber nicht die Möglichkeit 
einer doppelten Bedeutung der Rücknahme des Vorbehaltes gegenüber. 
Sondern in der Zurückziehung eines einmal ausgeſprochenen Vorbo⸗ 
haltes kann bei verkehrsmäßiger Wertung nur der Verzicht auf den 
beſtehenden oder möglicherweiſe beſtehenden Rückegewähranſpruch gefun⸗ 
den werden. Das RE, iſt in den obigen Entſcheidungsgründen anderer 
Meinung und ſpricht in Übereinſtimmung mit dem Berufungsurteil 
dem Fallenlaſſen des Vorbehaltes ſeitens der Kl. die Bedeutung ſolchen 
Verzichtes deshalb ab, weil die Kl. ſich in einer für die Bekl. erkenn⸗ 
baren Zwangslage befunden habe, indem ſie ohne Preisgabe des Vor⸗ 
behaltes die von iht zwecks Vermeidung eines erheblichen Vermögens⸗ 


_ Regtiprechung 
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könne nach den Grundsätzen von Treu und Glauben im 5 
kehr nicht als eine Sinnesänderung der Kl. und die Verl at. 
barung des Willens gedeutet werden, daß nunmehr die m 
bereit ſei, ſich dem Standpunkt der Bekl. unter Verzicht fr 
ihre Rechte bedingungslos zu unterwerfen. Dieſen Au 
rungen gegenüber iſt der von der Reviſion erhobene 
wand, daß für die maßgeblichen Rechtsbeziehungen der 6 
teien nicht ungeäußerte Gedanken, ſondern nur die abge 
gebenen Erklärungen in Frage kommen, nicht durchſch 
Denn erſichtlich hat das BG. entſcheidendes Gewicht nur | 
ſolche Umſtände gelegt, welche auch für die Bekl. erken 
bar waren. Ebenſowenig kann die Feſtſtellung des BO den 
die Kl. ſich in einer Zwangslage befunden habe, durch n 
Hinweis der Reviſion auf § 624 HGB. ausgeräumt wende. 
Die dort vorgeſehene öffentliche Hinterlegung der die Fon 
rungen des Verfrachters betreffenden Streitſumme er 
pflichtet allerdings den Verfrachter zur Auslieferung dem 
Güter und macht ihn ſchadenserſatzpflichtig, wenn er trotz 
die Herausgabe ablehnt. Die Durchführung eines derartig. 
Herausgabeanſpruches ſeitens der Kl. würde aber, zuma in 
Ware damals in Holland war, unter allen Umſtänden MT 
gewiſſe Zeitdauer beanſprucht haben. Die Ausführungen, el 
BG. ergeben, daß für die Kl. der Ablauf eines ſolchen 3 10 
raumes mit ſehr erheblichen Nachteilen verbunden war, I“ 
daß die geſchilderte Zwangslage nicht durch das Recht 9 
Herausgabe, ſondern nur durch die tatſächliche Here 
gabe der Ware beſeitigt werden konnte. Im übrigen a 
die Beurteilung der Frage, welche Bedeutung und Rech gi 
wirkung der Zahlung des von der Bekl. verlangten Fra 5 
anteiles ſeitens der Kl. ohne den zunächſt vorgeſehenen aut 
drücklichen Vorbehalt beizulegen iſt, im weſentlichen von 
ſächlichen Erwägungen ab, wobei entſcheidendes Gewicht dun 
auf zu legen iſt, wie ſich das Verhalten der Kl. bei 12 
gläubig unbefangener Beurteilung darſtellt (RG. 97, 148 
Im allgemeinen wird dem Umſtand, daß die eine Seite 115 
nächſt Zahlung unter Vorbehalt angeboten, die andere Send 
aber das Fallenlaſſen dieſes Vorbehaltes verlangt hat 5 
nunmehr ohne ausdrücklichen Vorbehalt Zahlung geleiſtet, m 
die Bedeutung beizumeſſen fein, daß damit auf die von 85 
Vorbehalt umfaßten Anſprüche und Rechte verzichtet iſt. 1 
kann aber unter beſonderen Umſtänden der Fall ſo liegen 
daß das Fallenlaſſen des Vorbehaltes, auch für die Gege g 
jeite erkennbar, keinen Verzicht auf die von dem Worbeht 
betroffenen Rechte bedeutet. Solche beſonderen Umſtä 6 
konnte das BG. hier ohne Rechtsirrtum darin erblicken, 5 
die Preisgabe des Vorbchaltes ſeitens der Kl. nur WM 5 
einem ſtarken Zwange erfolgte in einer Weiſe, die auch v 
Bekl. zeigte, daß die Kl. ihren grundſätzlichen Rechtsſtane, 
punkt aufrechterhielt und auf die den Vorbehalt betreffend 5 
Rechte nicht verzichten wollte. Damit ſind auch die Einlon 
dungen erledigt, welche die Reviſion gegen die Aunahl 
des BG. erhebt, daß der Rückforderung der von der Kl. a 
zahlten 94.7 & die Beſtimmung des § 814 BGB. nicht 1 


end. 
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gegenſteht. Das BG. hat dargelegt, daß trotz der Aufrech 
erhaltung des grundſätzlichen Standpunktes der Kl. hinſich 
lich ihrer Anſprüche aus § 662 HGB. die Kl. oder ihr 5 
treter ſich den in der Rechtslage liegenden Zweifeln nicht u 
ſchloſſen hätten, daß es vielmehr auch für fie ungewiß t 
blieben ſei, ob die Kl. zur Zahlung der 94.7 4 verpflichn 
war oder nicht. Weder dieſe Feſtſtellung noch die daran — 
knüpfte rechtliche Folgerung, daß ein ſolcher Zweifel dr 
leiten des Leiſtenden einem Irrtum über die Leiſtungsp nr 
gleichſtehe, laſſen einen Rechtsirrtum erkennen. Die ge 
ton hat denn auch nach dieſer Richtung keinen Angriff M 
hoben. Andererſeits iſt es Tatfrage, ob der Zweifelnde 
verluſtes benötigten Waren nicht herausbekommen hätte. Judeſſo⸗ 
in irgendeiner Zwangslage wird ſich jeder befinden, der unter np 
behalt zahlt; denn andernfalls würde er nicht den Weg der Habu 
unter Vorbehalt, ſondern den für ihn einfacheren der glatten Ni 
zahlung wählen. Die rechtliche Ignorierung der klägeriſchen auf 
nahme des Vorbehaltes ließe ſich darum nur rechtfertigen, wenn or⸗ 
ſeiten der Kl. eine der Gegenpartei bekannte Mentalreſervation 
gelegen hätte oder die Kl. berechtigt geweſen wäre, die Jurückzieh ee 
des Vorbehaltes wegen Drohung anzufechten und von dieſem Rech 
Gebrauch gemacht hätte. Weder für die eine noch für die andere An 
nahme bietet aber der hier mitgeteilte Tatbeſtand ausreichende 
haltspunhte. Prof. Dr. Titze, Berlin. 
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„. Jahrg. 1926 Heft 26) 
an Leitung einen eventuellen Verzicht auf den Erſtattungs⸗ 
ein uch erklärt hat. Die Feſtſtellungen des BG. ergeben, daß 
nic ſolcher Verzicht auf ſeiten der Kl. oder ihres Vertreters 
. vorliegt. Somit iſt für die von der Reviſion vertretene 
Same kein Raum, daß die Kl. durch ihre Zahlung unter 
0 leulaſſen des Vorbehaltes zum Ausdruck gebracht habe, 
Aub fie trotz der für ſie an ihrer Leiſtungspflicht beſtehenden 
Ya let den gezahlten Betrag nicht zurückfordern wolle. Hier⸗ 
daß iſt die Annahme des BG. rechtlich nicht zu beanſtauden, 
m es für die Beurteilung der Klaganſprüche lediglich dar⸗ 
altankomme, wie ſich die Rechtslage zwiſchen den Parteien 
dee die Zurückziehung der „Tamara 2“ aus der Zeitcharter 
altet habe. Die auf dieſer Grundlage angeſtellten Erwä⸗ 
ungen des BG. find von der Reviſion nicht ausdrücklich an⸗ 
Fallen. Sie ſind auch, wenigſtens in ihren entſcheidenden 
en, ohne rechtliche Bedenken. (Wird ausgeführt.) 
v. 23. Jan. 1926; 137/25 J. — Hamburg.) (Ka. 
A Al 88 929, 931, 934 BG B. Ein Eigentums⸗ 
ten erb zu Sicherungszwecken iſt nur an beſtimm⸗ 
m ö nicht an bloß beſtimmbaren Gegenſtänden 
ei glich. Im Fall des Konkurſes des über⸗ 
daners iſt für die Beſtimmtheit des Gegen⸗ 
maß des der Zeitpunkt der Konkurseröffnung 
gebend. f) 
Eule Firma H. H. hat der Bekl. „zur Sicherung für die 
lung aller ihrer Verbindlichteiten ſämtliche Mehl und 
ir reidevorräte, die ſich in beſtimmten Lagern „befinden und 
lb reien Eigentum der Verſicherten ſtehen“, übereignet. Die 
Her gabe ift dadurch erſetzt, daß H. H. ihre Anſprüche auf 
trat, gabe an die bezeichneten Lagerhalter an die Bekl. ab⸗ 
00 Ebenſo ſollten ſämtliche in Zukunft in die genannten 
Fiberräume eingelagerten Getreide- und Mehlbeſtände der 
gehen. H. H. ohne weiteres in das Eigentum der Bekl. über⸗ 


125 geſtattet H. H., unter Auſſicht eines Treuhänders und 


ſetreidemengen, ſoweit ſie den Beſtand von 3500 Sack über⸗ 


basta 
onkurs 8 5 10 N 
Wentursverfahren eröffnet wurde. Dieſe Waren ſind an die 


Ügte; 

Ben D 
Um : 
Nannen Frage, ob die Sicherungsübereignung mangels Be⸗ 
05 tlabeit der übereigneten Gegenſtände wirkungslos ſei. Die 
enk igkeit der Sicherungsübereignung würde rechtlichen Be⸗ 
wiſſen unterliegen, wenn, wie Kl. den Vertrag aufgefaßt 
8 en will, er dahin zu verſtehen wäre, daß die im freien 
0 . des Gemeinſchulduers ſtehenden Beſtandteile des 
Geſannlagers übereignet ſein ſollten, oder wenn gar aus der 
00 mtmenge der eingelagerten Waren immer nur 3500 Sack 


Meer ſpäter weniger), alſo eine zahlungsmaäßig beſtimmte 


ei m. als übereignet gelten follte Die Sicherungsüber⸗ 
. würde dann allerdings der Beſtimmtheit des Gegen⸗ 


lber Zu 11. Die Entjd). behandelt zunächſt zwei in der Rechtſprechung 
zungs ul Sicherungsübereignung ſchon feſtſtehende Fragen. Die Siche⸗ 
N Gübereignung iſt nur an konkretiſiertem Beſtande möglich. Im 
ſtänd des Konkurſes des Übereigners iſt die Frage, ob beſtimmte Gegen⸗ 
kurze zur Sicherung übereignet ſind, nach dem Zeitpunkte der Kon⸗ 
run eröffnung zu entſcheiden. Auerkaunt iſt auch, daß bei der Siche⸗ 
ters übereignung von Warenlagern Eigentums vorbehalt des Veräuße⸗ 
des Si Übergang der erſt ſpäter gelieferten Waren in das Eigentum 
dez Keicherungseigentümers grundſätzlich hindert. Eigentumsvorbehalt 
fa eranten iſt alſo im allgemeinen ein pralktiſches Mittel, um den 

gaug der noch nicht bezahlten Waren in das Sicherungseigentum 
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ſtandes, der erforderlichen Konkretiſierung entbehren und 
deshalb ungültig ſein (RG. 52, 385, 394; Seuff. 73, 621). 
Das BG. legt aber den Vertrag dahin aus, daß die Worte 
des Vertrags „und im freien Eigentum der Verſicherten 
ſtehen“ lediglich deklarative Bedeutung hatten, alſo die Ver⸗ 
ſicherung des Gemeinſchuldners beurkunden ſollten, daß die 
ſämtlichen eingelagerten Beſtände ſein freies Eigentum 
ſeien, daß auch ſonſt der Gegenſtand der Übereignung nicht auf 
eine beſtimmte Menge eingeſchränkt werden ſollte. Dieſe Aus⸗ 
legung, gegen die rechtliche Bedenken nicht beſtehen, iſt tat⸗ 
ſächlicher Natur und daher für die Reviſion bindend. Nun 
ſteht weiterhin feſt, daß zur Zeit des Vertragsabſchluſſes die 
ſämtlichen eingelagerten Beſtände in der Tat im freien 
Eigentum des Gemeinſchuldners ſtanden. Wäre der urſprüng⸗ 
liche Beſtand der Warenlager bis zur Konkurseröffnung un⸗ 
verändert geblieben, ſo würde daher an der Beſtimmtheit des 
Übereignungsgegenſtandes und ſomit an der Gültigkeit der 
Sicherungsübereignung kein Zweifel obwalten können. Eben⸗ 
ſowenig auch dann, wenn ſpäter neue Beſtände ohne Eigen⸗ 
tumsvorbehalt der Verkäufer in die Warenlager eingebracht 
worden wären; denn nach der Rechtſprechung des RG. (Gruch. 
57, 434; JW. 1911, 762%; 1912, 144 21) kann eine Siche⸗ 
rungsübereignung auch auf künftig einzubringende Waren 
gültig erſtreckt werden, wie es im Vertrage der Parteien ge⸗ 
ſchehen iſt. Es fragt ſich nur, wie es mit der Beſtimmtheit 
des Gegenſtandes der Übereignung ſteht, wenn nachträglich 
Warenbeſtände eingelagert werden, an denen ſich die Ver⸗ 
käufer das Eigentum vorbehalten haben. Daß nachträglich 
größere Beſtände unter Eigentumsvorbehalt in die Lager 
aufgenommen worden ſind, ſteht feſt. Der Eigentumsvorbehalt 
hindert den Übergang des Eigentums auf den Gemeinſchuldner. 
Dieſer konnte daher auch nicht als Eigentümer auf die Bekl. 
Eigentum an den Vorbehaltswaren übertragen. Ein Eigen⸗ 
tumserwerb an dieſen Waren war für die Bekl. nur im Wege 
des gutgläubigen Erwerbs ($ 934 BGB.) möglich. Der Ge⸗ 
meinſchuldner wurde mit der Einlagerung der unter Eigen⸗ 
tumsvorbehalt der Verkäufer gelieferten Waren mittelbarer 
Beſitzer dieſer Waren. Er hatte gegen die unmittelbar beſitzen⸗ 
den Lagerhalter den Herausgabeanſpruch. Dieſer Herausgabe⸗ 
anſpruch ging laut Vertrag mit ſeiner Entſtehung, alſo im 
Zeitpunkt der Einlagerung der Waren auf die Bekl. über. 
War die Bekl. in dieſem Zeitpunkte des guten Glaubens, daß 
die Waren in das freie Eigentum des Gemeinſchuldners ge⸗ 
langt ſeien, fo erwarb fie an ihnen Cigenkum. Der Eigen⸗ 
tumsvorbehalt mußte dem Sicherungseigentum der Bekl. ivei- 
chen. Hätte alſo die Bekl. an allen nachträglich unter Eigen⸗ 
tumsvorbehalt gelieferten und in die betreffenden Warenlager 
aufgenommenen Waren gutgläubig Eigentum erworben, ſo 
würde nach wie vor der geſamte Lagerbeſtand den Gegen⸗ 
ſtand der Sicherungsübereignung gebildet haben und damit die 
Beſtimmtheit desſelben gewahrt geblieben ſein. Nun meint 
aber das BG., es komme auf die Frage des gutgläubigen Er⸗ 
werbs der Bekl. au den nachträglich unter Eigentumsvor⸗ 
behalt eingebrachten Waren um deswillen nicht an, weil die 
vom Kl. veräußerten Beſtände, über deren Erlös allein ge⸗ 
ſtritten werde, unſtreitig im freien Eigentum des Gemein⸗ 
ſchuldners geweſen wären. Selbſt wenn die Bekl. bei Ein⸗ 
lagerung der mit Eigentumsvorbehalt belaſteten Warenmengen 
in bezug auf dieſe nicht in gutem Glanben geweſen wäre, 
könnte der böſe Glaube doch nicht das von der Bekl. an den 
übrigen unbelaſteten Mengen bereits erworbene oder noch 
zu erwerbende Eigentum zerſtören oder in Frage ſtellen. Dieſe 
Rechtsauffaſſung des Vorderrichters greift die Reviſion mit 
Recht an. Maßgebend für die Frage, was den Gegenſtand 
einer Sicherungsübereignung des nachmaligen Gemeinſchuld⸗ 
ners bildet, iſt der Zeitpunkt der Konkurseröffnung. Iſt ein 


zu hindern. Der vorliegende Fall zeigt, daß auch der Wirkung des 
Eigenlumsvorbehaltes gegenüber der Sicherungsübereignung Grenzen 
geſteckt ſind. - 

Der Eigentumsvorbehalt wird regelmäßig wirkjan ſein, wenn Die 
Warenlieferung au den Sicherungsübereigner geht. Hier kann ein gut⸗ 
gläubiger Erwerb nicht in Betracht kommen. Nach § 933 BGB. würde 
dazu Beſitzerwerb durch den Sicherungsnehmer erforderlich ſein. 

Anders im vorliegenden Fall, wo der Sicherungsübereigner nicht 
unmittelbarer Beſitzer wird. Hier vollzieht ſich die Eigentumsübertra⸗ 
gung der ſpäter angeſchafften Erſatzwaren auf den Sicherungsnehmer 
durch im voraus vereinbarte Abtretung des Herausgabeanſpruches, der 
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einzelner beſtimmter Gegenſtand zur Sicherung übereignet 
worden, ſo iſt auch zur Zeit der Konkurseröffnung dieſer 
beſtimmte Gegenſtand derjenige, an dem der Gläubiger ab⸗ 
geſonderte Befriedigung geltend machen kann. Anders wenn 
eine ſtets wechſelnde, veränderliche Sachgeſamtheit, ein Waren⸗ 
lager, in der Art zur Sicherung übereignet wird, daß ſowohl 
die gegenwärtigen als auch die zukünftigen Beſtände in das 
Eigentum des Gläubigers fallen ſollen und dem Schuldner 
geſtattet iſt, ſortlaufend bis zu einer gewiſſen Grenze Waren 
aus den Beſtänden frei zu veräußern. Dann iſt die Beftimntt- 
heit des Gegenſtandes der Sicherungsübereignung, folgeweiſe 
des Abſonderungsrechts, nicht notwendig auch im Zeitpunkte der 
Konkurseröffnung geſichert. Sodann nicht, wenn dem Waren⸗ 
lager Warenmengen zugeführt worden ſind, an denen der 
Gläubiger wegen Eigentumsvorbehaltes der Verkäufer kein 
Eigentum erlangt hat. Es fehlt dann an der Konkretiſierung 
der Waren, die der Sicherungsübereignung unterliegen. Nicht 
mehr der geſamte Beſtand der Warenlager, wie der Ver⸗ 
trag beſtimmte, iſt zur Zeit der Konkurseröffnung der Bekl. 
zur Sicherung übereignet geweſen, ſondern nur ein Teil des 
vorhandenen Beſtandes, wenn gutgläubiger Erwerb des Eigen⸗ 
tums an dem unter Eigentumsvorbehalt hinzugetretenen Teil⸗ 
beſtande nicht erfolgt iſt, und jener Teil war unbeſtimmt hin⸗ 
ſichtlich der dazu gehörigen einzelnen Säcke. Wenn das BG. 
meint, der böſe Glaube der Bekl. hinſichtlich der unter Eigen⸗ 
tumsvorbehalt nachträglich in die Warenlager eingebrachten 
Beſtände könne das von der Bekl. an den übrigen unbelaſteten 
Mengen bereits erworbene oder noch zu erwerbende Eigen⸗ 
tum nicht zerſtören oder verhindern, ſo iſt demgegenüber zu 
fragen, ob die Bekl. an den unbelaſteten Mengen überhaupt 
Eigentum erworben hat und erwerben konnte. Das iſt eben 
zu verneinen, weil dieſe Mengen der erforderlichen Beſtimmt⸗ 
heit in bezug auf die einzelnen dazu gehörigen Sachen ent⸗ 
behrten. Daß dieſe Mengen möglicherweiſe beſtimmbar ſind, 
kann für den Fall des Eigentumserwerbs nach 8 931 BGB. 
ebenſowenig genügen, wie beim Eigentumserwerb nach 8 929 
BGB. (vgl. hierzu NG. in 83. 1917, 867). Sonſt würde 
auch eine Sicherungsübereignung des Inhalts gültig und 
wirkſam ſein, daß aus einem Warenlager die im freien Eigen⸗ 
tum des Schuldners ſtehenden Waren dem Gläubiger zu 
Eigentum übertragen werden, ohne daß dieſe im einzelnen 
bezeichnet ſind. Das will aber das BG. ſelbſt nicht gelten 
laſſen. Hatte hiernach aber die Bekl., falls ſie nicht an den 
geſamten Beſtänden der Warenlager Eigentum erworben 
hat, überhaupt kein Eigentum erlangt, ſo iſt es ohne Belang, 
daß die vom Kl. veräußerten Waren, über deren Erlös ge⸗ 
ſtritten wird, unſtreitig nur ſolche waren, an denen der Ge⸗ 
meinſchuldner freies Eigentum erlangt hatte. Es kommt da⸗ 
her für die Entſcheidung darauf an, ob die Bekl. auch an 
ſämtlichen unter Eigentumsvorbehalt dem Gemeinſchuldner in 
die Warenlager gelieferten Waren gutgläubig Eigentum er⸗ 
worben hat. Nur wenn dieſe Feſtſtellung getroffen werden 
kann, war auch zur Zeit der Konkurseröffnung der Gegenſtand 
der Sicherungsübereignung beſtimmt, weil er dann die ge⸗ 
ſamten Beſtände der Warenlager umſaßte. 
(U. v. 9. März 1926; 508/25 VI. — Frankfurt gn 
u. 


12. Von der Einheitskurs VO. v. 22. Okt. 1923 
werden auch ausländiſche Deviſenbeſtände eines 
Deutſchen ergriffen. Ein Nachweis, daß das ein⸗ 
zelne Geſchäft die Deviſenpolitik der Reichs- 
bank beeinfluſſe, iſt nicht erforderlich..) 

Der Kl. hat von Deutſchland aus durch Brief v. 10. Nov. 
1933 die Bekl. beauftragt, am 12. Nov. 1923 an der Prager 


gegen den Lagerhalter entſteht. Der gutgläubige Erwerb erfolgt nach 
§ 934 BGB. Der Sicherungsnehmer erwirbt trotz des Eigentums⸗ 
vorbehalts, weun er zur Zeit der Abtretung des Herausgabeanſpruches 
im guten Glauben iſt. Dieſer Herausgabeanſpruch wird ihm ſchon vor 
ſeiner Entſtehung abgetreten. Er gelangt mit dem Augenblick der Ein⸗ 
lagerung zur Entſtehung. Dieſer Zeitpunkt wird wohl für die Gut⸗ 
gläubigkeit entſcheidend ſein müſſen. Man wird in allen dieſen Punkten 
den Rechtsausführungen des Urteils zuſtimmen müſſen. 

Die verſchiedenartige Regelung in den 88 933 und 934 führt 
demnach bei der Frage der Wirkung des Eigentums vorbehalts gegen⸗ 
über der Sicherungsübereignung zu ganz verſchiedenen Ergebniſſen. 
Wird von einem Lieferanten unmittelbar an den Sicherungsgeber 


ufen 


Börſe für 350 000 tſchechiſche Kronen deutſche Mark zu en 


und den Markbetrag in einem Sichtſcheck auf Dresden ſei 
dazu in Prag erſcheinenden Privatſekretär mitzugeben. 
Bekl, hat am 12. Nov. 1923 für 200 000 Ke. und am 13. 
1923 für 100 000 Ké. deutſche Mark gekauft und am 15 
Tage 11 654 970 760 Millionen und am zweiten 7067375 
Millionen Papiermark dafür bekommen. Die von ihr über 
erſten Markpoſten ausgeſtellten vier Schecks auf die zil art 
der Deutſchen Bank in Dresden holte der Privatſekretär 15 
12. Nov. 1923 und die über den zweiten Markpoſten a 
geſtellten drei Schecks auf dieſelbe Bank holte der Kraftwage 
führer P. am 14. Nov. 1923 in Prag bei der Bekl. ab. 10 
Kk legte die erſten vier Schecks am 13. und die anderen d 
Schecks am 14. Nov. 1923 ohne Erfolg zur Zahlung und 
Auf wiederholte Vorlegung wurden zwei Schecks über 1 
5655 Billionen Papiermark am 20. und die übrigen Shen 
am 22. Nov. 1923 von der Filiale der Deutſchen Bank 
Dresden eingelöſt. Der Kl. macht die Bekl. dafür verartei 
lich, daß ſie unter Verletzung ihrer Vertragspflicht nicht a 
eine alsbaldige Einlöſung der Schecks bei der bezogenen! 7 
geſorgt habe, und ſchreibt ſich aus der angeblich verſpätet 10 
folgten Einlöſung der Schecks einen Schadenserſatzanſpa 
von 51300 GM. gegen die Bekl. zu, von dem er mit der ® 
liegenden Klage einen Teilbetrag geltend gemacht hat. Au. 
BG. hat die Berufungsverhandlung auf die Frage der 
wendbarkeit der VO. v. 22. Okt. 1923 über den Handel Mr 
ausländiſchen Zahlungsmitteln und Dollarſchatzanweiſung. 
zum Einheitskurſe (RGS Bl. I, 991) beſchränkt, dieſe Frage 0. 
jaht und demgemäß wegen Nichtigkeit des Vertrags die WIR 
abgewieſen. Die Rev. iſt zurückgewieſen. Die Anwendung 3 
Einheitskurs8 O. v. 22. Oft. 1923 unterliegt keinem rechtliche 
Bedenken. Die Angriffe, die die Rev. im einzelnen dageh 
richtet, ſchlagen nicht durch. 1. Der Kl. hat geltend gem 
der Deviſenbeſitz, der zum Ankauf deutſcher Währung 9 it 
wendet worden ſei, habe nicht aus der inländiſchen Witsch 
des Kl. hergerührt, ſondern habe ſich zuſammengeſetzt — 
einem Gewinnantell des Kl. aus feiner Beteiligung an 
Trautenauer Firma und aus dem Kredit, den er wegen ſein 
Beteiligung an der genannten Firma bei der Bekl. euch 
Dies durfte das BGG. für unerheblich erachten. Denn für "Tr 
Frage, ob der Kl. ausländiſche Zahlungsmittel veräußerte, = 
damit deutſche Mark zu erwerben, kommt nichts darauf 
woher die ausländiſchen Zahlungsmittel rührten, ſond 1 
lediglich darauf, ob ſie zum Vermögen des die deutſche Sta hi 
angehörigkeit beſitzenden Kl. gehörten. Inſofern fiel das frag, 
liche Geſchäft keineswegs völlig ins Ausland. Es wurde aue 
geführt von einem Inländer, veräußert wurden Deviſen, he 
zu einem Vermögen gehörten, und der Gegenwert, deutsch, 
Mark, ſollten im Inland an den Kl. vermittels mehrerer 

die Dresdener Filiale der Deutſchen Bank gezogener SAT 
ausgezahlt werden. Übrigens galt nach § 1 Einheitstursd 
v. 22. Okt. 1923 — im Gegenſatz zur Dev O. v. 8. Nov. 10 
(RG Bl. I, 729) — für jedes im Ausland abgeſchloß 
ſene Geſchäft der in §1 angegebenen Art der Einheitskun 
zwang (vgl. Koeppel⸗Paſchke, Der Abbau der Devi 5 
geſetzgebung S. 77); und es erſcheint fraglich, ob in jedem 11 
zelnen Falle der Nachweis erforderlich iſt, daß das betreffen 
Geſchäft ſich in das deutſche Rechts⸗ und Wirtſchaftsgebiet u 
mittelbar auswirkte. Aber die Beantwortung dieſer © 
kann dahingeſtellt bleiben, weil eine ſolche Auswirkung ma 
den oben Geſagten vorliegt. Den Begriff der „Veräußerung 
hat das BG. nicht verkannt. Die Hingabe der Deviſen 2 
dem Zwecke, damit deutſche Mark zu erwerben, iſt als ie 
äußerung anzuſehen. 2. Das BG. führt zutreffend aus 4 
Reichsregierung habe mit der Einheitskurs O. auch die aut 
—— aul 


n 


(Übereigner) unter Eigentumsvorbehalt geliefert, fo hat dieſer Liefer 
regelmäßig nicht mit dem Unwirkſamwerden ſeines Eigentums“ 
behaltes zu rechnen. Erfolgt die Lieferung dagegen an einen Di ed 
insbeſondere an ein Lagerhaus, ſo muß der Lieferant damit reif 
daß ein etwaiger Eigentumsvorbehalt gemäß § 934 durch eine gr 
rungsübereignung zugunſten des Sicherungsnehmers unwirkſam ber 
macht wird. Das Ergebnis iſt nicht erfreulich, aber angeſichts 
Regelung des BGB. wohl unvermeidbar. ’ 
Prof. Dr. Heinrich Hoeniger, Freiburg i. Br. 


Zu 12. Der Entſch. ift beizutreten. § 1 der Einheitskursf, 
v. 22. Okt. 1922, in deren zeillichen Geltungsbereich das vorliehe“ 


— 
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badischen Deviſenbeſtände deutſcher Beſitzer erſaſſen und ver⸗ 
King, wollen, daß durch deren Abgabe im Nuslande zu 


bofigir höheren als dem amtlichen Berliner Kurſe die Deviſen⸗ 
Mark der Reichsbank durchkreuzt und der Weltmarktkurs der 
cel gedrückt werde. Hieraus folgt aber nicht, daß nun im 
I en Falle geprüft werden müßte, ob das betreffende Ge⸗ 
läutet einen ſolchen Erfolg gehabt habe. Das Verbot in 81 
dos q, ganz allgemein und nach $4 ijt ſchlechthin jedes gegen 
uuf erbot verſtoßende Geſchäft nichtig, ohne daß etwas dar⸗ 
tre ankäme, ob gerade durch das fragliche Geſchäft eine Durch⸗ 
den dung der Deviſenpolitik der Reichsbank und ein Druck auf 
eltmarktkurs der Mark bewirkt worden ſei. Wenn die 

ben die Frage aufwirft, ob die Einheitskurs VO. ſich auch auf 
Full der Überſchreitung des Berliner amtlichen Kurſes be⸗ 
* iſt darauf hinzuweiſen, daß die VO. jede Abweichung 
5 amtlichen Kurs, gleichviel ob nach oben oder nach unten, 
Ban, während die Dev O. v. 8. Nov. 1924 in 94 nur die 
fiele erung von Deviſen zu einem höheren Kurſe ver⸗ 
5 dog Koeppel⸗Paſchke a. a. O. S. 77). 3. Der An⸗ 
Devi er Rev., daß die EinheitskursVO. nur auf diejenigen 
ſen Anwendung finden ſollte, die dem Zugriffe der Reichs ⸗ 
lebe unterlagen, kann nicht beigepflichtet werden. Sie findet 
ben Auen Wortlaut noch im Zweck der VO. eine Stütze. Aus 
de re „und Ausland” in 81 Abſ. 1 folgt vielmehr das 


U. v. 22. Juni 1926; 36/26 VI. — Dresden.) [Ku.] 


. 13, 84 Preis Tr VO. in Anwendung auf Zins⸗ 
zwi fenmbarungen im Dezember 1923 bei Darlehen 
er gen Banken. Berückſichtigung der Gefahr 
Geldentwertung. 7) 

En Vorinſtanzen haben die Frage, ob die vereinbarte 
15 Doergütung“ von täglich 5 % für die Zeit vom 10. bis 
Preis ez. 1923 einen übermäßigen Verdienſt enthielt (8 4 
amt TrO. v. 13. Juli 1923), unter Berückſichtigung der ge⸗ 
ungez. Verhältniſſe verneint. Dem iſt beizutreten. Daß die 
abe Bene Vorſchrift auch auf Darlehensgeſchäfte Anwendung 
H 1 wenn der Darlehensempfänger ein Gewerbetreibender 
„der den Kredit im Rahmen und zu Zwecken ſeines Er⸗ 
in 1. hier feines Bankgeſchäfts aufnimmt, hat der erk. Sen. 
Jan Anschluß an die Rſpr. der Strafſenate (ROSE. 58, 321; 
10, 1925, 26512, 22503) bereits in ſeinem Urt. v. 18. Jan. 
7 IV 378/25, angenommen. Für die Frage nach dem 
& Yandenfein eines übermäßigen Verdienſtes iſt in erſter 
dere zu beachten, daß es ſich bei der vereinbarten Zins 
bers itung nicht lediglich um reine Kapitalzinſen, ſondern in 
glei Hann ache um einen Aufſchlag handelt, der zur Aus⸗ 
gegen 8 des Riſikos der Geldentwertung dienen ſollte. Sich 
ſocches Riſiko zu ſichern, war Ende 1923 namentlich 


D 
auch engeſchäft fällt, beſtimmt ausdrücklich, daß der Einheitskurs 
r die „im Ausland“ abgeſchloſſenen Geſchafte gilt. Deviſen⸗ 
schloß te, die zu andern Kurſen wie den amtlichen Berlinern abge⸗ 
chien werden, find nichtig (8 4 a. a. O). Die Nichtigkeit hat 
mungen dur Vorausſetzung, daß ein Vorſtoß gegen eine der Beſtim⸗ 
Voraus der 88 1—3 der Einheitskurs VO. vorliegt. Von weiteren 
bffen eleBungen, wie z. B. der, daß das einzelne Geſchäft die De⸗ 
It 9 der Reichsbank beeinflußt hat, iſt fie nicht abhängig. 
Rechte er das Rechtsgeſchäft nichtig, ſo können auch irgendwelche 
te, Schadenserſatzanſprüche uſw. daraus nicht hergeleitet werden. 
RA. Dr. Dorenberg, Stuttgart. 


app Zu 18. Das Urt. des 4. 3. v. 9. März 1925 (RG. 110, 201 f. 
1925, 1479) iſt häufig dahin mißverſtanden worden, als ob das 

benz uit der dort zugebilligten Vergütung für ein Darlehn einen maßge⸗ 
das en Binzjag fur die Zeit des Endes der Inflation aufftellen wollte. 
Bern nicht richtig (. hierüber Peſchke „Was ift Zinswucher?“, 
en. 1926 S. 21 f.) Das obige Urt. zeigt, daß das RG. recht 
denn che Tageszinſen für den Dez. 1923 als berechtigt anerkennt, 
dene nach den tatſächlichen Feſtſtellungen des Einzelfalls ein 
Nr tsttſurechendes Riſiko vorlag. Das RG. wendet hierbei den im 
brämzdeibereiſtrafrecht ausgebildeten, Grundſatz an, daß die Riſiko⸗ 
ia 850 nach den bei verſtändiger Würdigung zu befürchtenden Ge⸗ 
Gab zu bemeſſen iſt, und daß ſie verdient iſt, auch wenn dieſe 
Rcekren ſich nicht verwirklichen (ſ. 4. StS. v. 26. Nov. 1920, 
* 55, 147). Trotz Stillegung der Notenpreſſe und Einfüh⸗ 
— Rentenmark beſtand aber das Stabiliſierungsriſiko noch 
8 a Zeit, und daß hierfür die Auffaſſungen der Banken und 
ſchäftswelt maßgebend waren, betont das RG. mit Recht. 

EU. Dr. Max Alsberg, Berlin. 
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im Bankgewerbe, das im Laufe des Jahres durch die Geld⸗ 
entwertung infolge zu niedriger Zinsſätze große Verluſte er⸗ 
litten hatte, nur ein Gebot vorſichtiger Kreditgebarung. So⸗ 
lange die Gefahr einer weiteren Geldentwertung noch nicht 
beſeitigt ſchien, muß daher zu der damaligen Zeit die Be⸗ 
rechtigung der Banken, bei jedem einzelnen Darlehensgeſchäft 
das Riſiko durch eine angemeſſene Prämie in Geſtalt eines Zu⸗ 
ſchlags zu den Zinſen abzugelten, anerkannt werden. Tatſäch⸗ 
lich wurde aber in der erſten Hälfte des Dezember 1923, ob⸗ 
wohl die Mark durch die Maßnahmen der Regierung ſeit 
20. Nov. 1923 ſtabiliſtert worden war, die Geldentwertungs⸗ 
gefahr, und zwar nicht nur in Bankkreiſen, ſondern auch im 
ſonſtigen Geſchäftsleben keineswegs als geſchwunden angeſehen. 
Daß ſich ſpäter dieſe Befürchtung nicht verwirklicht hat, ſteht 
der Wirkſamkeit der Vereinbarung eines Geldentwertungs⸗ 
aufſchlags nicht entgegen. Denn ſeine Grundlage bildete die 
Gefährdung des Kreditgebers, die beim Vertragsſchluß an⸗ 
genommen wurde und deren Möglichkeit objektiv nicht zu 
leugnen war. Es iſt deshalb nicht richtig, daß, weil die Geld⸗ 
entwertung nicht eingetreten ſei, der Aufſchlag als ihr Erſatz 
nicht gezahlt zu werden brauche. Die Höhe des hiernach zu⸗ 
läſſigen Geldentwertungsaufſchlags zu beſtimmen, iſt Sache 
tatſächlicher Würdigung des Einzelfalls. 

(U. v. 22. April 1926; 639/25 IV. — Köln.) [Ka.] 


II. Verfahren. 
1. 88 268 Ziff. 1, 593 Ziff. 2, 597 Ziff. 2 3 P O.; 


Art. 55 WO. Die Herſtellung der Wechſellegiti⸗ 


mation durch Streichen von Nachindoſſamenten 
erſt nach Erhebung der Klage kann nicht ohne 
Klagänderung geltend gemacht werden. Die Vor⸗ 
legung des veränderten Wechſels in der münd⸗ 
lichen Verhandlung iſt wegen Nichteinhaltung 
der Friſt des 8597 Abſ. 2.3 PO. wirkungslos.] f) 

Am 27. März 1925 zog die Landwirtſchaftliche Handels⸗ 
zentrale Akt. in St. einen am 27. Juni 1925 zahlbaren, 
an eigene Order geſtellten Wechſel über 30 000 Reichsmark 
auf den Bekl., der ihn annahm. Die Ausſtellerin verſah den 
Wechſel mit ihrem Blankogiro. Nach dieſem wurde von der 
Kl. ein Vollindoſſament an die Order der Bank für Land⸗ 
wirtſchaft AktG, auf die Rückſeite des Wechſels gejegt. Hier⸗ 
auf folgte ein weiteres Vollindoſſament der letztgenannten Ge⸗ 
ſellſchaft an die Order der deutſchen Girozentrale Berlin und 
hierauf ein Vollindoſſament der letzteren Firma an die Order 
der Preuß. Staatsbank (Seehandlung) in Berlin. Dieſe hat 
danach über den Betrag quittiert. Die Kl. hat im Regreßwege 
den Wechſel eingelöſt, ohne daß Proteſt erhoben wurde, und 


Zu 1. Die Legitimation des Gläubigers eines in Umlauf 
geſetzten Wechſels iſt eine verſchiedene, je nachdem es ſich um den 
Vorlauf oder — nach Notleiden des Wechſels — um deſſen Rück ⸗ 
lauf an einen Regreßpflichtigen handelt. 

1. Über die Legitimation im Wechſelvorlauf entſcheidet 
wechſelrechtlich Art. 36 WD., inhaltlich deſſen der Inhaber eines 
indoſſierten Wechſels durch eine zuſammenhängende bis auf ihn 
hinuntergehende Reihe von Indoſſamenten als Eigentümer des 
Wechſels legitimiert ift. 

2. Die Legitimation im Wechſelrücklauf findet in Art. 51, 
55 WO. geſetzliche Grundlage; Art. 36 WO. bleibt hier außer Be⸗ 
tracht, da er eben nur auf den Wechſelvorlauf ſich bezieht. Wie aus 
der Stellung des Art. 36 im Geſetz ergibt ſich dies auch aus den 
Geſetzesmaterialien, inſofern die Begründung und die Beratung des 
Art. 36 nur von dem Fall ausgehen, daß der Inhaber den Wechſel bei 
Verfall dem Bezogenen zur Zahlung vorlegt (Motive S. LVII Leipz. 
Protok. S. 69). 

a) Die WO. erörtert in Art. 51 den Rücklauf für den Fall, 
daß der Indoſſaut den verfallenen Wechſel im Regreßwege einlöſt. 
Sie gewährt alsdann aus dem bloßen Tatbeſtande dieſer 
Einlöſung dem einlöſenden Indoſſanten das Wechſelrecht gegen den 
Ausſteller und die vorſtehenden Indoſſanken. Der Regreßſchuldner, 
der ſich im Beſitz des Wechſels mit Proteſt befindet, hat uach dent 
gewöhnlichen Lauf der Dinge die Vermutung für ſich, daß er den 
Wechſel im Regreßwege eingelöſt hat. Damit iſt ſein früheres Recht 
wieder erwacht. Einer Streichung ſeines Indoſſaments und der dieſem 
folgenden bedarf es nicht zum Ausweis ſeines Eigentums, doch gibt 
ihm Art. 55 WO. zu dieſer Streichung ein Recht. Bei Gleichheit der 
Rechtslage ſind die Rechtsſätze des Art. 51 und 55, alſo die Legiti⸗ 
mation des einlöſenden Regreßpflichtigen auf Grundlage ber Ein⸗ 


l e 
befindet ſich ſeitdem im Beſitze des Wechſels. Mit der am 85, 424 2)). Insbeſ. gehören dazu auch die Tatſachen, welle 


31. Okt. 1925 eingereichten Klage fordert fie, im Wedel 
prozeſſe klagend, Verurteilung des Vekl. zur Zahlung von 
30000 Reichsmark nebſt 11 v. H. Zinſen ſeit dem 27. Juni 
1925 und 60 Reichsmark Wechſelunkoſten. In der mündlichen 
Verhandlung vor dem BG. ſtrich der Prozeßbevollmächtigte 
der Kl., indem er von der ihr nach Art. 55 WO. zuſtehenden 
Befugnis Gebrauch machte, die drei auf dem Wechſel ſtehenden 
Vollindoſſamente aus, ſo daß auf der Rückſeite nur das 
Blankogiro der Ausſtellerin und Remittentin übrig blieb. 
Nachdem der Wechſel in dieſer veränderten Geſtalt dem Gericht 
vorgelegt wurde, rügte der Bekl. Klagänderung. Das BG. 
erklärte den Einwand der Klagänderung für berechtigt. Die 
Reviſion iſt zurückgewieſen. Ein Indoſſatar iſt nur dann zur 
Ausübung der Rechte des Wechſelinhabers, insbeſ. zur Forde⸗ 
rung der Wechſelſumme von dem Akzeptanten gegen bloße 
Präſentation des Papiers befugt, wenn er durch eine zu— 
ſammenhängende, bis auf ihn hinuntergehende Reihe von Ju- 
doſſamenten als Eigentümer des Wechſels legitimiert wird; 
der Beſitz der Urkunde allein genügt nicht. Hatte alſo der In⸗ 
doſſatar den Wechſel ſeinerſeits weiter indoſſiert, ſo wird ſeine 
Legitimation erſt hergeſtellt, wenn cr berechtigterweiſe, näm⸗ 
lich nach Befriedigung eines feiner Nachmänner (Art. 55 WO.), 
ſein eigenes Indoſſament und diejenigen ſeiner Nachmänner 
ausſtreicht. Bevor er die Ausſtreichung vorgenommen hat, 
iſt ihm gegenüber der Akzeptant nicht verpflichtet, auf die Prä⸗ 
fentation des fo beſchaffenen Wechſels die Wechſelſumme zu 
zahlen, denn der Inhalt der die ſpäteren Indoſſamente noch 
tragenden Urkunde ſpricht gegen das Recht des Präſentanten 
zu dem Zahlungsbegehren. Dieſe aus der vom Geſetzgeber ge⸗ 
wollten Formſtrenge des Wechſelrechts ſowie aus den Art. 10, 
36, 44, 55 WO. herzuleitenden Sätze hat das RG. ſchon wie⸗ 
derholt ausgeſprochen (vgl. RG. 1, 32 f.; 27, 43; 69, 101f. 1). 
Sie ergeben für den vorliegenden Fall, daß die Kl., ſolange fie 
ſich zur Begründung ihres Anſpruchs auf die noch ſämtliche 
Indoſſumente tragende Wechſelurkunde ſtützte, der wechſel⸗ 
mäßigen Legitimation ermangelte und deshalb mit ihrer Klage 
abzuweiſen geweſen wäre, wenn das Urteil bei Fortbeſtehen 
dieſer Sachlage zu ſprechen geweſen wäre. Der Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte der Kl. hat dem Mangel, der offenbar erſt im zwei⸗ 
ten Rechtsgang bemerkt wurde, dadurch abzuhelfen geſucht, daß 
er bei der Schlußverhandlung vor dem BG. die Ausſtreichung 
der Indoſſamente vornahm. Durch dieſe Handlung wurde der 
Inhalt der Urkunde mit der Wirkung verändert, daß die aus“ 
geſtrichenen Indoſſamente bei Prüfung der Legitimation als 
nicht geſchrieben anzuſehen waren (Art. 36 S. 4 WO.) . Es 
fragt ſich, ob dadurch, daß nunmehr der Klaganſpruch auf die 
veränderte Urkunde gegründet wird, die Klage geändert iſt. 
Die Frage iſt mit dem BG. zu bejahen. Zwar mag der 
Reviſion zugegeben werden daß an ſich der Vorgang noch als 
Berichtigung der tatſächlichen und rechtlichen Anführungen 
(8 268 Nr. 1 ZPO.) gedeutet werden kann. Jedoch iſt eine 
ſolche Berichtigung nur dann ſtatthaft, wenn ſie ohne Ande⸗ 
rung des Klaggrundes geſchieht. Nach feſtſtehender Rechtſpre⸗ 
chung des RG. iſt unter dem Klaggrunde die Summe der⸗ 
jenigen Tatſachen zu verſtehen, die rechtlich geeignet und er⸗ 
forderlich ſind, den Schluß auf das Begründetſein des Klag⸗ 
antrags zu rechtfertigen (vgl. RG. 11, 242; 22, 390; 23, 433; 


löſung und das Recht der Streichung ſeines Indoſſaments und der 
nachfolgenden Indoſſamente ohne weiteres auf die Rechtsſtellung des 
einlöſenden Indoſſanten dem Alkzeptanten gegenüber auszudehnen. 
Das ergibt ſich auch aus Art. 81 Wo., der bezüglich der Zahlungs⸗ 
pflicht alle Wechſelſchuldner gleichſtellt. 

b) Iſt der Proteſt erlaſſen, ſo will die allgemeine Meinung 
die Legitimationsfrage gemäß Art. 36 WO. regeln und hält die 
Streichung der hiernach ſtörenden Indoſſamente zur Erwirkung der 
Legitimation für erforderlich. 

Art. 51 WO. führt im Hinblick auf ſeinen Wortlaut und min⸗ 
deſtens auf dem Wege der Analogie zu einem gegenteiligen Schluß, 
nur daß in Rückſicht auf die formelle Art wechſelrechtlicher Legiti⸗ 
timation die Wechſeleinlöſung auch wechſelmäßig förmell ausgewieſen 
fein muß, z. B. durch eine auf den innehabenden Vormann lautende, 
quittierte Retourrechnung (Art. 54 WO.) oder durch eine auf den 
Wechſel geſetzte, auf dieſen Vormann ausgeſtellte Quittung. 

3. In dem zur Entſch. gelangten Rechtsfall hat ein Proteſt⸗ 
erlaß annehmbarerweiſe nicht vorgelegen. Das Urteil ſtellt feſt: 


) JW. 1908, 563. 
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dartun ſollen, daß der geltend gemachte Anſpruch gerade Kor 
Perſon des Kl. entitanden ift (vgl. NO. 10, 434; 77, 19 
90, 433; die Urt. v. 4. Nov. 1901 VI 250/01 und v. 13. ren 
1924 Y 7/3). Eine Anderung des Klaggrundes liegt echt? 
wenn die Entſtehungstatſachen des geltend gemachten R 

in weſentlichen Teilen umgeſtaltet werden (ſo im Urteil die 
8. März 1901 III 373/00), und namentlich dann, wenn 
Klage nach den zuerſt aufgeſtellten Behauptungen rechtlich 
begründet erſcheint und nun Behauptungen ſubſtituiert 1111 
den ſollen, die einer abweichenden rechtlichen Beurtel 
unterliegen (vgl. RG. 60, 419). So liegt der Fall ne, 
jür die Kl., wie vorher dargelegt, die Legitimation zur chen 
lungsforderung aus der Wechſelurkunde ſelbſt gerborh, ng 
mußte, gehörte zur Begründung ihrer Klage die Mittel Ge 
und demnächſtige Vorlegung eines ſolchen Wechſels, deſſen 
ſtalt die Kl. als forderungsberechtigt erſcheinen ließ. 112 
Wechſel mit derartigem Inhalt hat ſie aber bei der Erhebu 5 
ihrer Klage nicht beſeſſen und ſoweit auch dem Bekl. nicht, ib 
weiſen können. Der damalige Klaggrund, nämlich der 1 
des Wechſels in der noch unveränderten Geſtalt, wie er in l 
der Klagſchrift beigefügten Wechſelabſchrift wiedergegeben Mr.) 
rechtfertigte den Klagantrag nicht. Erſt die auf Grund des 
tikel 55 WO. von der Kl. bewirkte Ausſtreichung der des 
doſſamentenreihe, die bis dahin die formelle Legitimation wehe 
letzten Indoſſatars begründete (Art. 36 WO .), ſchuf nunk gen 
einen Sachverhalt, der die Kl. als nach den wechſekrechthen 
Vorſchriften zur Geltendmachung ihres Anſpruchs legitim 
erſcheinen ließ. Bei richtiger Auffaſſung der formalen er 
weite jener Vorſchriften muß in dem Vorgang eine Andern 
des Klaggrundes geſehen werden, nicht anders als wenn 
Kl. feine urſprünglich nicht vorhandene Anſpruchsberechtiht 
nachträglich auf eine im Laufe des Rechtsſtreits vorgenomm 
Abtretung der Forderung an ihn gründen will. Es liegt m. 
hin eine Anderung der Klage vor, die, weil ſie erſt in 
Berufungsinſtanz erfolgte, beim Widerſpruch des Gegners up 
mäß 8 527 3PO. unſtatthaft iſt. Die hier vertretene al’ 
faſſung der, ſoweit erſichtlich, vom RG. bisher noch nicht pet 
ſchiedenen Rechtsfrage hatte ſich der 13. 3 S. des KG., per 
auch das Bu. im vorliegenden Rechtsſtreit erlaſſen hat, n 
reits in einem früheren Erkenntnis (OLG. 27, 105 f.) zu Rs 
gemacht. Die entgegenſtehende Anſicht (OLG. Celle = Der 
28, 412; Staub-Stranz, Komm. z. WO., 11. Aufl. 
merkung 3 zu Art. 55) verkeunt die formale Bedeutung 
Klaggrundes im Wechſelprozeſſe. Auch die von der Revi 
noch angezogenen reichsgerichtlichen Entſcheidungen geben 
nen Anlaß zu einer anderen Beurteilung. Beſonderer Tr 
trachtung bedarf hier nur das auch vom BG. erwähnte Urte 
des 5. 3. v. 20. Sept. 1924 (RG. 108, 389 ff.)). Dieſes 
ſchränkt ſich darauf, die Frage zu bejahen, ob die in ein, 
Wechſel fehlende Bezeichnung des Remittenten noch währ die 
des Rechtsſtreits nachgeholt werden kann. Im Anſchluß an 
dort angeſtellten Erwägungen würde vielleicht anzunehmen 
jein, daß auch der Akt des Ausſtreichens von Indoſſamen * 
gemäß Art. 55 WO. noch während des Rechtsſtreits vo 
genommen werden darf. Eine andere Frage aber iſt es, 
dadurch die Klage geändert wird. Der Prüfung dieſer Fr aut 
war der 5. 3©. nach 8270 3PO. überhoben, weil in jen 


„Kl. hat im Regreßwege den Wechſel eingelöſt, ohne daß rote 
erhoben wurde, und befindet ſich ſeitdem im Beſitz des Wechſels 
Die hier zugrundeliegende rechtliche Charakterijierung geht u 
Kl. hat den Wechſel nach Verfall ohne Proteſt und demge 
ohne Regreßpflicht (Art. 41 WO.) eingelöſt, offenbar, um den Pro r 
zu erſparen und um gerade den Regreßfall zu 9 
meiden. Hier handelt es ſich danach um Wiedererwerb des 2 echte 
in deſſen nach Fälligkeit zunächſt noch fortgeſetztem Vorlauf, für 
war die Legitimation einzig und allein unter Zugrundelegung des in 
den Vorlauf beſtimmten Art. 36 zu enkſcheiden. Sie war 
1. Inſtanz nicht vorhanden und wurde erſt hergeſtellt, als die 
geſichts des Art. 36 hindernden Indoſſamente in 2. Inſtanz 
Kl. geſtrichen wurden. aß 
4. War aber das Wechſelrecht in der Perſon der Kl. erſt n 
Streichung der die Legitimation hindernden Indoſſamente entſtand 
fo war die in 1. Inſtanz, erhobene Klage, die ſich auf den jene 9 
doſſamente noch enthaltenen Wechſel ſtützte, eine andere, als lich 
in 2. Inſtanz aufrechterhaltene Klage aus dem nunmehr hinſich 
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dalle das BG. angenommen hatte, daß eine Klagänderung 
11 vorliege. Der dieſe Sachlage feſtſtellende Satz der Ent- 
Cum, gründe wurde beim Abdruck auf S. 391, Bd. 108, 
ik De en. Sonach ift aus dem Urteil für die jetzt zu eut⸗ 
15 dende Frage nichts herzuleiten. Die hiernach auszuſpre⸗ 
ende Zurückweiſung der Reviſion würde auch noch aus einem 
deren Geſichtspunkte geboten geweſen fein, nämlich wegen 

rletzung der im 8 593 Abf. 2 BO. für die Mitteilung der 
kunden im Urkunden⸗ und Wechſelprozeß gegebenen, von 
mis wegen zu beachtenden Vorſchriften. Die Zuſtellung 
Nes Schriftſatzes, dem die veränderte und gemäß Art. 36 S. 4 
yo ſicherlich als ein von dem urſprünglichen Klagewechſel 
8 ſchiedener Wechſel anzuſehende Wechſelurkunde in Urſchrift 
wer, Abſchrift von der Kl. beigefügt worden wäre, iſt nicht 
olg (anders in dem dem Urteil RS. 108, 3895) zugrunde 
oben Falle, vgl. S. 390 unten). Wollte man aber im 
dalſchluſſe an mehrere reichsgerichtliche Entſcheidungen (RE. 
A0 306; 97, 165; 104, 37) annehmen, daß die im 8 593 

. 2 ZBDO. vorgeschriebene Zuſtellung durch die Mitteilung 
lan Urkunde in der mündlichen Verhandlung erſetzt werden 
un, und darin, daß der Prozeß bevollmächtigte der Kl. in der 
de lußverhandlung nach Vornahme der Ausſtreichungen die 
wunderte Urkunde zur Begründung des Klaganſpruchs ver⸗ 
a tete, eine ſolche Mitteilung finden, fo würde es doch an der 
sol rung der im 2. Satze des § 593 Abſ. 2 erforderten Friſt 
allen. Deren Einhaltung iſt, wie dies auch in den ange- 
en reichsgerichtlichen Urteilen geſchehen iſt, bei der Mit 
falls 8 von Urkunden in der mündlichen Verhandlung gleich 
ls zu verlangen. Auf Grund dieſer Erwägungen wäre ſomit 
N Klage auch nach 8 597 Abſ. 2 ZPO. als in der gewählten 
wesen dart des Wechſelprozeſſes unſtatthaft abzuweiſen ge- 
(u. v. 22. Juli 1926; 140/26 II. — Berlin.) [Ku.] 
nu. 2. 8 519 Abſ. 6 ZPO. Erfolgt nach Anord⸗ 
ng der zu leiſtenden Vorſchußzahlung eine Be 
8 ge i gung 


di 


des Armenrechts zum Teil, ſo wird 
ganze Vorſchußforderung hinfällig.) 
u Die Bekl. haben gegen das am 21. Dez. 1925 verkündete 
Reel des LG., durch das die Bekl. zur Zahlung von 7000 
gelchsmark nebſt Zinſen verurteilt wurden, Berufung ein⸗ 
ih egt. Durch Verfügung des Vorſitzenden des BG. wurde 
DEN zur Erbringung des im $ 519 Abs 6 Sapı Jgd ge⸗ 
Werten Nachweiſes eine Friſt bis zum 8. März 1926 be⸗ 
Iemt: die von ihnen erforderte Prozeßgebühr betrug 
— Reichsmark. Am 2. März 1926 kam beim BG. ein Ge⸗ 
med der Bekl. um Bewilligung des Armenrechts für die 
ante Inſtanz ein, das durch Veſchluß v. 4. März, zugeſtellt 
be 8. März 1926, zurückgewieſen wurde. Die Einreichung 
2.3. Geſuchs hatte aber nach § 519 Abſ. 6 letzter Satz der 
D. die Folge, daß die den Bekl. befiimmte Friſt erſt 
1920 78821 Tage nach dem 8. März, alſo am 29. März 
e 6 ablief. An diefem Tage wurde den Bekl. der auf ihren 
„leuten Antrag ergangene Beſchluß des BG. zugeſtellt, der 
ſteeim zum Teilbetrage von 1500 Reichsmark (des Geſamt⸗ 
eitwertes von 7000 Reichsmark) das Armenrecht für die 


gen Pboffomentenfofge abgeänderten Wechſel. Denn zum Klage⸗ 


zwa nde gehören alle Tatſachen, die den Anſpruch als ſolchen, und 
tert gerade in der Perſon des Kl. gegen Bekl. zur Ent⸗ 
änd ung bringen. Den bezüglichen Ausführungen im Urteil über Klage⸗ 
erung und deren Wirkung iſt durchweg beizupflichten. 
erlaf Hätte ein wahrer Regreßfall vorgelegen, etwa infolge Proteſt⸗ 
ein ſſes und der alsdann in Kraft geweſenen Regreßpflicht, jo wäre 
e Klageänderung nicht zu unterſtellen geweſen; der Regreßfall 
olcher hätte, ob ohne, ob mit Durchſtreichung der Indoſſamente, 
fall Anſpruch der Kl. begründet. Der in der Klage behauptete Regreß⸗ 
get Alte nur in einer wechſelrechtlich⸗formellen Art durch Kl. dar⸗ 
au ſein müſſen. JR. Dr. Wilhelm Bernſtein, Berlin. 


) J)W.19285, 786. 


begrüſen 2. Die Entſch. entſpricht der JW. 1925, 27671 und iſt zu 
a üben, Zu beachten iſt, daß — wie das RG. mit Recht annimmt 
Fri 9 7 der Armenrechtsbewilligung für einen Anſpruchsteil die 
f derbung des Vorſitzenden nicht ohne weiteres unwirkſam wird, 
neu ern durch eine neue Zahlungsanforderung der Gerichtsſchreiberei 

ausgefüllt werden kann; nur wenn eine ſolche nicht oder ſo 
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Berufungsinſtanz bewilligte. Ein Nachweis für die Zahlung 
der Prozeßgebühr von 195 Reichsmark oder eines Teil⸗ 
betrages davon iſt nicht erbracht worden. Darauf hat das BG. 
die Berufung der Bekl., ſoweit ſie den Betrag von 1500 Reichs⸗ 
mark überſteigt, als unzuläſſig verworfen, weil die Zahlung 
irgendeines Prozeßgebührbetrags nicht nachgewieſen ſei und 
der neue (am 21. März 1926 beim ORG. eingegangene) An⸗ 
trag auf Bewilligung des Armenrechts eine erneute Hemmung 
der Friſt nicht bewirkt habe. Gegen dieſen Beſchluß richtet 
ſich die ſofortige Beſchwerde der Bekl. Wenn den Bekl. die 
Armenrechtsbewilligung zum Teilbetrage von 1500 Reichs⸗ 
mark vor Ablauf der durch die Nachſuchung des Armenrechts 
bis zum Ende des 29. März 1926 erſtreckten Nachweispflicht 
zugeſtellt wurde (was gerade an dieſem Tage der Fall war), 
ſo iſt damit die Auflage, bis zum Friſtablauf bei Vermeidung 
der im § 519 Abſ. 6 Satz 3 beſtimmten Folge die Zahlung 
einer Prozeßgebühr von 195 Reichsmark nachzuweiſen, 
ohne weiteres hinfällig geworden. Denn die Prozeßgebühr 
in dieſer Höhe war nach dem ganzen Streitwert von 7000 
Reichsmark bemeſſen; hiervon ſchied aber infolge der Armen⸗ 
rechtsbewilligung zum Betrage von 1500 Reichsmark dieſer 
Teil für die Gebührenzahlung aus, für ihn konnte daher die 
Zuläſſigkeit der Beruſung vom Nachweiſe der rechtzeitigen 
Zahlung einer Prozeßgebühr nicht mehr abhängig ſein. Wie 
hoch die nunmehr (für den von der Armenrechtsbewilligung 
nicht betroffenen Streitwertteil von 5500 Reichsmark) zu 
bezahlende Prozeßgebühr ſei, konnten die Bekl. nicht wiſſen, 
andererſeits war ihnen aber auch nicht zuzumuten, trotz des 
Ausſcheidens der 1500 Reichsmark bis zum Ablauf der mit 
dem Tage der Zuſtellung der Armenrechtsbewilligung zu 
Ende gehenden Friſt die vollen 195 Reichsmark zu zah⸗ 
len, um womöglich noch vorher den ihnen urſprünglich auf- 
erlegten Nachweis erbringen zu können. Es handelt ſich hier 
nicht, wie im Falle RG. 112, 251, um eine verſehentlich zu 
hohe Berechnung der nach wie vor aus dem urſprünglichen 
Streitwerte zu ermittelnden Prozeßgebühr, für den Streit⸗ 
wertteil von 1500 Reichsmark kommt vielmehr eine Ge⸗ 
bührenzahlung überhaupt nicht mehr in Frage. In ſolchen 
Falle iſt der Gebührenpflichtige vom Gericht von Amts wegen 
über die Höhe der nunmehr zu zahlenden Prozeßgebühr zu 
beſcheiden. Kann dieſe Zahlung — und zwar ſo, daß die Er— 
bringung des Zahlungsnachweiſes noch bis Friſtende möglich 
iſt — nicht mehr innerhalb der noch laufenden Friſt geſchehen, 
ſo muß eine neue Friſt zur Erbringung des Nachweiſes hin⸗ 
ſichtlich der ermäßigten Prozeßgebühr beſtimmt werden. 
(Beſchl. v. 20. Mai 1926; B17/26 II. — Naumburg.) 
[Ku.] 


3. 88 236, 233 3 PO. Die Angabe der die Wie⸗ 
dereinſetzung begründenden Tatſachen muß nicht 
ſchon im Wiedereinſetzungsantrag, kann viel⸗ 
mehr auch innerhalb der Friſt des 8 234 3 PO. in 
einem weiteren Schriftſatz erfolgen. Der Rechts⸗ 
anwalt hat die Pflicht zur Überwachung ſeiner 
Büroangeſtellten auf die Beobachtung der von 
ihm für Wahrung der Rechtsmittelfriſten ge- 


ſpät erfolgt, daß Zahlung und Nachweis innerhalb der alten Friſt 
nicht mehr möglich ſind, wird dieſe hinfällig und muß eine neue 
geſetzt werden. 


Ebenſo iſt es, wenn der Wert des Streitgegenſtandes vor Friſt⸗ 
ablauf auf einen Betrag feſtgeſetzt wird, der niedriger iſt als der⸗ 
jenige, von welchem die Prozeßgebühr erfordert war. Die alte 
Koſtenanforderung wird hier unrichtig und muß durch eine neue 
erſetzt werden; kann das nicht rechtzeitig geſcheyen, fo it eine neue 
Friſt zu ſetzen. 


RG. v. 12. April 1926 — IVB 27/6 — nimmt bei Herab⸗ 
ſetzung der Prozeßgebühr auf Erinnerung gemäß 8 4 GG. an, daß 
die Friſtſetzung unwirkſam wird. Es heißt in dieſer Entſcheidung: 

„Der Beſchluß hob die alte Anforderung des Gerichtsſchreibers 
rückwirkend auf. Damit verlor, da die vorherige oder gleichzeitige 
Anforderung der Prozeßgebühr ein für die Wirkung der Friſtſetzung 
des Vorſitzenden weſentliches Erfordernis iſt, auch die alte Friſtſetzung 
ihre Wirkung.“ Dabei wird aber verkannt, daß die alte Anforderung 
gar nicht rückwirkend in vollem Umfange aufgehoben wurde, ſondern 
nur teilweiſe, nämlich ermäßigt wurde. Die Friſtſetzung wurde daher 
durchaus nicht mit rückwirkender Kraft gegenſtandslos, ſondern 
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gebenen Anordnungen. Der Rechtsanwalt ift 
verpflichtet, ſelbſt Den Eingang der Urteils⸗ 
zuſtellung zu überwachen.] 7) 

Nach Ablauf der Berufungsfriſt ging am 3. Juni 1926 
bei dem OLG. die Beruſungsſchrift der Bekl. v. 2. Juni ein. 
Sie enthält die Erklärung, daß gegen das vorbezeichnete Ur⸗ 
teil Berufung eingelegt werde, und weiter den Antrag, der 
Bekl. die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen die 
Verſäumung der Berufungsfriſt zu bewilligen. Beigefügt war, 
die Begründung des Antrags bleibe einem beſonderen Schrift⸗ 
ſatz vorbehalten. Die hierauf bezügliche nähere Darlegung 
wurde mit Schriftſatz v. 4. Juni 1926, eingegangen bei dem 
BG. am 5. Juni, nachgebracht. Das BG. findet hierin einen 
Verſtoß gegen § 236 Nr. 1 ZPO., der den Antrag unzuläſſig 
mache; eine nachträgliche Ergänzung des Antrags ſei aus⸗ 
geſchloſſen. Es hat deshalb die Berufung als unzuläſſig ver⸗ 
worfen. Die dagegen ſtatthafte form- und friſtgerecht ein⸗ 
gelegte Beſchwerde (§8§ 519 b, 567 3PO.) macht geltend, die 
Ergänzung des Antrags durch den Schriftſatz v. 4. Juni 1926 
ſei für zuläſſig zu erachten, weil er noch vor Ablauf der in 
§ 234 ZPO. beſtimmten Friſt bei dem BG. eingegangen fei. 
Dieſes Vorbringen iſt zutreffend. Die Vorſchrift des § 236 
ZPO. iſt nicht dahin zu verſtehen, daß der hiernach zu ſtel⸗ 
lende Antrag nur in einem einzigen Schriftſatz enthalten ſein 
dürfe. Eine Nachholung iſt nur in dem Sinne ausgeſchloſſen, 
daß ein nach Friſtablauf ($ 234 38.) nachgeſchobenes 
Vorbringen nicht mehr beachtet werden darf. Der friſt⸗ 
gerechten Nachbringung eines tatſächlichen Vorbringens oder 
der Anführung von Glaubhaftmachungsmitteln wird auch z. B. 
ausdrücklich gedacht bei Stein⸗Jonas 8 236 III zu Fuß⸗ 
note 4, Kann, Erl. 3a Abſ. 2 dazu. Die reichsgerichtliche 
Rechtſprechung zu $ 236 ZPO. ergibt nichts Entgegenſtehen⸗ 
des (vgl. RG. 16, 368; 31, 400; 38, 387; 78, 1212); 84, 
412); Warn. 1921 Nr. 21). Eine Beanſtandung des vor⸗ 
liegenden Antrags iſt um ſo weniger geboten, als bereits im 
Schriftſatz v. 2. Juni ausdrücklich die Begründung des An⸗ 


trags einem beſonderen Schriftſatz vorbehalten worden iſt, wo⸗ 


durch der Zuſammenhang dieſes und des nachgefolgten Schrift⸗ 
ſatzes v. 4. gl. M. außer allen Zweifel geſtellt war. Die an⸗ 
gefochtene Entſcheidung war aber aus anderen Gründen auf⸗ 
rechtzuerhalten. Der erſtinſtanzliche Prozeß bevollmächtigte 


erhielt rückwirkend zum Gegenſtand die niedrigere Prozeßgebühr 
(ebenfo wie das RG. Sonnen, JW. 1925, 2318, auf den ſich die 
Entſch. auch bezieht, ferner IW. 1926, 1564, 1566). 

RA. Willy Reinberger, Berlin. 


Zu 3. Die Entſch. enthält in ihrem erſten Teil eine erfreu⸗ 
liche Abſage des NG. an eine formaliſtiſche Geſetzesanwendung. 
Man könnte nach dem Wortlaut des § 236 3PO. geneigt fein, an⸗ 
zunehmen, daß alle zum weſentlichen Juhalt des Wiedereinſetzungs⸗ 
antrages gehörenden Momente in einem einheitlichen Schriftſatz 
enthalten ſein müßten, bei Vermeidung der Ungültigkeit des An⸗ 
trages. Das NÖ. lehnt dieſe Auffaſſung ab. Es will nicht For⸗ 
malien in ein Geſetz hineingelegt ſehen, die nicht ausdrücklich vom 
Geſetz ſelbſt vorgeſchrieben ſind. Es erklärt es vielmehr für zuläſſig, 
daß der „zu ſtellende Antrag“ in mehreren Schriftſätzen enthalten 
ſein könne, unter der Vorausſetzung allerdings, daß die mehreren 
Schriftſätze innerhalb der Friſt eingereicht werden. Es dürfen alſo 
die weſentlichen Beſtandteile des Wiedereinſetzungsantrages inner⸗ 
halb der Friſt je in verſchiedenen Schriftſätzen enthalten ſein. Da⸗ 
mit betont das RG. gegenüber der formalen Auslegung, die die 
Einheitlichkeit des Schriftſatzes fordert, die materielle, alſo inhalt⸗ 
liche Einheitlichkeit des Antrages. Dies iſt ein wichtiger Rechts⸗ 
ſatz, der dem Umſtande Rechnung trägt, daß die Partei im Pro⸗ 
zeß ſchon ohnehin geung unter Formalien ſteht, deren Nichteinhal⸗ 
lung ihr Rechtsverluſt bedeutet. Wenn die Entſch. noch beſonders 
auf den inneren Zuſammenhang der beiden Schriftſätze hinweiſt, 
den es in der Verweiſung des erſten auf den zweiten findet (vgl. 
auch § 236 3PO. Ziff. 3), fo geſchieht dies zum überfluß wohl 
zu dem Zwecke, die Eutſch. auch vom Standpunkt der formaliſtiſchen 
Auslegung aus zu ſtützen. 

Nicht zu billigen iſt dagegen der zweite Teil der Entſch. Der 
Hinweis auf RG. 96, 322 JW. 1920, 142, wahrt nur den 
Schein des Zuſammenhangs dieſer Entſch. mit der Rechtſpr. des KG. 
In Wahrheit verläßt hier der 5. Senat die bisherigen Richtlinien 
der Rechtſpr. Dem Anwalt wird es als Verſchulden angerechnet, 
daß er die Urteilszuſtellung nicht überwacht habe, wozu er um 
jo mehr Grund gehabt habe, weil ſeine Partei un Rechtsſtreit un⸗ 


1) JW. 1912, 248. ) JW 1914, 349. 


Rechtſprechung 


* * 


Juriſtiſche Wochenſchriſ 


kann nicht als i. S. der 88 232 Abſ. 2, 233 ZPO. völlig 40 
laſtet angeſehen werden, wofür im allgemeinen auf RG. i 
322 ff., 325°) hingewieſen ſei. Es kann zwar als glaubha 
gemacht angeſehen werden, daß der RA. Anordnungen 5 
troffen hat, die geeignet waren, feinen Angeſtellten als Rigg 
ſchnur für die Wahrung von Rechtsmittelfriſten zu dienen, * 
kann aber nicht als dargetan gelten, daß er die Beobachtl 
dieſer Anordnungen überwacht, ſich wenigſtens in ew 
angemeſſenen Zahl von Einzelfällen perſönlich hiervon t 
zeugt, und daß ſein Perſonal ſich als zuverläffig bewäh 
hat. Hinzu kommt, daß es nicht gerechtfertigt erſcheinen ka 
wenn, wie die eigene Darſtellung des RA. ergibt, das 0 
6. März verkündete Urteil, deſſen Inhalt — Entſcheidung 15 
dem Klagantrag — ihm bekannt war, trotz der am 23. gl. if 
erfolgten Zuftellung dem Prozeßbevollmächtigten der MM 
ſtändig unterlegenen Bekl. bis zum 27. Mai, mehr als zal 
Monate hindurch unbekannt blieb, obwohl der Rechtsanoa 
wenngleich aus anderem Anlaß, ſich die Akte im April und ar 
Mai hat vorlegen laſſen. Nachdem der Rechtsſtreit in A 
Inſtanz zuungunften feiner Partei ausgegangen war, beit? 
für den Rechtsanwalt dringlicher Anlaß, den Eingang Ef 
Urteilszuſtellung zu überwachen; das ift nicht in ausreiche 
dem Maße geſchehen. 5 
(Beſchl. v. 2. Okt. 1926; VB 14/26. — Celle.) [Sch. 


b) Straſſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


1. [88 146, 149, 263 StGB. Bringt der Tate! 
eine von ihm in betrügeriſcher Abſicht verfälf@ 
Banknote in Verkehr, fo iſt für das rechtlich“ 
Verhältnis zwiſchen Münzverbrechen und. 9 
trug in der Regel nicht 8 74, ſondern 8 73 St d. 
maßgebend.] ) f 

Der Angekl. hat im November 1924 eine Reichsbanknob 


als Überwachung der durch die Urteilszuſtellung erforderlich * auf 


1. 
Die 


a 5 U 
mechaniſche Arbeit kann er ſeinem Perſonal überlaſſen, er muß = 


Da es ſich offenbar um eine unterlaſſene Friſtnotierung⸗ ben 
Altenvorlage handelt, durch die die Friſtverfäumnis entſtant 
iſt, wird man nicht ſagen können, daß die unterlaſſene überwacht! 
der Urteilszuſtellung für den Eintritt des Erfolges urſächlich er- 
weſen iſt. Zum mindeſten iſt die Kauſalkette durch die Une 
laſſung des Büroperſonals unterbrochen worden. Die Pflicht 8 
Beaufſichtigung des Perſonals beſchränkt ſich auf gelegene, 
Nachprüfungen (JW. 1924, 1432, Rh. 96, 322 JW. 1920, 14% 
alſo Vornahme von Stichproben. x 

RA. Dr. Roquette, Königsberg (Pr. 

1 IW. 1920, 142. 


Zu 1. Dem Urteil iſt zuzuſtimmen. Daß eine Münzfälſchun 1 
nach 88 146, 1.19 vorliegt, trotzdem der auf der Banknote angeg en. 
Geldbetrag unverändert geblieben ift, kann nicht angezweifelt werbe 
Den Ausführungen des RS. iſt beizutreten. Wäre die Banknote 


= 85 
5. Jahrg. 1926 Seit 26] 
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and ſich noch 53 Reichsmark herausgeben laſſen. Auf Grund 
nac angegebenen Tatbeſtandes iſt er wegen eines Verbrechens 
Ver § 146 StGB. in ſachlichem Zuſammentreffen mit einem 
R Gehen nach $ 263 StGB. verurteilt worden. Durch öffent⸗ 
1955 Bekanntmachung des Reichsbankdirektoriums v. 5. März 
fertin (RAnz. Nr. 54) find alle Reichsbanknoten, deren Aus⸗ 

ügungsdatum vor dem 11. Okt. 1924 lag, zur Einziehung 
Hing aufen worden, ſoweit ſie nicht bereits aufgerufen waren. 

ſichtlich der Reichsbanknoten über 100 Mark aus dem 
Scha 1922 iſt ein früherer Aufruf nicht erfolgt (vgl. 
Tat t. Bank. § 3 Note 6 Abſ. 2 S. 76). Zur Zeit der 
nicht de November 1924 — waren dieſe Banknoten alſo noch 
A berrufenes Geld i. S. 8 146 StG) B., ſondern echtes Geld 
hatt: dieſes Paragraphen, d. h. Geld, das formell noch Geltung 

e, aber durch den Währungsverfall tatſächlich wertlos ge⸗ 
8 rden war. Es konnte nur noch Verwendung finden, wenn 
Sen nlammen mit anderen Reichsbanknoten in dem geſetzlich 
ei 


en Verhältnis (nämlich eine Billion Papiermark = 


Zahl eichsmark) rechtzeitig bei einer Kaſſe der Reichsbank in 
1925 0 gegeben oder umgetauſcht wurde (vgl. Bek. v. 5. März 
1924 RAnz. Nr. 54). Das neue Bankgeſetz iſt am 30. Aug. 
ſehes erlaſſen (RG Bl. II, 235). Die Beſtimmungen dieſes Ge⸗ 
ein ſtehen der Feſtſtellung nicht entgegen, daß der Angekl. 
Jahr Reichsbanknote v. 4. Aug. 1922 durch Anderung der 
uhreszahl 1922 in 1924 den Schein eines höheren Wertes 
En hat. Die StR. hat Tatmehrheit zwiſchen Münz⸗ 
Be und Betrug angenommen. Die Feſtſtellungen des 
den ftengerichts kommen hier überhaupt nicht in Betracht. In 
. der StR. iſt nicht auf das Urteil des Schöffengerichts 
ej ieſen oder Bezug genommen, ſondern nur im allgemeinen 
. t daß der von der StR. feſtgeſtellte Sachverhalt mit dem 
tim Schöffengericht feſtgeſtellten „im weſentlichen“ überein⸗ 
e Sodann werden in dieſem Urteil ſelbſtändige Feſt⸗ 
2 Stehen hinſichtlich des ganzen Tatbeſtands getroffen, Der 
236 (Sen. des RGB. hat in feinem Urt. v. 6. Juli 1925 IID 
5 91 55 bereits ausgeführt, daß zwar die Verausgabung des 
0 14 Angekl. verfälſchten Geldes kein Tatbeſtandsmerkmal i. S. 
und 5 SGB. bilde, daß aber das geſamte auf die Anfertigung 
dal Verausgabung des verfälſchten Geldes gerichtete Ver⸗ 
latſach des. Augekl. ſich für die natürliche Betrachtung als eine 
u chliche Einheit darſtekle. Demgemäß ſei für das rechtliche 
97 nis zwiſchen 8 146 und § 263 StGB. in der Regel 
aw StGB. maßgebend, ſofern nicht beſondere Umſtände eine 
er eichende Beurteilung i. S. 8 74 StGB. rechtfertigten. Der 
n. tritt dieſen Ausführungen bei. Durch die Straf⸗ 
ke mung des 8 146 StGB. ſollte das geſamte, auf Her⸗ 
00 und Verausgabung falſchen oder verfälſchten Geldes 
weuchtete Unternehmen getroffen und einheitlich abgeurteilt 
rden. Beſondere Umſtände, die für die Annahme einer 


Nahre 1924 ausgegeben worden, dann hätte ſie den vollen Wert gehabt 
zd wäre kursfähig geweſen. Die Banknote vom Jahre 1922 hatte 
r Eigenſchaft nicht und war zur Zeit der Tat ſo gut wie wert⸗ 
We Die Fälſchung hat alſo der Banknote den Schein eines höheren 
es gegeben. 

allo Die Münzfälſchung it ein einaktiges Abſichtsdelikt. Verwirklicht 
w der Täter die Abſicht, das nachgemachte Geld, die gefälſchte 
neue dle als echt in den Verkehr zu bringen, jo begeht er keine 

e Straftat, ſondern eine ſogenannte ſtrafloſe Nachtat. Dieſe Hand⸗ 

As enthält aber im gegebenen Falle zugleich das Merkmal der 
wid piegelung falſcher Tatſachen in der Abſicht, ſich einen rechts⸗ 
de a Vermögensvorteil zu verſchaffen. Ob nian mit dent RG. 
geri achtat als natürliche Einheit des ganzen auf die Geldfälſchung 
15 teten Verhaltens oder mit mir eine nicht als ſolche ſtrafbare 
busckung dieſer Straftat über den Zeitpunkt der formellen Voll⸗ 
daß ng hinaus anſieht, iſt praktiſch bedeutungslos. Entſcheidend iſt, 
a die Abſicht, die gefälſchte Banknote in den Verkehr zu bringen, 
a zeſſual gedacht, irgendwie nach außen hervorgetreten ſein muß; 
Ver larſten tritt ſie hervor, wenn ſie verwirklicht wird. Dieſe 
3 irklichung bildet, vom Standpunkt der Rechtsgüterverletzung 
Be Seefen, mit der formellen, tatbeſtandsmäßigen Vollendung des 
i rechens eine untrennbare Einheit, iſt alfo eine unſelbſtän⸗ 
u Handlung. Auf ſie darf daher 8 74 nicht angewendet werden, 
un. nicht nur mehrere, ſondern mehrere ſelbſtändige Hand⸗ 
a verlangt. Enthält nun, wie hier, die zweite unſelbſtändige 
Betr tung zugleich Tatumſtände einer anderen Straftat — hier des 
— dann bleibt nichts anderes übrig als auf den Handlungs 
Ser den 8 73 entſprechend anzuwenden. Die Auffaſſung der 

afkammer, es liege Tatmehrheit zwiſchen Münzfälſchung und Be 


Tatmehrheit zwiſchen Münzfälſchung und Betrug ſprechen 
könnten, ſind nicht feſtgeſtellt. Ob der Täter von vornherein 
die Abſicht hatte, die gefälſchte Banknote gerade bei den Brü⸗ 
dern D. in Zahlung zu geben oder ob er dieſe Abſicht erſt 
ſpäter gefaßt hat, kann nicht entſcheidend ſein. Maßgebend iſt 
vielmehr, ob die Abſicht, die verfälſchte Banknote überhaupt 
in Verkehr zu bringen, ſchon bei der Verfälſchung vorhanden 
war oder nicht. Für die Annahme, daß dieſe Abſicht in der 
Zwiſchenzeit aufgegeben und den Brüdern D. gegenüber neu 
gefaßt wurde, bieten die Urteilsgründe keinen Anhaltspunkt. 
Die Frage, ob 8 74 StGB. mit Recht angewendet iſt, gehört 
zur Schuldfrage. Das angefochtene Urteil iſt daher in vollem 
Umfange aufzuheben. 


(J. Sen. v. 9. Juli 1926; 1D 388/26.) A.] 


2. [Ein für die Feſtſetzung des Straf⸗ 
rahmens vom Geſetzgeber berückſichtigter Ge⸗ 
ſichtspunkt darf bei Bemeſſung der Strafe nicht 
noch beſonders berückſichtigt werden.] f) 


Es iſt, wie das RG. wiederholt ausgeſprochen hat (vgl. 
RGSt. 57, 379), unzuläſſig, einen Umſtand, der allgemein den 
Geſetzgeber beſtimmt hat, eine Handlung mit Strafe zu be⸗ 
drohen und einen gewiſſen Strafrahmen für ſie feſtzuſetzen, 
nochmals als Grund dafür heranzuziehen, daß innerhalb des 
geſetzten Strafrahmens die Strafe beſonders hoch gegriffen 
werden muß. Nach den Strafzumeſſungsgründen des an⸗ 
gefochtenen Urteils iſt ſtrafſchärfend berückſichtigt, daß es ſich 
bei der vorliegenden Straftat um ein gemeingefährliches Ver⸗ 
brechen handelt, weil durch Brandſtiftungen die Volkswirt⸗ 
ſchaft geſchädigt wird. Das iſt aber der Grund, weshalb der 
Geſetzgeber die Brandſtiftung unter den „gemeingefährlichen 
Verbrechen und Vergehen“ mit ſchwerer Strafe bedroht hat, 
ſo daß er als Strafzumeſſungsgrund nach den obigen Aus⸗ 
führungen nicht noch einmal berückſichtigt werden darf. Wenn 
dann hinzugefügt wird, daß die Tat um ſo verwerflicher ſei, 
als in der jetzigen Zeit der Not das deutſche Volk auf die Er⸗ 
haltung der ihm verbliebenen Güter beſonders bedacht ſein 
müſſe, jo kann es Zweifel erregen, ob nicht die an die Spitze 
der Strafzumeſſungsgründe geſtellte allgemeine Erwägung auf 
die Bemeſſung der Strafe von Einfluß geweſen iſt. Inſoweit 
es ſich um die Ausmeſſung der Strafe handelt, war daher das 
Urteil aufzuheben. 


(Fer Sen. v. 27. Aug. 1926; 3D 604/26.) A.] 


trug vor, überſieht alſo das Wort „ſelbſtändig“ in 8 74 und iſt 
für den Angekl. zu hart. 

Noch beſſer würde der Angekl. wegkommen, wenn man mit 
Frank, Kommentar, Note XI 1 zu 8 263 ſogar die Möglichkeit 
einer Tateinheit zwiſchen Münzfälſchung und Betrug leugnet und 
hierin einen Fall ſcheinbarer Verbrechensmehrheit (Konſumtion) ſieht. 
Zuzugeben iſt Frank, daß der Täter, der das falſche Geld in den 
Verkehr bringt, faſt immer einen Betrug begeht. Aber man muß 
bedenken, daß die Münzfälſchung ein Angriff auf das Vertrauen in 
die Echtheit des in den Verkehr gebrachten Geldes iſt und der Betrug 
ein Angriff auf das Vermögen eines einzelnen. Dieſe Erkenntnis 
verbietet die Annahme einer Verbrechenseinheit. Die Häufigkeit der 
Tateinheit darf nicht dazu führen, ſie überhaupt zu leuguen. Sonſt 
müßte man auch die Verbrechensmehrheit bei gewinnſüchtiger Ur⸗ 
kKundenfälſchung und Betrug in Abrede ſtellen, was niemand, auch 
Frank (Note III zu 8 268) nicht tut. 

Prof. Dr. Merkel, Greifswald. 


Zu 2. lber die Richtigkeit des Grundſatzes, den das NO. 
hier erneut betont, iſt kein Wort zu verlieren (vgl. zuletzt: JW. 
1925, 2773 6). Aus dem Urteil geht aber nicht deutlich hervor, 
daß die Vorinſtanz gegen dieſen Grundſatz verſtoßen und ſchon 
bei der Feſtſetzung des Strafrahmens berückſichtigte Geſichtspünkte 
noch einmal bei der Strafzumeſſung, alſo doppelt gewertet hat. 
Die Vorinſtanz kann ebenſogut gemeint haben: die „jetzige Zeit der 
Not“ fordere eine beſonders ſtrenge Beſtrafung der gemeingefähr⸗ 
lichen Verbrechen. Eine ſolche Erwägung wäre durchaus zulaſſig. 
Immerhin iſt nicht klar, ob das der Sinn der zitierten Sätze des 
Vorurteils iſt. Daher it die Aufhebung gerechtfertigt. 

Prof. Dr. Arthur Wegner, Breslau. 
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Buriftifge Wogenihll 


Bayeriſches Oberſtes Tandesgericht. 
Strafſachen. g 
Berichtet von RA. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


1. 8 4 Preis Tr VO. v. 13. Juli 1923. Die Aufwertung 
ciner Hypothekenforderung fällt nicht unter dieſe Be⸗ 
ſtimmung. Der Rücktritt mit dem Rang einer Hypothek 
ift keine Leiſtung zur Befriedigung des tägl. Bedarfs. f) 

Die Aufwertung der Hypothekforderungen war im Frühjahr 
1924 durch die Beſtimmungen der 3. Steuer Not VO. geregelt. Eine Ge⸗ 
fahr der wucheriſchen Ausbeutung der Schuldner aus Anlaß der Auj- 
wertung ihrer Hypothehſchulden beſtand daher nicht. Der Schuldner 
braucht auf die vom Angekl. verlangte Aufwertung nicht einzugehen, 
jondern konnte ſich auf das in der 3. Steuer Not O. beſtimmte Maß 
beſchränken. — Übrigens kann auch die Anſicht der St., daß der 
Rangrücktritt eine Leiſtung zur Befriedigung des täglichen Bedarfs 
i. S. des 8 4 Preis TrVO. v. 13. Juli 1923 darſtellt, nicht gebilligt 
werden. Eine „Leiſtung“ iſt er zweifellos, aber keine „Leiſtung 
zur Befriedigung des täglichen Bedarfs“. Man kann den 
Begriff „Leiſtung zur Befriedigung des täglichen Bedarfs“ auch um⸗ 
ſchreiben durch die Worte „Leiſtung, nach der ſich in weiten Kreiſen 
der Bevölkerung Tag für Tag ein Bedürfnis ergibt“. Der Begriff 
erfordert ſonach eine Tätigkeit, die nach ihren we⸗ 
ſentlichen Merkmalen täglich wiederholt werden 
kann und einen Gegenſtand des Angebots und der 
Nachfrage bildet; er erfordert alſo eine geſchäftliche Tätigkeit, 
für die eine Vergütung herkömmlich gewährt wird. Der Rangrücktritt 
fällt nicht darunter. Er beſteht ſeinem Weſen nach ebenſo wie die 
Pfandfreigabe eines Teils des einer Hypothekforderung haftenden 
Grundſtücks in einem Rechtsverzicht, in der beſchränkten Aufgabe 
einer Rechtsſtellung; er iſt der jeweiligen Rechtslage angepaßt, hat 
keine typiſchen Merkmale und kann daher auch nicht den Gegenſtand 
einer geſchäftlichen Tätigkeit bilden. Eine Vergütung für den Rang⸗ 
rücktritt als ſolchen iſt auch nicht üblich. Sie könnte auch weder nach 
der Mühewaltung, die mit der Abgabe der Willenserklärung ver⸗ 
bunden iſt, noch nach der Verſchlechterung der Sicherheit, die der 
Rangrücktritt für die Hypothekenforderung zur Folge haben kann, 
aber nicht zur Folge haben muß, bemeſſen werden. Der Rangrüchtritt 
iſt auch nicht, wie die Stͤk. meint, ein ein Kreditgeſchäft förderndes 
Hilfsgeſchäft, ſondern eine ſelbſtändige Rechtshandlung, deren Voll⸗ 
zug die Vorausſetzung für den Abſchluß eines Kreditgeſchafts bilden 
kann. 

(BayObLG., StS., Urt. v. 12. April 1926, Revgeg. 66/26.) 


Veſchwerdeentſcheidungen 
gegen Entſcheidungen der Aufwertungsſtellen. 
1. Preußen. 
Kammergericht. 
Berichtet von den Mitgliedern des Aufwertungsſenats. 


1. 55 2, 3 Abſ. 1, 10 Abſ. 3 AufwG.; 88 141 Abf. 2, 
313 BGB. Iſt ein Grundſtückskaufvertrag nicht in der 
Form des 8 313 BGB. abgeſchloſſen, jo erwirbt der Ver⸗ 
käufer die Kaufgeldforderung i. S. des 8 2 AufwG. nicht 
ſchon mit dem Abſchluſſe des Kaufvertrages, wie das 
Bay Obs. AufwRſpr. S. 275 auf Grund des 8 141 Abſ. 2 
BGB. annimmt, ſondern erſt mit der Auflaſſung und 
Eintragung des Eigentumsübergangs in das Grundbuch. 


Gemäß 8 28 Ab ſ. 2, 3 RF§G.; 8 74 Abſ. 1 S. 5 AufwG. 
. Sache dem Reichsgericht zur Entſcheidung bor- 
gelegt. 

Der Antragsgegner kaufte von dem Ehemann der Antrag⸗ 
ſtellerin durch notariellen Vertrag vom 23. Juni 1920 ein Grund⸗ 
ſtück für 330 000 /. Für das Keftkaufgeld von 50000 % wurde 
für die Autragſtellerin eine Hypothek eingetragen. Der Antrags⸗ 
gegner leiſtete außer einer Barzahlung von 20000 % eine in 


Zu 1. Der Angelel. hat dafür, daß er mit feiner Hypothek zu⸗ 
rücktrat und jo den Grundeigentümern G. die Aufnahme einer Hypo⸗ 
thek vor der ſeinigen ermöglichte, eine erhöhte Aufwertung verlangt. 
Die Auffaſſung des Bayob sh., daß dieſe Leiſtung des Migekl, nicht 
zum täglichen Bedarf gehört, iſt zu billigen. Allerdings darf man aus 
der Entſch. nicht den Grundſatz entnehmen, daß eine reine Rechts⸗ 
handlung nicht eine Leiſtung i. S. des 8 4 der aufgehobenen Preis⸗ 
Tro. 1923 hätte fein können. In den Mietwucherprozeſſen iſt die 
Zuſtimmung des Vermieters zur Untervermietung ($ 549 BGB.) regel⸗ 
mäßig als ſolche Leiſtung beurteilt worden. Dieſe Rechtshandlung 
hat ſich aber im Verkehr zu einer typiſchen geſchäftlichen Leiſtung aus⸗ 
gebildet, für die Vergütungen (Abſtandsſummen) üblich geworden Find, 
was von dem Rangrücktritt, wie das Bayd bes. hier richtig feſtſtellt, 


17 
dem notariellen Vertrage nicht beurkundete Zahlung von 60 000 9 | 
Am 10. Nov. 1920 wurde er als Eigentümer eingetragen. ar 
Aufwertungsſtelle wertete die Reſtkaufgeldforderung der Au 
ſtellerin auf 100% des Goldmarkbetrages, den fie nach dem Pr 
des Vertragsabſchluſſes berechnete, auf. Das LG. beftätigte D 
Entſch. im weſentlichen. Beide Parteien legten weitere Beſchwe 
ein. 

Die weitere Beſchwerde der Antragſtellerin. de⸗ 

Das LG. hat den 23. Juni 1920, den Tag, an dem - 
notarielle Kaufvertrag abgeſchloſſen iſt, der Berechnung des 6 5 
markbetrags zugrunde gelegt und die Forderung auf 100 % ke 
Goldmarkbetrags = 5595 Goldmark aufgewertet, wovon es je 


iſt die Antragſtellerin nicht beſchwert. Ein früherer Zeitbunkt al 
nicht in Frage kommen; dieſe macht das auch ſelbſt nicht gebe 
ſatz von 100%. Die Antragſtellerin iſt allerdings der u I 


meinen Vorſchriften“ als Aufwertungsbetrag den 6. Teil des gegen 


inte! 


K 82 1 U 
gemeinen Veſtimmungen“, welche für die Aufwertung aller in Ei 


1 


S. 262; Lehmann⸗Boeſebeck S. 140; Nadler, GB. 1 
AufwFr. S. 171; Wunderlich, Di. 1926, 14). Die Bere! 
des Goldmarkbetrags durch das LG. iſt hiernach rechtlich nicht 
beanſtanden. 

2. Die weitere Beſchwerde des Antragsgegners. 

Der Sen. iſt der Auffaſſung, daß das LG. die Forderung 
Aulragſtellexin infolge einer Verletzung des Geſetzes zu hoch An 
gewertet hat, und möchte auf die weitere Beſchwerde des ber 
tragsgegners die Entſch. des LG. aufheben, er fieht ſich 14920 
hieran durch den Beſchl. des BayObLG. München v. 27. März 1“ 
AufwRſpr. S. 275 gehindert. 5 

Das LG,. hat bedenkenfrei feſtgeſtellt, daß die nebenher I 
zahlten 60000 % nicht das Entgelt für die überlaſſung einern 
dem verkauften Haufe frei werdenden Wohnung an den Antrag. 
gegner darſtellten, ſondern einen Teil des Kaufpreiſes bildeten,! 1. 
in dem notariellen Kaufvertrage nicht angegeben ſei, und da 5 
folgedeſſen der Kaufvertrag vom 23. Juni 1920 formungültig 19 % 
Es erwähnt dann die Entſch. des Sen. v. 17. Dez. 1925 9 Mn 
487/25 (MB. 1926, 148; Dot. 1926, 142), nad) 9 
einem Falle der vorliegenden Art für die Berechnung des Gon 


bel 


tumswechſels nicht in Betracht kommt, erklärt aber, daß es Dr 
von ihm bisher gebilligte Rechtsanſicht bei nochmaliger Prüfe 


Das BayObLG. hat einen ähnlich liegenden Fall in steil 
Weiſe entſchieden (AuftvRfpr. S. 275). Hier war am 11. Aug. 19° 


wurde aber erſt am 5. Mai 1919 eingetragen. alen 
chließt ſich der vom NG. 75, 114 niedergeleg 


nicht geſagt werden kann. — Der Bezugnahme auf die, übrigens geht 
zweifelhafte, Entſch. des 2. StS. v. 30. Nov. 1925 JW. 1526, 
hätte es nicht bedurft. Sicherlich führt die Forderung hoͤherer 2 
wertung für ſich allein die Gefahr wucheriſcher Ausbeutung nicht b 
bei. Hier hat aber der Angekl. von dieſer höheren Aufwertung che 
audere Leiſtung abhängig gemacht und erſtrebt auf dieſem Wege et 
Vergütung beſonderer Art. Zweifellos wäre § 4 anzuwenden gere 
wenn der Angehl. etwa für eine Kreditgewährung eine Auftverti 
beanſprucht hätte, die einen übermäßigen Gewinn im Vergleich 
den anugemeſſenen Zinſen darſtellte. Allein aus dem Grunde, daß Be 
vom Angekl. angebotene Leiſtung nicht als ſolche des täglichen 
darfs erſcheint, rechtfertigt ſich das obige Urteil. . 
Rel. Dr. Kurt Peſchke, Berlin. 


=> 
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ee saufafjung an, daß eine Rückwirkung nicht anzunehmen il, 
8 1 aber zu dem gleichen Ergebnis wie hier das LG., indem 
lege Fi ausführt: Es ſei offenſichtlich der urſprünglich zugrunde 
een e und nachträglich beſtätigte Vertragswille der Parteien ge⸗ 
1948 daß das Kaufrechtsverhältnis zwiſchen ihnen ſchon ab 1. Aug. 
Ford wirkſam ſein ſollte. Da aber die Aufwertung der perſönlichen 
Rn ung in den Rahmen des von den Parteien wirklich gewollten 
enzuondkerhältniſſes nach Maßgabe des Abſ. 2 des § 141 BGG. 
der 1 den ſei, ſo dürfe bei der gegebenen Sach- und Rechtslage 
de Gl Aug. 1918 als maßgeblicher Erwerbstag der Forderung für 
läubiger gelten. 
Zul das NG. hält die Amvendung des $ 141 Abſ. 2 Bc. für un⸗ 
konſig. Nach § 10 Abſ.3 Auf. darf in dem hier in Frage 
nenden Fall des § 10 Abſ. 1 3.5 bei der Aufwertung nach 
Igjs einen Vorſchriften, wenn die Forderung vor dem 1. Jan. 
begründet worden iſt, der Satz von 75 v. H. und, wenn ſie 
„dem 1. Jan. 1922 begründet worden iſt, der Satz von 100 
den des Goldmarlebetrages der Forderung nicht überſchritten wer⸗ 
19d Ja die Forderung der Antragſtellerin in der Zeit v. 1. Jan. 
ufd bis zum 31. Dez. 1921 begründet worden iſt, darf die 
tung 100% des Goldmarkbetrages nicht überſteigen. Zu 
8 2 nen iſt der Goldmarkbetrag, wie oben ausgeführt iſt, nach den 
dem 3 Auf. Nach § 2 Aufw. wird, wenn der Anſpruch nach 
jeft 31. Dez. 1917 erworben iſt, der Goldmarkbetrag dadurch 
be bettet daß der Nennbetrag, im Falle des entgeltlichen Erwer⸗ 
Beinen Erwerbspreis, nach Maßgabe des Wertverhältniſſes unge⸗ 
ea wird, das in der Tabelle des Auſwertungsgeſetzes fiir 
Golo ag des Erwerbes beſtimmt iſt. Die Berechnung des 
voranserkbetrags ſetzt ſomit die Feſtſtellung des Erwerbstags 
Mein . Erwerb i. S. des $2 Auf w G. ijt, wie jetzt allge⸗ 
anerkannt iſt, Erwerb im Rechtsſinn. (Ebenſo auch KG. 
e 222/26 — JW. 1926, 2093, Aufwanſpr. 453, 9 A 505/26.) 
hät ehem Zeitpunkte eine Forderung erworben iſt, darüber ent⸗ 
n das Mm. Keine Beſtimmungen, dieſe Frage it vielmehr 
teile, dem allgemeinen bürgerlichen Recht zu beur⸗ 
4 „Der erſtmalige Erwerb einer Forderung fällt mit der 
Yan ardung der Forderung zuſammen. In dem vom 
SRG. entſchiedenen Falle handelt es ſich, wie der angegebene 
erhalt ergibt, um den erſten Erwerb der Forderung, aber 
denn im vorliegenden Falle kommt es auf den erſten Erwerb an, 
5 die Antragſtellerin, der die Forderung von ihrem Ehemann 
an treten iſt, hat fie, wie das LO. feſtgeſtellt hat, mit Rückſicht 
hi N künftiges geſetzliches Erbrecht, auf Grund eines Treuhand⸗ 
Auf tniſſes und ohne Entgelt erworben (83 Abſ. 1 38. 6, 7, 11 
dung; ſo daß der Erwerb ihres Rechtsvorgängers, ihres Ehe- 
Es dec des erſten Erwerbers der Kaufgeldforderung, maßgebend iſt. 
Kit ſich alſo im vorliegenden wie in dem vom BayObLG. ent⸗ 
ew enen Falle die Frage, in welchem Zeitpunkt die Forderung 
et orben iſt, mit der Frage, wann die Forderung begrün⸗ 
N iſt. Über die „Begründung der Forderung“ hat ſich das 
deip in dem Beſchluſſe vom 23. Juni 1926 JW. 1926, 1956 aus- 
ben en. Nach dieſer Entſch. it unter Begründung der For⸗ 
Gru der Zeitpunkt zu verſtehen, in dem ihre rechtliche 
mit Ida e geſchaffen iſt, und das iſt bei Kaufgeldforderungen 
offen ein Abſchluß des Kaufvertrages der Fall, wobei das RG. 
über ſichtlich einen rechtsgültigen Kaufvertrag vorausſetzt. Iſt der 
bripn ein Grundſtück abgeſchloſſene Kaufvertrag ungültig, weil er 
euchſchriftlic abgeſchloſſen iſt oder weil der Kaufpreis unrichtig 
na undet iſt (§ 313 S. 1 B65B.), fo hat der Verkäufer zunächſt 
i keinen rechtlich begründeten Anſpruch auf Zahlung des Kauf⸗ 
Sees erlangt. Der Mangel der Form wird jedoch nach 8313 
bug BEL. durch die Auflaſſung und die Eintragung in das Grund⸗ 
rückgeheilt. Nach Entſch. RG. 75 S. 1141) hat die Heilung keine 
unt denkende Kraft. Daraus folgt, daß der Verkäufer erſt 
des dem Zeitpunkte der Heilung einen Rechtsanſpruch auf Zahlung 
gelt aufpreiſes, alſo die Kaufgeldforderung, erlangt. Erſt im 
punkte der Heilung wird die Kaufgeldforderung im Rechts⸗ 
ne begründet und damit erworben. 
Kein BayObLG. betrachtet in ſeinem Falle, in dem der privat⸗ 
e Kaufvertrag am 1. Aug. 1918 abgeſchloſſen iſt, der 
1 hentumsübergang aber erſt am 5. Mai 1919 eingetragen iſt, den 
Abs a 1918 als Erwerbstag der Forderung, indem es den 8 141 
de s BGB. anwendet. Es verkennt, daß die Berechnung 
© Goldmarkbetrages als Grundlage der Auf⸗ 
gelt n in den 8 2, 3 Aufwch. in poſitiver Weiſe dahin ge⸗ 
ik iſt, daß für die Berechnung der Tag des Erwerbes 
ſchrſten gebend erklärt iſt. Der Erwerbstag iſt nach den Vor⸗ 
alten des allgemeinen bürgerlichen Rechts feſtzuſtellen, und 
des ie oben dargelegt iſt, im vorliegenden Falle wie in dem 
gan Bay Obsch. auf den Tag der Eintragung des Eigentumsüber⸗ 
in gs. Die Auslegungsregel des 8 141. Abſ. 2 BGB. könnte nur 
ande." Falle von Bedeutung jein, daß ſie die Feſtſtellung eines 
Das et Erwerbstages ermöglichte. Das it aber nicht der Fall. 
führt in der mehrerwähnten Entſch. Bd. 75 S. 1152) aus: 


) JW. 1911, 216. 2) JW. 1911, 216. 


Rechtſprechung 


2689 


„Die Heilung wirke, nicht zurück; fie ſei der Beſtätigung eines 
nichtigen Vertrages nach 8141 BGB. gleichzuſetzen, und ſchon 
aus dem Wortlaute dieſes Paragraphen, der die Beſlätigung für 
eine Wiederholung des Vertrages in geſetzlicher Form erklärte, folge, 
daß erſt von den Heilungstatſachen an, nicht rückwärts, der Ver 
trag gültig werde. Aus dem Wortlaute des zweiten Satzes des 
8313 BOB. ſei zu ſchließen, daß der Geſetzgeber eine Rückbe⸗ 
ziehung der Heilung nicht gewollt habe.“ Im Anſchluß hieran 
ſtellt das NG. feſt, daß zur Zeit der angeblichen Übergabe des 
Grundſtücks wegen noch nicht vorliegenden formgültigen Vertrages 
noch keine Kaufrechte und pflichten des Klägers und 
ſeiner Ehefrau beſtanden haben. Das NG. ſteht alſo erſichtlich 
auf dem Standpunkt, daß der Verkäufer erit in dem Zeitpunkte, 
in dem der Formmangel geheilt wird, eine rechtlich begründete 
Kaufgeldforderung erwirbt, und lehnt die Auffaſſung, daß es in⸗ 
folge der Heilung des Formmangels ſo anzuſehen ſei, als ob der 
Verkäufer bereits mit dem Abſchluſſe des Kaufvertrages die For⸗ 
derung erworben habe, ab. 

Nach dem maßgebenden allgemeinen bürgerlichen Recht iſt 
hiernach die Kaufgeldforderung in den erörterten Fällen erſt in 
dem Zeitpunkte der Eintragung des Eigentumsübergangs im 
Rechtsfinne begründet und damit i. S. des Aufiw®. erworben wor⸗ 
den. Das BayObsGG. und das LG. haben ſomit das Geſetz, und 
zwar die Vorſchriften der 88 2, 3 Abſ. 1, 10 Abs.! Aufwieß., 88 141, 
313 BGB. verletzt, indem fie den Tag des Abſchluſſes des Kauf: 
vertrages als Erwerbstag angeſehen haben. 

Da die Entfch. auf die weitere Beſchwerde des Antragsgeguers 
von der Auslegung der erwähnten Vorſchriften abhängt und das 
KG. darin von der Entſch. des BayobsG. abweichen will, iſt gemäß 
88 28 Abſ. 2, 3 Ri., 74 Abſ. 1 S. 5 die Vorlegung an das Rl. 
geboten. 

(KG., 9. 38., Beſchl. v. 7. Okt. 1926, A W III 255/26.) N.) 
* 


2. 89 AufwG.; 88 415, 416, 138 BG. Eine noch wäh⸗ 
reud des Aufwertungs verfahrens bewirkte Mitteilung des 
Schuldners an den Gläubiger von der Schuldübernahme 
durch den Dritten und die daraufhin von dem Gläubiger 
erfolgte Genehmigung dieſer Schuldübernahme verſtoßen 
nicht ſchon deshalb gegen die guten Sitten oder ſind nicht 
ſchon deshalb dem Schuldübernehmer gegenüber argliſtig, 
weil fie erſt während des Aufwertungsverfahreus er- 
folgen. f) 

Der frühere Eigentümer, der das mit der Reſtkauſgeldhypothel 
des Antragſtellers belaſtete Grundſtück von dieſem i. J. 1919 gekauft 
hatte, teilte im Laufe des gegen deu jetzigen Eigentümer als per⸗ 
ſönlichen Schuldner anhängig gemachten Aufwertungsverfahrens (am 
5. Febr. 1926) dem Autragſteller mit, daß der Antragsgegner in dem 
mit ihm abgeſchloſſenen Kaufvertrage die Reſtkaufgeldhypothek als 
Selbſtſchuldner übernommen habe. Das LG. hat ausgeführt, daß das 
Schreiben v. 5. Febr. 1926 die in 8 415 BOB. vorgeſchriebene Mit 
teilung der Schuldübernahme durch deu bisherigen Schuldner hilde, 
und daß der Antragſteller durch ſein nach Empfang des Schreibens ge⸗ 
zeigtes Verhalten und die abgegebenen Erklärungen die Schuldüber⸗ 
nahme genehmigt habe. Im Auſchluß hieran ſtellt das LG. feſt, 
daß der Antragsgegner gemäß 8 415 der perſönliche Schuldner des 
Antragſtellers geworden ſei. Dieſe rechtliche Würdigung des feſt⸗ 
geſtellten Sachverhalts iſt frei von Rechtsirrtum. Der Mitteilung der 
Schuldübernahme und der Genehmigung nach 8 415 BOB. ſind zeit⸗ 
liche Grenzen nicht geſetzt, die Wirkſamkeit ſolcher Rechtsvorgänge 
wird alſo dadurch, daß ſeit der Vereinbarung zwiſchen dem bisherigen 
und jetzigen Schuldner fon eine längere Zeit verſtrichen iſt, nicht 

Zu 2. Das umſtändliche Verfahren, das 8 416 BOB. zur Be⸗ 
freiung des Verkäufers eines Grundſtücks aus der perſönlichen Schuld 
einer auf dem Grundſtück hypothekariſch geſicherten Forderung vor⸗ 
ſieht, wurde vor der Inflation in der Praxis regelmäßig nicht ein⸗ 
gehalten. Wenn demnach der Veräußerer auch regelmäßig perſönlicher 
Schuldner blieb, ſo nahm ihn der Gläubiger doch nur höchſtſelten in 
Anſpruch, weil ihm der dingliche Anſpruch nicht nur dieſelben Rechte 
wie die Forderung, ſondern überdies die dingliche Sicherheit bot. 
Dementſprechend hielt ſich der Hypothekengläubiger ſtets in erſter 
Linie an das Grundſtück und den Eigentümer, mährend der perjün- 
liche Schuldner völlig in den Hintergrund trat. Aus dieſem Grunde 
legte der letztere auch keinen Wert auf eine formgerechte Entlaſſung 
aus der Schuld, und ſo kam es, daß manche Haͤuſer in der Vor⸗ 
kriegs⸗ und insbeſ. in der Inflatiouszeit oft zehnmal den Eigentümer 
wechjelten und daß ſich hierbei zwar jeder neue Erwerber zur Über⸗ 
nahme der Hypotheken und perſönlichen Schulden verpflichtete, der 
urſprüngliche Schuldner aber nie formrichtig aus der perſönlichen 
Schuld entlaſſen wurde. 

Nach der Inflation kam dieſer bisher belangloſen Trennung der 
perſönlichen Schuld und der Hypothek infolge der verſchieden hohen 
Aufwertung des perſönlichen und des dinglichen Rechts aber plötzlich 
tiefgreifende Bedeutung zu, und zwar einmal, weil die Anmeldung 
zur Aufwertung nicht nur gegen den Eigentümer, ſondern auch gegen 
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berührt. Daß die Mitteilung der Schuldübernahme und die Geneh⸗ 
migung im Streitfalle nicht gegen die guten Sitten verſtößt, alſo 
nicht etwa Nichtigkeit nach 8 138 BGB. vorliegt, hat das LG. 
mit Recht angenommen. Es verletzt nicht das Anſtandsgefühl der billig 
und gerecht Denkenden, wenn, wie hier, rechtliche Möglichkeiten aus⸗ 
genutzt werden mit dem Ziele, lediglich Verpflichtungen zur Wirkung 
zu bringen, die die gegneriſche Seite in einem gültigen Vertrage über⸗ 
nommen hatte. Mit Rückſicht auf letzteren Umſtand verſtößt das Ver⸗ 
fahren des früheren Eigentümers und des Antragſtellers aber auch dent 
Antragsgegner gegenüber nicht gegen Treu und Glauben, kann alſo 
auch nicht die Einrede der Argliſt begründen. Insbeſondere kann 
ein argliſtiges Verhalten nicht darin gefunden werden, daß der frühere 
Eigentümer und der Antragſteller die Wirkſamkeit der Schuldüber⸗ 
nahme erſt herbeigeführt haben, nachdem ſich das für ſie infolge der 
Vorſchriften des AuſwG. als ratſam herausgeſtellt hatte. Sie hau⸗ 
delten damit in erlaubter Förderung ihrer Belange. Daß ſie das 
Wirkſamwerden der Schuldübernahme in argliſtiger Weiſe verzögert 
gehabt hätten, kann nach Lage des Falles keineswegs angenommen 
werden; ſie haben ſich alſo durch die Herbeiführung der Wirkſam⸗ 
keit auch nicht etwa in einer gegen Treu und Glauben verſtoßenden 
Weiſe mit einem früheren Verhalten in Widerſpruch geſetzt. Aus den 
Vorſchriften des Nufm®. endlich läßt ſich die Unzuläſſigkeit der nach⸗ 
11 9 0 Herbeiführung der Wirkfamkeit der Schuldübernahme nicht 
herleiten. 
(KG., 9. 8S., Beſchl. v. 7. Aug. 1926, 9 A W III 687/26.) [N.] 
* 


3. 8 10 Ziff. 1 AufwG. Von einem Beteiligungs- 
verhältnis i. S. 8 10 Ziff. 1 AufwG. kann nur dann ge» 
ſprochen werden, wenn der Gläubiger in irgendeiner 
Form an dem Gewinn oder dem Verluſt des Unterneh- 
mens des Schuldners beteiligt iſt. f) 

KG. (JW. 1926, 173) hat ausgeſprochen, daß das Ziel der Aus⸗ 
legung des AufwG. als eines Ausnahmegeſetzes fein muß, dem all⸗ 
gemeinen bürgerlichen Recht möglichſt wieder Geltung zu verſchaffen, 
und daß die Vorſchriften über die Aufwertung der auf familien⸗ und 
erbrechtlicher Grundlage entſtandenen Anſprüche — und dies muß 
auch für die in § 10 Ziff. 1 AufwG. bezeichneten Anſprüche gelten 
— ausdehnend auszulegen find, fo daß der Kreis der bevorzugten An⸗ 
ſprüche möglichſt erweitert wird. Trotzdem aber kann im vorliegenden 
Falle auch bei ausdehnender Auslegung von einem Beteiligungsver⸗ 
haltnis nicht geſprochen werden. Nadler (Grundbuch- und Aufwer⸗ 
tungsfragen S. 155) nimmt ein ſolches an, wenn zwiſchen dem Glau⸗ 
biger und dem Schuldner eine fortdauernde engere Intereſſenverbin⸗ 
dung, wie z. B. beim partiariſchen Darlehn, beſteht. Ein ſolches liegt 
nicht vor, da eine Beteiligung am Gewinn oder Verluſt der Antrags⸗ 
gegnerin nicht vereinbart worden iſt. Quaſſowski S. 157 ſieht 
es als genügend an, wenn der Gläubiger in irgendeiner Form an 
dem Gewinn des Geſchäftes intereſſiert iſt (ebenſo v. Karger, Anm. 3 
zu 8 10); auch dieſer Fall liegt nicht vor. Mügel (Anm. 3 zu 8 63) 
verlangt ſogar unmittelbar Beteiligung des Gläubigers am Gewinn 
oder Verluſt, während Roth (23. 24, 209) und Weigert (Bank: 


den perſönlichen Schuldner gerichtet werden mußte und zweitens weil für 
dle Höhe der Auſwertung der perſönlichen Forderung die perſönlichen Ver⸗ 
hältniſſe des Schuldners weitgehend zu beachten waren. In erſter Linie 
mußte deshalb feſtgeſtellt werden, wer perſönlicher Schuldner war. Da 
ſich dies während der Anmeldefriſt häufig nicht einwandfrei erklären 
ließ, blieb nichts anderes übrig, als die vorſorgliche Anmeldung der 
Forderung gegen die ganze Reihe von Perſonen, die das Grundſtüch 
jeit Beſtehen der Schuld beſeſſen hatten. Sollte dieſe Belaftung des 
Verfahrens durch eine große Zahl Beteiligter, die längſt geglaubt 
hatten, mit der Forderung nichts mehr zu tun zu haben, auch im 
weiteren Gang der Aufwertung mitgeſchleppt werden, oder war es 
nicht im Intereſſe der Vereinfachung möglich, das Schuldverhältnis 
durch eine Nachholung der in 8 415, 416 vorgeſehenen Förmlichkeit 
auf eine Perſon, und zwar den letzten Übernehmer der Schuld zu kon⸗ 
zentrieren? Dieſe Frage hat das KG. in vorl. Eutſch. in Überein⸗ 
ſtimmung mit dem Schrifttum (vgl. JW. 1925, 2534 ff. u. 2578) zu⸗ 
gunſten der nachträglichen Vornahme der Mitteilung und Genehmi⸗ 
gung der Schuldübernahme entſchieden und damit eine der weſent⸗ 
lichſten Vorausſetzungen für eine einfache und raſche Erledigung der 
Aufwertung geſchaffen. Eine andere Entſch. hätte unzählige, vor den 
ordentl. Gerichten zu führende, koſtſpielige und riskante Prozeſſe 
über die Feſtſtellung der Perſon des Schuldners zur Folge gehabt und 
überdies auch im Auſwertungsverfahren für die Bemeſſung der Höhe 
der Aufwertung die ſchwierige Frage aufgeworfen, von weſſen Ver⸗ 
hältniſſen auszugehen ſei. Da die Entſch. hiernach einem dringenden 
Bedürfnis der Praxis entſpricht, verdient fie uneingeſchränkte Zu⸗ 
ſtimmung, und zwar insbeſ. auch was ihre einwandfreie Begründung 
anbetrifft. Na. Dr. R. Kohler, Stuttgart. 
Zu 3. Der Ausdruck „Beteiligung“ ift ſowohl im gewöhnlichen 
wie im wiſſenſchaftlichen Sprachgebrauch ein derartig verſchwommener 
Sammelbegriff, daß eine ſcharfe Abgrenzung nicht möglich iſt. Wo 
dieſer Begriff in die Rechtsſprache eingeführt wird, ergeben ſich Un⸗ 
klarheiten (vgl. die Auslegung des 8 60 KapVerkStG.). In einem 
allgemeinen weiteren Sinne verſteht man unter Beteiligung jede 


des Eigentümers, deſſen Grundſtück verſteigert iſt, auf den 


Arch. 1924, 57) meinen, es genüge, daß gewiſſe Beziehungen poiſcke 
den Parteien beſtehen, die ein Intereſſe des Gläubigers am Gedeih 5 
des Unternehmens begründen. Letztere Anſicht geht nach der Übertzen 
gung des Senats zu weit; jeder Gläubiger, der einem Unternehmen 
ein Darlehn gewährt, hat ſchließlich wegen feines Zins- und Rig 15 
zahlungsanſpruchs ein Intereſſe an dem Gedeihen des von ihm ne 
liehenen Unternehmens. Von einer Beteiligung wird man aber, ob 
dem Ausdruck Gewalt anzutun, nur ſprechen können, wenn in irgend" 
einer Form eine Beteiligung am Gewinn oder Verluſt vorliegt. Diele 
Fall iſt aber hier nicht gegeben; weder iſt die Antragſtellerin an d gt 
Gedeihen des Unternehmens der Antragsgegnerin, noch dieſe an de 
Gedeihen des Unternehmens der Antragſtellerin beteiligt worden. dr 
liegt vielmehr nur ein Darlehn vor zu feſtem Zinsfuß und feſten ai 
zahlungsbedingungen. Auch die Parteien ſelbſt haben im Verte 
ſtets nur die Bezeichnung als Darlehn gewählt. Der Umſtand, 115 
die Gläubigerin außer durch die Sicherungshypotheken auch dure 
die Übertragung des Eigentums an den neuangeſchafften Maſchine“ 
geſichert worden iſt, kann als Beteiligung an dem Unternehmen nich 
angejehen werden, ſondern nur als weitere Sicherung des Darlehn 
und die der Antragſtellerin beim Warenbezug eingeräumten Vorzug 
rechte ſtellen nur eben der Verzinſung eine weitere Vergütung bar 
Das Vorliegen eines Beteiligungsverhältniſſes iſt daher mit ech 
verneint worden. 

(KG., 9. 3S.. Beſchl. v. 21. Aug. 1926, AW III 212/26.) N. 


* 
4. f 10 Abf. 1 giff. 5 Aufm®. Der Anſpruch DE 
Eigentlmers auf den Verſteigerungserlös ift, wenn die 
Zwangsverſteigerung zum Zwecke der Aufhebung der G, 
meinſchaft ſtattgefunden hat, als eine Kaufgeldforde 
rung i. S. des 8 10 Abſ. 1 Ziff. 5 AufwG. anzuſehen. ) b 
Die Erben ließen das Nachlaßgrundſtäck zum Zwecke der 
Aufhebung der Gemeinſchaft verſteigern. Erſteher wurde der 1 
tragsgegner. Für den nicht berichtigten Teil des Bargebots wurd 
für die Erbengemeinſchaft eine Sicherheitshypothek eingetragen, je 
Teilbetrag von 2000 % wurde dem Antragſteller überwieſen, 
Dieſe wurden unter Umwandlung einer Kaufgeldforderung auf ! 
unmgeſchrieben. Das AG. und das LG. werteten die Forderung 
über 25% auf. Die tneitere Beſchwerde des Antragsgegners hat 
keinen Erfolg. 1 
Das LG. hat die Auffaſſung der Aufwertungsſtelle gebillih 
daß ſich ein Erwerb im Wege der Zwangsverſteigerung ſowohl! 
rechtlicher als auch insbeſ. in wirtſchaftlicher Beziehung als ein 
Kauf darſtelle. Dieſe Frage iſt im Schrifttum ſtreitig. Mügee 
DurchfVO. S. 261 und JW. 1926, 1826 Anm. will den dane in 
T f} 
zukommenden Überſchuß des Verſteigerungserlöſes als eine Kauf 
geldforderung i. S. des 8 10 3.5 Aufn. behandeln, weil bes 
Erwerb durch Zwangsverſteigerung dem Erwerbe durch Kaufvertral 
ſo nahe verwandt ſei, daß es ſich rechtfertige, die Vorſchrift 
810 Aufw. über Kaufgeldforderungen entſprechend anzuweng g 
Quaſſowski S. 161, und Nadler, GB. u. AufwFr. S. 1 


dauernde Geldhingabe an ein Unternehmen, die die Beſchaffunſ 
von Gütern für das Unternehmen und die Erzielung von Erträgen 
für den Geldgeber bezweckt. In dieſem volkswirtſchaftlichen Siren 
fallen unter dem Begriff der Beteiligung nicht nur Teilhaber” 
ſchaften, ſondern auch reine Geldforderungen (3. B. Obligah 
nen). Dieſer weitere Begriff der Beteiligung iſt in den 89 
Abſ. 1 Ziff. 2; 63 Abſ. 2 Ziff. 1 AufwG., wie die Bufannnenftellund 
„Geſellſchaftsverträge und andere Beteiligungsverhältniſſe“ ergte 
zweifellos nicht gemeint. Für das Aufw®, kommt vielmehr nur de 
engere Begriff der Beteiligung in Betracht, der eine fortdauernde „I 
tereſſenverbindung zwiſchen Gläubiger und Schuldner voraus" 
Natürlich muß dieſe Intereſſenverbindung über das normale Jute 
eſſe hinausgehen, das jeder Gläubiger an dem Wohlergehen ſeine 
Schuldners hat. Im übrigen aber iſt beſtritten, ob die Intere 1 
verbindung nur in einer Beteiligung des Gläubigers an dem Geil 
und Verluſt beſtehen kann oder darüber hinaus auch ſonſtige Dr 
ziehungen der Parteien genügen, die ein Intereſſe des Gläubigers 0 
dem Gedeihen des Unternehmens begründen letwa die Zubilligti 
eines beſonders hohen Zinsſatzes). Das KG. tritt der ſtrengeren Aue 
legung bei, indem es ausſchließlich darauf abſtellt, ob „in irgendeine? 
Form eine Beteiligung am Grwinn oder Verluſt“ vorliegt. Dem“ 
gemäß erſchien es dem KG. unerheblich, daß der Gläubiger durch bi 
Übertragung des Eigentums an den (anfcheinend mit feinem Geld 
neuangeſchafſten Maſchinen geſichert war und (anfcheinend für U" 
Dauer der Darlehnshingabe) ein Vorzugsrecht beim Bezug der (are 
ſcheinend mit den Maſchinen produzierten) Waren genoß. Perſönlich 
halte ich die Auslegung des KG. für zu eng, gebe aber zu, daß e, 
andernfalls ſehr ſchwer iſt, eine klare Grenzlinie zu ziehen, fo 
die Auslegung des KG. wenigſtens für ſich in Anſpruch nehmen kanu, 
Klarheit und Rechtsſicherheit zu ſchaffen. 
RA. Dr. Ernſt Boeſebeck, Frankfurt a. M. 

) Eine Anmerkung von RA. Dr. Hugo Emmerich, Fran, 

furt a. M., ift erſt nach Redaktionsſchluß eingegangen, dieſelbe wir 


im nächſten Heft abgedruckt. 
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SS Sarg 1008 Heft) 
Ihnen eine Anwendung des $ 10 8.5 Aufm®. ab, weil hier ein 
läßt rag nicht beſtehe. Gegen die Auffaſſung der Vorinſtanzen 
dc folgendes geltend machen: Der Erwerb im Wege der 
deberſte gerung hat nach der herrſchenden Anſicht, insbeſ. 
ige er des NG., nicht den Charakter eines Kaufs. Der Ver⸗ 
Ya an gsrichter verkauft nicht namens des Schuldners oder 
Necheeſ. des“ Gläubigers, ſondern führt kraft ſeiner öffentlichen 
Ohr; ‚etellung das Verſteigerungsverfahren durch; er nimmt kraft 
und oheitlicher Machtvollkommenheit dem Schuldner das Eigentum 
ſeherubertrügt es auf den Meiſtbietenden. Der Erwerb des Er⸗ 
kangun kann alſo nicht auf eine rechtsgeſchäftliche über⸗ 
Notide zurückgeführt werden (Jaeckel⸗Güthe, VG. S. 359/60; 
dem e z. 3G. S. 259). Der weſentliche Unterſchied zwiſchen 
hier Kauf und dem Erwerbe durch Zwaugsverſteigerung beſteht 
der nach darin, daß der Kauf ein Rechtsgeſchäſt, ein Vertrag iſt, 
Alt duſchlag in der Zwangsverſteigerung dagegen ein obrigkeitlicher 
wenn Es ließe ſich wohl die Anſicht vertreten, daß man doch, 
any, an auch den 5 10 8.5 Auf. auf haufähnliche Geſchäfte 
enden wollte, in jedem Falle fordern müßte, daß eine rechts⸗ 
bon ftliche Übertragung ſtattſindet, daß zwiſchen den Perſonen, 
Mr enen die eine als Verkäufer, die andere als Käufer angejehen 
den ſoll, ein Vertrag abgeſchloſſen iſt. 
der Ter Standpunkt der Vorinſtanzen hönnte dagegen in folgen⸗ 
beſch Reife gerechtfertigt werden: Die die Rechte der Gläubiger 
Re chtün denden Vorſchriften des Aufiv®. find nach der ſtändigen 
otſpr. des Kc. eng auszulegen, während diejenigen Beſtimmun⸗ 
1 bie für gewiſſe Fälle die Anwendung der Grundſätze des all⸗ 
in Ben bürgerlichen Rechts, d. h. die freie Aufwertung zulaſſen, 
bufwerdehnendem Sinne auszulegen find, fo daß der Kreis der frei 
Ing baren Anſprüche erweitert wird (RG. 9 AW 478/25 JW. 
510/178). In Anwendung dieſes Grundsatzes hat das Kg. den 
Een Aufwb. auch auf Geſchäfte angewendet, die zwar Reine 
liche tlichen Kaufverträge i. S. des BOB. find, aber doch kaufähn⸗ 
— Charakter haben, z. B. auf die Abtretung der Rechte aus 
1920 Meiſtgebot und die Tauſchaufgabe (NG. 9 AW 73/26 JW. 
6, 1825; 9 AW 262/25 JW. 1925, 2616). Daß der Erwerb im 
auf, der Zwangsverſteigerung, wirtſchaftlich betrachtet, einem 
übrige ſehr ähnelt, kann wohl nicht beſtritten werden. Es wird 
am noch heute von namhafter Seite (vgl. Wolff, 3G. 
der „e zu 890) die Anſicht vertreten, daß durch den Zuſchlag in 
e berſteieung ein den Regeln des Privatrechts unter» 
de er Kauf zum Abſchluß gelangt. Es kommt weiter hinzu, daß 


del Gründe, aus denen der Geſetzgeber die höhere Aufwertung 
Schulögufgeldforderung gegen den Eigentümer und perſönlichen 
deri ner zugelaſſen hat, auch hier zutreffen. Nach dem Ausſchuß⸗ 
ben, ht S. 9 leitet ſich das Vorrecht einer höheren Aufwertung aus 
daß Wedanken der Hingabe eines Sachwerts ab. Das Geſetz will, 
den Eaceuige, der ſich den Sachwert erhalten hat, demjenigen, der 
Aufn achwert hingegeben hat, eine von dem Normaljap abweichende 
& 0 ertung gewähre. Es geht davon aus, daß der Empfänger des 
hö . in der Regel wirtſchaftlich in der Lage ſein wird, die 
ſtü 955 Aufwertung zu tragen. Auch der Eigentümer, deſſen Grund⸗ 
&rit verſteigert iſt, hat, ſei es freiwillig, jei es unfreiwillig, dem 
eher das Grundſtück, den Sachwert, hingegeben. 


der 
ung 
Seine 


be, Gemeinſchaft nach $180 386. Zwiſchen dieſen beiden Fällen 


A des Gerichts. Er iſt auch in der Lage, bis zur Erteilung 
di Juſchlags den Verſteigerungsantrag zurückzuziehen und dadurch 
10 Veräußerung des Grundſtücks zu verhindern. Dieſe Sach⸗ 

Rechtslage rechtfertigt es, den Anſpruch des Eigentümers auf 
5 erſteigerungserlös, wenn es ſich um eine Zwangsverſteigerung 
für Sehe der Aufhebung der Gemeinſchaft handelt, als Kaufgeld 
1.8 en Erwerb des Grundſtücks, alſo als Kaufgeldforderung 
dran des 810 8.5 Aufo®. anzuſehen und zu behandeln. Es 

cht deshalb auf die Frage, ob die Eintragung der Forderung 
Au einer „Kaufgeldforderung“ die Anwendung des 810 3.5 

0 hätte begründen können, nicht eingegangen zu werden. 

auf Die Aufwertung der Forderung der Autragſteller über 25% 
b ſtrund des § 10 3. 5 Aufro®. iſt hiernach zwar an ſich nicht zu 
weil mon, die Entſch. des OG. muß jedoch aufgehoben werden, 
— Vorinſtanzen die 88 242 B00 B., 12 RI verletzt haben. 

I der ſtändigen Rechtſpr. des KG. (dgl. KG. 9 AW 410/25, 
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9 AW 20/24 JW. 1925, 2253) darf über den nach dem Grund⸗ 
ſtückswertverhältnis errechneten Betrag keinesfalls hinausgegangen 
werden. Das iſt aber hier geſchehen. Die 2000 #6 ftellen etwa 
2% des Bargebots von 9300 % dar, 2/, des jetzigen auf etwa 
4000 Goldmark feſtgeſtellten Grundſtückswerts machen aber nur 
etwa 900 Goldmark aus, während die Vorinſtanzen die Forderung 
auf 1000 Goldmark aufgewertet haben. Die Aufwertungsſtelle, 
der das RG. beitritt, will dies damit rechtfertigen, daß die Grund⸗ 
ſtückswerte beſtimmt einmal wieder ſteigen werden und daß der 
Aufwertungsbetrag erſt 1932 fällig und bis dahin gering zu ver⸗ 
zinſen ſei. Die Verückſichtigung dieſer Tatſachon iſt unzuläſſig. Wie 
das RG. wiederholt ausgeſprochen hat (vgl. KG. 9 KW 10/24 
IRdſch. 1925 Nr. 93, AW II 4492/26), iſt der gegenwärtige Grund⸗ 
ſtückswert maßgebend, eine künftige Wertſteigerung, die niemand 
mit voller Sicherheit vorausſehen kann, muß außer Betracht blei⸗ 
ben. Ebenſowenig darf die ſpäte Fälligkeit und die geringe Ver⸗ 
zinslichkeit des Aufwertungsbetrages als ein Umſtand herangezogen 
werden, der eine Erhöhung des Aufwertungsbetrages rechtfertigt 
(KG. AW III 282/26 JW. 1926, 1999). 
(KG., 9. 38., Beſchl. v. 14. Okt. 1926, AW III 811/26.) IN.] 
* 


5. 810 Ziff. 5 AufwG. Kaufgeld für ein Apotheken- 
grundſtück; Apothekenkonzeſſion. 

Unter Kaufgeld für das Grundſtück iſt auch dasjenige für die 
mitverkauſten Warenvorräte und das Inventar zu verſtehen. Das 
muß aber auch für den Teil des Kaufgeldes gelten, der für den Ver⸗ 
zicht auf die Apothekenkonzeſſion ſeitens des Verkäufers zugunſten des 
Käufers beſtimmt wird. Grundſtück, Inventar, Warenvorräte und 
Konzeſſion bilden eine wirtſchaftliche tatſächliche Einheit, die über⸗ 
tragen und erworben werden ſoll. Ohne die Möglichkeit der Er⸗ 
langung der Konzeſſion wäre der Vertrag nicht geſchloſſen worden. 

(K., Beſchl. v. 31. Juli 1926, 9 Aw 582/26.) G. 
* 


6. 8 16 Abſ. 1 Aufmd. Der Antrag auf Eintragung 
des Aufwertungsbetrages iſt als „Anmeldung“ anzuſehen. 

Das LG. hat den Antrag des Antragſtellers auf Eintragung 
der Aufwertung nicht als Anmeldung i. S. des 816 Abi. 1 AufwG. 
angeſehen, weil aus ihm nicht erſichtlich ſei, daß der Gläubiger die 
Hypothek nach § 16 Abs. 1 AufwGG. anmelden wolle, insbeſ. darin 
nicht von einem Anmelden oder einem Antrage auf Aufwertung 
geſprochen werde. Die Eutſch. des LG. berückſichtigt nicht das Gut⸗ 
achten des Senats v. 9. Dez. 1925 (ML. 1925, 435). Nach dieſem 
iſt zur Anmeldung i. S. des § 16 Abf. 1 Auf. nichts weiter er⸗ 
forderlich, als daß der Gläubiger die Hypothek und das Grund⸗ 
ſtück bezeichnet und dabei irgendwie zum Ausdruck bringt, daß er 
Aufwertung beanſprucht. Im vorliegenden Falle hat der Antrag⸗ 
ſteller ſeinen Willen, Aufwertung zu verlangen, durch den Antrag, 
den Aufwertungsbetrag einzutragen, in deutlicher Weiſe zum Aus⸗ 
druck gebracht. Jeder Antrag auf Eintragung des Aufwertungs⸗ 
betrages muß als eine Anmeldung nach $ 16 Abſ. AufwG. bes 
trachtet werden (Nadler, GB. u. AufwFr. S. 21). Daß An⸗ 
träge auf Wiedereintragung der Hypotheken und auf Eintragung 
von Widerſprüchen als Anmeldungen anzuſehen ſind, iſt von der 
Rechtſpr. ſchon wiederholt anerkannt (vgl. KG. 1 X 716/25 TNolV. 
1926, 41 u. 143; 9 AW 476/5 = JW. 1926, 381). 

Daß der Antragſteller in dem Antrage nicht angegeben hat, 
daß die Hypotheken zurückgezahlt find, ſteht der Annahme einer 
Aumeldung nicht entgegen, deun nach dem Gutachten des Senats 
braucht die Anmeldung keine Erklärung über den Vorbehalt nach 
814 oder die Rückwirkungsvorausſetzungen des § 15 zu enthalten. 
Gegenüber der Auffaſſung der Aufwertungsſtelle, daß der Eingang 
der Anmeldung bei der zuſtändigen Aufwertungsſtelle notwendig 
fei, ſei auf den Beſchl. 9 AW 476/25 JW. 1926, 381 hin⸗ 
gewieſen, in dem ausgeſprochen iſt, daß das Grundbuchamt und 
die Aufwertungsſtelle keine getrennten Behörden ſind und daß ein 
für die Aufwertungsſtelle beſtimmter Antrag in dem Zeitpunkt, in 
dem er bei der Grundbuchabteilung eingegangen iſt, auch bei der 
Aufwertungsſtelle eingegangen iſt. 

(KG, 9. 38., Beſchl. v. 7. Okt. 1926, AW III 886/26) [N.] 
* 


7. 816 Abf. 1 Satz 3 Aufw®.; Art. 126 Abſ. 10 
Durchf VO. v. 29. Nov. 1925. Ein Einſpruch i. S. der vor⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen iſt nur gegeben, wenn der Eigen⸗ 
tümer (Schuldner) das Vorliegen der Vorausſetzungen der 
88 14, 15 AufwG. beſtreitet, alſo entweder geltend macht, 
daß ein wirkſamer Vorbehalt nicht erklärt ſei oder daß 
die Leiſtung nicht in der Rückwirkungszeit angenommen 
ſe i, oder wenn er ſich auf die Härtevorſchrift des $15 
Satz 2 AufwG. beruft. Durch einen „Einſpruch“ ohne 
jede Begründung hat fi der Eigentümer (Schuldner) im 
Zweifel die vorſtehenden Einwendungen gewahrt. 

Nach Art. 126 Abſ. Ic Hurchf BO. hat die AufwStelle auf 
Antrag eine Beſcheinigung darüber zu erteilen, ob und wann bei ihr 
ein Einſpruch gem. 8 16 Ab ſ. 1 S. 3 des Auf w. einge⸗ 
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gangen it. Was die DurchfVoO. unter dem Einſpruch gemäß $ 16 
Abſ. 1 S. 3 AufwG. verſteht, ergibt ſich aus dem Zwecke des Ein⸗ 
ſpruchsverfahrens, der aus den Beſtimmungen des § 16 Abſ. 1 u. 2 
zu entnehmen iſt. Das Einſpruchsverfahren ſoll nur dazu dienen, 
dem Eigentümer und Schuldner Gelegenheit zur Außerung zu 
geben, ob die Vorausſetzungen der 88 14, 15 Aufm®. vorliegen. 
Das folgt aus 816 Abſ. 2 Nufw®., denn hier wird dem frucht⸗ 
loſen Ablauf der Einſpruchsfriſt die rechtskräftige Feſtſtellung gleich⸗ 
geſtellt, daß ein wirkſamer Vorbehalt der Rechte vorliegt oder eine 
Rückwirkung ſtattfindet. Hat der Eigentümer oder Schuldner 
keinen Einſpruch eingelegt, ſo ſteht nicht etwa feſt, daß der Gläu⸗ 
biger die Aufwertung in der beanſpruchten Höhe zu fordern hat, 
der ungenutzte Ablauf der Einſpruchsfriſt hat vielmehr nur die 
Wirkung, daß der Eigentümer oder Schuldner dem Gläubiger 
gegenüber nicht mehr das Vorliegen der Vorausſetzungen der 
s 14, 15 Aufiv®. beſtreiten kann, und damit iſt ihnen infolge der 
eigenartigen Geſtaltung der Vorſchrift des 8 15 S. 2 AufwG. auch 
die Möglichkeit genommen, ſich nachträglich auf dieſe Härtevorſchrift 
zu berufen. (Nadler, GB.⸗ u. AufwFr. 26, 28; Quaſſowski 
202; Mügel 286; Lehmann⸗Boeſebeck 101; Schlegel⸗ 
berger⸗Harmening 183; DLG. Dresden Aufwgechtſpr. 487; 
OLG. Stuttgart JW. 1926, 1836; Lemberg, ebenda Amn. ; 
Levis, Die Aufwertung von Hypotheken 161). Dagegen hindert 
die Verſäumung der Einſpruchsfriſt den Eigentümer oder Schuldner 
nicht, das Beſtehen des Anſpruchs im übrigen zu beſtreiten, die 
Herabſetzung nach den 88 8, 9 oder die Abweichung von dem nor⸗ 
malen Höchſtſatz nach den SS 10, 12 zu beantragen oder die Be⸗ 
rechnung des Aufwertungsbetrags ſonſt zu bemängeln. Als ein 
Beſtreiten des Anſpruchs dem Grunde nach iſt auch die Berufung 
des Cigemümers auf feinen gutgläubigen Eigentumserwerb nach 
820 AufwG. anzuſehen, die ihm gleichfalls trotz der Verſäumung 
der Einſpruchsfriſt zuſteht (KG. 9 AW 326/26 AufwqRechtſpr. Son⸗ 
derheft S. 63; JW. 1926, 2091; Quaſſowski 202; Menzel, 
DIZ. 1925, 1728; Raape, Gruchot N. F. 5, 214; Nadler 53). 
Alle dieſe Einwendungen, die noch nach Ablauf der Einſpruchsfriſt 
zuläſſig ſind, werden freilich in der Praxis als Einſpruch bezeichnet. 
Der Eigentümer oder Schuldner, dem die Anmeldung mit der Er- 
öffnung zugeſtellt wird, daß er binnen drei Monaten Einſpruch 
einlegen könne, betrachtet eben alle Emwendungen, die er gegen die 
Anmeldung vorzubringen hat, als Einſpruch. Aber die Bezeich- 
mung durch den Eigentümer oder Schuldner kann nicht maßgebend 
ſein, es kommt vielmehr darauf an, ob ſich die Eingabe des Eigen⸗ 
tümers oder Schuldners ihrem Inhalte nach als Einſpruch darſtellt. 
Erwägt man den feſtgeſtellten Zweck des Einſpruchsverfahrens 
einerſeits und die Befugnis des Eigentümers (Schuldners) anderer⸗ 
ſeits, noch nach Ablauf der Einſpruchsfriſt die oben aufgeführten 
ſonſtigen Einwendungen zu erheben, ſo kann es nicht zweifelhaft 
fein, daß ein Einſpruch gem. $ 16 a 1 S. 3 Aufw®. nur gegeben 
iſt, wenn der Eigentümer (Schuldner) das Vorliegen der Voraus⸗ 
ſetzungen der 88 14, 15 Aufwcß. beſtreitet, alſo entweder geltend 
macht, daß ein wirkſamer Vorbehalt nicht erklärt oder die Leiſtung 
nicht in der Rückwirkungszeit angenommen ſei, oder ſich auf die 
Härtevorſchrift des $15 S. 2 AufwG. heruit. 

Die Anwendung dieſes Satzes in der Praxis begegnet freilich 
erheblichen Schwierigkeiten. Die AufwStelle darf die Beſchoi⸗ 
17055 nach Art. 126 DurchfVO., daß bei ihr ein Einſpruch gem. 
§ 16 Abſ. 1 S. 3 Aufiw®. nicht eingegangen iſt, nur ausſtellen, wenn 
jede Möglichkeit ausgeräumt iſt, daß der Eigentümer (Schuldner), 
der ſeinen „Einſpruch“ zunächſt in anderer Weiſe oder überhaupt 
nicht begründel hat, ihn nachträglich dahin erläutert, daß er ſich auf 
die 88 14, 15 Aufwch. berufen will. Solange er nicht eine un⸗ 
zweideutige Erklärung in dieſer Hinſicht abgegeben hat, kann er 
ſeinen Anſpruch nachlräglich noch hierauf ſtützen. Denn damit, 
daß er „Einſpruch“ eingelegt hat, hat er ſich die Möglichkeit ge- 
wahrt, auch noch nach Ablauf der Einſpruchsfriſt die geſetzlichen 
Einſpruchsgründe geltend zu machen. Von ganz beſonderer Bedeu⸗ 
tung iſt dieſes Recht für die Anwendung der Härtevorſchrift des 
§ 15 S. 2 AufwG. Der Eigentümer (Schuldner) iſt, ſofern er nicht 
vorher auf dieſes Recht in unzweideutiger Weiſe verzichtet hat, auf 
Grund der rechtzeitigen Einlegung des Einſpruchs befugt, noch nach 
Ablauf der Einſpruchsfriſt die Durchführung des Abwertungs⸗ 
verfahrens zu verlangen, auch wein er ſich in der Einſpruchsfriſt 
noch nicht auf den 815 S. 2 Aufivß. berufen hat. 

Ter Aufwstelle iſt hiernach durch den Art. 126 DurchfVO. 
eine ſchwierige und verantworkungsvolle Prüfungspflicht auferlegt. 
Der Umſtand, daß in Preußen durch die AV. v. 18. Dez. 1925 
IM Bl. S. 425 die Ausſtellung der Beſcheinigungen den Gerichts⸗ 
ſchreibern übertragen iſt, kann nicht zu einer anderen rechtlichen 
Beurteilung der erörterten Fragen führen. Die Schwierigkeiten 
werden übrigens in der Praxis vielfach dadurch behoben, daß die 
Aufmötelle, wenn der „Einſpruch“ zu Zweifeln Anlaß gibt, von 
dem Eigentümer (Schuldner) eine beſtimmte Erklärung erfordert, 
ob er einen Vorbehalt behaupten oder die Rückwirkungsvorausſetzun⸗ 
gen beſtreiten oder ſich auf die Härtevorſchrift des 8 15 S. 2 AufmG. 
berufen will. Daß die Ausſtellung der Beſcheinigung nach Art. 126 
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DurchfVO. keineswegs immer nur formaler Natur iſt, wie man 
vielleicht zunächſt geneigt iſt anzunehmen, ſondern unter Umſtän 
eine ſachliche Entſch. von erheblicher praktiſcher Bedeutung 996 
ſtelll, hat auch der 1. 38. des KG. in dem Beſchl. v. 27. Mal 170 
1X 30%6 JW. 1926, 1842, Aufwgiechtſpr. Sonderheft 41, JR 
1926, 1407, DNot. 1926, 382 eingehend dargelegt. gi” 
Die Anwendung der vorſtehenden Grundſätze auf den ger 

liegenden Fall rechtfertigt zur Zeit den Standpunkt der 2 — 
inſtanzen, die die Ausſtellung der Beſcheinigung abgelehnt abi, 
Der Antragsgegner hat in dem von einem Rechtsanwalt unterzel, 
neten Schriftſatze vom 12. Febr. 1926 erklärt, daß er „Einſpruch 
einlege. Dann ſolgt unter Nr. I bis III eine Begründung t 
Einſpruchs, die ſich mit dem gutgläubigen Eigentumserwerbe be 2 
und der Schriftſatz ſchließt mit dem Abſchnitt IV, in dem der cm 
tragsgegner beantragt, den Aufwertungsantrag der Antragitellet 
abzuweiſen. Der Inhalt dieſes „Einſpruchs“ ſchließt die Möglte 
keit, daß ſich der Antragsgegner auch auf die Härtevorſchrift des 
815 S. 2 AufwG. berufen will, nicht aus. Aus dem Antrage 
völlige Abweiſung könnte man vielleicht ſogar herausleſen, daß d 
Antragsgegner, wenn dieſem Antrage nicht ſtattgegeben win, 
wenigſtens erreichen will, daß der Aufwertungsbetrag mögli Hr 
niedrig bemeſſen, d. h. alſo unter den Normalſatz gemäß § 15 05 
Aufwd. herabgeſetzt wird. Die Aufwstelle iſt deshalb, ſolange va 
Eigentümer nicht weitere Erklärungen abgegeben hat, nicht vel 
pflichtet, die beantragte Beſcheinigung zu erteilen. 

(KG., 9. 38., Beſchl. v. 14. Okt. 1926, AW III 743/26.) (N. 


mit Gläubigerwechſel liegt keine Abtretung i. S. von 
Abſ. 2 Aufw G. vor. 

Den Antragſtellern find ihre hypothekariſch geſicherten Dal, 
lehensforderungen in der Rückwirkungszeit zum Nennbetrage 3 
rückgezahlt worden. Statt einer Löſchungsbewilligung oder lle 
tretung haben ſie ihr Einverſtändnis damit erklärt, daß an Ste e 
ihrer Darlehensforderungen neubegründete Darlehensforderungel, 
eines Kreditverbandes in gleicher Höhe treten ſollen. Dieſer ie 
derungsaustauſch und Gläubigerwechſel ift eingetragen worden. A 
Eigentümer hat dann den Kreditverband mit Pfandbriefen befrie 
digt und will gemäß $ 18 Abſ. 2 AufiwG. den dafür aufgewende u 
Betrag von dem Aufwertungsbetrage der Antragſtellerinnen ee 
re Der Senat hat dies mit folgenden Ausführungen abge 
lehnt: 
Nicht zutreffend iſt es, daß der für die Löſchung der Hypo 
theken durch Ankauf von Pfandbriefen angeblich aufgewendete j 
trag von 10000 däniſchen Kronen von den ſich für die Antrag, 
ſteller ſonſt ergebenden Aufwertungsbeträgen abgezogen werden 
muß. Es handelt ſich im vorliegenden Falle nicht um eine Auf 
wertung für den früheren Gläubiger einer abgetretenen Forderung, 
und daher findet der 8 18 Abſ. 2 AufwG. keine Anwendung. b 
hier getroffene Abrede iſt vielmehr gleichbedeutend mit eines 
Löſchungsbewilligung, die der Gläubiger nach Tilgung ſeiner Forde, 
rung erklärt hat, und mit der Umwandlung der dadurch einge 
tretenen Eigentümergrundſchuld in eine Hypothek für eine Schule 
des Eigentümers an einen Dritten. Hierbei ſei aber bemerkt, 2 
das Lg. nicht gehindert iſt, bei Würdigung der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe auch dieſe durch den Währungsverfall eingetretenen Ber 
luſte im Rahmen der Billigkeitserwägungen zu berückſichtigen. 

(KG., 9. 3S., Beſchl. v. 14. Okt. 1926, 9 Aw III 636/26.) [Go. 
* 


9. 88 69, 73 Abi. 1 Aufio®.; 88 415, 416 80 8. NM 
beioffenſichtlichunbegründetem Beſtreiten braucht die Auf, 
wertungsſtelle das Verfahren nicht auszuſetzen. Grun 
ſätze bei der Schuldübernahme. , 

Da der Antragsgegner dadurch, daß er beftritten hat, perſong 
licher Schuldner geworden zu fein, den Grund des Anſpruch 
beſtritten hat, hat das AG. mit Recht das Verfahren auf eine 
ſtimmte Friſt ausgeſetzt und den Antragſteller auf den Prozeßwes 
verwieſen. Dies entpricht der ſtändigen Rechtſprechung des 
Dem Leh. kann nicht darin beigetreten werden, daß das Beſtreiten 
im vorl. Fall offenſichtlich unbegründet und deshalb eine Aus 
ſetzung nicht geboten ſei. Der Antragsgegner hat mit Recht darallı 
hingewieſen, daß der Antragſteller, wenn er ihn als perſönlichel 
Schuldner belangen will, zunächſt dartun muß, daß die Schul 
übernahmen von dem urſprünglichen Käufer A. auf deſſen Abkäuſer 
B. und von B. auf den jetzigen Eigentümer und Antragsgegner 1 
entweder gemäß 8 416 oder gemäß 8415 BOB. zunächſt ihm, den 
Antragſteller ſelbſt, mitgeteilt worden find, da er nach den geſetzliche 
Beſtimmungen dieſe Schuldübernahmen erſt dann genehmigen Kaul 
nachdem fie ihm gemäß § 415 oder $ 416 BGB. mitgeteilt worde. 
iind. Es iſt auch richtig, daß eine Genehmigung der zweite“ 
Schuldübernahme nur rechlswirkſam iſt, wenn auch die erſte Schul 
übernahme genehmigt worden iſt. Das LG. hat daher zu Unze) 
ein offenſichtlich unbegründetes Beſtreiten angenommen. 

(KG., 9. 3 S., Beſchl. v. 14. Okt. 1926, 9 Aw III 934/26.) [Go. 


} 
* . id 
S. 8 18 Abſ. 2 Aufw®. Bei ernte 0 vo 


Zu u A ur 


Be. 
Jahrg. 1926 Heft 26] 


Rechtſprechung 


2693 


2 


. 8 71 AufwG.; 8 119 BB. Die Vereinbarung 
dege x Zuſtändigkeit der Aufwertungsſtelle kann nicht 
n Irrtums angefochten werden. f) 


G. Beſchl. v. 14. Aug. 1926, 9 Aw 675/26.) 
Abgedr. JW. 1926, 24545. 
* 


2 Art. 129 Durchf Vo. v. 29. Nov. 1925 (NGBT. J 39); 
. 28 über das Koſtenweſen bei den Aufwertungsſtellen 


fades in 1925 (GS. 103). 
er n 


1 Der Wert des Streitgegen⸗ 
iſt jetzt in der Regel nicht mehr auf etwa ½, ſon⸗ 
auf etwa ½ des ſtreitigen Betrages feſtzuſetzen. 
8. nl KG. hatte zuerſt i. F. 1924 unter der Herrſchaft der 
betuder Rot. wegen der geringen Verzinſung des Aufwertungs⸗ 
der ae allem aber mit Rückſicht auf die Hinausſchiebung 
werte älligteit bis zum 1. Jan. 1932 eine Feſtſetzung des Streit⸗ 
68 1 auf etwa 2/3 des ſtreitigen Betrages für angemeſſen erklärt. 
mehr ann jedoch jetzt, im September 1926, an dieſem Satze nicht 
iſt „halten. Da das Jahr 1932 erheblich näher gerückt it, 
perten gegenwärtige Wert des Aufwertungsbetrages höher zu be⸗ 
N Der Senat hält zwar eine Anwendung der zu Art. 21 Durchf⸗ 
zeit erlaſſenen VO. über die Berechnung des Zwiſchenzinſes bei vor⸗ 
, ie Zahlung des Aufwertungsbetrages v. 26. März 1926 (RG Bl. 
Sitze 5 an ſich nicht für notwendig, immerhin bieten aber doch die 
ag jeſer VO. einen Anhalt für die Berechnung des gegenwärtigen 
oe der Forderung bei der Bemeſſung des Streitwerts. Das KG. 
ſchungt mit Rückſicht auf die Sätze der VO. vorläufig eine Feſt⸗ 
ein Streitwerts auf etwa ¼ des ſtreitigen Betrages für 


G., 9. 38, Beſchl. v. 27. Sept. 1926, Aw III 993/26.) N. 


2. Sachſen. 
Oberlandesgericht Dresden. 


die . 8 16 Aufwmb. Eine Anmeldung zur Aufwertung, 
Geri ach tzeitig unter richtiger Anſchrift an das zuſtändige 
an at zur Poſt aufgegeben worden iſt, aber durch Zufall 
er in unzuſtändiges Gericht gelangte, welches die Sache 
Geric Ablauf der geſetzlichen Friſt an das zuſtändige 
t abgegeben hat, iſt als rechtzeitig zu betrachten. 
Selle 16 Abſ. 1 Auf woch. ſchreibt die Anmeldung bei der Aufw⸗ 
funde ohne jedoch zu beſtimmen, daß die Anmeldung bei der 
90 5 igen AufwStelle einzureichen ſei. Nach dem Fg., deſſen 
m dioriſten nach § 73 Auf. hier entſprechend anzuwenden ſind, 
lchen örtliche Zuſtändigkeit des Gerichts, im Gegenſatze zur ſach⸗ 
im Zuſtändigkeit, für die Wirkſamkeit gerichtlicher Handlungen 
arch gemeinen von untergeordneter Bedeutung. (87 FGSG., vgl. 
ehen 00. Darunter fallen allerdings nicht Erklärungen, die 
er dem Gericht abzugeben find. Immerhin können auch Er⸗ 
ien, die gegenüber einem örtlich unzuſtändigen Gericht 


abge 0 5 
gegeben worden ſind, als rechtswirkſam angeſehen werden, wenn 


fehr d 10. Nach dem KO. würde der Aufechtungsgegner zur An⸗ 
had nur berechtigt ſein, wenn anzunehmen wäre, daß er bei ver⸗ 
Bora Würdigung die Vereinbarung nicht getroffen hätte; dieſe 
elsſetzung ſei nicht gegeben. — Aber es erhebt ſich die Frage, 
Unten ſolche die Buftändigkeit betr. Erklärung überhaupt einer 
bernei tung wegen Irrtums unterliegt? Für den Zivilprozeß iſt dies 
hier a (Warneher 14,2; Sydow-Bufd, Anm. 3 zu 8 38); 
ſecht vird für alle rein prozeſſualen Willenserklärungen die Unan⸗ 
- arkeit wegen Irrtums angenommen. Das Prozeßgericht muſſe 
das ee des Fortgangs des Verfahrens und mit Rückſicht auf 
on Mt Handeln vor Gericht geſteigerte Bewußtſein der Verant⸗ 
innere der Parteien verlangen, daß die Erklärung, und nicht der 
ſeh 5 Wille gelte. Das ſei auch daraus zu ſchließen, daß das Ge⸗ 
Zunge selmäßig, eine Zurücknahme oder Anderung der Parteihand⸗ 
nach n ſchlechthin geftattet, alſo ohne Rückſicht auf ihren Grund, ganz 
grant Belieben der Parteien, ſo daß der Irrtum als ſolcher alſo 
donn ſätzlich und mit Ausnahme des 8 290 ZPO. nicht in Betracht 
Rechten Danach könne die Erklärung, durch die eine Klage oder eim 
focht smittel zurückgenommen wird, nicht wegen Irrtums ange⸗ 
en werden. Die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts über die 
Gr tung wegen Irrtunis ſeien eigens auf rechtsgeſchäftliche 
Gründer ungen zugeſchuitten und Könnten aus den eben gedachten 
en und ferner, weil das geſamte Verfahrensrecht im Prozeßgeſetz 
n fei, auf Verfahrenshandlungen auch nicht etwa ent- 
hend angewandt werden. 
De. Run iſt bei einem bad. Gericht folgender Fall vorgekommen: 
ſchwert . des Aufwchläubigers legte gegen den Aufwöeſchluß Be⸗ 
Genf ein, zeigte ſodann aber nach Ablauf der Beſchlußfriſt dem 
Nase an, er nehme die Beſchwerde zurück. Denmächſt zeigte der 
Gläubiger dem Gericht an, die Rücknahmeerklärung des RA. 


das unzuſtändige Gericht ſich für zuſtändig gehalten und eine dem 
zuſtändigen Gerichte zukommende Amtshandlung vorgenommen hat. 
Dieſen Grundſatz hat das NG. für den Fall der Erbſchafts⸗ 
ausſchlagung ausgeſprochen (RG. 71, 380). Das LG. bringt nicht 
klar zum Ausdruck, ob es dieſer Eutſch. des RG. entgegentreten 
will, hält ſie aber für unanwendbar, weil ihre Vorausſetzungen nicht 
gegeben ſeien, inſofern nämlich das AG. P. ſich nicht für zuftändig, 
ſondern im Gegenteil für unzuſtändig erklärt habe. Dabei unter⸗ 
läßt es jedoch das LG., den vom RG. aufgeſtellten Grundſatz in 
Verbind. mit den beſonderen Vorſchriften des Auf. über die 
Anmeldung zu berückſichtigen, wobei auch der Umſtand, daß die 
Anmeldung der Antragitellerin an die zuſtändige Stelle gerichtet 
war, und nur infolge eines unaufgeklärten Verſehens an die un⸗ 
zuſtändige Stelle, nach P., gelangt iſt, beſondere Beachtung ver⸗ 
dient hätte. Die AufwStelle P. hätte an und für ſich ihre Zu⸗ 
ſtändigkeit alsbald nach Eingang der Anmeldung von Amts wegen 
prüfen und die Anmeldung an die zuſtändige Stelle M., an die 
ſie ia gerichtet war, abgeben müſſen, hat dies aber erſt nach Ab⸗ 
lauf der Anmeldungsfriſt, im März 1926, getan. Es hat alſo zwar 
eine eigentliche Amtshandlung, ſofern dieſe nicht in der Eintragung 
in das von ihm geführte Regiſter zu finden iſt, nicht vorgenommen, 
wohl aber — was ähnlich zu beurteilen ſein könnte — eine ihm 
zufolge ſeiner Unzuſtändigkeit obliegende Amtshandlung bis zum 
Ablaufe der Anmeldungsfriſt unterlaſſen. Schon deshalb läge es 
nahe, den Eingang der Anmeldung bei der AufwStelle P. als aus⸗ 
reichend zur Wahrung der Anmeldungsfriſt anzuerkennen. Man 
kann nicht, wie das LG. meint, ohne weiteres annehmen, daß der 
anmeldende Gläubiger in ſolchen Fällen mit ſeinem Recht ausge⸗ 
ſchloſſen ſei, weil es in erſter Linie der Zweck der Aufwertungs⸗ 
regelung ſei, im öffentlichen Intereſſe eine ſchleunige Klärung aller 
Aufwerkungsfragen herbeizuführen. Das iſt insbeſ. aus Art. 126 
Durchf BD. nicht herzuleiten. Dort iſt in Z. 1 beſtimmt, daß die Aufw⸗ 
Stelle auf Antrag eine Beſcheinigung darüber zu erteilen hat, ob 
bei ihr bis zum 1. Jan. 1926 ein Anſpruch auf Aufwertung an⸗ 
gemeldet worden iſt. Es iſt nicht einzuſehen, warum die Erteilung 
eines derartigen Zeugniſſes der Berückſichtigung einer nach Ablauf 
der Aumeldungsfriſt von der unzuſtändigen AufwStelle an die 
zuſtändige Stelle abgegebenen Anmeldung entgegenſtehen ſollte. Es 
iſt ſchließlich noch, wie auch ſchon im Beſchl. 6RegAufw. 18/26, 
darauf hinzuweiſen, daß der Geſetzgeber, wie aus der Durchf PO. 
hervorgeht, ſelbſt das Beſtreben gezeigt hat, die Geltendmachung 
der Aufwertungsanſprüche gegenüber dem bisberigen Rechte zu er⸗ 
leichtern. Das ergibt ſich insbeſ. aus Art. 124 DurchfVO., wo be⸗ 
ſtimmt iſt, daß die ſofortige Beſchwerde und die ſofortige weitere 
Beſchwerde bei jedem AG. zu Protokoff erklärt werden kann 
und daß die Beſchwerdefriſt auch dann gewahrt iſt, wenn das 
Rechtsmittel nicht innerhalb der Friſt bei der zuständigen Stelle 
eingeht, ſofern es nur innerhalb der Friſt bei irgendeinem AG. zu 
Protokoll gegeben worden iſt. 

Man darf nach alledem, wie im Falle 6 RegAufw. 18/2, au⸗ 
nehmen, daß die Bedeutung des Anmeldungszwanges weniger 
darin liegt, daß die Anmeldung beim örtlich zuſtändigen Gericht 
erfolge, als vielmehr darin, daß ſie friftgemäß gegenüber dem ſach⸗ 
lich zuſtändigen Gericht vorgenommen wird. Die Verzögerungen, die 


beruhe auf Irrtum; der RA. habe die vorliegende Sache mit einer 


anderen verwechſelt und gar nicht die Abſicht gehabt, in der hier 
vorliegenden Sache die Beſchwerde zurückzunehmen. — Die Aufech⸗ 
tung der Zurücknahmeerklärung wurde mit Recht zugelaſſen. Die 
oben wiedergegebenen Gründe treffen für das Verfahren der 36. und 
hiermit für das AufwVerfahren (5 73 Aufw®.) nicht zu: das Vers 
fahren in der FG. iſt im Gegenſatz zu dem der ordentlichen Gerichte 
nur dürftig geregelt, und es finden ſich vielfach Vorſchriften über das 
bei Handhabung der FG. zu beobachtende Verfahren gerade im BGB. 
und in anderen das materielle Recht regelnden Geſetzen, während die 
Vorſchriften über das Zivilprozeßverfahren ausſchließlich in der 
3850. gegeben find. Bei dieſer grundſätzlichen Verſchiedenheit beider 
Verfahrensarten rechtfertigt alſo der Umſtand, daß im Zivilprozeß 
Prozeßhandlungen aus dem Gesichtspunkt des Irrtums einem Wi⸗ 
derruf nicht unterliegen, keineswegs den gleichen Schluß für das 
Aufw Verfahren. Hier werden die Erklärungen nicht gegenüber einem 
Gegenbeteiligten, ſondern gegenüber dem Gericht abgegeben, und 
fir dieſes liegt. wenn nachweislich die Erklärung dem Willen des 
Erklärenden nicht entſprach, die Sache nicht anders, als wenn die 
Unrichtigkeit auf einem Schreibfehler, ungenauer Ausdrucksweiſe 
oder ähnlichent Verſehen des Erklärenden beruht. Das Gericht hat 
hier überall den wahren Sachverhalt zu erforſchen; die prozeßrechtlichen 
Grundſätze über den Widerruf von Erklärungen finden im Ver⸗ 
fahren der Fc. keine Anwendung (KG. RJ gl 9, 23; 11, 216). Nähere 
Einzelheiten bei Joſef in ZN. 42, 2127. 8 . 

Danach hat in unſerem Fall das BeſchwGericht zu prüfen, ob 
die Rücknahmeerklärung wirklich irrtümlich erſolgt iſt, und wenn es 
dies bejaht, auf die Beſchwerde ſo zu entſcheiden, als ob die Ruück⸗ 
nahme niemals erklärt worden ware. r 

RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br, 
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ſich daraus ergeben können, fallen nicht entſcheidend ins Gewicht, 
wie ſie auch dann nicht zu vermeiden ſind, wenn die Anmeldung 
von vornherein bei der zuſtändigen Stelle erfolgt. 
(OSG. Dresden, Fer ZS., Veit. v. 21. Juli 1926, Aufw. G 12/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Geisler, Dresden. 


3. Württemberg. 
Oberlandesgericht Stuttgart. 


1. 88 17, 18 AufwG. Für die Frage, wie die Anrech⸗ 
nungsbeſtimmungen des § 18 auszulegen find, iſt die 
Aufwertungsſtelle zuſtändig. Verlangt der frühere Gläu⸗ 
biger gem. 8 17 Aufwertung, fo ift das ihm für die Ab⸗ 
tretung zugefloſſene Entgelt nicht anzurechnen. f) 

Das Bankhaus Pf. gewährte dem Schuldner i. J. 1922 ein 
hypothekariſches Darlehen von 400 000 A, GMWerkt 4900 16, 
trat die Forderung am 4. Sept. 1922 an die Penftonskaſſe einer 
Fabrik ab und erhielt von dieſer als Entgelt den Nennbetrag. Die 
Penſiouskaſſe erhielt die Schuld am 2. Juni 1923 zum Nennbetrag 
heimbezahlt. 

Das Bankhaus Pf. fordert gem. § 17 zu feinen Anteil Auf 
wertung der Hypothek und der perſönlichen Forderung, nämlich ein 
Viertel von 4900 1225 GM., wovon nach § 18 Abſ. 2 der Auf⸗ 
wertungsbetrag der Penſionskaſſe mit 309 abgezogen werden ſoll. Der 
Schuldner will gemäß $ 18 Abſ. 1 auch das Entgelt anrechnen, das 
dem Bankhaus für die Abtretung zugefloſſen iſt; der Goldmark⸗ 
betrag davon ſei nach der Meßzahl 1236 /, fo daß kein Aufwer⸗ 
tungsbetrag übrigbleibe. Dieſe Aurechnung wurde auf die weitere 
Beſchwerde des Gläubigers abgelehnt. 

1. Beſtritten iſt die Zuſtändigkeit der Aufwstelle zur 
Eutſch, über die Anrechnung. Die Vorinſtanzen nehmen nur einen 
Streit um die Höhe der Aufwertung an, denn die Entſtehung des 
AufwAuſpruchs ſei nicht im Streit, ſondern nur, ob der Betrag in- 
folge einer Anrechnung auf Null herabgeſetzt werde. Dieſer Anſicht iſt 
beizuſtimmen. Die Meinung Lehmanns (818 Anm. 14), daß das 
ordentliche Gericht über die Anrechnung von Zahlungen zu entſcheiden 
habe, trifft zu, wenn über tatſächliche Vorausſetzungen geſtritten wird, 
3. B. im Falle des § 18 Abf. 2 Satz 2, ob bei Annahme der Zah 
lung ein Vorbehalt gemacht wurde. Handelt es ſich dagegen um die 
Anwendung des § 18 auf einen unbeſtrittenen Sachverhalt, fo betrifft 
der Streit nur die Höhe der Berechnung (vgl. auch Mügel, Nachtr. 
§ 69 Abſ. 2). 

2. Die Frage, ob ſich der frühere Gläubiger im Fall des 8 17 
nicht nur die AufwBeträge der nachſtehenden Gläubiger gemäß § 18 
Abf. 2, ſondern auch das für die Abtretung empfangene Entgelt 
als eine Zahlung gemäß § 18 Abf. 1 anrechnen laſſen muß, iſt im 
Schrifttum beſtritten. Abraham 171, Emmerich 199 und für 
den Fall der echten Zeſſion auch Kempner⸗Pinner 57 verneinen 
die Frage im Hinblick auf den Wortlaut des Geſetzes und auf die 
Billigkeit. Aus den Materialien des Geſetzes iſt nur das Beiſpiel des 
RTBer. S. 19 verwertbar. An dieſem ſollte gezeigt werden, daß der 
Schuldner „mit dem GMBetrag belaſtet wird, der nach der Zeit der 
Begründung des Rechts zu zahlen iſt“. Dieſer Erfolg würde aber 
nur dann erreicht werden, weun der Schuldner allein die 2,50 , 
AufwBetrag des zweiten Gläubigers abziehen darf, nicht die 10 % 
Entgelt für die Abtretung. Lehmann bemerkt dazu (S. 171), das 
Beiſpiel zeige, wie wenig die Vorſchrift durchdacht ſei. M ügel (299) 
und Nachtrag (282), Lehmann 8 18 Anm. 11, Quaſſowski 
4. Aufl. 239, Schäffer⸗Keidel 35 kommen auf eine Alternative 
zwiſchen Abſ. 1 u. 2 § 18: der größere von beiden Beträgen fei dem 
früheren Gläubiger abzuziehen, entweder das Entgelt oder der Aufw⸗ 
Betr. des Zeſſionars. Dieſe Anſicht hat jedoch im Geſetz keine ſichere 
Stitze. Ausdrücklich auf den Fall des § 17 iſt nur Abf. 2 des § 18 
abgeſtellt: die AufwBeträge der nachſtehenden Gläubiger ſollen jeden⸗ 
falls von dem des erſten abgezogen werden. Davon kann nur abge⸗ 
ſehen werden, wenn man annimmt, daß dieſe Beträge in dem Entgelt 
enthalten find, das. der erſte Gläubiger für die Abtretung erhalten hat 
und ſich nach Abſ. 1 anrechnen laſſen muß. Darüber hat aber das Ge⸗ 
ſetz nichts beſtimmt. Es hätte ausſprechen ſollen, daß der Abzug des 


Zu 1. Es iſt ſchwer, bei der Auslegung der Vorſchriften über 
die Aufwertung zugunſten eines früheren Gläubigers zu ſicheren Er⸗ 
gebniſſen zu gelangen, weil dieſe Vorſchriften nicht bis in alle Kon⸗ 
ſequenzen durchdacht ſind. Wegen der Unvollkommenheit der geſetz⸗ 
lichen Regelung darf man auf den Wortlaut des Geſetzes kein zu 
großes Gewicht legen. Mir ſcheint entſcheidend zu fein, daß der Aus⸗ 
gangspunkt für die Regelung des § 17 der Fall der ſog. unechten 
Zeſſion (Abtretung auf Verlangen des zahlenden Eigentümers) ge⸗ 
weſen it, und daß hier die Auffaſſung des OLG. zu unannehmbaren 
Ergebniſſen führt. Nach der Anſicht des Os. ſind im Abſ. 1 unter 
den geleiſteten Zahlungen nur ſolche des Schuldners zu verſtehen, 
eine Zahlung des Schuldners liegt aber im Falle der unechten Zeſſion 
vor, ſie muß alſo nach Abſ. 1 angerechnet werden. Wenn nun das 


OLG. annimmt, daß eine Anrechnung des Abzuges des Abſ. 2 auf 


Rechtſprechung 


—arificche ese 


Abſ. 2 auf den des Abſ. 1 angerechnet wird, wenn dieſer den ohen, 
Betrag darſtellt, um fo mehr als letzteres nach der Darleg 
Mügels 299 faſt immer der Fall iſt. Daraus, daß das nicht 
ſchehen iſt, läßt ſich entnehmen, daß im Abf. 1 unter den gelel 5 
Zahlungen nur ſolche des Schuldners und nicht die Abtretung? 
gütung des Zeſſionars an den Zedenten gemeint iſt. an 
Was den Zweck des $ 18 betrifft, fo ſcheint für die Anrech e 
des Entgelts gemäß Abſ. 1 zu ſprechen, daß dem früheren Gläub int 
in § 17 ein AufwAnſpruch unter demſelben Geſichtspunkt einge ar 
wurde wie demjenigen Gläubiger, dem der Schuldner in der Min ft 
kungszeit die Schuld heimbezahlt hat (Levis 54, 57). Zwingend 
dieſe Erwägung jedoch nicht, denn der Fiktion, daß der erſte aden 
biger die Zahlung vom Schuldner empfangen habe, ſteht eine an fl 
Erläuterung zu § 17 gegenüber: Es iſt ſo anzuſehen, als ſei der 19. 
here Gläubiger noch Gläubiger (Mügel, Nachtrag zu 8 17 Ang ˙ 
Nach dem Bericht des RT Ausſch. 19 iſt das Recht des früheren pm 
bigers wiederhergeſtellt, ſoweit es nicht auf den Zeſſionar 
gegangen iſt. Es war zuerſt beabſichtigt, die volle Aufwertung N al 
Maßgabe des urſprünglichen GMBetrags dem neuen Gläubiger 
gewähren. Das Geſetz hat aber einen andern Weg eingeſchlagen 
hat eine Spaltung des Aufw Betrags zugelaſſen. Damit hat 
frühere Gläubiger ein ſelbſtändiges Recht gegen den Schuldner n 
halten (Abraham 164). Dieſe Selbſtändigkeit wird auch 1920 
Quaſſowski 230 und in den Entſch. des KG. = IR. jet 
Nr. 1900 u. AufwR. 139 anerkannt. Der Gläubiger alfo, ber in 110 
Rückwirkungszeit die Forderung gegen entwertetes Geld veräuße \ 
hat nur desjenigen Teils ſich entäußert, den der Nennbetrag "icon 
ausmachte. Den übrigen Teil hat er behalten und kann zu DI hat 
Teil nicht beeinträchtigt werden durch den Umſtand, daß er für ze 
weggegebenen Teil ein Entgelt erhalten hat. Er ſteht mit dem verblieh, 
nen AufwAuſpruch ſelbſtändig dem Schuldner gegenüber, und die i 
zige Rücklicht, die er hierbei auf den abgetretenen Teil zu neh 
hat, hat ihm das Geſetz in § 17 mit den Worten zunbeſchade „u: 
Aufwertung zugunſten des Erwerbers“ und in $ 18 Abſ. 2 aufer 90 
er muß hinter den AufwBeträgen ſeiner Nachmänner zurücktreten u. 
mit der Schuldner nicht mehr aufzuwenden hat, als wenn die! 
tretung unterblieben wäre. und 
Als Hauptgrund jür die Anrechnung der Zeſſions vergibt 
wird angeführt, daß andernfalls der frühere Gläubiger einen Gewi! 
mache; er ſtelle ſich beſſer, als wenn er die Hypothek nicht abgetre 1 
hätte. Dieſe Folge tritt allerdings zahlenmäßig in den meiſten 84 n 
ein. Auf der andern Seite wird aber der Schuldner um deu ai 
Betrag bevorzugt, wenn er die Anrechnung des Entgelts verlang 0 
kann. Es handelt ſich alſo um die Abwägung, wie ſich die beiden it 
gebniſſe vom Standpunkt der Billigkeit darſtellen. Dabei muß, 5 
der Schuldner mit Recht betont, von den befonderen Verhältniſſen 17 
Parteien im Einzelfall abgeſehen werden, deun es ſteht nicht Ii 
vidualaufwertung in Frage. e 
Zunächſt kaun es nicht als der richtige Ausgangspunkt au 
fehen werden, den Fall zu ſetzen, als ſei die Abtretung nicht erſo 
oder als liege eine bloße unechte Zeſſion vor. Gleich wie in dem ent 
LG. angeführten Gegenbeiſpiel des $ 11 der Schuldner die geſch De 
Abtretung zur Begrenzung des AufivBetrags ausnützt ohne Rüch gt 
darauf, wie es wäre, wenn die Abtretung unterblieben wäre, ba 
ſich auch im vorl. Fall der Gläubiger nicht entgegenhalten zu galt iu 
was er ohne die Abtretung bekäme. In beiden Fällen liegt 115 
„Glücksfall“ vor, das gibt aber dem Gegner noch nicht die Berug! N 
ſich benachteiligt zu fühlen. Wie Lehmann 818 Anm. 11 ausfüh i 
ift die Löſung des $ 18 Abi. 2 für den Gläubiger wie für den SM 
ner ſtark „aleatoriſch“; das konnte aber bei der Schwierigkeit ji 
Regelung nicht vermieden werden. Ahnliche Glücksfälle können glb 
Gläubiger auch dadurch begegnen, daß der Goldmarkbetrag der 1 
tretung höher iſt als die 25% AufwBetrag der Forderung; fer et? 
daß er bei Annahme von Teilzahlungen auf die Rückwirkung 
zichtet, weil er durch die alleinige Aufwertung der Reſtforderung nd 
beſſer ſtellt (vgl. Quaſſowski 237). Auch in dieſen Fällen m 
dem Gläubiger nicht verwehrt, die Rechtslage auszunützen. jr 
Will mau aber die Vorteile der Parteien vom wirtſcha 5 
lichen Standpunkt aus vergleichen, fo erſcheint ein Gewinn d 
Schuldners, der in unſerm Fall (wie auch bei Lehmann Anm, pr 
beijpielsweile angenommen) 759% des AufwBetragd ausmacht, 
den des Abſ. 1 nur zuläſſig wäre, wenn dies im Geſetze beſonders 1 
ſtinumt wäre, fo kommt man zu dem Ergebniſſe, daß, weil eine ſo 
Beſtimmung nicht getroffen iſt, im Falle der echten Zeſſion 00 
Beträge zuſammen, die Zahlung nach Abſ. 1 und der AufwBetrag n 
Abſ. 2, auf den AufwBekrag des früheren Gläubigers angerechnet en, 
den müßten, ſo daß dieſer ſchlechter ſtünde, als wenn er Quittung ten 


Abtretung erteilt hätte. Da das Geſetz zwiſchen den verſchiedenen M die 


der Abtretung nicht unterſcheidet, muß eine Löſung geſucht werden, it 
für beide Fälle (echte und unechte Zeſſion) paßt. Dieſe Löſung „ 
m. E. darin zu finden, daß man das Entgelt für die Abtretung, En 
es von dem Schuldner oder von einem Dritten gezahlt ſein, als er 
Zahlung i. S. des Abſ. 1 des 8 18 anſieht, aber die Anrechnun 
der Ab}. 1 u. 2 nicht kumulativ, ſondern nur alternativ vornimmt⸗ 
Staatsſekr. i. R. Wirkl. Geh. Rat Dr, Mügel, Berlin. 
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hl pe, weniger angemeſſen als ein Vorteil des Gläubigers. Dieſer 
Mon nach Mügel 298 inſoforn beſſer ſtellen, als er das Entgelt 
89 1922 erhalten hat, während er ohne die Abtretung erſt 
werden 2 zu ſeinem Gelde käme. Das wäre richtig, wenn feſtgeſtellt 
haltene önnte, daß der Gläubiger mit der in der Inflationszeit er⸗ 
Liese en, Summe die höhere Kaufkraft der Mark ausgenützt habe. 
nicht „Sapefcheinichkeit iſt aber gering. Wertbeſtändige Anlage iſt 


bezahle vermuten (RG. Aufwgt. 521). Die Gelder, die für zurück⸗ 
zahlte 


wie oder abgetretene Hypotheken eingingen, wurden im Zweifel 
0 auf Hypothek ausgeliehen, ſo daß ſie jetzt auf ein Viertel des 
liger trags geſchwunden ſind. Demgegenüber iſt ein i. J. 1932 fäl⸗ 
voller uſwBetrag trotz der geringen Verzinſung immer noch wert⸗ 
das ; Wendet man das auf den vorl. Fall an, jo ſtellt das Entgelt, 
309 — Gläubiger P. von der Penſionskaſſe erhalten hat, jetzt 


. dat, und wenn er dazu die von der AufwsStelle bewilligten 
die 4 bekommt, jo hat er gerade die 1225 % gerettet, die ihm ohne 
eine retung i. J. 1932 zukämen. Die größere Wahrſcheinlichkeit für 
Viel usnützung der Kaufkraft beſteht auf Seite des Eigentümers. 
ver ach hat er mit dem Darlehen ſeinen Grundbeſitz erworben oder 
250 ert. Gleichwohl darf er ſich nach $ 4 auf die Rückzahlung von 
den eines Empfangs beſchränken. Dieſer Höchſtſatz wurde aus Grün⸗ 
ber der Überfichtlichkeit des Grundbuchs und Sicherheit des Kredit⸗ 
Grune feſtgeſetzt, obwohl dem Geſetzgeber bewußt war, daß es dem 
Saß beſitz in einzelnen Fällen durchaus möglich wäre, über dieſen 
bit hinauszugehen (Wunderlich bei Mügel 476). Um jo un⸗ 
Hier ware es, wenn dem Schuldner wieder der größte Teil dieſes 
eren Satzes infolge der Abtretung der Forderung erſpart würde. 
Es bedarf hiernach nicht der Anwendung des vom KG. geprägten 
ihre, daß AufwVorſchriften, die die Rechte des Gläubigers be⸗ 
n n den, eng auszulegen ſind. Auch ſind die vom Schuldner erhobe⸗ 
1.8 Einwendungen hinfällig, daß 88 1 u. 4 verletzt würden, wenn 
nich 105 weiteren Beſchwerde entſchieden würde. Die Hypothehe wird 
niche iber 250% aufgewertet, denn das Entgelt für die Abtretung bildet 
1 einen Teil des AufwBetrags. Ebenſowenig überſteigt der dem 
mu ger verbliebene Goldwert das für die Aufwertung vorgeſehene 
Fal, denn Aufwertung wird nur für den nichtabgetretenen Teil der 
berg begehrt. 
Dec. Stuttgart, 1. ZS., Beſchl. v. 29. Sept. 1926, Aw Nr. 41/26.) 


Entſcheidungen der Spruchſtellen. 
Kamutergericht. 


Berichtet von Kammergerichtsrat Trojan, Berlin. 


Au frz. Art. 31 Abſ. 2, 54 DurchfVO. zum Anfwb.; 8 2 Ab. 2 
eine G. Iſt der Gegenwert der Schuldverſchreibungen mit 
Ne nach dem 31. Dez. 1917 liegenden Ausſtellungstage 
ſell Schuldner zu verſchiedenen Tagen zur Verfügung ge⸗ 
tags worden, ſo iſt bei der zur Feſtſtellung des Aus gabe⸗ 
ters forderlichen Berechnung des Goldmarkdurchſchnitts⸗ 
ia 8 der Schuldverſchreibungen weder ein Agio noch ein 
Sc agio zu berückſichtigen, vielmehr der Nennbetrag der 

uldverſchreibungen einzuſetzen. 
300 „die Schuldnerin hat i. J. 1922 eine Habige Anleihe über 
1% Millionen Mark aufgenommen. Sie hat im RAnz. v. 9. Febr. 
hend und in den Geſellſchaftsblättern bekanntgegeben, daß ihr der 
vert der Schuldverſchreibungen mit 120 Millionen Papiermark 
19929 Febr. 1922 und mit 180 Millionen Papiermark am 1. April 
199, BUT Verfügung geftellt worden ſei und daß danach der 11. März 
% als Ausgabetag zu gelten habe. Der Anleihegläubiger K. hat 
Alas Spruchſtelle mit dem Antrage auf anderweitige Feſtſtellung des 
welbabetags angerufen. Er behauptet, der Schuldnerin ſei als Gegen⸗ 
Bei er Schuldverſchreibungen außer dem Nennwert ein Agio zu⸗ 
0 dien. Die Schuldnerin beitreitet dies. Sie gibt zu, daß die Schuld⸗ 
0 reibungen von dem übernehmenden Konſortium zu einem Kurſe 
nich 6 0% weitergegeben ſeien. Nach ihrer Angabe iſt aber das Agio 
nander Geſellſchaft ſelbſt, ſondern den Geſellſchaftern und Kom⸗ 
Ver itiſten als Gegenleiſtung für beſtimmte von ihnen übernommene 
über llichtungen zugute gekommen. Der Gläubiger meint demgegen⸗ 
ſchaßt aß für die Frage, auf wen das Agio entfallen ſei, die Geſell⸗ 
dich. mit ihren Geſellſchaftern und Kommanditiſten als Einheit an⸗ 
n ſei. Der Gläubiger macht weiterhin geltend, daß die von der 
nerin vorgenommene Feſtſtellung des Ausgabetags, auch wenn 
ie Agio außer Betracht laſſe, nicht der geſetzlichen Vorſchrift 
he. 


zun De angerufene Spruchſtelle iſt gemäß Art. 54 der Durchf. 
ba di luſwGl., 8 2 Abſ. 1 der 4. DurchfVO. zur Gold BilVO. zuftändig, 
ie Anleihe zum Handel an der Berliner Börſe zugelaſſen iſt. 
ein Die von den Beteiligten erörterte Streitfrage, ob der Schuldnerin 
an güherer Gegenwert der Schuldverſchreibungen durch Beteiligung 
Seren Agio zugefloffen it, bedarf der Prüfung nicht, da bei der 
ſtelte lung des Ausgabetags ein Agio nach der Anſicht der Spruch⸗ 
die verdiente Berückſichtigung nicht würde finden dürfen. j 
wenn Nach 8 2 Abſ. 2 Satz 1 AufwG. gilt für Schuldverſchreibungen, 
un ſie vor dem 1. Jan. 1918 ausgegeben ſind, der Nennbetrag als 
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Goldmarkbetrag. Nach dem Satz 2 iſt für die ſpäter ausgegebenen 
Schuldverſchreibungen zur Beſtimmung des Goldmarkbetrags und 
damit des 150% igen Aufwertungsbetrags der Nennbetrag nach Maß⸗ 
gabe des in der Tabelle zum AufwG. für den Ausgabetag ent⸗ 
haltenen Wertverhältniſſes umzurechnen. Nach Art. 31 Abſ. 2 Ziff. 1 
der DurchfVO. iſt für Schuldverſchreibungen mit einem nach dem 
31. Dez. 1917 liegenden Ausſtellungstage, wenn die Schuldverſchrei⸗ 
bungen von einer Bank oder einem Banklionſortium für eigene Rech⸗ 
nung übernommen worden ſind und der geſamte Gegenwert dem 
Schuldner zu demſelben Tage einmalig zur Verfügung geſtellt worden 
iſt, dieſer Tag- als Ausgabetag feſtzuſtellen. Hiernach erhellt klar, daß 
es bei einmaliger Zurverfügungſtellung des Gegenwerts für den Gold⸗ 
markbetrag und die Aufwertung allgemein auf den Nennbetrag der 
Schuldverſchreibungen ankommt und daß weder ein Disagio, wie es 
in der Praxis am häufigſten vorkommt, noch ein Agio, wie es im 
gegebenen Falle in Frage ſteht, zu beachten iſt. Unklarheit herrſcht 
in dieſem Punkte bei den Begebungsformen des Art. 31 Abſ. 2 Ziff. 3, 
von denen hier der Fall zu a) zutrifft: „falls die Schuldverſchrei⸗ 
bungen von einer Bank oder einem Bankenkonſortium für eigene 
Rechnung übernommen worden ſind und der Gegenwert dem Schuldner 
zu verſchiedenen Tagen zur Verfügung geſtellt worden iſt“. Hier 
ſoll als Ausgabetag der früheſte Tag gelten, für den der Goldmark- 
wert der Schuldverſchreibungen, der ſich bei durchſchnittlicher Berech⸗ 
nung ergibt, in der Tabelle als Umrechnungsverhältnis beſtimmt iſt. 
Für die Durchſchnittsberechnung ſchreibt Ziff. 3 vor, „daß die dem 
Schuldner zur Verfügung geſtellten Beträge in Goldmark um⸗ 
gerechnet und der Geſamtbetrag durch die Zahl der ausgegebenen 
Schuldverſchreibungen geteilt wird“. Dieſe Vorſchrift gibt, ſoweit ſie 
von den zur Verfügung geſtellten Beträgen ſpricht, zu Zweifeln Au⸗ 
laß. Haftet man an dem Wortlaut und verſteht man unter den 
zur Verfügung geſtellten Beträgen unabhängig von dem Nenn⸗ 
betrage der Schuldverſchreibungen die von dem Schuldner als Gegen⸗ 
wert vereinnahmten Summen, ſo muß man anders wie bei der ein⸗ 
maligen Zurverfügungſtellung des Gegenwerts die Berückſichtigung 
des Disagios und des Agios zulaſſen, wenn der Gegenwert, wie 
vorliegend, an zwei Tagen oder überhaupt an mehreren Tagen zur 
Verfügung geſtellt iſt. Ein ſolches Ergebnis hat keinen Sinn. Sowohl 
vom Schuldner⸗ wie vom Gläubigerſtandpunkt aus geſehen fehlt es 
an jeder wirtſchaftlichen Berechtigung, die beiden Fälle der einmaligen 
und der auf verſchiedene Tage verteilten Zurverfügungſtellung des 
Gegenwerts in Anſehung der Berückſichtigung des Disagios und 
des Agios verſchieden zu behandeln. Es fragt ſich, ob eine Auslegung 
der geſetzlichen Beſtimmungen mit dem Ziel einer einheitlichen Be⸗ 
handlung der beiden Fälle möglich iſt. Die auf den Nennbetrag ab- 
ſtellende Vorſchrift des 8 2 Abſ. 2 AufwG. iſt völlig klar und ein⸗ 
deutig. Das Wort „Nennbetrag“ in Satz 1 und 2 läßt ſich nicht in 
„zur Verfügung geſtellter Betrag“ umdeuten. Wohl aber geſtattet die 
Ausdrucksweiſe des Art. 31 Abſ. 2 Ziff. 3 der DurchfVO. eine Aus⸗ 
legung, wenn das Geſetz mit den Worten „zur Verfügung geſtellten 
Beträge“ nur an den Nennbetrag der Schuldverſchreibungen, auch 
wenn er mit einem Unter⸗ oder Überparikurſe zur Verfügung geſtellt 
iſt, gedacht haben kann. In dieſer Richtung liegen die von Quaſ⸗ 
ſows ki in der neueſten (4.) Auflage ſeines Kommentars gemachten 
Ausführungen. Nach ihnen iſt die Durchſchnittsberechnung nur zum 
Ausgleiche der Unbilligkeiten beſtimmt, die ſich durch eine Feſtſetzung 
des Ausgabetags ergeben würden, bei der die Schwankungen des 
Geldes während der Dauer der Emiſſion unberückſichtigt blieben. Zu 
dieſem Zweck wird ein mittlerer Ausgabetag entſprechend dem mitt⸗ 
leren Umrechnungsverhältuis ermittelt. Eine Berückſichtigung des 
Ausgabekurſes hierbei würde über die Bedeutung einer Durchſchnitts⸗ 
berechnung hinaus zu einer grundſätzlichen Umgeſtaltung der Be⸗ 
rechnungsweiſe führen. Der in 8 2 Abſ. 2 AufioG. aufgeſtellte 
Grundſatz der Berechnung des Goldmarkwerts durch Umrechnung des 
Nenubetrags darf auch bei der Durchſchnittsberechuung nicht außer 
Betracht bleiben. Die Spruchſtelle ſchließt ſich dem an. Will man 
unter den zur Verfügung geſtellten Beträgen in Art. 31 Abſ. 2 
Ziff. 3 der DurchfVO. das verſtehen, was gemeinhin darunter ver⸗ 
ftanden wird, jo würde auch die Rechtsgültigkeit dieſer Vorſchrift 
in Frage geſtellt ſein. In 8 2 Abſ. 2 Satz 3 AufwG. find der 
Reichsregierung die näheren Beſtimmungen nur über die Feſtſtellung 
des Ausgabetags vorbehalten. Bei dieſen Beſtimmungen durfte die 
Reichsregierung nicht den in 8 2 Abſ. 2 Satz 1 und 2 Aufv®. 
enthaltenen allgemeinen Grundſatz der Maßgeblichkeit des Nenn⸗ 
betrags für die Ermittlung des Goldmarkwerts der Schuldverſchrei⸗ 
bungen verletzen. Machte ſie von der Befugnis des Satz 3 in der 
Weiſe Gebrauch, daß ſie die Feſtſtellung des Ausgabetags auf dem 
Wege über den Durchſchnittsgoldmarkwert der Schuldverſchreibungen 
vorſah, jo blieb fie doch an die grundſätzliche Regel des § 2 Abſ. 2 
Satz 1 und 2 gebunden. Ein Abgehen von der Regel, daß ſich der 
Goldmarkwert der Schuldverſchreibungen nach ihrem Nennwerte zu 
richten hat, wurde durch die Ermächtigung des Satzes 3 nicht gedeckt. 
Müßdten die bei der Geſtaltung der Durchſchnittsberechuung in Art. 31 
Abſ. 2 gebrauchten Worte „die dem Schuldner zur Verfügung ge⸗ 
ſtellten Beträge“ in dem hier bekämpften Sinne verſtanden werden, ſo 
würde die Reichsregierung den Rahmen der Durchführung des Ge⸗ 
ſetzes in unzuläſſiger Weiſe überſchritten haben. Auch aus dieſem 
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Grunde iſt es nicht annehmbar, daß für den Fall der Zurverfügung⸗ 
ſtellung des Gegenwerts an verſchiedenen Tagen eine neue Berech⸗ 
nungsweiſe zur Beſtimmung des Goldmarkwerts der Schuldverſchrei⸗ 
bungen eingeführt werden ſollte. 

Bemerkt werden mag aber, daß die Spruchſtelle den Grundſatz 
der Nichtberückſichtigung des Agios nur dann anzuwenden hat, wenn 
die Feſtſtellung des Ausgabetags, wie im vorliegenden Falle infolge 
der Gläubigeranrufung aus Art. 31 Abſ. 5, den Gegenſtand der Eutſch. 
der Spruchſtelle bildet. In einem Barabloſungsverfahren würde der 
Spruchſtelle die Nachprüfung des vom Schuldner ſeſtgeſtellten Aus⸗ 
gabetags wegen der Berückſichtigung des Agios ſchon deswegen verſagt 
ſein, weil es dem Schuldner unbenommen iſt, bei der Feſtſtellung des 
Ausgabetags von den geſetzlichen Vorſchriften zugunſten der Gläubiger 
abzuweichen. Aber auch bei einer den Gläubigern nachteiligen Berück⸗ 
ſichtigung des Disagios, alſo bei einer Feſtſtellung des Ausgabetags 
unter Zugrundelegung eines Unterparikurſes, würde die Spruchſtelle 
im Barablöſungsverfahren an der Feſtſtellung nichts ändern können, 
wenn eine Gläubigeranrufung gemäß dem Art. 31 Abſ. 5 nicht ſtatt⸗ 
gefunden hat. Damit iſt der von dem Schuldner feſtgeſtellte Ausgabe⸗ 
tag im Verhältniſſe zu den Gläubigern und auch für die Spruchſtelle 
maßgebend geworden. Daß ſich im Verfahren der Barablöſung die 
Prüfung der Spruchſtelle hinſichtlich des Ausgabetags auf die rechtliche 
Wirkſamkeit der Bekanntmachungen zu beſchränken hat, hat bereits 
die Spruchſtelle beim OLG. Dresden am 17. April 1926 (AufwRſpr. 
Ig. 1 S. 270) zutreffend ausgeſprochen. 

(KG., Entſch. der Spruchſtelle v. 11. Okt. 1926, 18 B 91/26.) 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


Kammergericht. 

1. 88 2, 3, 4,9 AufwG.; 88 1113, 1153, 1177, 2041 BGB. 
Das mit der Erbabfindungs forderung verbundene aus dem 
Nachlaß ſtammende dingliche Recht iſt hinſichtlich der Auf⸗ 
wertung nicht ungünſtiger zu behandeln, als wenn es ohne 
Veränderung ſeiner Rechtsgeſtalt dem Miterbenüberwieſen 
worden wäre. f) 

Nach 8 2 Abſ. 1 S. 1 AufG. gilt als Goldmarkbetrag bei An⸗ 
ſprüchen, die vor dem 1. Jan. 1918 erworben ſind, der Nennbetrag. 
Nach § 3 Abſ. 1 Nr. 4 iſt für die Feſtſtellung des Erwerbstages 
maßgebend bei Erwerb durch Auseinanderſetzung einer Erbengemein⸗ 
ſchaft der Erwerb durch die Gemeinſchaft. Da hier die Erbengemein⸗ 
ſchaft bereits mit dem im Jahre 1916 erfolgten Erbfall eingetreten 
iſt, kommt es nicht darauf an, ob bei einem bereits von dem Erb⸗ 
laſſer, nicht erſt von der Erbengemeinſchaft gemäß § 2041 BGB. ge⸗ 
machten Erwerb neben Nr. 4 auch Nr. 2 des 83 Auf. anwendbar, 
alſo die Zeit des Erwerbs durch den Erblaſſer maßgebend iſt (fo 
Mügel, Anm. 24 zu § 3; Grau, Jur. 1925, 944). Zum Nach⸗ 
laß des K. V. gehörte die in Abt. III Nr. 4 eingetragene Hypothek 
von 6000 16, welche infolge Vereinigung von Forderung und Schuld 
in ſeiner Perſon, Eigentümergrundſchuld geworden war (88 1163, 
1177 BGB.). Nach 88 4, 31 AufwG. werden Grundſchulden auf 2500 
des Goldmarkbetrages aufgewertet. Wäre alſo die Grundſchuld dem 
Sohne bei der Auseinanderſetzung unverändert überwieſen, ſo wäre 
fie auf 25% von 6000 = 1500 Goldmark aufgewertet. Die Grund⸗ 
ſchuld iſt nun nicht als ſolche, ſondern als ein in eine Hypothek um⸗ 
gewandeltes Recht überwieſen. Die Umwandlung einer Grundſchuld 
in eine Hypothek iſt eine Inhaltsänderung i. S. des 8877 BGB. 
(RGRͤKomm. ? Anm. 4; Güthe-Triebel, GBO. Bd. II S. 1851 
Nr. 8). $3 AufwG. beſtimmt in Abſ. 2, daß „Anderungen des In⸗ 
halts eines Rechts“ für die Feſtſtellung des Erwerbstages außer Be⸗ 
tracht bleiben. Auch eine aus der umgewandelten Nachlaßgrundſchuld 
entſtandene Hypothek gilt alſo als von der Erbengemeinſchaft mit 
dem Erbfall erworben und iſt unter Zugrundelegung dieſes Zeitpunk⸗ 
tes für den ſie überwieſen erhaltenden Miterben aufzuwerten. Die 


Zu 1. Der Enutſcheidung iſt durchaus beizuſtimmen. Vererbte 
Grundſchulden find für die Aufwertung ebenſo zu behandeln wie ver⸗ 
erbte Hypotheken. Jedes Grundpfandrecht kann in ein anderes umge⸗ 
wandelt werden. Daß damit eine Anderung des Inhaltes ftattfände, iſt 
dem KG. nicht zuzugeben. Die Rechtsgeſtalt iſt auswechselbar. Dabei 
iſt, wie die 88 1186, 1198 und 1203 BGB. übereinſtimmend hervor⸗ 
heben, eine Zuſtimmung der im Range gleich- oder nachſtehenden Be⸗ 
rechtigten nicht erforderlich. Das iſt gerade vom Standpunkte des Auf⸗ 
wertungs G entſcheidend, das eine Kränkung der Rechte der anderen 
Grundpfandgläubiger verhüten will und eine ſolche alſo nicht in 
jener Umwandlung erblicken darf. Für die Aufwertung macht es alſo 
keinen Unterſchied, in welcher Rechtsgeſtalt die dingliche Belaſtung 
ausgeprägt iſt; die Wertbelaſtung bleibt ja dieſelbe. Und ebenſo kann 
es für die ſonſtigen an dem Grundſtück Berechtigten gleichgültig ſein, 
ob die Umwandlung vom Erblaſſer ſelbſt oder von ſeinen Erben vor⸗ 
genommen worden iſt. 

Ein unmittelbarer Erwerb vom Erblaſſer liegt vor, obgleich die 
für die neugebildete Hypothek unentbehrliche Forderung erſt auf 
Grund der Erbauseinanderſetzung geſchaffen worden iſt. Dieſe Forderung 
wurde nicht von den Miterben, ſondern aus dem Nachlaſſe erworben, 
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Ging 
gung über eine zu ſichernde Forderung möglich, weil eine Sue 
ohne Forderung nicht beſtehen kann (8 1113, 1153 Abſ. 2 BO al 
Nach § 4 Aufwcz. werden Hypotheken nicht höher aufgeweren ger, 


Umwandlung einer Grundſchuld in eine Hypothek iſt nicht ohne 


die durch ſie geſicherten Forderungen. Für die Aufwertung der der 
derung iſt nach §s 2, 9 AufwG. der Zeitpunkt des Erwerbs 10 
Forderung maßgebend. Ergibt ſich danach für die bei der Umwa 

lung der Grundſchuld in eine Hypothek mit dieſer verbundene 0 5 
derung ein geringerer Aufwertungsbetrag, als der nach dem g. 
werbstag der Grundſchuld berechnete, jo kann das gemäß $ 4 Auſt . 
eine Verringerung auch des Aufwertungsbetrages der Oppother n 
Folge haben. Die mit einer Nachlaßgrundſchuld bei der Umwand 7 
in eine Hypothek verbundene Erbabfindungsforderung entſteht dl 1 
mit dem nach Gegenſtand und Höhe ſchließlich beſtimmten Inhalt ar 
auf Grund des Auseinanderſetzungsvertrages, fie hat aber ihren Re 1 it 
grund in der Erbengemeinſchaft; fie wurzelt in dieſer und gewinnt! 9 
deren Eintritt ihre Rechtsgrundlage. Den Zwecken des 8.3 An 
kann es nur entſprechen, wenn das mit der Erbabfindungsfordern 

verbundene aus dem Nachlaß ſtammende dingliche Recht hinſich 1 
der Aufwertung nicht ungünſtiger behandelt wird, als wenn es 1 — 
Veränderung ſeiner Rechtsgeſtalt dem Miterben überwieſen * 
denn es kann vernünftigerweiſe nicht angenommen werden, daß M 

der Abſicht des Geſetzes der Miterbe hinſichtlich einer ihm aus . 

Nachlaß überwieſenen Grundſchuld im Falle der Umwandlung in en 
Hypothek zur Sicherung der Erbabfindungsforderung ſchlechter 05 
ſtellt fein ſollte, als wenn ihm die Grundſchuld ſchlechthin, d. h. il im 
haupt ohne Beziehung zu einer perſönlichen Forderung, als Ach 

dung oder als Sicherung der Abfindungsforderungsforderung #9 

Umwandlung in eine Hypothek überwieſen wäre. Die einem miten, 

bei der Auseinanderſetzung überwieſene, aus einer umgewaudel ab 
Nachlaßgrundſchuld entſtandene Erbabfindungshypothek iſt hier 
nicht anders aufzuwerten, als die Grundſchuld ohne Umwardle 
aufzuwerten geweſen wäre (vgl. auch Mügel, Anm. 4 Erg ud 
Anm. 7; Quaſſows ki III zu 823; Nadler, Grundbuch 1 
Aufwertungsfragen ? S. 143). Die Entſch. des 9. 3. des K Der 
19. April 1926 (9 Aw III 102, 104/26) betrifft einen hinſichtlich 5 
mit der Grundſchuld verbundenen Forderung anders liegenden Dre 
ſteht jedoch in der grundfüglichen Frage auf dem gleichen Standpun 

(KG., 1. 3S., Beſchl. v. 6. Mai 1926, 1 X 289, 26/1.) 
* 

2. 88 3,17,51 AufwG. Wird ein Reutenvermächtnef 
durch Abtretung einer zum Nachlaſſe gehörenden Hypoth 1 
an den Bedachten abgelöſt, ſo iſt die Hypothek als 75 
Todes wegen erworben anzuſehen und der Goldmarkbetre 
nach dem Zeitpunkte des Erwerbes durch den Erblaſſer d 
errechnen. f) le 

In Abt. III des Grundſtücks ſteht unter Nr. 4 ſeit dem Jah 
1906 eine Darlehnshypothek von 37000 % verzeichnet. Sie 1 
nach dem am 17. Okt. 1918 erfolgten Tode der urſprüngliche“ 
Gläubigerin Frau O. L. W. im Jahre 1919 auf deren Erben un 
geſchrieben und in notariell beglaubigter Urkunde vom 13. ir 
1923 vom Teſtamentsvollſtrecker an das Fräulein L. C. abgetreten 
Die Abtretung iſt am 22. Sept. 1923 in das Grundbuch einge 
tragen. über den Grund der Abtretung hat der Teſtaments vo. 
firecker zu notariellem Protokoll vom 22. Dez. 1925 folgendes e 
klärt: dem Fräulein C. ſei von Frau L.⸗W. durch deren 
willige Verfügung vom 10. Nov. 1913 eine jährliche Rente 
2000 % vermacht; zur Sicherung der Rentenzahlung habe er 10 
mäß der Beſtimmung der Erblaſſerin ein Kapital in Verwah rn 
genommen, zu dem auch die vorerwähnte Hypothek gehört hahe 
deren Abtretung an Fräulein C. ſei „auf Grund getroffener 
einbarung über die Ablöſung der vermachten Renke“ geſchehen 

In notariell beglaubigter Urkunde vom 19. Okt. 1925 „ ie 
die Eigentümer des Grundſtücks und die Gläubigerin erklärt, 


an dem jeder Miterbe bereits als Geſamthänder mitberechtigt w 
Die Schichtung des Nachlaſſes ſchafft keine neuen Rechte. Sie Vz 
delt vielmehr die ungeteilte Mitberechtigung am Geſamtgute in 0 
ſtändige Sonderrechte um. Sie hat deklarative, nicht konſtitutive 2 
kung. Danach ſtand das Forderungsrecht, das jetzt bei der Umwal 
lung der Grundſchuld in eine Hypothek in Erſcheinung tritt, m it 
riell dem abgeſchichteten Miterben bereits vom Erbfalle an zu. Es N 
nur eine andere rechtliche Geſtalt feines im Miterbenanteil enthal 15 
nen Rechtes an der Subſtanz des Nachlaſſes. Hiernach iſt die Anwe 
dung des §3 1 Nr. 4 Aufwch. gerechtfertigt. 
Geh. Rat Prof. Dr. Endemann, Heidelberg. 
Zu 2. Die Eintragung einer aufgewerteten Hypothel u 
dem Range der urſprünglichen ift nur zuläffig, ſoweit der in! 
Antrage angegebene Goldmarkbetrag mit der kraft Geſetzes von 
ſehenen Aufwertung übereinſtimmt. Nach 8 31 Nr. 2 Aufwch. ie 
beim Erwerbe von Todes wegen für die Berechnung des Grun 
betrages maßgebend der Zeitpunkt des Erwerbes des Erblaſſern 
Die zum Nachlaß gehörende Hypothek vom Jahre 1906 hatte de 
Geldwert von 37000 /; der Aufwertungsbetrag iſt mithin 
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dien barttber einig, daß die Abtretung der Hypothek als Erwerb 
den, Todes wegen i. S. des 83 Ziff. 2 Auto. anzuſehen ſei und 
they mäß bewilligt und beantragt, daß die Aufwertung der Hypo⸗ 
1 en 9250 Goldmark — zugunſten der jetzigen Gläubigerin — 
Att. Grundbuch eingetragen werde. Das Grundbuchamt hat den 
wiefern abgelehnt, die Beſchwerde der Gläubigerin iſt zurückge⸗ 
den 2 Beide Vorinſtanzen ſind der Meinung, daß die Gläubigerin 
1 nſpruch aus der Hypothek nicht von Todes wegen, ſondern 
ö bare ein Rechtsgeſchäft unter Lebenden erworben habe und daß 
83 v der geſetzliche Aufwertungsbetrag nicht unter Anwendung des 
ben tt. 2 Aufww®. berechnet werden könne; als vereinbarte Auf⸗ 
fi ung aber könne der Betrag von 9250 Goldmark mit Rück⸗ 
the auf die der Hypothek Nr. 4 im Grundbuche nachfolgende Hypo⸗ 
ob Nr. 5 nicht eingetragen werden. Die von der Gläubigerin er⸗ 
ene weitere Beſchwerde mußte Erfolg haben. 
um Der geſtellte Antrag hat die Eintragung der Aufwertungs⸗ 
N Dr: von 9250 Goldmark unter der Nummer und mit dem Range 
Int abiermarkhgvothek von 37000 % zum Ziele. Eine ſolche 
Kon gung iſt nur möglich, wenn es ſich bei den 9250 (= 37 000: 4) 
15 mark um den der Beſchwerdeführerin nach den geſetzli⸗ 
. Beſtimm ungen kraft der Aufwertung der Hypothel zus 
g ‚endet Betrag handelt. Stellt die Summe von 9250 Goldmark 
ere. die geſetzliche, ſondern eine — die geſetzliche überſteigende — 
einbarte Aufwertung dar, fo kanu an der Stelle und mit dem 
doch, der urſprünglichen Hypothek unter deren Eintragsnummer 
die lediglich der geſetzliche Aufwertungsbetrag von 25% des für 
ei letzige Gläubigerin in Betracht kommenden Goldmarkbetrages 
negeftagen werden; der Überſchußbetrag wäre als neue Hypo⸗ 
Rück au bereiter Stelle zur Eintragung zu bringen, und zwar ohne 
duc ſicht darauf, ob der Papiermarkhypothek nachſtehende Rechte 
Ye Perſonen vorhanden find oder nicht (1X 651/25; Rſpr. in 
ſelldertungsſachen Heft 4 S. 45). Derartiges iſt von den Antrag⸗ 
3 nicht gewollt; der Antrag mußte alſo, wenn die Eintra⸗ 
dend nur in der letztangegebenen Art erfolgen könnte, allerdings 
bweiſung verfallen. 
neh, Eine höhere als die geſetzliche Aufwertung würde, wie anzu⸗ 
Dun bei einer Aufwertung auf 9250 Goldniark hier vorliegen, 
Elben die Gläubigerin die Hypothek auf Grund eines mit den 
Leden der Frau L.⸗W. oder dem Teſtamentsvollſtrecker unter 
Abenden geſchloſſenen Rechtsgeſchäfts — im Sept. 1923 — durch 
ung. erworben hat und demnach die Aufwertung zugunſten 
3 5 Zeſſionars in Frage ſteht, ohne daß ſich gemäß 5 17 Saß !, 
tret 1 Ziff. 2—11 Aufwch. die Höhe der zu deſſen Gunſten ein⸗ 
enden Aufwertung nach der Zeit des Erwerbes durch einen 
ele Gläubiger beſtimmte (ein Erwerb durch Schenkung — 83 
. kommt nicht in Frage). Denn der Erwerbspreis (d. i. 
mar apitaliſierte Betrag der Rente), der in dieſem Falle den Gold⸗ 
970 betrag der Hypothek darſtellte, würde die Summe von 
8 Goldmark (vgl. auch 8 2 Abſ. 1 Satz 3 Aufwch.) zweifellos 
ek erreichen, mag der gemäß $2 AufivG. umgerechnete Kapital⸗ 
ein ag der Papiermarkrente oder mag der bapitaliſierte Betrag 
er aufgewerteten Rente zugrunde gelegt werden. 
fern die geſetzliche Aufwertung zugunſten der Befchwerdeführerin 
a den Betrag von 9250 Goldmark = 250% des Nennbetrages der 
diabrünglichen Hupothek dagegen dar, wenn die Beſchwerdeführerim 
Node auf Grund eines Vermächtniſſes der Frau L.⸗W., alſo von 
> wegen (vgl. 81369 BGB.), erworben hat. Auch in dieſem 


150 Goldmark. Der Teſtamentvollſtrecker hat der Vermächtnis⸗ 
I merin, die damit einverſtanden war, dieſe Hypothek als Ab⸗ 
0 ung für die ihr vermachte Rente abgetreren. Die Frage iſt, 
ie iermit ein Erwerb von Todes wegen ſtattgefunden habe, fo daß 
geh Bedachte für ſich die Eintragung der Hypothek mit dem ange⸗ 
bett Goldmarkbetrage erwirken kann. Im Gegenſatze zu den 
den Vorinſtanzen hat das RG. dies bejaht. Dieſes Ergebnis ent⸗ 

cht dem Sinne und dem Zwecke des Aufm®. 
gew Das KG. ſucht die Begründung hierfür aus dem BGB. zu 
aten Was durch Vermächtnis erworben wird, iſt natürlich ein 
Fur erb von Todes wegen; 8 1369. Dem ſteht nicht entgegen, daß es 
ge Erfüllung der Vermächtnisforderung noch eines beſonderen rechts⸗ 
deim ftichen Übertragungsaktes durch die Erben bedarf. Wie aber 
die t ſich dazu, daß im vorl. Falle vermacht war eine Rente, nicht 
ſind abgetretene Hypothek? Die Bemerkung des KG. „die Erben 
mit zunächſt Gläubiger des vermachten Rechtes (gemeint kann da⸗ 
a die Hnpothek fein) geworden“, paßt nicht zum Tatbe⸗ 
8 e. Man Kann nur ſagen, daß die Erben ſtatt des vermach⸗ 
Br Gegenſtandes im Einverſtändnis mit dem Bedachten einen an⸗ 
ten an Erfüllungs Statt leiſten können. Das darf bei der Ver⸗ 
bugtrisſchuld wie bei jeder Schuldverpflichtung geſchehen. Der 
von ſolche Subſtitution übertragene Leiſtungsgegenſtand iſt ebenſo 
ſa Todes wegen erworben, wie es der eigentlich vermachte Gegen⸗ 

ud fein würde. 

nicht Dieſe Konſtruktion nach dem bürgerlichen Rechte befriedigt 
an vollkommen. Viel beſſer legt das KG. ſchließlich den Nach⸗ 
auf die beſonderen wirtſchaftlichen Zwecke und Gründe des 
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Falle würde zwar zum Erwerbe eine Abtretung ſeitens der Erben 
oder des Vollſtreckers erforderlich geweſen ſein; würde aber die 
Abtretung vom Sept. 1923 lediglich dieſe Bedeutung haben, ſo 
würde ſich gemäß 8 3 Abſ. 1 Ziff. 2 Aufwch. die Höhe der Auf⸗ 
wertung zugunſten der Beſchwerdeführerin nach dem in das Jahr 
1906 fallenden Zeitpunkt des Erwerbes der Hypothek durch die 
Erblaſſerin L.⸗W. beſtimmen und zwar, ohne daß der Erwerb durch 
die Erben überhaupt in Betracht käme und ohne daß, wie es bei 
einem Erwerbe unter Lebenden an ſich möglich wäre, eine Auf⸗ 
wertung zu deren Gunſten jtattfände. Die Anwendung des 83 
Abſ. 1 Ziff. 2 wird für den Fall des Vermächtniſſes einer Hypothek 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß mit Eintritt des Erbfalles zu⸗ 
nächſt die Erben Gläubiger des vermachten Rechtes geworden ſind 
und daß es noch eines von ihnen vorgenommenen Abtretungsaktes 
bedarf, um das Recht auf den Vermächtnisnehmer zu übertragen. 
Denn die Eigenſchaft des Erwerbes durch Vermächtnis als eines Er⸗ 
werbes von Todes wegen ſteht außer Zweifel; die Vermächtnisan⸗ 
ordnung kann aber nur durch einen, den Erwerb des Vermächtnis⸗ 
nehmers vermittelnden und ihn zum Rechtsinhaber machenden be⸗ 
ſonderen Rechtsakt des Beſchwerten verwirklicht werden. Der Ab⸗ 
tretung der Hypothek kommt hier keine ſelbſtändige Bedeutung zu; 
vorliegendenfalls wäre die zwar nicht unmittelbar in Erfüllung der 
Vermächtnisanordnung erfolgt; ſie hätte jedoch, wie das Folgende 
ergibt, als zu ihrer Erfüllung geſchehen zu gelten. 

Der Fall des Erwerbes von Todes wegen iſt aber gegeben, 
falls ein der Erklärung des Teſtamentsvollſtreckers vom 22. Dez. 
1925 entſprechender Tatbeſtand für nachgewieſen zu erachten iſt. 
Die Hypothek bildete allerdings auch danach nicht den eigentlichen 
Gegenſtand des hier in Betracht kommenden, der Beſchwerdeführe⸗ 
rin zugewendeten Vermächtniſſes. Gegenſtand der Vermächtnisan⸗ 
ordnung war vielmehr die in der Erklärung vom 22. Dez. 1925 
erwähnte Rente von jährlich 2000 % und die Hypothek ſtellt zu⸗ 
treffendenfalls nur einen auf Grund einer Vereinbarung der Be⸗ 
teiligten an ihre Stelle getretenen Erſatz für ſie dar. Auch bei 
dieſem Sachverhalt muß aber die Hypothek als i. S. des Aufwd. 
von Todes wegen erworben angeſehen werden. Bei den in 83 
Abf. 1 Ziff. 2— 11 des Geſetzes aufgeführten Fällen eines als 
Rechtsnachfolge ſich darſtellenden Erwerbs, zu denen der Erwerb 
von Todes wegen gehört, handelt es ſich um Fälle der Geſamt⸗ 
rechtsnachfolge und gleichgeartele Fälle oder um Fälle der unent⸗ 
geltlichen Zuwendung, für welche aus Billigkeitsrückſichten, im Hin⸗ 
blick auf das Fehlen fpekulativer Abſichten auf ſeiten des Er⸗ 
werbers und weil eine Aufwertung zugunſten des früheren Rechts⸗ 
inhabers nicht in Betracht kommt oder nicht erforderlich erſcheint, 
zugunſten des jetzigen Inhabers hinſichtlich der Berechnung des 
Goldmarkbetrages der Zeitpunkt des Erwerbes durch den früheren 
Gläubiger für maßgebend erklärt iſt. Es entſpricht jedoch dieſen 
Billigkeitsgedanken, wie fie das Auto. auch ſonſt beherrſchen, 
wenn in einem Falle von der Art des vorliegenden, in welchem 
das einem Vermächtnisnehmer zugewendete aufwertbare Recht 
zwar nicht den eigentlichen Gegenſtand der Vermächtnisanordnung 
bildet, aber nach Eintritt des Erbfalls im Einverſtändnis der Be⸗ 
teiligten aus Zweckmäßigkeitsgründen, z. B. um den Wirkungen 
der Inflation zu begegnen, an deſſen Stelle geſetzt iſt, die für den 
Erwerb von Todes wegen gegebene Beſtimmung des 83 Ziff. 2 
auch in bezug auf dieſen erſatweiſe übertragenen Anſpruch ange⸗ 
wendet wird. Allerdings kommt, da von einer Zugrundelegung 


AufwG. Dieſe weiſen darauf hin, daß die Folgen des Währungs⸗ 
verfalles in gerechter Weiſe zwiſchen dem Glaubiger und dem 
Schuldner ausgeglichen werden ſollen. Das führt zu folgender 
Erwägung. Wenn jemand eine bereits der Juflation verfallene 
Hypothek unter Lebenden erwirbt, ſo nimmt er ſie als eine ent⸗ 
wertete an und bemißt danach den Erwerbspreis. Der Aufwer⸗ 
tungsanſpruch bleibt hier zugunſten des abtretenden Gläubigers 
beſtehen; 5817 AufwG. Das paßt nicht auf den Erwerb von 
Todes wegen. Es würde aber gegen jede Vernunft verſtoßen, wenn 
das Aufwertungsrecht verfallen und der Schuldner bereichert werden 
ſollte, weil der Gläubiger geſtorben iſt. Daraus folgt als Grund⸗ 
ſatz: die in den Erbgang gelangte Hypothek fällt ſo an, 
wie ſie beim Erblaſſer beſtanden hatte. Die Erben erwerben ſie als 
eine kraft Geſetzes aufwertungsfähige. Die Erben 
hätten in unſerem Falle die Eintragung der Aufwertung zunächſt 
für ſich ſelbſt darchſetzen und dann die aufgewertete Hypothek der 
Bedachten abtreten können. Statt dieſes Umweges muß es mit 
demſelben Erfolge geſtattet ſein, daß die Erben die Hypothek mit⸗ 
ſamt der ihr immanenten Rechtslage der geſetzlichen Aufwertungs⸗ 
fähigkeit abtreten. Sie verfügen damit über ein von ihnen wohler⸗ 
worbenes Recht. Es iſt kein Grund abzuſehen, weshalb der geſetz⸗ 
liche Aufwertungsanſpruch nicht mitfamt der Hypothek, an der er 
haftet, abgetreten werden könnte. Auf dieſem Wege wird die etwas 
peinliche Konſtruktion vermieden, die ſtatt der Rente die abge⸗ 
tretene Hypothek als den vermachten Gegenſtand auszudeuten 
verſucht. 
Geh. Rat Prof. Dr. Endemann, Heidelberg. 
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des Erwerbes durch den Erblaſſer ſonſt nicht die Rede fein kann, 
die ausdehnende Anwendung dieſer Vorſchrift nur dann in Betracht, 
wenn auch der Erſatzgegenſtand zum Nachlaſſe gehört, wobei hier 
noch beſonders ins Gewicht fällt, daß die Hypothek angeblich zu 
einem Kapital gehört hat, welches nach der Anordnung der Erb⸗ 
laſſerin zur Sicherung der Erfüllung des Vermächtnisanſpruchs 
zurückgeſtellt war. 
(KG., 1. 3S., Beſchl. v. 31. März 1926, 1 X 137, 26/1.) 


* 


3. 85 AufwG.; § 22 GBO. Rechte, für die unter 
Anwendung der Meßziffern des Aufw®. ein Goldmark⸗ 
betrag nicht befteht, find auf einfachen Antrag des Eigen: 
tümers im Grundbuch zu löſchen. 

Nachdem nunmehr die Aufwertung von Hypothelien geſetzlich 
geregelt, ihr Goldmarkbetrag zugrunde gelegt und für dieſen ihr 
Erwerbszeitpunkt für maßgebend erklärt iſt, muß es Mittel und 
Wege geben, Rechte aus dem Grundbuch zu beſeitigen, für die ein 
Goldmarkbetrag nicht beſteht, weil die Umrechnung nach der vom 
Aufwcg. beſtimmten Maßziffer unter der geringſten Einheit der 
Goldmarkrechnung, alſo unter dem Goldpfennig, bleibt. Das wäre 
hier der Fall, denn die Maßziffer des Eintragungsantrags beträgt 
eine Billion Mark gleich einer Goldmark. Iſt die Löſchung ſolcher 
Rechte aus § 54 GBO. von Amts wegen nicht in Betracht zu 
ziehen, ſo erſcheint doch ihre Löſchung auf einfachen Antrag aus 
822 GBO. möglich, wenn man erwägt, daß die vom Geſetz ange⸗ 
ordnete Aufwertungsweiſe ein Recht wie das hier in Rede ſtehende 
wertlos, alſo nicht beſtehend und daher das eine Belaſtung auf⸗ 
weiſende Grundbuch unrichtig gemacht hat. 

(KG., 1. ZS., Beſchl. v. 7. Okt. 1926, 1 X 610/26.) 
u 

4 85 AufwG. ſtellt hinſichtlich des Erwerbers der 
Hypothek Vermutungen auf, die das Grundbuchamt als 
richtig zu unterſtellen hat, falls es nicht weiß, daß für die 
Hypothek in Wirklichkeit ein anderer Erwerbstag in Frage 


kommt (vgl. Komm. zum Aufw®. Gribel, Anm. 2, Schlegel⸗ 
berger-Harmening 4. Aufl. Anm. 1, Emmerich Anm. 2 Abſ. 5). 


85 Aufiv®. ſtellt in Satz 1 für den Hypothehenerwerb, ohne 
zwiſchen Brief- und Buchhypothek zu unterſcheiden, die allgemeine 
Vermutung auf, daß der Tag der Grundbucheintragung als maß⸗ 
gebender Erwerbstag gelten ſolle. Unter dieſe Vermutung fallen 
nicht nur die Erwerbsfälle der Neubegründung, ſondern auch die der 
Übertragung einer Buchhypothek und auch einer Briefhypotheh, 
wenn dieſe ſich durch Umſchreibung und Briefübergabe voll- 
zieht (F 1154 Abſ. 2 BGB.). Der Fall der übertragung einer 
Briefhypothek durch ſchriftliche Abtretung und Briefübergabe 
($ 1154 Abſ.2 BGB.) wird dann in Satz 2 beſonders geregelt, und 
zwar dahin, daß der Ausſtellungstag der Abtretungsurkunde als 
maßgebender Erwerbstag anzuſehen iſt. Hier wird alſo nicht eine 
Entkräftung der Vermutung des Satz 1, ſondern nur die Tatſache 
vorausgeſetzt, daß die übertragung der Briefhypothel nicht mittels 
Grundbucheintragung (§ 1154 Abſ. 2 BB.) — ein Fall der von 
85 Satz 1 mit betroffen wird —, ſondern mittels ſchriftlicher Ab⸗ 
tretung erfolgt. Für dieſen Fall wird die beſondere Vermutung 
aufgeſtellt, daß die Hypothek am Ausſtellungstage der Abtretungs⸗ 
urkunde erworben ſei, und durch dieſe Vermutung gerade der Nach— 
weis der Briefübergabe erübrigt. Von dieſer Vermutung hat das 
Grundbuchamt auszugehen, falls es nicht weiß, daß die zum Er⸗ 
werbe der Hypothek materiell-rechtlich erforderliche Briefübergabe 
ſpäter erfolgt iſt. Könnte das Grundbuchamt trotz der Vorſchrift 
des 85 Abſ. 1 Satz 2 den Nachweis des Zeitpunkts der Brief- 
übergabe verlangen, ſo würde dieſe Vorſchrift bedeutungslos ſein. 

Da hier nur ein Hypothekenerwerb mittels ſchriftlicher Ab⸗ 
tretungserklärung in Frage kommt und die Vorinſtanzen ſelbſt 
nicht auf den Standpunkt ſtehen, daß die bei den Grundakten be⸗ 
findlichen Unterlagen eine nach dem Ausſtellungstage der Ab- 
tretungsurkunde liegende Briefübergabe (übergabe oder Verein⸗ 
barung über Aushändigung i. S. d. § 1117 BGB.), und damit 
einen ſpäteren Erwerb und zugleich eine Entkräftung der Ver⸗ 
mutung des 8 5 Abſ. 1 Satz 2 ergeben, iſt als Erwerbstag der Tag 
der Ausſtellung der Abtretungsurkunde zugrunde zu legen, und es 
bedarf keiner Erörterung darüber, ob nicht hier eine die Brief⸗ 
übergabe erſetzende und den Hypothekenerwerb i. Verb. mit der 
Abtretung vermittelnde Vereinbarung i. S. d. 8 1117 BB. durch die 
Abtretungsurkunde i. Verb. mit der ſpäteren Einreichung des Hypo⸗ 
thekenbriefes nachgewieſen iſt (vgl. KG. 1 X 320/26 = 1Rdſch. 1926 
Nr. 1301). 

Der Zurückweiſungsgrund der Vorinſtanzen iſt alſo abwegig. 
Für die Aufwertung iſt der 16. Sept. 1921 der maßgebende Er⸗ 
werbstag. Der danach ſich ergebende Aufwertungsbetrag von 
409,45 Goldmark kürzt ſich aber nach dem Geſetz gemäß § 18 Abi. 1 
Aufweß. um den Goldwert der geleiſteten Zahlung, hier alſo um 
18,78 Goldmark. Nur in Höhe des hiernach verbleibenden Be⸗ 
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trages von 390,67 Goldmark kann gemäß 8 67 Abſ. 1 EM 

AufvG. die vereinbarte Aufwertung an der bisherigen Range 

eingetragen werden (vgl. KG. 1 X 205/26 == JW. 1926, 181 
(N., 1. 35., Beſchl. v. 7. Okt. 1926, 1 X 588/26.) 
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5. §7 AufwG. Die Eintragung eines Rangverzuch 
des Eigentümers mit Beſchränkung auf ein einzelnes 
ſtimmtes Recht iſt nicht zuläffig. e 

Nach $7 Abſ.5 AufivG. kann der Eigentümer auf die ei 
tragung der Rangbefugnis des Abſ. 1 verzichten. Der Verzicht b 
zu feiner Wirkſamkeit der Eintragung in das Grundbuch. Ark 
DurchfVO. v. 29. Nov. 1925 beſtimmt hierzu: 

1. Der Verzicht auf die Befugnis, an der vorbehaltenen Mach, 
ſtelle eine Hypothek oder Grundſchuld eintragen zu laſſen (8 7 Abs. 
AuſwöGh.), kann einheitlich bez. aller in Betracht kommenden Mang 
ſtellen eingetragen werden. 0 

2. Die Eintragung des Verzichts iſt auch dann zuläſſig, wen 
der Aufwertungsbetrag noch nicht eingetragen iſt. 

3. Die Vorſchriften des Abſ. 2 finden entsprechende Anwendung 
wenn der Eigentümer mit der Befugnis hinter ein einzelnes 
zurücktritt. 4 1 

Die DurchfVO. unterſcheidet hier alſo ausdrücklich zwiſchen einn 
Rangverzicht i. S. des §7 Abſ. 5 AufwG. und einem Rangrückhtre 
der im AufivG. keine beſondere Erwähnung gefunden hat, und 15 
den deshalb die allgem. Vorſchriften des 8 880 BGB. über eine ua 
trägliche Rangänderung maßgebend find. l 

Es kann nun allerdings die Auffaſſung des Beſchwch. nicht 1 
zutreffend erachtet werden, daß der durch einen Rangverzicht zugute 
eines beſtimmten Gläubigers erſtrebte Erfolg in gleicher Weiſe dul 
die Vereinbarung eines Rangrücktritts herbeigeführt werden könn, 
vielmehr find beide Rechtsakte, was auch Quaſſowski (Aufw ch. 
546) zu verkennen ſcheint, worauf aber Mügel, DurchfVO. ! mi 
AufwG. Art. 14 Anm. 2) zutreffend hinweist, in ihren Rechtswirkeul 
gen durchaus verſchieden. Bei einem Rangrücktritt nimmt 0 
vortretende Recht in vollem Umfange des zurücktretenden Rechts deſſe 
Rangſtelle ein, und es tritt demzufolge in dieſem Umfange das zuri 3 
tretende Recht in die Rangſtelle des vortretenden. Ein Rang ver 
zicht zugunſten eines einzelnen Rechtes hat dagegen nur die Wußun 
daß das verzichtende Recht im Verhältnis zu dem begünſtigten u. 5 
als vorhanden gilt, während im übrigen die Rangverhältniſſe unb 
rührt bleiben. 

Die Frage nun, ob dieſer Verzicht auf den Rangvorbehalt a0 
§ 7 Abſ. 5 Aufiv®. nur zugunſten eines einzelnen Rechtes zul ft 
und eintragsfähig ift, iſt im Gegenſatz zu der — übrigens nicht we 
ter begründeten Auffaſſung von Mügel (a. a. O. zu Art. 14 Dur 
BO. 1 u. 2), die auch wohl dem Erlaß des PrJuſtMin. v. 11. Ja 
1926 (JMBl. S. 10) zugrunde liegt, in Übereinſtimmung ! 
Nadler (Grundbuch- u. Aufwertungsfragen 2, 92) zu vernein 8 
Der Verzicht auf den, dingliche Rechtswirkung erzeugenden Raug 
vorbehalt ſtellt ſich begrifflich als die Aufgabe eines Rechts dar, ſeln 
tragung im Grundbuch iſt dazu beſtimmt, dieſe Rechtsaufgabe zu 3 
lautbaren (JFG. 3, 374). Mit dem Begriff und Zweck einer ſolcht 
Rechtsaufgabe — vgl. z. B. 8 875 BGB. — iſt der Verzicht nur zu 
gunſten eines beſtimmten Rechts, alſo die Aufrechterhaltung der De 
fugnis zugunſten der anderen Rechte, nicht vereinbart; ein ſolcher Ve 
zicht Kann ſtets nur abſolute, nicht relative Wirkung haben. 

Eine ſolche Beſchräukung widerſtreitet aber nicht bloß dem ge 
griff des Verzichts, fie iſt auch deshalb unzuläſſig, weil die verein 
barungsgemäße Herbeiführung einer Anderung der geſetzlichen Rent 
verhältniſſe im Grundbuch auf anderem als dem durch die 8 880 ü 
BGB. vorgeſehenen Wege nicht erfolgen kaun. Rangverſchiebungen 1 
nur relativer Wirkung könnten nach den beſtehenden geſetzl. 5 
ſchriften nur kraft Geſetzes als notwendige und nicht zu vermeiden 
Folge des öffentl. Glaubens des Grundbuchs — 8 892 Abſ. 2 BOT 
> insbeſ. unter der Herrſchaft des Aufweß. — 8 20 Auftocz. (DR 
Mügel, AufwG. Erg®d. Anm. 7 zu 86, Anm. 5 zu 8 20) To 
auf Grund der — gleichfalls auf dem Gedanken des Schutzes 
guten Glaubens des Rechtserwerbers beruhenden — Vorſchrift da 
56 Anm. 2 Aufw. (Mügel a. a. O. Anm. 7 zu 8 6) eintreten. 1 
liche Rechtsgedanken liegen auch der Sondervorſchrift des 8 des 
Abſ. 4 BGB. zugrunde, die gleichfalls eine nur relative Anderung 
geſetzlichen Rangverhältuniſſes zur Folge haben kann. 4 

Eine vereinbarungsgemäße Begründung einer ſolche, 
Rangverſchiebung mit nur relativer Wirkung iſt aber dem Ge 5 
fremd; ſollte ſie durch die Vorſchriften des AufwG, für zuläſſig 
klärt werden, ſo hätte das in klarer und beſtimmter Weiſe zum us 
druck gebracht werden müſſen. Sie ohne eiue ſolche beſondere 2 
ſchrift zuzulaſſen, erſcheint um fo bebenklicher, als dadurch eine nich 
abzuſehende Verwirrung des Grundbuchs herbeigeführt werden könn 5 
Die in Frage kommenden Rangverhältniſſe wären, wenn zwiſchen 
abſoluten und relativen Rangverzichten unterſchieden werden müße 
kaum noch zu überſehen. Durch die Eintragung des Verzichts ſolle⸗ 
aber gerade grundbuchliche Verhältniſſe geſchaffen werden. Jeder, 
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Mi > 
daten Grundſtück als Gläubiger zu tun hat, ſoll davor geſchützt 
dem en, daß mit dem Range vor ihn ein Recht eingetragen wird, mit 
Reg er nicht gerechnet hat. Der Verzicht muß deshalb zugunſten aller 
li * gelten, die irgendeiner — feſtgeſtellten oder auch nur mög⸗ 
getragen Befugnis im Range nachgeben, alſo zugunſten der einge⸗ 
lich genen, der gelöſchten, aber wieder einzutragenden, und nameut⸗ 
Auf weh zugunſten derjenigen Rechte, die nach Inkrafttreten des 
di eingetragen werden. Der Hinweis des Beſchwerdeführers auf 
ter dgtliche Wirkſamlieit eines Erbverzichts zugunſten beſtimm⸗ 
erſonen (§ 2350 BGB.) kann bei der weſentlichen Rechtsverſchie⸗ 
ſachenrechtlicher und erbrechtlicher Rechtsgebilde nicht durch⸗ 
8 Es mag dazu nur bemerkt werden, daß der Erbverzicht zu⸗ 
Einen en beſtimmter Perſonen, keineswegs, wie der Rangverzicht, 
beſte teilweiſen Fortfall und ein teilweiſes Fort⸗ 
ber Won des Rechts zur Folge hat, ſondern nur die Abhängigkeit 
Exp, irkſamkeit des Verzichts davon, daß die begünſtigten Perſonen 
wirkn. werden, daß für dieſen Fall alſo der Erbverzicht volle Rechts⸗ 
über ung gegenüber jedermann erzeugt, während er im anderen Falle 
haupt nicht in Kraft tritt. 


h, 1. 3 ., Beil. v. 13. Sept. 1926, 1 X 562/26.) 
* 


NT 6. 8 20 Abi. 2 AufwG.; § 892 BGB. „Erteilung“ der 
ſehchungsbewilligung oder löſchungsfähigen Quittung 
un voraus, daß der Ausſteller ſich der Urkunde zu⸗ 
m ſten des Grundſtückseigentümers entäußert, daß er 
amt ecks Herbeiführung der Löſchung dem Grundbuch- 
e, dem Eigentümer oder ſeinem Vertreter übergibt. 
Meni ach 9 20 Abſ. 2 Aufio®. finden die Vorſchriften über den 
nt Glauben des Grundbuchs entſprechende Anwendung, wenn in 
mr 8892 Abſ. 2 BGB. beſtimmten Zeitpunkt eine den 8 29 GBO. 
reit rechende Löſchungsbewilligung oder Löſchungsfähige Quittung be⸗ 
des erteilt war oder gleichzeitig erteilt wurde. Die Ausführungen 

legen die Annahme nahe, daß es eine Löſchungserklärung 
mſhrteilr⸗ in dem Zeitpunkt der Unterzeichnung und Beglaubigung 
lun eht. Das iſt rechtsirrig. „Erteilung“ der Bewilligung oder Quit⸗ 
En ſetzt voraus, daß der Ausſteller ſich der Urkunde zugunſten des 
dem utümers entäußert, daß er ſie zwecks Herbeiführung der Löſchung 
0 Grundbuchamt oder dem Eigentümer oder ſeinem Vertreter zu⸗ 
48.1440 (Güthe⸗Triebel, GBD., Aum. 28 zu 8 19; KJ. 


240 95 Quaſſowski, Aufo®. 3. Aufl. Anm. 2 B zu 8 20, 248, 


Ac adler, Grundbuch- und Aufwertungsfragen, 2. Aufl. S. 54; 
Glaubi Komm. zu BGB. 5. Aufl. Anm. 1 zu $ 368). Solange der 


bag ger die unterſchriebene, und beglaubigte Urkunde im Beſitz be⸗ 
Net iſt ſie ein für das Rechtsleben bedeutungsloſes, d. h. Reiner 
Begeiwirkungen fähiges Geſchehnis. Die landgerichtl. Auffaſſung des 
1.8 MS der „Erteilung“ einer Löſchungsbewilligung oder Quittung 
a 820 Abſ. 2 Aufwch. liegt feiner Annahme zugrunde, daß 
auf icherweiſe die Löſchungserklärung vor Eingang des Autrages 
bel tanſchreibung des Eigentums „erteilt“ geweſen und damit das 
Wat en der Hypothek auf Grund der Vorſchriften der 88 20 Abſ.2 
f wech. 892 BOB. herbeigeführt ſei. Das Gericht der weiteren Be⸗ 
1 verde iſt in der Lage, ſelbſt die Sachlage vom Geſichtspunkt des 
hg Abſ. 2 AufwG. zu prüfen. Die Löſchungserklärung iſt in Leip⸗ 
ſie eum 27. Jan. 1923 beglaubigt. Beim Grundbuchamt eingereicht iſt 
feinen im Dez. 1924. Der Vertreter der Grundſtückseigentümerin hat 
vor Wohnſitz in Berlin. Dafür, daß dieſer oder ein ſonſtiger Be⸗ 
u mächtigter am Beglaubigungstage in Leipzig anweſend geweſen 
in Enie Löſchungserklärung an dieſem Tage 12.57 Min. oder vorher 
Gi empfang genommen, oder daß der beglaubigende Notar ſie für die 

utümerin entgegengenommen habe, iſt kein Anhalt aus den 
deimakten erſichklich. Wenn auch anzunehmen iſt, daß ſchon eine be⸗ 
Ab dete Möglichkeit des Erloſchenſeins der Hypothelt gem. 8 20 

2 Aufwo. die Wiedereintragung hindere, weil der die Berichti⸗ 

des Grundbuchs Beantragende alle Möglichkeiten auszuräumen 
wülden der Richtigkeit der beantragten Eintragung entgegenſtehen 
mol en (Ich. 2, 401, 406), fo hätte doch von den Vorinſtanzen, zu⸗ 
Lachlan den vorerörterten, der Antragſtellerin güunſtig ſcheinenden 
die 3h gez dieſer in erſter Linie Gelegenheit gegeben werden müſſen, 
Vor Möglichkeit, daß die Hnpothek infolge etwaigen Vorliegens der 
beanausſeßungen des g 20 Abf. 2 Aufio®. erloſchen it, darch Bei 
Prggung eines Zeugniſſes des beglaubigten Notars (Art. 31, 54 
Übrem ) zu entkräften. Das Zeugnis hätte ſich darüber auszu⸗ 
27 n, ob die Löſchungsurkunde v. 26. Jan. 1923 — begl. am 

„Jan. 1923 — noch am 27. Jan. 1923 vor 12.57 Uhr einem Ver⸗ 
für ber Eigentümerin ausgehändigt oder vom beglaubigenden Notar 
Jeu ie Eigentümerin entgegengenommen, iſt oder nicht. Fällt das 
krauhnis im letzteren Sinne aus, ſo ſteht der Vornahme der bean⸗ 
Jeu, en Eintragung nichts entgegen. Erſt wenn die Antragſtellerin ein 
Nn dieſes Inhalts nicht beizubeingen vermag, kann nur eine 
(ac dung der Eigentümerin dem Antrage zum Erfolge verhelfen. 


„ 1. 38., Beſchl. v. 30. Sept. 1926, 1 X 594/26.) 
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7. 88 185, 891 BGB.; 88 7, 15 GrundſtVerkcheſ. Iſt die 
Eigentums veränderung vor dem Inkrafttreten des Ge⸗ 
ſetzes v. 24. Mai 1923 (GS. S. 160) in das Grundbuch ein⸗ 
getragen worden, ſo kommt deſſen Art. II S. 3 auch dann 
zur Anwendung, wenn der Verſagungsbeſcheid im Bes 
ſchwerdeverfahren ſogar noch wegen Unzuſtändigkeit des 
Bezirksamts aufgehoben worden tft. 1 
Als Eigentümer des Grundſtücks waren früher die in ungeteilter 
Erbengemeinſchaft verbundenen Geſchwiſter Sch. eingetragen. Dieſe 
verkauften durch notariellen Vertrag das Grundſtück an den Grund⸗ 
ſtücksmakler M. und ließen es ihm in der Verhandlung v. 5. Jau. 
1923 auf. Vor ſeiner Buchung als Eigentümer verkaufte M. das 
Grundſtück in notarieller Urkunde v. 5. Jau. 1923 weiter an die 
Kaufleute B., N. und C. und erteilte ihnen auch die Auflaſſung« 
Das Bezirksamt verſagte durch den am 18. April 1923 zu den 
Grundakten gelangten Beſcheid v. 29. März 1923 die Genehmigung 
nach dem GrundſtücksVGG. zu dem Verkauf an M. Dieſer Beſcheid 
wurde jedoch auf Beſchwerde durch Verfügung des Oberpräſidenten 
v. 22. Mat 1923 mit der Begründung aufgehoben, daß das Bezirks⸗ 
amt zum Erlaß der Verfügung nicht befugt geweſen ſei. M. wurde 
am 30. Mai 1923 und feine Abkäufer am 11. Juni 1923 als 
Eigentümer im Grundbuche eingetragen, ohne daß die behördliche 
Genehmigung nach dem Grundſtücks VG. nachgewieſen worden war. 
In notarieller Verhandlung v. 25. Aug. 1925 ließ der Beſchwerde⸗ 
führer als Bevollmächtigter der eingetragenen Eigentümer deren An⸗ 
teile an dem Grundſtück an ſich auf. M. trat in derſelben Verhand⸗ 
lung der Auflaſſungserklärung bei. Der von dem beurkundenden 
Notar für den Beſchwerdeführer geſtellte Antrag auf Eintragung der 
Eigentumsveränderung hinſichtlich der Anteile des B. und des N. 
wurde durch das Grundbuchamt beanſtandet. Dieſes verlangte u. a. 
die Beibringung der behördlichen Genehmigung zu der Auflaſſung 
an M. und zu der Auflaſſung an die jetzt eingetragenen Eigentümer, 
da die Veräußerer ſonſt nicht zur Verfügung über das Grundſtück 
befugt ſeien. Auch die hiergegen erhobene Beſchwerde des Erwerbers, 
mit der geltend gemacht wurde, daß die Genehmigung zu der Auf⸗ 
laſſung an M. wegen Friſtablaufs nach §7 Abſ. 4 Grundſtücks VG. 
als erteilt zu gelten habe, wurde das Grundbuchamt angewieſen, von 
der Beibringung der behördlichen Genehmigung zu der Veräußerung 
an die jetzt eingetragenen Eigentümer abzuſehen. Wegen der anderen 
verlangten Genehmigung hatte das Rechtsmittel dagegen keinen 
Erfolg. Mit der weiteren Beſchwerde beantragt der Erwerber, das 
Grundbuchamt anzuweiſen, auch von der Beibringung der behörd⸗ 
lichen Genehmigung zu der Auflaſſung an M. Abſtand zu nehmen. 


Die Vorinſtanzen gehen offenſichtlich davon aus, daß ohne die 
behördliche Genehmigung zu der an M. vorgenommenen Veräuße⸗ 
rung die Auflaſſung v. 25. Aug. 1925 der Rechtswirkſamkeit ent⸗ 
behre. Sie ſtehen alſo auf dem Standpunkte, daß die beantragte 
Eigentumsveränderung nur eingetragen werden dürfe, wenn die 
Auflaſſung, auf welche ſich der Eigentumswechſel ſtützt, rechtswirkſam 
iſt. Dieſe Anſicht iſt rechtlich einwandfrei. Wirkſam iſt eine Auf⸗ 
laſſung u. a. dann, wenn fie entweder von dem wirklichen Eigen⸗ 
tümer ſelbſt oder von einem anderen mit ſeiner Zuſtimmung erklärt 
worden it (8 185 BGB.). Die vorliegende Auflaſſung beruht auf 
dem durch einen Bevollmächtigten abgegebenen Erklärungen der ein⸗ 
getragenen Miteigentümer. Da nach 8891 Abſ. 1 BGB., der auch 
für den Grundbuchverkehr Geltung hat (KG. 26 S. A. 150, 
29 S. A. 148, 35 S. A. 303), vermutet wird, daß den veräußernden 
Miteigentümern das Miteigentum zuſteht, fo hat das Grundbuchanit 
grundſätzlich die vorliegende Auflaſſung als von dem wirklich Be⸗ 
rechtigten erteilt und damit als wirkſam anzuſehen. Die erwähnte 
Vermutung iſt für das Grundbuchamt nur dann entkräftet, wenn ihm 
die Unrichtigkeit des Grundbuches bekannt iſt. Weiß alſo das Grunde 
buchamt, daß die als Eigentümer Gebuchten das Eigentum trotz der 
Eintragung nicht erlangt haben, jo darf es die Eigentums veränderung 
nur auf Grund einer von dem wirklichen Eigentümer erklärten oder 
gebilligten Auflaſſung vornehmen. Die Berechtigung der angefoch⸗ 
tenen Beanſtandung hängt hiernach in erſter Linie davon ab, ob für 
das Grundbuchamt die Vermutung des 8 891 Abſ. 1 BGB. widerlegt, 
ihm alſo bekannt iſt, daß die Veräußerer in Wahrheit nicht Eigen⸗ 
tümer geworden find. Das LG. iſt offenſichtlich dieſer Meinung. Denn 
es führt aus, daß die von M. an die jetzt eingetragenen Eigentümer 
bewirkte Veräußerung der behördlichen Genehmigung nach dem 
GrundſtücksBG. v. 10. Febr. 1923 bedurft, fie aber bisher nicht 
erhalten habe, die Erteilung der Genehmigung auch nicht einmal 


Zu 7. Die Entſch. beruht auf zwei ſelbſtändigen Gründen. 
Einmal wird angenommen, daß die Genehmigung gemäß 8 7 
GrVerkG. durch Ablauf der Dreiwochenfriſt als erteilt gilt; ferner 
wird die Rechtswirkſamßeit des Eigentumsübergangs aus Art. 2 
Satz 3 Geſetz v. 24. Mai 1923 gefolgert. Beide Begründungen 
werden jedoch miteinander in Verbindung gebracht, was nicht ge⸗ 
rechtfertigt erſcheint. Bezüglich der erſten Begründung ſetzt ſich näm⸗ 
lich die Entſch. in Widerſpruch mit der Entſch. 1 X 540/23 die noch 
neuerdings in 1 X 561/25 aufrechterhalten, in I X 313/26 JW. 1926, 
23011 aber anſcheinend endgültig fallen gelaſſen iſt. Hiernach ſollte 
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beantragt worden ſei. Mit dieſer Begründung wird allerdings die 
Vermutung entkräftet. Das Erfordernis der behördlichen Genehmi⸗ 
gung zu der am 16. Febr. 1923 noch nicht durch Eintragung der 
Rechtsänderung vollzogenen, auf dem Kaufvertrage v. 8. Jan. 1923 
beruhenden Auflaſſung wird von dem LG. zutreffend aus dem Art. 1 
des Geſ. v. 20. Juli 1925 (GS. 93) abgeleitet, der, wie der 
Senat in ſtändiger Rechtſprechung angenommen hat, eine authentiſche 
Auslegung von 8 15 S. 2 GrundſtVerbcz. v. 10. Febr. 1923 ent- 
hält. Da, wie das L, feſtſtellt, die Genehmigung nicht einmal be⸗ 
antragt worden iſt, jo hat die auf Grund einer unwirkſamen (8 1 
Grundſtücks ch.) Auflaſſung vorgenommene Eintragung des Mit⸗ 
eigentums der Kaufleute B. und N. nicht zum Eigentumserwerbe 
geführt (5 873 BGB.). Eine Berufung auf den öffentlichen Glauben des 
Grundbuches, wie die weitere Beſchwerde meint, kommt, da das Über⸗ 
tragungsgeſchäft ſelbſt unwirkſam iſt, nicht in Frage (RG. 69, 268). 
Die von B. und N. dem Beſchwerdeführer erkeilte Auflaſſung geht 
alſo von Nichtberechtigten aus und iſt oder wird daher nur unter den 
Vorausſetzungen des § 185 BGB. wirkſam. Nach Abſ. 1 dieſer Vor⸗ 
ſchrift iſt ſie wirkſam, wenn ſie mit Einwilligung des wirklichen 
Eigentümers erfolgt iſt. Hier liegt die Einwilligung des als Vor⸗ 
eigentümer eingetragen geweſenen Grundſtücksmaklers M. vor. Iſt 
dieſer der wahre Berechtigte, ſo beſitzt die Auflaſſung v. 25. Aug. 
1925 von vornherein volle Wirkſamkeit. Das LG. ſieht in M. nur 
dann den wirklichen Eigentümer, wenn die von den Geſchwiſtern Sch. 
an ihn bewirkte Veräußerung nachträglich auf Grund der Beſtimmun⸗ 
gen des Grundſtücks ch. genehmigt wird. Es vertritt nämlich die 
Anſicht, daß auch für die Auflaſſung au M. die behördliche Genehmi⸗ 
gung erforderlich geweſen wäre, daß fie aber weder tatſächlich erklärt 
ſei noch als erteilt zu gelten habe. Es kann dahin geſtellt bleiben, 
ob auf die von dem LG. gewollte Weiſe die vorliegende Auflaſſung 
v. 25. Aug. 1925 wirkſam werden könnte. Denn Vorausſetzung hier⸗ 
für wäre, daß der § 185 BGB. in zweifacher Hinſicht anwendbar fei. 
Einmal müßte die von M. erklärte Einwilligung zur Auflaſſung 
ſelbſt erſt dadurch Wirkſamkeit erlangen, daß M. durch die ihm nach⸗ 
träglich erteilte behördliche Genehmigung das Eigentum an dem 
Grundſtück erwirbt. Dies wäre möglich, wenn in der Einwilligung 
eine Verfügung über das Grundſtück i. S. von 8 185 BGB. zu 
erblicken iſt. Alsdann müßte durch die gemäß § 185 Abſ. 2 BE. 
wirkſam gewordene Einwilligung die Auflaſſung v. 25. Aug. 1925 
zur Wirkjamkeit erſtarken. Die rechtliche Möglichkeit einer derartigen 
doppelten Anwendung des 8 185 BGB. kann jedoch dahin ſtehen, 
da für das Grundbuchamt M. als der wirklich Berechtigte anzujehen 
iſt. Da M. nicht mehr als Grundſtückseigentümer im Grundbuche ein⸗ 
getragen iſt, jo kommt allerdings die Vermutung des § 891 Abſ. 1 
BOB. zu feinen Gunſten nicht mehr in Frage. Es ſcheidet auch der 
Geſichtspunkt des 8892 BGB. aus, weil, wenn die dem M. erteilte 
Auflaſſung der behördlichen Genehmigung bedürfte, das Übertragungs⸗ 
geſchäft jeibft an einem Mangel litte. Die von dem LG. angenommene 
Unwirkſamkeit der Auflaſſung an M. liegt jedoch nicht vor. Zwar 
iſt es richtig, daß die Auflaſſung, die in Erfüllung eines erſt am 
5. Jan. 1923 durch Annahme des Angebots v. 28. Dez. 1922 zuſtande 
gekommenen Kaufvertrages erteilt und erſt nach dem Inkraftkreten 
des Grundſtucks Vz. durch Eintragung der Rechtsänderung vollzogen 
iſt, nach 8 15 S. 2 Grundſtücks VG. (vgl. Geſetz v. 20. Juli 1925 — 
GS. 93) der Genehmigungspflicht unterlag. Rechtsirrtümlich iſt 
indes die weitere Auffaſſung des Lcß., daß die Genehmigung nicht 
als erteilt zu gelten habe. Die Vorinſtanz führt aus: „Eine Genehmi⸗ 
gung durch Friſtablauf ſei im vorliegenden Falle deshalb ausge⸗ 
ſchloſſen, weil innerhalb der Friſt ein Verſagungsbeſcheid ergangen 
fet. Wenn dieſer auch aufgehoben worden jet, jo fei er doch nach 
Art. 2 des Geſetzes v. 24. Mai 1923 als von einer zuſtändigen Stelle 
verfügt anzuſehen. Die Vorausſetzung des Friſtablaufes ſei nicht ge⸗ 
geben; da innerhalb der Friſt eine fachliche Entſcheidung er⸗ 
gangen ſei.“ 
Dieſe Ausführungen ſind nicht frei von Rechtsirrtum. Zunächſt 
it es unrichtig, daß innerhalb der Friſt von 3 Wochen (8 7 Abf. 3 
Grundſtücks BG.) ein Verſagungsbeſcheid erlaſſen worden ſei. Der Be⸗ 
ſcheid, der nach 87 Abf. 3 S. 2 dem Grundbuchamte gegenüber 
abzugeben iſt und erſt mit dem Zugange beim Grundbuchamte wirkſam 
wird, iſt dieſem am 18. April 1923 zugeſtellt worden. Der Antrag 
auf Erteilung der Genehmigung iſt nach der Beſchwerdeentſcheidung 


das Bezirksamt auch zur Annahme des Genehmigungsantrages und 
zur Erteilung der Eingangsbeſcheinigung nicht befugt ſein, wenn die 
ſpäter erteilte Genehmigung von der Beſchwerdeinſtanz aufge⸗ 
hoben war. Das KG. will dieſe Wirkung auf diejenigen Fälle be⸗ 
ſchränken, in denen der Art. 2 Satz 3 nicht zutrifft. Darin liegt 
aber eine ſachlich nicht gerechtfertigte Verbindung ganz verſchiedener 
rechtlicher Geſichtspunkte. Der Art. 2 Satz 3 verleiht einer Ein- 
tragung in das Grundbuch rechtliche Wirkſamkeit, obgleich die 
Genehmigung von derjenigen Stelle verſagt worden war, die durch 
das Geſetz an ſich mit rückwirkender Kraft für zuſtändig erklärt 
worden iſt. Hierin liegt eine Sonderbeſtimmung, die ſich nicht 
auf die Wirkſamkeit oder Unwirkſamkeit des Verſagungsbeſchei⸗ 
des, ſondern auf die Wirkſamkeit des Endaktes des Veräußerungs⸗ 
vorganges, nämlich der Umſchreibung des Eigentums, bezieht. Es 
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des Oberpräſidenten bereits am 19. März 1923 bei dem Bezirksamt 
eingegangen. Die Genehmigung hat alſo als erteilt zu gelten, da, 
wie das KG. v. 25. Okt. 1923 1 X 371/23 — angenommen hat und 
auch der Standpunkt des Geſetzes v. 24. Mai 1923 (GS. 160) 
— Art. II S. 3 — zu ſein ſcheint, die Bezirksämter vor der Er⸗ 
laſſung des genannten Geſetzes zum mindeſten zur Entgegen⸗ 
nahme des Antrages auf Erteilung der Genehmigung befugt waren. 
Bei dieſer Auffaſſung iſt es unerheblich, ob die Bezirksämter damals 
auch für die Abgabe der Erklärungen nach 87 Abſ. 3 Grund⸗ 
ſtücks G. zuftändig waren oder nicht. Denn da nur eine Verſagungs⸗ 
erklärung vorliegt, dieſe aber verjpätet abgegeben worden iſt, ſo 
iſt weder die Verſagungserklärung ſelbſt noch deren Aufhebung durch 
den Oberpräſidenten auf die Rechtswirkung des § 7 Abſ. 3 irgend⸗ 
wie von Einfluß. Die Ausführungen des Beſchwerdegerichts enthalten 
aber noch inſofern eine Geſetzesverletzung, als Art. II S. 3 des 
Geſetzes v. 24. Mai 1923 nicht angewendet worden iſt. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift beſtimmt folgendes: „Iſt die Genehmigung mit Zuſtimmung 
eines bei einem Bezirksamt gebildeten Ausſchuſſes verſagt worden 
und gleichwohl auf Grund des § 7 Abſ. 4 die Rechtsänderung in das 
Grundbuch beim Inkrafttreten des Geſetzes bereits eingetragen, jo 
behält es hierbei ſein Bewenden.“ Der Sinn dieſer Geſetzesbeſtimmung 
geht dahin, daß die Wirkſamkeit einer Eigentumsübertragung, die 
ſich bereits vor dem am 1. Juni 1923 erfolgten Inkrafttreten des 
genannten Geſetzes durch Eintragung der Rechtsänderung vollendet 
hat, wegen der Genehmigungsbedürftigkeit dann nicht in Frage ge⸗ 
ſtellt werden ſolle, wenn das Grundbuchamt entgegen der nachträglich 
erlaſſenen Vorſchrift des Art. II S. 2 eine von dem Bezirksamt mit 
Zustimmung eines bei ihm gebildeten Ausſchuſſes erklärte Verſagung 
der Genehmigung für unerheblich und daher für den Eintritt der 
Rechtswirkung gemäß 8 7 Abſ. 4 Grundſtücks GB. unſchädlich erachtet 
hat. Das gleiche muß aber nach dem Zweck der Vorſchrift, den vor 
dem Erlaß des Geſetzes in Hinblick auf die Unzuſtändigkeit des Be⸗ 
zirksamts und des bei ihm gebildeten Ausſchuſſes vorgenommenen 
Eigentumseintragungen Kraft und Wirkſamkeit zu verleihen und zu 
erhalten, auch dann gelten, wenn ein ſolcher Verſagungsbeſcheid im 
Beſchwerdeverfahren ſogar noch aufgehoben worden iſt. Das KG. hat 
zwar in mehreren Entſch. (vgl. 1X 340/23 — teilweiſe abgedruckt: 
Recht 1923 Nr. 1447) die Anſicht vertreten, daß die vor dem In⸗ 
krafttreten des Geſ. v. 24. Mai 1923 im Beſchwerdewege wegen 
Unzuſtändigkeit des Bezirksamts ausgeſprochene Aufhebung der Ver⸗ 
ſagungsverfügung auch das der Verſagung zugrunde liegende Ver⸗ 
fahren derart betreffe, daß alle Handlungen, welche das Bezirksamt 
als vermeintlich zuſtändige Behörde im Sinne des Gef. v. 10. Febr. 
1923 in der Veräußerungsangelegenheit vorgenommen hat, alſo auch 
die mit beſtimmten Rechtswirkungen verbundene Entgegennahme des 
Genehmigungsantrages der Wirkſamkeit entbehre. Bei dieſen Entſch. 
hat es ſich jedoch um Fälle gehandelt, wo die Eigentumsveränderung 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens des genannten Geſetzes noch nicht 
im Grundbuche eingetragen war, für die alſo Art. II S. 3 nicht in 
Frage kam. Die erwähnte Auffaſſung iſt auch nur bei den am 
1. Juni 1923 noch nicht durch Eintragung vollendeten Eigentums⸗ 
übertragungen gerechtfertigt. Iſt die Eintragung, wie hier, vor dem 
genannten Zeitpunkt erfolgt, ſo gilt Art. II S. 3 des Geſ. v. 
24. Mai 1923, falls das Grundbuchamt die Eintragung der Rechts⸗ 
änderung auf Grund des 87 Abſ. 4 Grundſtücks VG. bewirkt hat. 
Dieſe weitere Vorausſetzung iſt hier nach dem Inhalt der Grundakten 
gegeben. Da das Grundbuchamt mit Verfügung v. 19. Febr. 1923 
den Nachweis der behördlichen Genehmigung und mit den Verfü⸗ 
gungen v. 1. und 15. Mai 1923 die Beſeitigung des Verſagungs⸗ 
beſcheides gefordert hat, ſo geht daraus hervor, daß es die behörd⸗ 
liche Genehmigung für notwendig erachtet hat. Denn wenn es in 
Ubereinjtimmung mit der früheren Rechtſprechung des Senats (IF 1, 
396) die Genehmigungsbedürftigkeit verneint hätte, ſo wäre die 
Beſeitigung des Verſagungsbeſcheides nicht geboten geweſen. Da das 
Grundbuchamt ferner in unmittelbarem Anſchluß an den am 26. Mai 
1923 erfolgten Eingang der die Verſagungsverfügung aufhebenden, 
aber die Genehmigung ſelbſt nicht ausſprechenden Beſchwerdeent⸗ 
ſcheidung am 29. Mai 1923 die Eintragung der Eigentumsverände⸗ 
rung verfügt hat, ſo folgt daraus, daß es nunmehr die Genehmigung 
nach 87 Abſ. 4 Grundſtücks G.. als erteilt angeſehen hat. 

Für das Grundbuchamt iſt hiernach von dem Geſichtspunkt der 


erſcheint daher nicht angängig, aus dieſer Vorſchrift Rückſchlüſſe 
auf den Umfang der Rechtswirkung des Beſchwerdebeſcheides, durch 
den ein Verſagungsbeſcheid aufgehoben worden iſt, zu ziehen. Von 
dem — diesſeits bekämpften — Standpunkt des KG. aus, hätte 
vielmehr die erſte Begründung entfallen müffen. Die Entſch. wird 
durch die zweite Begründung, wonach Art. 2 Satz 3 zutrifft, ſelb⸗ 
ſtändig getragen. In dieſer Hinſicht iſt es mit Recht für belang⸗ 
los erklärt worden, ob der Verſagungsbeſcheid von der Beſchwerde⸗ 
ſtelle aufgehoben worden war oder nicht. Art. 2 Satz 3 beſtätigt die 
Rechtswirkſamkeit der Umſchreibung im Grundbuche nicht deshalb, 
weil die Genehmigung rechtswirkſam verſagt worden iſt, ſondern 
obgleich ſie verſagt worden war. Die Aufhebung des Ver⸗ 
ſagungsbeſcheides vermag daher die Anwendung des Art. 2 Satz 3 
nicht zu hindern. RA. Dr. Ernſt Hagelberg, Berlin. 
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Genehmigungspflicht aus kein Einwand gegen die Wirkfamkeit des 
Eigentums des M. zu erheben. Seine vorliegende Einwilligung in die 
Auflaffung an den Beſchwerdeführer hat daher dieſer nach 8 185 
Abs. 1 BGB. Wirkſamkeit gegeben. Eine nachträgliche behördliche Ge⸗ 
nehmigung zu der von den Geſchwiſtern Sch. an M. erklärten Auf⸗ 
laſſung iſt mithin nicht erforderlich, um die Auflaſſung an den Be⸗ 
ſchwerdeführer wirkſam zu machen. Das mit der weiteren Beſchwerde 
bekämpfte Verlangen des Grundbuchamts iſt alſo ungerechtfertigt, ſo 
daß auf das Rechtsmittel das AG. unter Aufhebung des entſprechen⸗ 
den Teils des landgerichtlichen Beſchluſſes anzuweiſen iſt, von der 
En Genehmigung der dem M. erklärten Auflaſſung ab⸗ 
zuſehen. 
(KG., 1. ZS., Beſchl. v. 25. Febr. 1926, 1 X 95/26.) 
Mitgeteilt von KR. Dr. Karge, Berlin. 


Oberlandesgerichte. 


Bernn. Zivilſachen. 

1. 88 1—12, 16, GrerkG.; Geſ. v. 20. Juli 1925; 88 313, 
873, 883 BG B.; SS 916, 936 ZPO. Auch beim formloſen und 
ungenehmigten Veräußerungsvertrage kann der Käufer 
auf Grund der Auflaſſung durch ein Veräußerungsverbot 
— nicht durch eine Vormerkung — geſchützt werden. f) 

Der Antragſteller hat vom Antragsgegner in der notariellen 
Verhandlung b. 4. Nov. 1922 das vorbezeichnete Grundſtück gekauft 
und es zugleich aufgelaſſen erhalten. Auf die Klage des Gegners 
iſt aber rechtskräftig feſtgeſtellt, daß der Kaufvertrag wegen falſcher 
Angabe des Preiſes in der Vertragsurkunde nichtig iſt und dem 
Autragſteller unterſagt worden, ſich als der Eigentümer in das 
Grundbuch eintragen zu laſſen, weil die Auflaſſung nicht gemäß 
dem GrVerkcß. genehmigt und deshalb unwirkſam ſei. Der Antrag⸗ 
ſteller betreibt nun die Genehmigung des Geſchäfts durch die Ge⸗ 
meindebehörde und bittet, inzwiſchen durch einſtw. Verf. dem Gegner 
die Verfügung über das Grundſtück zu verbieten und zur Erhaltung 
ſeines Rechts auf Eintragung als Eigentümer die Eintragung einer 
Vormerkung im Grundbuche anzuordnen. Das LG. hat die Anträge 
abgelehnt, weil mit dem 1. Juli 1926 das erwähnte Geſetz außer 
Kraft getreten, dem Genehmigungsverfahren damit die Grundlage 
entzogen und der bisher ſchwebend unwirkſame Vertrag nebſt der 
e endgültig unwirkſam geworden ſei. Die Beſchwerde iſt be⸗ 
gründet. 

Die Anſicht des Vorderrichters läuft in Wirklichkeit darauf 
hinaus, daß die 88 1, 10—12 des Gef. über die Genehmigungs⸗ 
pflicht forkbeſtehen und nur die 88 2—9 über das Genehmigungs⸗ 
verfahren aufgehoben ſind. Wäre das Geſetz am 1. Juli 1926 für 
die bis dahin ſchwebenden Geſchäfte in der Tat außer Kraft ge⸗ 
treten, ſo hätte das auch den Wegfall der Genehmigungspflicht, alſo 
die endgültige Wirkſamkeit der Geſchäfte zu bedenten. Der Senat 
hat aber bereits in mehreren Urteflen das Gegenteil angenommen, 
nämlich daß 8 16 nur die ſeit dei 1. Juli 1926 abgeſchloſſenen Ge⸗ 
ſchäfte für genehmigungsfrei erklären ſollte, und inſofern durch das 
Geſetz vom 20. Juli 1925 erſetzt worden iſt, das den Verkehr ſchon 
v. 3. Aug. 1925 ab freigab, mit dem 1. Juli 1926 die Rechtslage alſo 
keine Anderung erſahren hat. 

Auch unter dieſen Umſtänden iſt das Verlangen des Antrag⸗ 
ſtellers, die Eintragung eine! Vormerkung anzuordnen, nicht be⸗ 
gründet. Da der Kaufvertrag einſtweilen ungültig iſt, hat der Antrag⸗ 
ſteller noch keinen Anſpruch auf Übertragung des Eigentums. Ein 
künftiger Anſpruch dieſes Inhalts kann freilich ebenfalls durch Vor⸗ 
merkung geſichert werden (§ 883, Abſ. I Satz 2 BGB.; NE. 108, 91). 
Doch reicht dieſe Erwägung nicht aus, um mit Wagemann und 
Hagelberg (JW. 1926, 1402, 2065) die Vormerkung in Fällen 
der vorliegenden Art durch einſtw. Verf. anzuordnen; denn die einſtw. 
Verf. ſind nicht zum Schutze erſt künftig zu erwerbender Rechte zu⸗ 
läſſig, ſezen vielmehr ein bedingtes oder betagtes Recht voraus 
(88 936, 916 Abſ. II ZPO.; RG. 74, 158 ff.). 


Zu 1. Die Eintragung ſteht ſelten noch aus. Ihr wichtigſtes 
Anwendungsgebiet wird die Entſch. wohl finden, wenn der Ver⸗ 
käufer mit der auf fehlende oder gegenſtandsloſe Genehmigung ge⸗ 
ſtützten Berichtigungsklage durchdringt und es ſo erreicht, daß er au 
Stelle des Käufers wieder im Grundbuch eingetragen wird. Daß 
dieſe Urteile, ſelbſt wenn ſie zugleich die Rückgabe des Grundſtücks 
an den Verkäufer und die Erſtattung des Preiſes ſowie den Erſatz 
der Verwendungen an den Käufer anordnen, den Streit der Parteien 
nur vorläufig ſchlichten und ſich von ſolchen auf Rückgewähr der 
Auflaſſung wegen ungerechtfertigter Bereicherung weſenklich unter⸗ 
ſcheiden, kommt erſt durch ein derartiges Verfügungsverbot zur 
praktiſchen Geltung. Dadurch wird auch der Verkäufer daran inter⸗ 
eſſiert, daß über die Genehmigung befunden wird, und veranlaßt, 
ſeine förmliche Mitwirkung dazu nicht länger zu verſagen, wenn 
anders dieſe wirklich von der Gemeindebehörde für unerläßlich er⸗ 
achtet wird. Wie immer man aber auch zu den Veräußerungen dieſer 
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Dagegen hat die Auflaſſung einen Rechtszuſtand geſchaffen, 
der des Schutzes durch das Veräußerungsverbot fähig iſt. Bereits 
in ſeinem JW. 1925, 643 abgedruckten und dort zuſtimmend be⸗ 
ſprochenen Beſchluß v. 18. Nov. 1924 hat der Senat einem Käufer, 
der auf Grund formungültigen Kaufvertrages die Auflaſſung in der 
Form des 8 873 Abſ. 2 BGB. erhalten hatte, einen ſolchen Schutz 
zur Erhaltung der rechtlichen Möglichkeit gewährt, die Vollendung des 
Eigentumsübergangs herbeizuführen. An dieſer Rechtsauffaſſung iſt 
feſtzuhalten. Das Weſen der Bindung, welche das Geſetz mit der form⸗ 
gerechten Einigung über den Eigentumswechſel verknüpft, liegt für 
den Veräußerer darin, daß er, wenngleich noch Inhaber des Rechts 
und deshalb imſtande, darüber anderweitig zu verfügen, dem Erwerber 
gegenüber gehalten iſt, ſolche Verfügungen zu unterlaſſen, die für den 
Erwerber die Rücknahme der Auflaſſung bedeuten. Nun liegt die Sache 
hier freilich dadurch beſonders, daß die bei ihrer Vornahme rechts⸗ 
wirkſame Auflaſſung nach der Feſtſtellung des Vorprozeßurteils zu⸗ 
folge des Geſetzes v. 10. Febr. 1923 in deſſen durch das Geſetz vom 
20. Juli 1925 verbindlich dargelegten Bedentung noch der Geneh⸗ 
migung des Bezirksamtes bedarf, um eine rechtswirkſame Grund⸗ 
lage für die Eintragung und die Vollendung des Eigentumsüber⸗ 
gangs zu bilden. Sie iſt damit aber nicht ungültig oder widerruflich 
geworden, wie z. B. Roſenthal in der Feſtgabe für Fuchs 143 
meint. Nur der Gemeindebehörde iſt die Entſchließung über die Wirk⸗ 
ſamkeit der Genehmigung vorbehalten und inſofern das zwiſchen den 
Parteien dadurch geſchaffene Rechtsverhältnis rechtlich bedingt ge⸗ 
worden (vgl. RG. JW. 1926, 2366). Dieſes bedingte Rechts⸗ 
verhältnis kann, wie bereits der 16. 38. des KG. in feinem JW. 
1926, 1025 abgedruckten Urteil zum Schluß bemerkt hat, im Wege 
der einſtw. Verf. durch ein Veräußerungsverbot geſchützt werden, und 
das iſt hier angezeigt, weil der Veräußerer, wie ſein Verhalten im 
Vorprozeſſe und der Brief feines Bevollmächtigten v. 14. Juni 1926 
zeigen, dem Antragſteller gegenüber überhaupt nicht mehr gebunden 
zu ſein meint. 

Anders läge die Sache, wenn die Erteilung einer Genehmigung 
ohne die Mitwirkung des Veräußerers, die er ablehnt und beim 
formungültigen Vertrage nicht erzwungen werden kann, unzuläſſig 
wäre. Dieſe Rechtsauffaſſung hat der Senat aber bereits in ſeiner 
Entſch. v. 11. Mai 1936 JW. 1926, 2304 abgelehnt und zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß die Verwaltungsbehörde auch ohne die Voraus⸗ 
ſetzung des 8 6 zur ſachlichen Entſch. befugt iſt, wenn der Inhalt 
des wirkfamen Vertrages, wie hier, ſich anderweitig feſtſtellen läßt. 
Ebenda hat der Senat ausgeführt, daß die Willenseinigung der 
Parteien nicht mehr im Zeitpunkt der Genehmigung und Eintragung 
zu beſtehen braucht, um die Heilung nach 8 313 BGB. herbeizuführen, 
wenn ſie nur bei der Auflaſſung vorhanden geweſen iſt. Die Frage 
aber, ob die Genehmigung aus den ſachlichen Gründen des SA zu 
verſagen iſt, ſteht allein der Verwaltungsbehörde zu. Anders läge die 
Sache auch, wenn der Veräußerer die Auflaſſungserklärung nach 
Schuldrecht wirkſam zurückgenommen hätte oder zurücknehmen Könnte. 
Es ſcheint aber glaubhaft, daß er dazu nicht in der Lage iſt, weil 
das LG. im Vorprozeßurteil ausführt, er ſei dazu nach 8814 BGB. 
nicht befugt und das KG. dem Vorurteil hierin nicht entgegen⸗ 
getreten iſt. 

Die Geſtaltung des Verbots und die Anordnung ſeiner Ein⸗ 
tragung beruht auf 8 938 ZPO. 

(KG., 14. ZS., Beſchl. v. 6. Okt. 1928, 14 W 5555/26.) 


* 
2. 88 33—43 AufwG.; 88 1, 30, 40, 54 An! Abl.; 


§ 947 BGB.; 8304 HGB. 1. Das Genußrecht der Anleihes 
altbeſitzer von Induſtrieobligationen beſteht auch bei der 
Verſchmelzung des Unternehmens des Schuldners, wofür 
die Anleihe aufgenommen iſt, mit anderen, und zwar zu 
dem Bruchteil des neuen Unternehmens, der z. 8 der 
Verſchmelzung dem Verhältnis des Werts des alten zu 
ihm entſprochen hat. — 2. Die von induſtriellen Unter⸗ 
nehmungen ausgegebenen Obligationen ſind auch dann 
nach dem 4. Abſchn. AufwG. und nicht nach dem Anleihe⸗ 


Zeit ſtehen mag — find fie durch die Einführung der Genehmigungs⸗ 
pflicht betroffen worden, jo ſollten ſie doch nur an der Verſagung 
der Genehmigung ſcheitern. Die ſachliche Entſch. darüber darf deshalb 
durch keinen Trick verhindert werden. Es iſt vielmehr die höchſte Zeit, 
daß ſie erfolgt. Bezweckten doch die Friſten des Geſetzes, im Intereſſe 
des Käufers zu verhüten, daß ſie auch nur monatelang verzögert 
wurde. Nötigenfalls wird der Miniſter für Volkswohlfahrt dahin 
wirken müſſen, daß die Regierungen und Gemeindebehörden von for⸗ 
mellen Vorausſetzungen abſehen, welche das Geſetz, richtig verſtanden, 
nicht macht; § 14 erlaubt es. Dann werden die geſtellten Anträge bald 
erledigt ſein und Übergangsvorſchriften geſchaffen werden Können, 
um auch für die Geſchäfte, derentwegen Reine Anträge geſtellt find, 
eine endgültige Löſung zu treffen, die Ausſchüſſe aufzulöſen und ein 
böſes Kapitel der Verwaltung und der Rechtſprechung zu ſchließen. 
Das Geſetz war richtig, nur ſeine Anwendung verfehlt. 
KR. D. Cohn, Berlin. 
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ablöſungsgeſetz aufzuwerten, wenn das Unternehmen 
durch Geſamtrechtsnachfolge auf Länder oder Gemeinden 
übergegangen iſt. 5) 

Der Kl. nimmt für 3 über je 1000 % lautende Obligationen der 
Berl.⸗Charl. Straßenbahu-⸗Altch. aus deren Anleihe von 1901 das 
Recht auf 15% Aufwertung und, da er Altbeſitzer ift, auch auf Be⸗ 
teiligung am Reingewinn gemäß dem AufwG. in Anſpruch. Die ge⸗ 
nannte Bahn hat ihr Vermögen als Ganzes durch Vertrag von 1919 
auf die Große Berl. Straßenbahn-Aletcg., und dieſe das ihrige wieder 
als Ganzes auf den Zweckverband Groß⸗Berlin übertragen. Deren 
Rechtsnachfolgerin iſt ſchließlich nach dem Geſ. v. 27. April 1920 die 
beklagte Stadtgemeinde geworden. Die Vell. will nun die Obli⸗ 
gationen nach dem Gei. über die Ablöfung der öffentlichen Anleihen 
aufwerten, weil es ſich um eine der dort geregelten Gemeindeanleihen 
handle, die Vorſchriften des Aufwch. auch wegen der Anderung in den 
Verhältniſſen der Straßenbahn unanwendbar ſeien. Der Kl. verlangt 
deshalb klagend die Feſtſtellung ihrer Verpflichtung, ſeine Stücke auf 
je 150 Goldmark aufzuwerten und ihn für dieſelben am Reingewinn 
gemäß 88 40 ff. Mufio®. zu beteiligen. 

Die Aufwertung von Induſtrieobligationen und verwandter 
Schuldverſchreibungen wird im 4. Abſchn. des AufwG. geregelt. Als 
den Gegenſtand der Aufwertung bezeichnet 8 33 Anſprüche aus verzins⸗ 
lichen oder an Stelle der Verzinſung mit einem Aufgeld ruͤckzahlbaren 
Schuldverſchreibungen, die auf den Inhaber lauten oder durch In⸗ 
doſſament übertragbar ſind und die von natürlichen Perſonen, Per⸗ 
ſonenvereinigungen oder juriſtiſchen Perſonen des Privatrechts aus⸗ 
gegeben ſind. Dieſe Vorausſetzungen treffen bei den Papieren des Kl. 
unſtreitig zu. Die Klage iſt alſo begründet, wenn die Regel nicht 
anderen Vorſchriften weichen muß. 

1. Der Geſetzesabſchnitt ordnet in ſeinem erſten Teile die Auf— 
wertung der bezeichneten Anſprüche dahin, daß ſie vorbehaltlich der 
Minderungsbefugnis des Schuldners) auf 150 des Goldmarkbetrages 
aufgewertet und entſprechend den Hypothekenforderungen (oder nach 
anderen Beſtimmungen der Reichsregierung) verzinſt und getilgt wer⸗ 
den (SS 33 —35, DurchfVO. Art. 35 ff.). Der zweite Teil des Ab⸗ 
ſchnitis gewährt den Altbeſitzern ein Genußrecht in Geſtalt einer Be⸗ 
teiligung am Reingewinn des Schuldners und am Liqnuidationserlös. 
Die Bekl. macht geltend, die Gewährung dieſer Rechte ſei in ihrem 
Falle praktiſch unmöglich; das Vermögen der Berlin-Charl. Straßen⸗ 
bahn-Aktch, ſei mit dem Vermögen von 12 anderen Geſellſchaften 
und Kommunalbahnen der ehemaligen Berliner Vorortgemeinden und 
⸗kreiſe zuſammengetau, und die ſeitdem einheitlich geführte Bahnver⸗ 
waltung unter Stillegung alter, unrentabler Linien und Zerſtörung 
ihrer Schienen bewirke, daß das Vermögen der Berlin⸗Charl. AktG. 
durch Vermiſchung untergegangen ſei und ſich auch nicht wieder re⸗ 
konſtruieren laſſe; eine Beteiligung am Reingewinn laſſe ſich danach 
nicht ermitteln; eine Liquidation habe nur 1919 erfolgen können und 
jet damals nach 8 304 HB. unterblieben. Die Unmöglichkeit, die 
Vorſchriften des Aufwéß. anzuwenden, zeige, daß die Induſtrieobli⸗ 
gationen ihren Charakter geändert und zur öffentlichen Anleihe der 
Stadtgemeinde geworden ſeien; die Vorſchriften des Aufwch. ſetzten 


Zu 2. Das bemerkenswerte Urteil behandelt die intereſſaute 
Frage, ob die Obligationenanleihe einer AktG. nach den Vorſchriften 
über die Aufwertung von Induſtrieobligationen, oder nach denen über 
die Ablöſung öffentlicher Anleihen aufzuwerten iſt, wenn die AlitG. 
nach Aufnahme der Anleihe von einem Kommunalverband übernom- 
men wurde, und im Zuſammenhang damit die andere Frage, wie 
ſich in ſolchem Falle die Genußrechte der Altbeſitzer beſtimmen, die 
gemäß 88 40, 42 AufwG. nach dem Reingewinn und Liquidations⸗ 
erlös des Unternehmens zu berechnen ſind. 

1. In der erſten Frage iſt m. E. der Entſch. zuzuſtimmen, die das 
Aufwch. und nicht das AnlAblG. anwenden will. Hierfür ſprechen die in 
den Gründen kurz erwähnten allgemeinen Vorſchriften über AktG. und 
Wertpapiere. Das Vermögen der Berlin⸗Charl. Straßenbahn-Akt®. ift, 
wie die Eutſcheidungspunkte erwähnen, nach mehreren Fuſionen (f. zu 2) 
gemäß § 304 HGB. auf die Stadt Berlin übergegangen, alſo als 
Ganzes und unter Ausſchluß der Liquidation. Die Stadt iſt damit. 
als Schuldnerin an die Stelle der urſprünglich haftenden AktG. ge⸗ 
treten, ohne daß den Gläubigern der Anleihe die Möglichkeit des Ein⸗ 
ſpruchs gegeben war. Die Schutzvorſchriften für die Gläubiger einer 
Aktch, die bei Liquidation oder Fuſion ihrer Geſellſchaft in den 
§§ 297, 301, 303, 305, 306 HGB. gegeben ſind, fehlen hier; man 
verzichtete auf ſie, weil man in ſolchen Fällen eine Beeinträchtigung 
der Gläubiger für ausgeſchloſſen hielt. Damit würde es nicht über⸗ 
einftimmen, wenn man als Folge ſolcher Übernahme eine Schlechter⸗ 
ſtellung der Gläubiger, wie fie die Ablöſung nach dem AnlAblGg., ins⸗ 
beſondere auch für die Neubeſitzer, mit ſich brächte, zuließe. Zu ähn⸗ 
lichem Ergebnis führt die Erwägung, daß es ſich bei den Anleihen um 
Verpflichtungen aus Wertpapieren handelt, für deren Umfang der In⸗ 
halt der Urkunde in erſter Linie maßgebend iſt. Dieſer Grundſatz kaun 
zwar nicht hindern, daß an Stelle der urſprünglich haftenden AktG. 
der übernehmende Kommunalverband als Schuldner tritt; er ſpricht 
aber dafür, daß Anderungen des Schuldverhältniſſes oder ſeiner Wir⸗ 
kungen darüber hinaus nicht eintreten. Ergibt ſich aus dieſen beiden 
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Schuldverſchreibungen voraus, die noch heute „mit ihrem ſachlichen 
Subſtrat validieren“ und könnten nicht auf ſolche Wertpapiere an⸗ 
gewandt werden, die „hiſtoriſch“ einmal als Induſtrieobligationen 
ausgegeben ſeien, dieſen Charakter aber durch Rechtsakt völlig ver⸗ 
loren hätten. Der Kl. weiſt demgegenüber darauf hin, daß die Behl. 
das Vermögen der Berliner Straßenbahn, vom „Fiskalvermögen“ ge⸗ 
trennt, durch die Straßenbahnbetriebs⸗ Gmb. verwaltet und ſchon aus 
ſteuerlichen Gründen geſondert verwalten muß; er meint, daß ſich Be⸗ 
rechnungsſchwierigkeiten auch ſonſt ergäben und hinfällig wären, wenn 
die Bekl. von ihrem Recht zur Ablöſung des Genußrechts nach 8 43 
Aufv®. Gebrauch mache. Der Vorderrichter führt aus, daß das Geſetz 
ſeine Anwendung auch bei Schwierigkeiten der gegebenen Art verlange 
und dem Schuldner durch die Ablöſungsbefugnis einen Ausweg er⸗ 
öffne. Auch der Senat hält die erwähnten Bedenken für unbegründet. 

Wenn die Altbeſitzer nach der beſonderen Lage des Falles das 
Genußrecht der 88 37 ff. Aufiv®. nicht verwirklichen könnten, wäre 
daraus noch nicht zu ſchließen, daß ihnen auch die Anſprüche auf die 
Verzinſung und Rückzahlung des aufgewerteten Obligationsbetrages 
nach den §8 33—36 vorenthalten werden müßten, die allen Gläubigern 
zuſtehen und die einzigen Befugniſſe der Neubeſitzer bilden. Die An⸗ 
gaben der Bekl. begründen alſo keinesfalls die Annahme, daß das 
Yufw®. bei fo veränderten Verhältniſſen überhaupt nicht anwendbar 
ſei, nötigen vielmehr nur zur Prüfung, ob das Verlangen des Kl. auf 
Beteiligung am Reingewinn zu halten iſt. 

Die Beteiligung findet nach § 37 am Reingewinn „des Schuld⸗ 
ners“ ſtatt, der nach § 40 auf Grund der Jahresbilanz zu ermitteln 
und in einem beſtimmten Verhältnis auf das gewinnberechtigte Kapital 
und die Inhaber der Genußrechte zu verteilen ift. Der Reingewinn des 
Schuldners bedentet hiernach einen ſolchen des Unternehmens, für das 
die Anleihe aufgenommen worden iſt. Deshalb braucht nicht gerade die 
Perſönlichkeit des Schuldners fortzubeſtehen. Die Vorſchriften gelten 
nach 8 33 auch für Induſtrieobligationen, die von natürlichen Perſonen 
ausgegeben ſind, und müſſen zweifellos angewandt werden, wenn das 
Unternehmen nach dem Tode des Ausgebers auf ſeinen Erben über⸗ 
gegangen iſt. Dasſelbe tft bei der Übertragung des ganzen Vermögens 
des Schuldners auf einen anderen anzunehmen. Sachliche Vorausſetzung 
des Genußrechts iſt nur der Fortbeſtand des Unternehmens, deſſen 
Reingewinn und Liquidatiouserlös für die Befugniſſe des Berechtigten 
maßgebend ſind. Dazu erſcheint es aber nicht unbedingt erforderlich, 
daß das Unternehmen noch in ſeiner Selbſtändigkeit erhalten iſt. Beim 
Erlaß des Geſetzes mag man an die Verſchmelzung des Unternehmens 
mit anderen, wie ſie hier durch die Vereinigung der Berlin⸗Charl. mit 
den übrigen Bahnen von Groß-Berlin erfolgt iſt, nicht gedacht haben, 
da man den Fall ſonſt wohl ausdrücklich geordnet hätte. Seinem 
Zwecke nach muß das Geſetz aber auch auf ihn angewandt werden, 
wenn das überhaupt möglich iſt. Und die Möglichkeit iſt hier gegeben. 
Wie bei der Verbindung oder Vermiſchung von Sachen das alleinige 
Eigentum an der einzelnen zum Miteigentum an der neuen Einheit 
wird (88 947 ff. BGB.), Kommt das alte Unternehmen, das mit 
anderen zu einem neuen vereinigt wird, wirtſchaftlich, insbeſondere für 
die Gläubiger, einer ſeiner Bedeutung entſprechenden Beteiligung an 


Geſichtspunkten, daß die Schuld von dem Kommunalverband ſo über⸗ 
nommen worden iſt, wie ſie urſprünglich beſtand, d. h. mit den aus 
ihren Entſtehungstatſachen ſich ergebenden Rechtswirkungen, ſo wird 
man ſich zur Nichtanwendung der für Induſtrieobligationen gelten⸗ 
den Vorſchriften und zur Anwendung des AnlAblG. auf die Obli⸗ 
gationen nur entſchließen können, wenn die Aufwertungsgeſetzgebung 
unzweideutig dazu nötigt. Das iſt aber nicht der Fall. 

Im Gegenteil deutet die Faſſung des AufwG. wie des AnlAblG. 
darauf hin, daß für die Anwendung der Geſetze maßgebend iſt, wer die 
Anleihe aufgenommen hat. In Ergänzung der m. E. zutreffenden 
Darlegungen der Entſcheidungsgründe unter Nr. 2 iſt hervorzuheben, 
daß beide Geſetze da, wo ſie die Anleihen, auf die ſie ſich beziehen, 
näher bezeichnen, davon ausgehen, von wem die Anleihe aufgenom⸗ 
men wurde: jo AufwG. § 33 (Induſtrieobligationen), 851 (Schuld⸗ 
verſchreibungen der Genoſſenſchaften des öffentlichen Rechts), § 47 
(Pfandbriefe) und AnlAblGG. 8 39 (Schuldverpflichtungen der Länder 
als Inhaber ſtaatlicher Grundkreditanſtalten). Das führt zu der Aus⸗ 
legung, daß als Anleihen des Kommunalverbandes i. S. des AnlAblG. 
die Anleihen anzuſehen ſind, die von ihm aufgenommen wurden. Die 
im Urteil, wenn auch in etwas anderem Sinne, herangezogene Vor⸗ 
ſchrift des 8 2 AnlAblG. ſpricht gleichfalls hierfür. Um feſtzulegen, daß 
das Reich für die Eiſenbahnankeihen der Länder haftet, bedurfte es 
des 8 2 Nr. 2 nicht, da dies bereits durch das Gef. v. 29. Juli 1922 
(ROBL IL, 693) beſtimmt war. Die Vorſchrift war aber notwendig, 
um, abgeſehen von der Beſeitigung der Bürgſchaftsverpflichtung der 
Länder und der Spezialpfänder, feſtzulegen, daß abweichend von der 
ſonſtigen Regelung die Ablöſung nach den für die Reichs⸗, und nicht 
nach den für die Länderanleihen maßgebenden Vorſchriften erfolgen ſollte, 
daß alſo nicht entſcheiden ſollte, wer bei Begründung der Verpflichtung, 
ſondern wer bei Erlaß des Geſetzes der Schuldner war. Dies iſt prak⸗ 
tiſch ſchließlich zwar für die unter § 2 Nr. 2 fallenden Anleihen ohne 
Belang geblieben, da die Regelung in allen hier wichtigen Punkten für 
Reich und Länder gleichmäßig erfolgte; es konnte aber bei der Un⸗ 
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dem neuen Unternehmen gleich. An dem Reingewinn, der ſich für eine 
ſolche Beteiligung errechnen läßt, ſteht deshalb dem Gläubiger der ge- 
ſetzliche Teil zu ebenſo wie an dem Liquidationserlös, der auf dieſe 
Quote des Unternehmens entfällt. Daß es möglich iſt, zu ermitteln, in 
welchem Verhältnis die Werte der vereinigten Unternehmen im Augen⸗ 
blick der Vereinigung zueinander geſtanden haben und dadurch wieder 
der Wert jedes alten zu dem neuen Unternehmen, verſteht ſich von 
ſelbſt. Unmöglich wäre es nur, die einzelnen Vermögensſtücke der 
Berlin⸗Charl. Straßenbahn nach der Herkunft aus dem einheitlichen 
Vermögen der Berliner Bahnen auszuſondern und zu errechnen, welcher 
Gewinn bei der jetzigen Linienführung auf dieſe Stücke und die alten 
Linien der genannten Bahn zu rechnen iſt. Darauf kommt es aber 
nicht an. Die Gläubiger haben nicht etiva nur Anteil an dem Ge⸗ 
winn der Linien, die heute noch von der alten Bahn im Betriebe ſind. 
Das Unternehmen haftet dem Gläubiger in ſeinem wechſelnden Be⸗ 
ſtande und mit feiner fortſchreitenden Entwicklung. Hat alſo nach der 
Verſchmelzung desſelben mit anderen das neue Unternehmen, ſei es mit 
Rückſicht auf die Vereinigung, ſei es auch aus anderen Gründen, die 
Linienführung geändert, ſo verbleibt es doch bei derjenigen Beteili⸗ 
gungsquote für die Gläubiger der alten Bahn, die dem Verhältniſſe 
ihres Wertes zum neuen Unternehmen im Augenblick der Vereinigung 
entſpricht. 

2. Es fragt ſich, ob die Anwendung der SS 33 ff. AuſwG. durch 
das Geſ. über die Ablöſung der öffentlichen Anleihen ausgeſchloſſen 
iſt. Unter den dadurch geordneten Markanleihen des Reiches, der 
Länder und der Gemeinden verſteht die Bekl. alle, deren Schuldner 
die genannten Körperſchaften beim Inkrafttreten des Geſetzes waren, 
der Kl. nur die von ihnen begründeten Schulden, die von ihnen aus⸗ 
gegebenen Wertpapiere. Das LG. hat ſich der Auffaſſung des Kl. an⸗ 
geſchloſſen. Das Ergebnis iſt zu billigen. 

Man könnte dafür ſchon anführen, daß es ſich nach den klaren 
Worten des Geſetzes um die Anleihen der Gemeinden handelt; denn 
wer auf gutes Deutſch Wert legt, wird davon nur reden, weun die 
Gemeinde ſelbſt das Anlehen aufgenommen hat, ebenſo wie die Anleihe 
im Falle der Beerbung des Schuldners weiter als die Anleihe des 
Erblaſſers bezeichnet werden müßte. So genau darf man ein ziemlich 
schnell eutſtandenes Geſetz in bezug auf den ſprachlichen Ausdruck frei⸗ 
lich nicht nehmen. Andererſeits läßt ſich aus der Begriffsbeſtimmung 
der 88 30 Abſ. 3, 40 Abſ. 3: „Anleihen i. S. des Abf. 1 find die 
Schuldverpflichtungen aus Schuldverſchreibungen, Buchſchulden und ver⸗ 
zinslichen Schatzanweiſungen ſowie Darlehen, über die Schuldſcheine 
ausgeſtellt ſind“, nicht etwa folgern, daß durch die Weglaſſung der 
Perſon des Ausſtellers der erwähnten Urkunden gezeigt werde, es 
kontme darauf nicht an; dieſe Beſtimmung ſollte nur ſicherſtellen, daß 
die Verſchiedenheit der genannten Rechtsformen keinen Unterſchied 
begründe. Weſentlich iſt aber der Gegenſatz zu anderen Geſetzes⸗ 
vorſchriften. 

Zu den Anleihen des Reiches gehören nach der ausdrücklichen 
Vorſchrift des 8 2 nicht nur 1. die Schuldverſchreibungen, Buchſchulden 
und Schatzanweiſungen des Reiches, ſondern auch 2. die vom Reich im 
Zuſammenhang mit dem Übergang der Staatseiſenbahnen übernom⸗ 


ſicherheit des Schickſals der Vorlage im Reichstag ſehr wichtig werden. 


Dieſe Klarſtellung aber wäre überflüſſig geweſen, wenn es ein all⸗ 
gemeiner Grundſatz des AnlAblGß. wäre, daß für die Anwendung 
ſeiner Vorſchriften maßgebend iſt, wer bei Erlaß des Geſetzes Schuld⸗ 
ner der Anleihe war. b 

Für die Nichtanwendbarbeit des AnlAblch. ſpricht endlich noch 
die allgemeine Erwägung, daß unter „Anleihen“ der Kommunal⸗ 
verbände uſw. allgemein die Aufnahme von Mitteln verſtanden wird, 
deren der Kommunalverband zur Durchführung der ihm obliegenden 
Aufgaben bedarf. Hier aber handelt es ſich, in mancher Hinſicht ähn⸗ 
lich wie bei den Reſtkaufgeldforderungen, nicht um ſolche Geldbeſchaf⸗ 
fung, ſondern darum, daß der Kommunalverband bei Übernahme vor⸗ 
handener Unternehmungen deren Schulden mitübernommen hat; dieſe 
werden durch die Übernahme nach allgemeiner Auffaſſung nicht zu 
„Auleihen“ des Kommunalverbandes im obigen Sinne, ſondern bleiben 
Schulden des Unternehmens, auch wenn dieſes ſeine eigene Rechts⸗ 
perſönlichkeit verlor. 

2. Gerade aus dem Untergang des Unternehmens als ſelbſtäu— 
diger Perſönlichkeit hat aber die Belel. ein Argument für die An⸗ 
wendung des Anl Abl. hergeleitet, indem ſie darauf hinwies, daß bei 
Aufgehen der AktG. im Vermögen des Kommunalverbandes heine 
Möglichkeit für Berechnung eines Auteils an Reingewinn und Liqui⸗ 
dationserlös beſteht, wie das AufwG. fie bei den Genußrechten vor 
ausſetzt. Dies führt zu der zweiten im Urteil behandelten Frage, was 
in dieſer Hinſicht zu gelten hat. 5 

Das Urteil bemerkt, daß die Übernahme der Großen Berliner 
Straßenbahn⸗Aktch. auf den Zwechverband nach § 304 erfolgt ſei. Über 
die näheren Rechtsvorgänge bei den übrigen Schuldnerwechſeln ſpricht 
es ſich nicht näher aus; man muß aber aus dem übrigen Inhalt des 
Urteils annehmen, daß in allen Fällen eine Geſamtnachfolge und 
Schuldübernahme durch die überuehmende Stelle vorliegt, und daß 
auch die in den Gründen erwähnte Straßenbahnbetriebs⸗ mbc. nicht 
Eigentümerin des Unternehmens geworden iſt. Das Urteil nimmt au, 


menen Schulden der Lander und 3. die Schulden, die der RFin M. mit 
Zuſtimmung des Reichsrats zu Markanleihen des Reiches erklären 
würde. Das Geſetz geht alſo davon aus, daß als Schuldverſchrei⸗ 
bungen uſw. des Reiches ohne weiteres nur die von ihm ausgegebenen 
zu gelten haben und daß es zur Einbeziehung der vom Reich über⸗ 
nommenen Verbindlichkeiten einer beſonderen Vorſchrift bedürfe. Man 
hat dies Geſetz auch nur auf eine beſtimmte Gruppe von Schulden, 
die das Reich übernommen hatte, erſtreckt und wegen der ſonſtigen 
Schulden des Reiches jene Ermächtigung zur Erweiterung vorgeſehen. 
Es war bekannt, daß auch die Länder und die Gemeinden bei der Ver⸗ 
ſtaatlichung und Kommunaliſierung von Betrieben beträchtliche An⸗ 
leiheſchulden der Vorbeſitzer übernommen hatten. Trotzdem iſt eine 
gleiche Ausdehnung des Begriffs bei den Länder- und Gemeinde⸗ 
anleihen unterblieben. 

Ein weiterer Schluß auf das Gegenteil iſt im § 54 begründet. 
Die Vorſchriften des AblG. ſind im allgemeinen eine beſondere Rege⸗ 
lung der Aufwertung anderer Anſprüche i. S. des 9. Abſchu. des 
AufwG., der ſonſt auf fie anzuwenden wäre. Inſoweit it das Ver⸗ 
hältnis der Geſetze, weil offenkundig, nicht erſt hervorgehoben. Da 
das AblG. aber die Sonderregelung des 6. Abſchn. des AufwG. (Auf⸗ 
wertung von Schuldverſchreibungen des öffentlichen Rechts und ver⸗ 
wandter Körperſchaften als Unternehmer wirtſchaftlicher Betriebe) be⸗ 
rührt, ſagt § 54 klar, daß dieſe Vorſchriften des AufwG. auf die vom 
AblG. betroffenen Anleihen keine Anwendung finden. Es hätte ſehr 
nahe gelegen, eine gleiche Beſtimmung in das Geſetz einzufügen, wenn 
auch der 4. Abſchn. des AufwG. über die Aufwertung der Juduſtrie⸗ 
obligationen dadurch zum Teil außer Kraft geſetzt werden ſollte. 

Die Reichstagsdruckſachen über die Entſtehung der Geſetze geben 
über die ſtreitige Frage keine Auskünft. Die Schriften darüber pflegen 
ſie nicht näher zu unterſuchen. Den hier vertretenen Standpunkt 
nehmen u. a. Boeſebech-Lehmann, Aufw. 212 und v. Bres ka, 
Gruch Beitr. 68, 131 ein, den der Bekl. Quaſſowski, Aufw. 333; 
Neufeld, Abl. 160; Reichardt 1. Daß die letztgenannten 
Schriftſteller zum Teil zu den Kommiſſaren der Regierung bei der Be⸗ 
ratung der AufwG. gehört haben, kann nicht ins Gewicht fallen. Daß 
damals dieſe Frage erörtert worden ſei, behaupten auch ſie nicht. 
Zudem iſt die Aufwertungsgeſetzgebung in ſeiner gegenwärtigen Form 
im weſenklichen gegen die Vorſchläge der Regierung zuſtande ge⸗ 
kommen. Jedenfalls kann man nicht jagen, daß das Streben des Ge⸗ 
ſetzes nach einer weitgehenden Entlaſtung der „öffentlichen Hand“ eine 
andere Auslegung rechtfertige. Hier handelt es ſich gerade darum, feſt⸗ 
zuſtellen, wieweit das Geſetz in der Entſchuldung geht. Wenn es dabei 
nur auf den Schuldner und nicht auch auf den Schuldgrund ankommen 
ſollte, brauchte man ſich ſchließlich gar nicht auf die Verpflichtungen 
aus Anleihen zu beſchränken. Übrigens iſt gerade bei einem Geſetze, 
das nach der Volksüberzeugung einen weitgehenden Eingriff in prwate 
Rechte bedeutet, eine maßvolle, zurückhaltende Auslegung in Zweifels⸗ 
fällen geboten. Gründe, die Gläubiger der früheren Privatbetriebe, die 
auf die Gemeinden übergegangen ſind, anders zu behandeln wie die 
urſprünglichen Gemeindegläubiger, fehlen nicht. Weun durch § 304 
HGB. beſtimmt worden iſt, daß jene ſich den Schuldnerwechſel ges 


daß die Anleihe gewiſſermaßen an dem Unternehmen haftet, deſſen 
Fortſetzung die ſachliche Vorausſetzung des Genußrechts ſei; dieſes hafte 
in ſeinem wechſelnden Beſtande und mit ſeiner fortſchreitenden Ent⸗ 
wicklung. Bei der hier vorliegenden Vereinigung mehrerer Unterneh⸗ 
mungen ſoll für die Anleihen des eingegliederten einzelnen Unterneh⸗ 
mens ein ſeinem Übernehmerwert entſprechender Anteil des Geſamt⸗ 
unternehmen den Maßſtab für die Berechnung der Genußrechte ab⸗ 
geben. Zu einer ſolchen gewiſſermaßen rechneriſchen Verſelbſtandigung 
des Unternehmens ſcheint mir kein Grund zu ſein, wenn eine Aklch. 
von einer anderen übernommen wird. Hier geht das Vermögen jener 
in dem der übernehmenden auf. Die Gläubiger der alten ſind nun⸗ 
mehr ſolche der neuen, echte Fuſion nach §S 306 HGB. vorausgeſetzt. 
Der Anteil der Genußrechte an Reingewiun und Liquidation (88 37, 
40, 42 AufvG.) beſtimmt ſich für die Obligationäre beider Geſell⸗ 
ſchaften nach den Verhältniſſen der aufnehmenden AktG.; deren Bilanz 
iſt maßgebend. Iſt den Glaubigern der übernommenen AktG. Sicher⸗ 
heit nach 8 301 HGB. geleiſtet, jo können fie ſich an dieſe Objekte 
halten, die Höhe ihres Anſpruchs beſtimmt ſich aber nicht nach ihnen 
und ſie ſind auch nicht auf ſie bei der Durchſetzung ihres Anſpruchs 
beichränkt. 

Anders it die Sachlage bei übernahme durch einen Kommunal⸗ 
verband. Auch hier haftet zwar der Kommunalverband für die Schul⸗ 
den der übernommenen Alktch. unbeſchränkt; ſeine Finanzerträge 
können aber nicht den Maßſtab für die Anſprüche aus den Genuß⸗ 
rechten abgeben. Hier wird man dem Urteil folgen und für die Berech⸗ 
nung das dem übernommenen Unternehmen gewidmete Vermögen 
— und wenn mehrere Unternehmen ohne vorherige Fuſion unterein⸗ 
ander von dem Kommunalverband übernommen und dann bei ihm zu⸗ 
ſammengelegt ſind, den Anteil des einzelnen am Ganzen bei ſeiner Ein⸗ 
gliederung — zugrunde legen müſſen. Die Schwierigkeiten der Berech⸗ 
nung dürfen nicht dazu führen, wie das Urteil ſehr richtig bemerkt, aus 
ihnen die Unanwendbarkeit des Aufweß. zu folgern und dadurch die 
Rechtslage der Altbeſitzer und auch der Neubeſitzer in noch weit höherem 
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fallen laſſen müßten, ſo iſt das geſchehen, weil eine Benachteiligung 
der Gläubiger dabei nicht in Betracht zu kommen ſchien. Dieſe würde 
nun aber trotzdem eintreten. Bei Wertpapieren zumal wäre eine Ande⸗ 
rung des Charakters der Schuld bei unverändertem Inhalt der Ur⸗ 
kunden fo bedenklich, daß man fie nur bei zwingenden Gründen zu⸗ 


laſſen dürfte. Wenn trotzdent die Reichsregierung die Anleihen ſolcher 


Privatbahnen, die von den Ländern verſtaatlicht waren, dann mit 
den Ländereiſenbahnen auf das Reich übergegangen ſind, den Reichs⸗ 
auleihen in der 1. Durchf. v. 8. Sept. 1925, RGBl. I, 335 (8 1 in 
Verb. mit dem Verzeichnis) gleichgeſtellt hat, ſo laſſen ſich dagegen 
rechtspolitiſch wohl dieſelben Bedenken erheben. Vom Standpunkt des 
geltenden Rechts liegt die Sache aber anders, weil das Reich im 8 1 
Nr. 3 des Gef. die Ermächtigung erhalten hat, durch den RFin M. mit 
Zuſtimmung des Reichsrats Schulden zu Markanleihen des Reiches zu 
erklären, während den Ländern und den Gemeinden die gleiche Be⸗ 
fugnis nicht erteilt worden iſt, vielmehr auch ſonſt gelegentlich zum 
Ausdrucke kommt, daß den Ländern und den Gemeinden eine weitere 
Aufwertung möglich ſei als dem Reich. 
(KG., 14. 38., Urt. v. 22. Juni 1926, 14 U 4231/26.) 
Mitgeteilt von KEN. D. Cohn, Berlin. 
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3. 8811,12 UmjSt®.; 88 18, 189 G KG.; 893.3 PO. 1. Die 
Umſatzſteuererſatzforderung iſt dem Anwalt vom Verzuge 
mit der Gebührenſchuld an zu verzinſen ohne Rückſicht dar⸗ 
auf, ob er die Umſatzſteuer bereits entrichtet hat. 2. Die 
Herabſetzung des Streitwertes des Vorprozeſſes hat nicht 
in dem Sinne rückwirkende Kraft, daß der Anwalt, wenn 
der Streitwert erſt im Laufe des Gebührenprozeſſes herab⸗ 
geſetzt wird, die Koſten des Gebührenprozeſſes ſoweit zu 
tragen hätte, wie ſie durch die von der Streitwertherab⸗ 
fegung betroffene Gebührendifferenz verurſacht wird. Viel⸗ 
mehr trägt die Bartet dieſe Koſten bzw. Mehrkoſten, wenn 
die Gebührenklage im übrigen begründet war und der 
Anwalt die Differenz alsbald für erledigt erklärte. f) 

Soweit die Parteien zur Hauptſache noch über die zu verzinſen⸗ 
den Beträge der Gebührenrechnung v. 19. März 1926 ſtreiten, iſt 
der Standpunkt der Behl., daß die in der Koſtenrechnung des 
Kl. für die Umſatzſteuer eingeſtellten, aber von ihm angeblich 
tatſächlich noch nicht entrichteten 119,11 RN von ihr nicht zu ver⸗ 
zinſen ſeien, unbegründet. Nach § 12 AmfSt®. (vgl. § 11 in der 
Faſſ. v. 8. Mai 1926, RGBl. 1926, 218 f.) iſt der Kl. berechtigt, 
die Beträge der Umſatzſteuer neben ſeinen Gebühren geſondert in 
Rechnung zu ſtellen. Die Steuerbeträge erſcheinen als Erweiterung 
ſeines Gebührenanſpruches (vgl. Popitz, Anm. 3 zu § 12) und 
ſind genau wie die eigentlichen Gehühren hinſichtlich Fälligkeit dem 
Auftraggeber gegenüber (vgl. 885 RAGeb O.) ſowie hinſichtlich der 
dieſem obliegenden Verzinſungspflicht zu behandeln. Die Bekl. hat 
daher von den Beträgen gleichfalls Verzugszinſen zu zahlen, auch 
wenn der Kl. ſelbſt die Steuer noch nicht entrichtet haben ſollte. 

Der Kl. hat nun beantragt, die Erledigung des Rechtsſtreits 
auch hinſichtlich desjenigen Forderungsteils von 11 659,43 abzüglich 
5442,98 gleich 6216,45 AN Hauptforderung auszusprechen, deſſen 
Unbegründetheit er infolge des den Streitwert des Vorprozeſſes erſt 
während der Berufungsinſtanz der vorliegenden Sache herabzuſetzen⸗ 
den Beſchluſſes v. 16. März 1926 alsbald im Schriftſatz bzw. 
Antrag v. 20. März 1926 anerkannt habe. Die Bekl. hat ſich ſei⸗ 
ner Erledigungserklärung inſoweit nicht angeſchloſſen, ſondern hat 
ihren Antrag auf Klageabweiſung ausdrücklich aufrechterhalten. 

Der Antrag des Kl. auf Erledigterklärung ſtellt ſich, wie 
unbedenklich anzunehmen iſt, nicht etwa als ein Verzicht auf 
den Klageanſpruch dar; denn ein Wille des Kl., ſich damit abzu⸗ 
finden, daß er auf Antrag der Gegenpartei nunmehr mit der Klage 
abgewieſen werde (§ 306 ZPD.), iſt zweifellos nicht vorhanden. 
Der Antrag bedeutet weiter aber auch keine Klagerücknahme 
nach § 271 3)O.; denn der Kl. weiſt die Pflicht zur Koſtentragung 
gerade von ſich. 

Vielmehr iſt der Antrag dahin auszulegen, daß der Kl. 
— in Anerkennung des Umſtandes, daß ſein Anſpruch nachträglich 
teilweiſe unbegründet geworden iſt — ein Urteil zur Hauptſache 
nicht mehr begehrt; — dies jedoch unbeſchadet feiner Stellung⸗ 
nahme, daß die Klageforderung bis zum Eintritt des erledigenden 
Ereigniſſes begründet geweſen und von der Bekl. zu Unrecht be- 


Maße zu beeinträchtigen. Die Benachteiligung, die darin liegt, daß 
der Kommunalverband das Unternehmen vielfach nicht nach privat⸗ 
wirtſchafklichen Geſichtspunkten bewirtſchaften, ſondern bei feiner Tarif⸗ 
politik andere Erwägungen mit befolgen wird und damit den Wert 
der Genußrechte ſchmälern kann, werden ſie dagegen hinnehmen müſſen; 
die Vorſchrift in SAL Satz 1 AufwG. it nicht anwendbar. 
Staatsſekretär z. D. Dr. C. Heinrici, Berlin. 


Zu 3. Die Entf. iſt dankeuswert und dazu angetan, die 
groben Unbilligkeiten, die das geltende GKG. für die Anwaltſchaft 
mit ſich bringt, wenigſtens zu einem Teile abzuwenden. Ohne 


ſtritten worden ſei, was ſich gerade darin ausdrückt, daß er bean⸗ 
tragt, die Koſten der Bekl. aufzuerlegen, ſie alſo gem. § 91 30. 
als Unterliegende zu behandeln. Gegen dieſe Beſchränkung des 
Klageantrages auf den Koſtenpunkt iſt prozeſſual nichts einzuwen⸗ 
den. Sie bedeutet ein Anpaſſen an die durch das eingetretene, 
erledigende Ereignis geſchaffene Prozeßklage und hält ſich im 
Rahmen des im § 268 Ziff. 3 ZPO. den Kl. geſtatteten Vorgehens. 
Sein „Intereſſe“ erſchöpft ſich nunmehr darin, daß den Vekl. 
die Koſten auferlegt werden (vgl. JW. 1920, 55712, JW. 1921; 
Mendelsſohn⸗ Bartholdy, Anm. zu Seite 240 Nr. 13; KG. 
Os. 39, 42; ſowie das vorliegend vom Kl. überreichte Gold- 
ſchmidt ſche Gutachten). 

Dieſer Antrag des Kl., der an ſich nur die richterliche Feſt⸗ 
ſtellung der Erledigung der Hauptſache ſowie die Nebenentſcheidung 
hinſichtlich der Koſten herbeiführen wollte, erhielt, wie das RG. 
zutreffend ausgeführt hat (JW. 1920, 557 12), die Bedeutung 
eines Antrages zur Hauptſache, als die Behl. ihrerſeits hinſicht⸗ 
lich der 6216,45 n auf den Erlaß eines Sachurteils beſtand. 
Ihrem Antrage auf Abweiſung konnte der Kl. keinen anderen 
Antrag als den ſchon geſtellten entgegenſetzen. 

In dieſem Streit zur Hauptſache mit widerſprechenden An⸗ 
trägen der Parteien kommt es für die Entſch. maßgebend darauf 
an, ob — entſprechend der Auffaſſung des Kl. — in der Tat eine 
erſt teilweiſe Erledigung des bei Klageerhebung noch voll begrün⸗ 
det geweſenen Klageanſpruchs infolge der Streitwertherabſetzung 
vom 16. März 1926 Platz gegriffen hat, oder ob im Anſchluß an 
die Meinung der Bekl. der Beſchwerdeentſch. die Kraft der Rück⸗ 
wirkung dergeſtalt beizumeſſen iſt, daß der Klaganſpruch in Höhe 
des ſich bei dem geringeren Objekt ergebenden Minderbelrages an 
Gebühren als ſchon von vornherein unbegründet geweſen anzu⸗ 
ſehen iſt. 

Der Anſicht der Bekl. war nicht zu folgen! Wenn auch dem 
Beſchluß der Beſchwerdeinſtanz, der den Streitwert herabſetzt, rück⸗ 
wirkende Kraft inſofern innewohnt, als der Gebührenberechtigte 
ſeine Koſtenrechnung der neuen Wertfeſtſetzung anpaſſen und das 
etwa bereits zuviel Erhaltene herauszahlen muß, ſo muß doch für 
den Gebührenprozeß anerbannt werden, daß die nach dem 
urſprünglichen höheren Objekt berechnete und angeſtellte Klage bis 
zunt Zeitpunkt der Beſchwerdeentſch. begründet geweſen war. Es 
liegt nicht ſo, daß die abändernde Wertfeſtſetzung einen bereits bei 
Klagerhebung nur ſcheinbar in voller Höhe begründeten Klage⸗ 
anſpruch hinterher als ſolchen dargetan hat. Dies wäre dann rich⸗ 
tig, wenn die gerichtliche Wertfeſtſetzung rechtlich eine rein deklara⸗ 
toriſche Entſcheidung in dem Sinne ware, daß durch ſie der einem 
Rechtsſtreit innewohnende Wert richterlicherſeits ermittelt und feſt⸗ 
geſtellt wird. Der Beſchwerdeentſch. könnte dann die Bedeutung, 
daß durch ſie der Ermittlungsfehler des erſten Richters rückwirkend 
richtiggeſtellt wird, nicht verſagt werden. In der Tat iſt aber, 
wie der Senat im Auſchluß an die zutreffenden Ausführungen des 
überreichten Jonas ſchen Rechtsgutachtens annimmt, die Wert⸗ 
feſtſetzung eine richterliche Handlung, mit der das Gericht, nament⸗ 
lich wenn, wie vorliegend, die Bemeſſung der Höhe des Wertes vor⸗ 
wiegend in ſein freies Ermeſſen geſtellt iſt, nicht ſo ſehr eine 
Entſcheidung trifft, als einen Verwaltungsakt vornimmt. Dies er⸗ 
gibt ſich (ogl. Jonas) beſonders aus der Wirkung des Be 
ſchluſſes für und gegen alle Beteiligten, auch wenn ſie z. B. am 
Beſchwerdeverfahren nicht teilgenommen haben; ferner aus der 
jederzeitigen Abänderbarkeit (8 18. Abſ. 1 CHE). Der dem Werk⸗ 
feſtſetzungsbeſchluß grundſätzlich beizulegende konſtitutive Charakter 
erhellt beſonders deutlich auch bei den Wertfeſtſetzungen in nicht 
vermogensrechtlichen Streitigkeiten, wo von einem deklarativen 
Ausſpruch des Gerichts über den der Sache zukommenden Wert 
nicht geſprochen werden kann; ein begrifflicher Unterſchied zwiſchen 
der Wertfeſtſetzung im vermögensrechtlichen und in nichtvermögens⸗ 
rechtlichen Streitigkeiten wird aber vom Geſetz insbeſ. auch im 
§ 18 GKG. nicht gemacht. 

Hiernach war aber die Wirkung der das Objekt herabſetzenden 
Wertfeſtſetzung vom 16. März 1926 für den vorliegenden Prozeß 
nur die, daß die bis dahin voll begründet geweſene Klage von 
nun an teilweiſe unbegründet wurde. In dem auf die Beſchwerde 
der Bell. ergangenen Beſchluß muß ein vom Willen des Kl. 
unabhängiges Ereignis erblickt werden, das erſt nach Klagerhe⸗ 
bung, nicht etwa auf deren Zeitpunkt rückwirkend teilweiſe den 


die vom KG. für zuläſſig gehaltene entſprechende Anwendung des 
in § 93 ZPO. zum Ausdrucke kommenden Rechtsgedankens läuft 
jeder Anwalt, der Gebühren einklagt, Gefahr, mit den Koſten 
des Rechtsſtreits belaſtet zu werden, wenn im Laufe des Gebühren⸗ 
prozeſſes der Streitwert des Hauptprozeſſes herabgeſetzt wird. 

Der Fall gibt aber von neuem Anlaß, die Frage aufzu⸗ 
werfen, ob § 18 Gch. nicht überhaupt einer Abänderung in dem 
Sinne bedarf, daß die Streitwertfeſtſetzung der materiellen Rechts⸗ 
kraft zugänglich wird. Es iſt in der Tat nicht einzuſehen, warum 
nach rechtskräftiger Entſch. der Sache und Rechtskraft des Koſten⸗ 
ſeſtſetzungsbeſchluſſes noch eine Anderung des Streitwertes zuläſſig 
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Rechtsſtreit in der Hauptſache zur Erledigung gebracht hat. Die 
Entſch. d. 16. 35. des KG. OLG. 19, 65 die in einem ähn⸗ 
lich liegenden Fall die Möglichkeit einer teilweiſen Erledigung des 
Rechtsſtreits in der Hauptſache verneint, Konnte nicht beigepflichtet 
werden. 

Der Rechtsſtreit iſt infolgedeſſen gem. dem Antrage des Kl. 
auch in Höhe der 6216,45 % Gebühren, die infolge des Be⸗ 
ſchluſſes v. 16. März 1926 nicht mehr begründet ſind, für in 
der Hauptſache erledigt zu erklären. Die Koſten waren inſoweit 
der Beklagten ſchon deshalb zur Laſt zu legen, weil ſie dem 
Antrage auf Erledigterklärung grundlos widerſprochen hat und 
daher bei dieſer eine Entſcheidung in der Hauptſache dar⸗ 
ſtellender Entſcheidung der unterliegeude Teil i. S. d. § 91 3 PO. 
iſt; vgl. auch hier Mendelsſohn- Bartholdy, JW. 1920, 567 
und OLG. 39, 42, ſowie Bendix, ZW. 1926, 7814, Im übrigen 
folgt die Koſtenpflicht der Bekl. auch aus analoger Anwendung 
des Rechtsgedaukens des 893 ZPO., da der Kl., nachdem ſein 
begründeter Anſpruch ſich teilweiſe erledigt hatte, ihn in ſeinem 
Antrage vom 20. März 1926 ſofort für erledigt erklärt hatte; 
vgl. Sydow⸗-Buſch, Anm. 1 zu 891 und die dort zit. 
Rechtſpr., insbeſ. NY. 57, 385. 

Bedenken gegen die Koſtenpflicht der Bekl. können auch nicht 
etwa nach der Richtung erhoben werden, daß die vorſtehende Auf- 
faſſung ſich in Widerſpruch mit der in der Rechtſpr. vielfach ver⸗ 
tretenen Anſicht ſetze, wonach in dem ähnlich liegenden Fall des 
Fortfalls urſprünglich begründeter Auſprüche im Laufe des Pro⸗ 
zeſſes infolge Anderung der Geſetzgebung regelmäßig der 
Kläger hoſtenpflichtig ſei, da er die Zufallsgefahr zu tragen 


habe (ſo RG. = JIW. 1900, 507, 728; 1901, 483; OLG. 
Nürnberg, JW. 1921, 768). Iſt es an ſich ſchon fraglich, 


ob das RG. in feiner Entſch. RG. 101, 162 ff. den Grundſah⸗ 
unbedingter Gefahrtragungspflicht des Kl. bei in der Revanſtanz 
infolge Geſetzesänderung eintretenden Fortfall ſeines anfänglich 
begründet geweſenen Auſpruchs überhaupt aufrechterhalten will, 
da es die Koſten der Vorinſtanzen der Bell. zur Laſt legt, fo 
erſcheint die Sachlage in jenen Fällen auch inſofern von dem 
hier vorliegenden Falle verſchieden, als dort der Klageanſpruch 
in der Tat mit Wirkung ex tunc fortfiel. 

Nach alledem war, ohne daß es noch auf die weiteren, vom 
Fl geltend gemachten rechtlichen Geſichtspunkte ankam, die Be⸗ 
lagte mit den geſamten Koſten des Rechtsſtreits zu be⸗ 
laſten, — ein Ergebnis, zu dem auch die vom Kl. beigebrachten 
Rechtsgutachten gelangen. Eine Belaſtung des klagenden Rechts⸗ 
anwalts mit dem Riſiko einer nachträglichen Herabſetzung des 
Streitwerts würde auch im allgemeinen zu einer ſchweren Un⸗ 
billigkeit führen. Bei der an keine Friſt gebundenen Möglichkeit 
der Anfechtung des ergangenen Wertfeſtſetzungsbeſchluſſes würde 
jeder Anwalt, der ſich einem ſäumigen Gebührenſchuldner gegenüber 
zur Klageerhebung gezwungen ſieht, Gefahr laufen, mit einem Teil 
der Koſten belaſtet zu werden. Wann er gefahrlos zur Klage 
ſchreiten könnte, würde nicht feſtzuſtellen ſein. Angeſichts der 
Tatſache, daß der Anwalt ſeine Gebühren auf gar keiner anderen 
Grundlage berechnen kann als auf der des urſprünglichen Feſt⸗ 
ſetzungsbeſchluſſes, muß ihm unbedingt die Möglichkeit gewährt 
werden, inſofern ſeine Gebühren riſikolos hinſichtlich der Koſten 
des Prozeſſes einzuklagen, vorausgeſetzt, daß er eine etwaige 
teilweiſe Erledigung des Rechtsſtreites durch zweitinſtanzliche Herab⸗ 
ſetzung der Wertfeſtſetzung alsbald anerkennt. 
(KG., 21. 3 S., Urt. v. 22. Juni 1926, 21 U 958/26.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. v. d. Trend, Berlin. 
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4. 8817, 25,67 AufwG.; 5 779 BGB.; 8256 ZPO. Durch 
einen mit dem Zeſſionar geſchloſſenen wirkſamen Ver- 
gleich werden die Anſprüche des Zedenten auf rückwirkende 
Aufwertung nicht beſeitigt. 1) 

Die Kl. trägt den von ihr geltend gemachten Aufwertungsanſpruch 
aus 8 17 Aufwéß. in der prozeſſualen Form der Feſtſtellungsklage 
(8 256 ZPO.) vor. Dieſe tft auch zuläſſig. Nach $ 25 AufwG. kann 


ſein ſoll. Selbſt die Erledigung des Inſtanzenzuges im Wertfeſt⸗ 
ſetzungsverfahrens hindert wenigſtens das Beſchwerdecher. nicht, 
auf Vorſtellung einer Partei die Wertfeſtſetzung zu ändern (vgl. Wil⸗ 
lenbücher, Koſtenfeſtſetzungsverfahren [10] S. 155, auch Fried⸗ 
länder, JW. 1926, 860). Mit dieſer Möglichkeit wird die Frage, 
welche Streitwertſeſtſetzung für Gerichts- und Auwaltskoſten maß⸗ 
gebend iſt, für alle Zeit in der Schwebe gelaſſen. Das iſt rechts⸗ 
politiſch und wirtſchaftlich ein außerordentlich ungeſunder Zuſtand, 
der in der Tat Anlaß dazu geben ſollte, eine Anderung der in Frage 
kommenden Rechtslage durch Geſetz herbeizuführen. 
RA. Dr. Wilhelm Kraemer, Leipzig. 


Zu 4. Die Entſcheidung betrifft die bekannte Streitfrage, ob 
durch einen mit deu Zeſſionar geſchloſſenen, nach 8 67 Aufiv®. au 
und für ſich wirkſamen Vergleich die Anſprüche des Zedenten auf 


vom Gläubiger die Leiſtung des Aufwerkungsbetrages erſt ab 1. Jan. 
1932 verlangt werden. 

Der Kl. ſteht daher zur Zeit ein Leiſtungsanſpruch gegen die 
Berl. überhaupt nicht zu. Die von ihr erbetene Feſtſtellung, daß fie 
einen Aufwertungsanſpruch gegen die Bekl. dem Grunde nach hat, 
iſt aber bei dem Beſtreiten der Beklagten notwendig, um das nach 
§ 67 AufwG. vor der Aufwertungsſtelle ſtattfindende Verfahren über 
die Höhe des Aufwertungsanſpruchs erſt in Gang zu bringen. Ihr 
rechtliches Intereſſe an alsbaldiger Feſtſtellung iſt daher gegeben. 

Die Vorausſetzungen, die für den Aufwertungsanſpruch nach 
§ 1 AufwG. erforderlich find, hat die Kl. genügend dargelegt. Es 
gehört dazu ja nur der Vortrag, daß ſie früher Inhaberin der ge⸗ 
nannten Hypotheken geweſen ſei, dieſe aber gegen Entgelt abgetreten 
und die Gegenleiſtung hierfür nach dem 14. Juni 1922 angenommen 
habe. Ferner hat fie auch behauptet, daß fie ihren Anſpruch rechtzeitig 
bei der Aufwertungsſtelle angemeldet habe. 

Da dieſe Behauptungen von der Bell. nicht beſtritten worden 
ſind, iſt der klägeriſche Aufwertungsanſpruch begründet. 

Die Bekl. erhebt gegen dieſen nur den einzigen Einwand, daß 
der von ihr mit dem neuen Gläubiger, dem Verein B., nach dem 
14. Febr. 1924 abgeſchloſſene Vergleich den Anſpruch der Kl. be⸗ 


ſeitigt habe. 


Sie glaubt, ſich als Stſtze für dieſe ihre Anſicht hauptſächlich 
auf den $ 67 AufwG. berufen zu können. 

Nach dieſer Beſtimmung bleiben die Vergleiche, „die den Zweck 
hatten, den Streit oder die Ungewißheit über die Höhe des infolge der 
Geldentwertung zu zahlenden Betrages zu beſeitigen“, unberührt. 
Nur dann ſind ſie mit einer hier nicht weiter in Betracht kommenden 
Ausnahme rechtsunwirkſam, wenn ſie in der Zeit vom 15. Juni 1922 
bis zum 14. Febr. 1924 geſchloſſen worden ſind. 

Die Rechtsauffaſſung der Bekl. iſt alſo inſoweit ohne Frage 
richtig, als der von ihr behauptete Vergleich, der nach dem 14. Febr. 
1924 geſchloſſen ſein ſoll, nach dem Hub. rechtswirkſam ges 
blieben iſt. 

Aus dieſer Rechtsbeſtändigkeit des Vergleichs nach $ 69 AufwG. 
folgt aber nichts gegen die Kl. 

Würde der Vergleich auch dem alten Gläubiger entgegenge⸗ 
ſetzt werden können, ſo würde er nicht allein den Streit über die 
Aufwertungs höhe beſeitigt haben. Da mit dem abgeſchloſſenen Ver⸗ 
gleich nach Anſicht der Bekl. auch der klägeriſche Anſpruch in ſeiner 
Geſamtheit erledigt iſt, ſo würde er, wenigſtens teilweiſe, auch über 
den Grund des Aufwertungsanſpruchs gegangen fein. 

Die Auffaſſung der Bekl. und mit ihr einer Reihe von Schrift⸗ 
ſtellern (Quaſſowski, Komm. z. Aufn. S. 395; Schlegel⸗ 
beyger-Harmening, Komm. z. AufwG. S. 188 [311]; Leh⸗ 
mann⸗Boeſebeck, Komm. z. AufwG. II, 323) widerſpricht ſomit 
ſchon dem Wortlaut des 8 67 AuſwG. 

Die Unrichtigkeit ihrer Anſicht ergibt ſich aber weiter aus der 
Rechtsnatur des Vergleichs. Es iſt im Schrifttum und in der Recht⸗ 
ſprechung unbeſtritten, daß der in 8 67 AufwG. genannte Vergleich 
Anz die im $ 779 BGB. aufgeſtellte geſetzliche Begriffsbeſtimmung 
jälft. 

Die übereinſtimmenden Wortfaſſungen im $ 67 AufwG. und 
§ 779 BGB. belegen das. 

Wie in $ 779 BGB., fo iſt daher auch im 8 67 AufwG. unter 
„Vergleich“ ein gegenſeitiger, obligatoriſcher Vertrag zu verſtehen, 
wie ja auch die herrſchende Meinung dieſen Standpunkt teilt. Vgl. 
Spergel, Komm. BGB., 3. Aufl. 1926, Vorbem. zu § 779 und 
Anm. 2 a. a. O.; RG. 93, 290, NONE z. BGB. 1921, 3. Aufl 
Anm. 1 u. 5 zu § 779; Sellner SeuffBl. f. RA. 1904, 34. 

Es liegt auf der Hand, daß durch die Rechtswirkſamkeit dieſes 
obligatoriſchen Vertrages nicht der Anſpruch der am Vertrag unbe⸗ 
teiligten Kl. beſeitigt ſein kann. Obligatoriſche Rechtsgeſchäfte ſchaffen 
nur Recht zwiſchen den Vertragsparteien. 

Daher ſtützt 8 67 AufwG. die Stellung der Bekl. nicht. Es 
iſt vielmehr bei der Beurteilung davon auszugehen, daß der Geſetz⸗ 
geber die zur Entſcheidung ſtehende Frage weder im § 67 AufwG. 
noch an einer ſonſtigen Stelle des Auf, ausdrücklich geregelt hat. 

Die Entſcheidung iſt daher nur aus dem Zuſammenhang der ge⸗ 
ſamten Vorſchriften des AufwG. zu entnehmen. 


rückwirkende Aufwertung gemäß § 17 Aufw cc. beſeitigt werden. In 
Übereinftimmung mit OLG. Frankfurt a. M. IW. 1926, 1849 
tritt das KG. für die Zedentenaufwertung ein. Das pro und contra 
dieſer Frage iſt in der Literatur eingehend erörtert worden (ogl. die 
Zuſammenſtellung bei Nadler, DStzg. 1926, 354). Gegner und 
Anhänger der Zedentenaufwertung halten ſich ungefähr die Wage. 
Auch durch die neue Entſch. des RG. werden die beſtehenden Zweifel 
nicht beſeitigt. Letzten Endes wird nur ein Urteil des RG. Klarheit 
und Sicherheit bringen können. 

Der 8 67 AufwG. ſchreibt nun einmal vor, ohne den Zeſſions⸗ 
fall auszuſchließen, daß Vergleiche — mit den ſich aus Abſ. 2 er⸗ 
gebenden Ausnahmen — „unberührt“, d. h. verbindlich bleiben. Die 
Verbindlichkeit wäre aber unvollkommen, wenn der Zedent trotz des 
Vergleichs Aufwertungsanſprüche erheben könnte. Anderſeits iſt es 
richtig, daß das AufwG. die abgeſpaltenen Rechte des Zedenten auf 
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Hier ift zunächſt von beſonderer Bedeutung die rechtliche Natur 
des Aufwertungsanſpruchs aus 8 17 Auf w. 

Dieſer Anſpruch iſt dem Aufwertungsrecht des letzten Gläubigers 
gegenüber völlig ſelbſtändig. Das ergibt ſich daraus, daß er von dem 
Aufwertungsanſpruch des neuen Gläubigers gänzlich verſchiedene 
rechtliche Schickſale haben kann. Er muß ſelbſtändig angemeldet wer⸗ 
den (§ 16 Aufm®.) und gelangt zur Eutſtehung, auch wenn der An⸗ 
ſpruch des letzten Gläubigers nicht angemeldet worden iſt. Er iſt auch 
gegeben, wenn der letzte Gläubiger vor Inkrafttreten des Aufiv®. voll 
befriedigt fein ſollte oder aus ſonſtigen Gründen keinen Aufwertungs⸗ 
anſpruch hat. 

Das iſt auch die faſt einhellige Meinung in Rechtſprechung und 
Schrifttum. (Vgl. Kc. — IW. 1926, 262; Mügel, Komm. z. 
And. Anm. 1 zu 8 17 u. b. a.; a. A. nur Koſterlitz = JW. 
1926, 526; Abraham, Komm. z. AufwG. S. 178. 

Deshalb hindert der nach dem 14. Febr. 1924 abgeſchloſſene Ver⸗ 
gleich zwiſchen dem neuen Gläubiger und dem Grundſtückseigentümer 
auch nicht die Entſtehung des Anspruchs aus 8 17 AufwG. 

Nach dieſer Vorſchrift iſt die in der Hochinflationszeit erfolgte 
Abtretung der Hypotheken nur Teilabtretung geweſen. Da ſich das 
AufwG. rückwirkende Kraft beigelegt hat, jo muß es fo angefehen 


werden, als ob ſeit Eintragung der Abtretung das Grundbuch un⸗ 


richtig geworden iſt. 

Es iſt zwar im Schrifttum beſtritten, ob das AufwG. ſich, insbeſ. 
im 8 17, rückwirkende Kraft beigelegt hat. Dafür: Blumenhain, 
JW. 1925, 1740; Goldſchmidt, JW. 1925, 2577; Nadler, 
DSB. 1926, 351; dagegen: Mügel a. a. O. Anm. 1 zu 8 17; Si⸗ 
monſon, JW. 1925, 2225; Hepner und Friedenthal, Feſtſchr. 
für Max Fuchs, S. 290 und S. 114; Lehmann⸗Boeſebeck a. a. O. 
Aum. 3 zu § 20, S. 176. Jedoch folgt dieſes ſchon aus dem Zwech 
des Geſetzes. Es wollte die wirtſchaftlich wie politiſch ungeſunde Ju⸗ 
flationszeit mit ihren Auswirkungen endgültig abtun und über die 
vorläufige Regelung der 3. Steuer Not VO. hinaus reinen Tiſch mit 
den ganzen Aufwertungsproblemen ſchaffen. Dieſe Folge ergibt ſich 
insbeſ. für 8 17 Aufm®. noch daraus, daß auch für dieſen Aufwer⸗ 
tungsanſpruch ebenſo wie auch die der §§ 14, 15 AufwG. die Vor⸗ 
ſchriften über den Schutz des gutgläubigen Erwerbers (88 20, 21 
Aufio®.) im allgemeinen anwendbar find. Dieſe würden für 8 17 
Aufwch. ohne jede Bedeutung fein, wenn man die rückwirkende Kraft 
des $ 17 verneinen würde. Nach § 22 II Auf. wird der böſe Glaube 
eines nach dem 1. Juli 1925 Erwerbenden fingiert. Da das AufwG. 
am 15. Juli 1925 in Kraft getreten iſt, ſo würde alſo der Aufwer⸗ 
tungsanſpruch aus § 17 Aufiv@., falls erſt mit dem 15. Juli 1925 
entſtanden, überhaupt nicht mehr den 88 20, 21 Auftv®. unlerliegen. 

§ 20 Aufw®. hat zwar noch andere Anwendungsmöglichkeiten, 
insbeſ. auch die Anſprüche aus sg 14 u. 15 AufwG. § 21 Aufw eg. 
iſt aber gerade zum Schutze des gutgläubigen Erwerbers gegen den 
Aufwertungsanſpruch aus 8 17 Auf wh. geſchaffen. Er würde jeden 
Sinn verlieren, wenn man ihn nicht für die Zeit vor dem 15. Juli 
1925 für anwendbar erachtet. Kann aber § 21 Aufiv®. nur die vor 
dem 15. Juli 1925 liegende Zeit im Auge haben, jo muß folglich auch 
5 17 Aufiv®. vom Geſetzgeber mit rückwirkender Kraft ausgeſtattet ſein. 

Demnach iſt von der Stellung des Auf. aus die Kl. ſtets In⸗ 
haberm eines zwar grundbuchmäßig nicht richtig verzeichneten Hyvo⸗ 
thekeurechts geweſen. 

Wenn alſo der neue Gläubiger, wie die Bekl. behauptet, ſich 
aller Aufwertungsanſprüche hinſichtlich der Hypotheken durch Ver⸗ 
gleich begeben hat, ſo hat der neue Gläubiger damit jedenfalls nach 
dem AufwG. als Nichtberechtigter über den Aufwertungsanſpruch der 
Kl. verfügt. 
rückwirkende Aufwertung verſelbſtändigt hat. Beide Sätze, die Ver⸗ 
bindlichkeit des Vergleichs auf der einen und die Verſelbſtändigung 
der Zedentenrechte auf der anderen Seite, ſind miteinander unver⸗ 
einbar. Uber die petitio prineipii, welcher der beiden Sätze vorgeht, 
helfen m. E. alle von dem KG. ſorgſam zuſammengetragenen Gründe 
nicht hinweg. Stellt man ſich mit der. Gegnern der Zedentenaufwer⸗ 
tung auf den Standpunkt, daß die poſitive Vorſchrift des 8 67 Aufw oh. 
den allgemeinen Erwägungen von der Verſelbſtändigung der Ze⸗ 
dentenrechte vorgeht, ſo bleibt für ein Wiederaufleben der Zedenten⸗ 
aufwertung kein Raum, mag man auch ſonſt dem § 17 Aufiv®. rück⸗ 
wirkende Kraft beilegen; der Vergleich iſt dann „zwiſchen den Ver⸗ 
tragsparteien“ geſchloſſen, und es hat ſchließlich der Zeſſionar auch 
nicht als Nichtberechtigter über den Aufwertungsanſpruch des De 
denten verfügt. Das jtärkfte Argument des KG. und zugleich die 
eigentliche Triebfeder der Entſcheidung ſcheint mir der bereits von dem 
DRG. Frankfurt a. M. unterſtrichene Billigkeitsgeſichtspunkt zu fein, 
Sicherlich würde es als unbillig empfunden werden, wenn A., der eine 
Vorkriegshypothek von 100 000 % i. J. 1923 an B. abgetreten hat, 
leer ausgehen würde, weil der Eigentümer im März 1924 an B., 
deſſen Goldmarkbetrag nach der 3. Steuer NotVO. 10 GM. be⸗ 
trug, zur Abfindung aller Aufwertungsanſprüche ſtatt 1,50 GM. die 
Summe von 5 GM. gezahlt hat. A. würde in dieſem Falle auch 
wenig geholfen, wenn ihm, worüber unter den Gegnern der Zedenten⸗ 
aufwertung keine Einigkeit beſteht, gegen B. ein Bereicherungs⸗ 
anſpruch von 3,50 GM. zuſtehen würde. Die Fälle laſſen ſich frei⸗ 


Rechtſprechung 
— !, ̃ A ̃ , 


IJuriſtiſche Wochenſchrift 


Ob er aber nach der zur Zeit des Verfügungsgeſchäfts herrſchen⸗ 
den Rechtsauffaſſung als Verfügungsberechtigter oder Nichtberechtig⸗ 


ter angeſehen werden muß, iſt für den vorliegenden Fall unerheblich. 


Wäre er nämlich nach dem damaligen Rechte auch verfügungs⸗ 
berechtigt geweſen, ſo iſt trotzdem der Anſpruch aus 8 17 AufwG. 
entſtanden. 

Das Aufiv®. legt ſich nicht nur rückwirkende Kraft bei, ſondern 
trifft auch eine ausſchließliche Regelung der Aufwertungs⸗ 
fragen. Nur die Vorausſetzungen, unter denen das Geſetz den Auf⸗ 
wertungsanſpruch gibt (hier alſo die der $ 16, 17 AufwöG.), find zur 
Enſtehung dieſes Anſpruchs notwendig. Ob dieſer Entſtehung der 
frühere Rechtszuſtand nach dem bürgerlichen Recht widerſpricht, es 
alſo von dem Standpunkt des früheren Rechts beurteilt, der Kl. noch 
die Erwerbung des Aufwertungsanſpruchs möglich war, iſt dabei 
gleichgültig. 

Anderſeits kommt es aber auch nicht darauf an, ob der neue 
Gläubiger ſchon nach der zur Zeit der Verfügung herrſchenden Auf⸗ 
faſſung als Nichtberechtigter über die Hypotheken verfügt hat. Eine 
ſolche Feſtſtellung wäre nur dann erheblich, wenn der gute Glaube 
des Bekl. zur Zeit der Verfügung überhaupt rechtliche Bedeutung ge⸗ 
winnen könnte. Das iſt hier nicht der Fall. Auch den gutgläubigen 
Erwerb von Nichtberechtigten hat das AufwG. ausſchließlich geregelt. 

Hätten die Vorſchriften des BGB. über den Schutz des Gut⸗ 
gläubigen ganz allgemein auch auf die durch das Aufio®. geregelten 
Rechtsgebiete Anwendung finden follen, ſo hatte es das Aufivß. nicht 
nötig gehabt, einzelne Tatbeſtände (88 20 ff.) noch befonders zu er⸗ 
wähnen. 

Indem es aber durch Herausſtellung von einigen Rechtsſätzen 
für den gutgläubigen Erwerb die allgemeinen Vorſchriften des BGB. 
beſchränkte, iſt ohne weiteres erſichtlich, daß nur dieſe für die end⸗ 
gültige Regelung der Aufwertungsfragen in Betracht zu ziehen ſind. 

Schon aus dieſent Grunde kaun die Vorſchrift des § 409 BGB. 
nicht herangezogen werden, wie eine Reihe von Schriftſtellern an⸗ 
nehmen (Goldſchmidt a. a. O.; Mügel, Komm. z. DV. Anm. 1 
zu 867; Blumenhain a. a. O.; Koſterlitz a. a. O.). Darüber 
hinaus ſei noch bemerkt, daß die Anwendung des § 409 BGB. zum 
Schutz des Grundſtückseigentümers und Schuldners bei Hypotheken 
allein ſchon nach bürgerlichem Recht erheblichen Bedenken begegnet 
(. Böhmer, Arch. f. bürgerl. Recht 37, 221). Im übrigen hat die 
Bekl. auch keinerlei tatſächliche Behauptungen nach dieſer Richtung 
hin aufgeſtellt. 

Es bleiben alſo nur die 88 20, 21 Aufiv®. 

In 8 20 Auf. iſt nun, ſoweit es hier in Betracht kommt, 
beſtimmt, daß bei Löſchung der Hypothek ihre Wiedereintragung ſtatt⸗ 
findet, falls nicht die Vorſchriften über den öffentlichen Glauben des 
Grundbuches entgegenſtehen. 

Dieſe letzteren Vorſchriften können der Wiedereintragung der 
Hypothek in folgenden zwei Fällen hinderlich ſein: 

1. überhaupt, wenn jemand das Grundſtück, in deſſen Grund⸗ 
buch die der Aufwerkung unterliegende Hypothek gelöſcht it, 
erworben hat; 

2. nur hinſichtlich der Rangſtelle, wenn nach Löfchung 
einer aufwertungsfähigen Hypothek neue Hypotheken einge⸗ 
tragen ſind (ſ. auch Mügel a. a. O. Anm. 4 zu S 20; 
Nadler a. a. O.). 

Nach dem Wortlaut dieſer Beſtimmung kann daher von den Vor⸗ 

ſchriften des BGB. nur $ 892 in Betracht kommen. 

§ 893 BGB. dagegen ijt nicht anwendbar, da irgendeine Leiſtung 
oder ein Verfügungsgeſchäft über das Recht im Vertrauen auf die 


lich auch anders bilden, indem z. B. angenommen werden ſoll, daß 
der Eigentümer an B., der Kaufmann war und den Vergleich im 
Betriebe ſeines Handelsgewerbes geſchloſſen hat, im Dez. 1923 unter 
dem Eindruck des reichsgerichtlichen Hypothekenaufwertungsurteils zur 
Abfindung aller Aufwertungsanſprüche 20000 GM. gezahlt hat. Hier 
würde es unbillig ſein, dem Eigentümer, der eine faire Vergleichs⸗ 
ſumme gezahlt hat, Nachzahlungen aufzuerlegen lediglich wegen des 
in dem Vergleich nicht berückſichtigten, aber nach damaligen Au⸗ 
ſchauungen höchſtens zugunſten des Eigentümers ſprechenden Umſtan⸗ 
des, daß die Hypothek den Gläubiger gewechſelt hatte. Indeſſen fin⸗ 
det ſich das Rechtsgefühl eher damit ab, daß dem Eigentümer die Vor⸗ 
teile eines günſtigen Vergleichs wieder entzogen werden, als damit, 
daß der Zedent aus Gründen, die nicht in ſeiner Perſon liegen, alles 
verliert. Ob dieſe Billigkeitserwägungen allerdings genügen, um über 
den Wortlaut des $ 67 hinwegzukommen, iſt zweifelhaft. Die Auf⸗ 
wertungsrechtſprechung weiſt jedenfalls inſofern keine eutheitliche Linie 
auf, als ſie in einzelnen Fragen eutſcheidend auf die Billigkeit ab⸗ 
ſtellt (vgl. z. B. d. Entſch.), während fie in anderen Fragen trotz unbilli⸗ 
ger Ergebniſſe ſtreng an dem Wortlaut feſthält (ogl. 3. B. die buch⸗ 
ſtäbliche Anwendung des völlig verfehlten § 21 Abſ. 2 AufmG.). 
Bei den vorſtehenden Betrachtungen wurde davon ausgegangen, 
daß ſich der Zedent für den Fall, daß man der Auffaſſung des KG. 
beitritt, dasjenige anrechnen laſſen muß, was der Eigentümer im Ver⸗ 
gleichswege an den Zeſſionar gezahlt hat. Andernfalls würde die Billig 
keit gegen die Zedentenaufwertung ſprechen, da der Schuldner nicht 
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Richtigkeit des Grundbuches wegen der im Grundbuch eingetragenen 
Löſchung nicht in Frage kommen kann. 

Nach § 21 AufwG. finden die Vorſchriften des § 20 dann ent⸗ 
ſprechende Anwendung, wenn die Hypothek nicht mehr für den frü— 
heren Glaubiger eingetragen iſt, ſondern im Falle der Abtretung auf 
den Erwerber umgeſchrieben iſt (Ziff. 1 des § 21). Mithin kann auch 
bei § 21 AufwG. eine entſprechende Anwendung des 8 893 BGB. 
nicht in Frage ſtehen, da die Vorſchriften über den öffentlichen Glau⸗ 
ben des Grundbuchs nur im Rahmen des § 20 Aufm®. für § 21 
AufwG. zum Zuge kommen (ſ. auch Nadler a. a. O.; a. A. 
Hepner a. a. O.). 

Zu dieſer mehr formalen Begründung der Nichtanwendbarkeit 
des § 893 BGB. treten noch folgende Erwägungen: 

Wäre $ 893 BGB. anwendbar, fo brauchte der Eigentümer, ſeine 
Gutgläubigkeit vorausgeſetzt, ſchon immer dann nicht dem alten 
Gläubiger gegenüber aufzuwerten, wenn er in der Inflationszeit an 
den neuen Gläubiger die zur Zeit der Zahlung ihm geſetzlich oblie⸗ 
gende Leiſtung bewirkt hätte. Damit aber würde der Eigentümer bei 
der Aufwertung einer abgetretenen Hypothek völlig unberechtigt beſſer 
geſtellt werden als bei der Aufwertung einer Hypothek, die noch der 
urſprüngliche Gläubiger innehat. In dieſem Falle kann er ſich auch 
nicht darauf berufen, daß im Grundbuche noch der Nennbetrag der 
Forderung eingetragen ſei und er alſo gutgläubig auf Grund des 
8 893 BGB. erworben hätte. Gerade dieſe unberechtigte Beſſerſtellung 
des Eigentümers wollte der Geſetzgeber durch die Schaffung des 8 17 
AufwG. vermeiden, während noch die 3. SteuerNotVO. ein Auſwer⸗ 
tungsrecht des früheren Gläubigers nicht gekannt hatte. 

Schließlich ſei noch auf das hier beſonders unbillige Ergebnis 
hingewieſen, wenn der 8 893 BGB. für anwendbar erklärt werden 
würde. Durch Zahlung von 10000 % hätte ſich die Beklagte von 
einem Anſpruch über mehrere 100 000 % Aufwertungsbetrag befreit. 

Dieſes Ergebnis kann daher vom Geſetzgeber nicht gewollt ſein. 
Demnach beſteht in dieſem Falle nach der heutigen Rechtslage ein 
Schutz des gutgläubigen Eigentümers nicht. Die Bekl. kann ſich da⸗ 
her dem Anſpruch der Kl. gegenüber nicht auf ihren guten Glauben 
bei Vergleichsbeſchluß, und folgeweiſe auch nicht auf die Verfugung 
des Nichtberechtigten, des Vereins B. berufen. 

Ob tatſächlich zwiſchen der Bekl. und dem Verein B. ein Ver⸗ 
gleich durch die Zahlung der 10000 „6 zuſtande gekommen iſt, was 
die Kl. beſtreitet, kann dahingeſtellt bleiben. Auch bei Annahme eines 
Vergleichsbeſchluſſes iſt der Einwand unerheblich. Auf den Beweis⸗ 
antritt der Bekl. kam es aus dieſem Grunde nicht mehr an. 

Dagegen mußten die an den Verein B. gezahlten 10000 % 
von dem Aufwertungsbetrage der Kl. in Abzug gebracht werden 
(8 18 JI AuſwG.). Zur Entſcheidung über dieſe Frage war der er⸗ 
kennende Senat, nicht etwa die Aufwertungsſtelle zuſtändig, da inſo⸗ 
weit eine Minderung des Grundes des Anſpruchs vorliegt. 

(KG., Urt. v. 10. Juli 1926, 29 U 5343/26.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Viereck, Berlin. 


* 
Breslau. 

5. 88 434, 435, 439 BG B. Vormerkungen zur Siche⸗ 
rung des Anſpruches auf Übertragungen des Eigentums 
werden den dinglichen Rechten gleichgeachtet. Abrede 
über den Haftungsausſchluß wegen Rechtsmängeln. f) 


Kl. hat durch notariellen Vertrag v. 30. Okt. 1922 von den 
Bekl. als Erben in ungeteilter Erbengemeinſchaft das Grundſtück 
für 31, Millionen Papiermark gekauft und iſt am 23. Nov. 1922 
im Grundbuch als Eigentümerin eingetragen worden. In Ziff. VII des 
Kaufvertrages iſt vereinbart: 

Die Verkäufer haften der Käuferin für die Richtigkeit 
der angegebenen Hypothekenbelaſtung ſowie für die Freiheit 


zu doppelter Zahlung verpflichtet ſein kann und ihm auch nicht 
gedient wäre, wenn man ihn wegen des zuviel gezahlten Betrages 
auf einen ungewiſſen Rückforderungsanſpruch gegen den Zeſſionar 
verweiſen würde. Die Auffaſſung, daß der Zedent ſeinen Aufwertungs⸗ 
anſpruch um die an den Zeſſionar gezahlte Vergleichsſumme kürzen 
muß, hat ſich bei den Anhängern der Zedentenaufwertung nach an⸗ 
fänglichen Zweifeln allgemein durchgeſetzt. Sie folgt aus § 18 Abſ. 2 
AufwöG., indem dort unter den Aufwertungsbeträgen der zeitlich nach⸗ 
folgende Gläubiger nicht nur der geſetzliche Aufwertungsbetrag, ſon⸗ 
dern auch der den geſetzlichen überſteigende vereinbarte Aufwertungs⸗ 
betrag zu verſtehen iſt (arg. 5 67 Abſ. 1 Satz 2: „vereinbarte Auf⸗ 
wertungsbetrag“). Zweifelhaft bleibt dagegen die Frage, ob dem Ze⸗ 
denten für den Fall, daß man der Auffaſſung des KG. beitritt, ein 
Bereicherungsanſpruch gegen den Zeſſionar auf Zahlung des Betrages, 
um den der Aufwertungsanſpruch des Zedenten zu kürzen iſt, zufteht 
(dafür Goldſchmidt⸗Kaſſel, JW. 1925, 2577; Blumenhain, 
IW. 1925, 1740; Raape, Gruch Beitr., Neue Folge V, 259, die frei- 
lich alle grundſätzlich Gegner der Zedentenaufwertung find; dagegen 
Nadler, DELL. 1926, 357). Auch dieſe Frage bedarf gegebenenfalls 
der Klärung durch die Rechtſprechung. 
RA. Dr. Ernſt Boeſebeck, Frankfurt a. M. 
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des Grundſtücks von Grund⸗ und Rentenſchulden. Eine mei- 
tere Gewährſchaft, namentlich für Flachenmaß, Ertragsfähig⸗ 
Reit, baulichen Zuſtand, überhaupt für Sachmängel irgend⸗ 
welcher Art, einſchließlich Hausſchwamm, Mauerriſſen und 
Bruch, ſowie für Freiheit von Dienſtbarkeiten, übernehmen 

die Verkäufer nicht. 
Auf dem Grundſtück ift in Abtlg. IT unter Nr. 5 mit dem Datum vom 
3. Mai 1875 eine Vormerkung des Inhalts eingetragen, daß der 
Eigentümer verpflichtet iſt, dem Kaufmann Y. auf Verlangen jederzeit 
das Miteigentum an dieſem Grundſtück zur Hälfte aufzulaſſen. Der 
Erblaſſer der Bekl. hat das in Rede ſtehende Grundſtück durch Zu⸗ 
ſchlagurteil v. 7. April 1893 mit der Bedingung erworben, daß 
er die vorgenannte Vormerkung auf ſeine Koſten zur Löſchung bringe. 
Dies iſt bis heute noch nicht geſchehen. Mit der Klage verlangt Kl. 
von den Bell. die Herbeiführung der Löſchung der Vormerkung.“ 
Die Parteien ſtreiten darüber, ob in Ziff. VII des Kaufvertrages 
ein Haftungsausſchluß auch bezüglich der Vormerkung enthalten ſei. 
Die Klage wurde abgewieſen und die Berufung zurückgewieſen. 
Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die Vormerkung noch zu Recht be⸗ 
ſteht oder ob dies deshalb nicht der Fall iſt, weil das ihr zugrunde 
liegende Recht, deſſen ſie zu ihrer rechtlichen Wirkſamkeit bedarf, 
bereits erloſchen iſt. Denn in keinem Falle, weder auf Grund von 
§ 434 noch von § 435 BGB., haften die Bekl. der Kl. für Be⸗ 
Weiſe vertraglich ausgeſchloſſen worden iſt. Hierfür ſpricht zunüchſt 
der Wortlaut der Ziff. VII des not. Vertr. v. 30. Okt. 1922. In 
Abſ. J iſt geſagt, wofür die Verkäufer einzig und allein haften wollten, 
nämlich für die Richtigkeit der angegebenen Hypothekenbelaſtung ſowie 
ſür die Freiheit des Grundſtücks von Grund- und Rentenſchulden. 
Dagegen wird in Abſ. II „eine weitere Gewährſchaft“ ausgeſchloſſen. 
Alle in dieſem Abſatz einzeln aufgeführten Fälle einer möglichen Haf⸗ 
tung ſind nur Beiſpiele, die aber nicht etwa abſchließend angegeben 
ſind, wie aus dem ſie einleitenden Wort „namentlich“ hervorgeht. 
Daraus, daß unter den Beiſpielen in Abſ. II auch die „Freiheit von 
Dienſtbarkeiten“ genannt iſt, folgt zunächſt, daß das Wort „Gewähr⸗ 
ſchaft“ nicht im Sinne von Haftung lediglich für Sachmängel auf⸗ 
zufaſſen iſt. Andererſeits darf aus der Tatſache, daß die „Freiheit 
von Dienſtbarkeiten“ als einziger Rechtsmangel namentlich auf⸗ 
geführt iſt, nicht etwa der Schluß gezogen werden, daß bezüglich der 
Rechtsmängel nur in dieſem einen Falle die Haftung ausgeſchloſſen 
werden ſollte. Dazu nötigt in keiner Weiſe, wie Kl. behauptet, das 
verbindende Wort „ſowie“, vielmehr iſt die „Freiheit von Dienſtbar⸗ 
keiten“ noch von dem einleitenden Wort „namentlich“ abhängig. Die 
ſchon durch ſprachliche Auslegung der Ziff. VII des Kaufvertrages ge⸗ 
wonnene Feſtſtellung, daß auch bezüglich der ſtreitigen Vormerkung 
ein Haftungsausſchluß ſtattgefunden habe, findet ihre Beſtätigung 
namentlich auch in dem Schriftwechſel der Kl. mit dem einen Bekl. 
als Vertr. der Erben. Zu allen Schreiben der Bekl. kommt die immer 
wiederholte Bedingung zum Ausdruck, daß das Grundſtück ohne jede 
Garantie verkauft werden ſolle, um „jeglichen Weiterungen vor⸗ 
zubeugen“. Als Juſtizrat S. einen dem Kl. günſtigen Vertrags⸗ 
entwurf, in dem ein Haftungsausſchluß nicht enthalten iſt, dem einen 
Bekl. zuſendet, beanſtandet ihn dieſer ſofort und verlangt, daß die 
Gewährleiſtung ausgeſchloſſen werden muſſe, was auch daraufhin ge⸗ 
ſchieht. Unter Berückſichtigung dieſer Vorgänge unmittelbar vor Ver⸗ 
tragsſchluß, müſſen die Beſtimmungen der Ziff. VII ſtreng und ein- 
engend ausgelegt werden. Bei einer ſolchen Auslegung iſt aber für 
die von der Kl. vertretene Anſicht kein Raum. Daß Bekl., wie Kl. 
behauptet, in den Briefen ihre auf Grund des Vertrages beſtehende 
Verpflichtung zur Löſchung ſelbſt anerkannt oder zum mindeſten auf 
einen etwa erfolgten Haftungsausſchluß verzichtet hätten, iſt nicht der 
Fall. Denn es kommt immer nur die Bereitwilligkeit der Bekl. zum 
Ausdruck, zur Löſchung mitzuwirken, ohne daß damit eine Verpflich⸗ 
tung anerkannt werden ſollte. Als Kl. die übernahme der Koſten 


Zu 5. Die Entſch. gibt zu Bedenken Anlaß. Eine ſo ſchwer⸗ 
wiegende Velaſtung, wie die hier in Frage ſtehende, wird ein Käufer 
nicht leicht übernehmen. Aus § 439 Abſ. 2 Satz 2 aber möchte ich 
im Gegenſatze zur Entſch. gerade den Schluß ziehen, daß für die Frei⸗ 
heit von der Belaſtung durch die Vormerkung zur Sicherung des An⸗ 
ſpruchs auf Eigentumsübertragung nicht minder gehaftet werden 
ſollte als für die Freiheit von der Belaſtung durch nicht angegebene 
Hypotheken und für Grundſchulden. 

Sollten beide Teile oder doch der verkaufende Teil damit ge⸗ 
rechnet haben, der der Vormerkung zugrunde liegende ſchuldrechtliche 
Anſpruch ſei längſt verjährt, dann würde erſt recht anzunehmen 
ſein, daß davon ausgegangen wurde oder bei Beachtung der Vor⸗ 
merkung beim Kaufabſchluſſe der Käufer darauf beſtanden hätte, daß 
die Verkäufer die Vormerkung zu beſeitigen haben. 

Dazu kommt, daß ja mit der Bewirkung dieſer Löſchung die 
Verkäufer doch nur nachträglich eine Verpflichtung erfüllen würden, 
die ihrem Erblaſſer durch das Zuſchlagsurteil vom 7. April 1893 auf⸗ 
erlegt worden zu ſein ſcheint und die er auch übernommen hat. All 
dieſe Erwägungen dürften geeignet ſein, den gegenteiligen Ausſpruch 
als den der obigen Entſcheidung zu rechtfertigen. 

Geh. IR. Dr. Felix Herzfelder, München. 


2708 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


verlangte, haben ſich Bekl. ſofort auf den Rechtsſtandpunkt geſtellt 
und dieſes Verlangen unter Berufung auf den Vertrag abgelehnt. 

Auch die weitere kl. Ausführung, daß die Abrede über den 
Haftungsausſchluß wegen Argliſt der Bell. gemäß 8443 BGB. 
nichtig ſei, greift nicht durch. Denn ſie hat behauptet, daß den Bekl., 
im Gegenfab zu ihr, beim Abſchluß des Kaufvertrages die Vor⸗ 
merkung bekannt geweſen ſei, und hat ihnen darüber den Eid zu⸗ 
geſchoben. Sie hat aber nicht dargelegt, daß ſie, wenn ſie wirklich 
die Vormerkung gekannt haben ſollten, ſich auch bewußt geweſen 
ſeien, daß Kl. bei Kenntnis der wahren Sachlage den Vertrag nicht 
abgeſchloſſen hätte. Es iſt im Gegenteil als ſicher anzunehmen, daß 
die Bekl., wenn fie wirklich von der über 50 Jahre zurückliegenden 
Vormerkung Kenntnis gehabt haben ſollten, ſie ohne jedes Ver⸗ 
ſchulden für völlig bedeutungslos gehalten haben. Kannten Bekl. die 
Eintragung der Vormerkung, erblickten in ihr aber keinen Maugel, 
ſo liegt in ihrem Verhalten kein Verſchweigen und ſicherlich kein arg⸗ 
liſtiges Verſchweigen eines Mangels. Aus dieſem Grunde war der 
zugeſchobene Eid unerheblich. Schließlich kann Kl. ihren Löſchungs⸗ 
anſpruch nicht damit begründen, daß Treu und Glauben für Auf⸗ 
laſſungsvormerkungen, eine andere rechtliche Beurteilung, als für 
ſonſtige Rechtsmängel, erforderten. Denn nach herrſchender Meinung 
werden Vormerkungen und insbeſondere auch Vormerkungen zur 
Sicherung des Anſpruchs auf Übertragung des Eigentums, den 
dinglſchen Rechten im Sinne von § 434 BOB. gleichgeachtet. Im 
8 439 Abſ. II Satz 2 BB. iſt dies für den dortigen ähnlichen Fall 
ſogar ausdrücklich beſtimmt (vgl. Staudinger, 7./8. Aufl. 1912 
Anm. 7a zu 434, Recht 1907, 798). Für Vormerkungen wird daher, 
ebenſo wie für dingliche Rechte, gehaftet. Es iſt Kl. zwar zuzugeben, 
daß eine Auflaſſungsvormerkung unter Umſtänden das Recht des 
Kl. vollig vereiteln kann. Das allein iſt jedoch kein Grund, einen 
umfaſſenden Haftungsausſchluß auf die Vormerkung nicht zu be⸗ 
ziehen, zumal wenn es ſich um eine ſo alte Eintragung handelt, 
wie hier. Auf die Möglichkeit der vollendeten Verjährung des der 
Vormerkung zugrunde liegenden ſchuldrechtlichen Anſpruchs hat Kl. 
hingewieſen. Treu und Glauben ſtehen alſo einem Haftungsausſchluß 
bezüglich der Vormerkung nicht entgegen. 

(OLG. Breslau, Entſch. v. 9. Dez. 1925, 3 U 148/25.) 
Mitgeteilt von IR. Prof. Dr. Hugo Cahn J, Nürnberg. 
* 

Darmſtadt. 


6. 8 138 BGB. Die Haftung der Banken für Geld⸗ 


entwertungsſchaden kann bei Überweiſungsaufträgen 
durch öffentliche Bekanntmachung nicht ganz allgemein 
ausgeſchloſſen werden. 

Daß die Bell, die den verſehentlich nicht ausgeführten Über⸗ 
weiſungsauftrag der Kl. v. 4. Aug. 1923 ſtillſchweigend angenommen 
hat, nach 88 276, 278 BGB. den Geldentwertungsſchaden, der der 
Kl. durch die Schuld der Bekl., ihrer geſetzlichen Vertreter und Er⸗ 
füllungsgehilfen entſtanden ijt, zu vertreten hat, ſteht außer Zweifel. 
Streitig iſt nur, ob ſie ihre Haftung durch die Berufung auf die von 
der G.er Bankveremigung erkaſſene Bekanntmachung, durch die jede 
Haftung in derartigen Fällen abgelehnt wird, beſeitigen kann. Das 
LG. hat die Frage verneint. Bejaht wird jie von OLG. Celle 
v. 22. Nov. 1924 Bank Arch. 1924, 1191? Jacuſiel ebenda 1923, 
41 ff., OLG. Düſſeldorf IW. 1926, 609. In einer ganzen Anzahl von 
Entſcheidungen (z. B. RG. 103, 82 ); WarngRſpr. 1924, 12, Entſch. 
v. 29. Nov. 1922) hat das RG. den Standpunkt vertreten, daß es 
gegen die guten Sttten verſtoße, wenn die Juhaber eines für den Ver⸗ 
kehr unentbehrlichen Gewerbes ihre Monopolſtellung dazu mißbrauchen, 
um dem allgemeinen Verkehr aus Eigennutz unbillige Opfer auf⸗ 
zuerlegen. So hat es das RG. für unzuläſſig erachtet, wenn die 
ſämtlichen Spediteure eines Bezirks ihre Haftung auch für den Fall 
eigenen Verſchuldens auf einen verhältnismäßig geringen Betrag be⸗ 
ſchränken. Dieſer Auffaſſung ſind die Juſtanzgerichte gefolgt. Auch 
das erkennende Gericht ſchließt ſich ihr an und hält ſie auch auf die 
Banken für anwendbar. Dieſe beherrſchten und beherrſchen noch den 
Geldverkehr in einer Weiſe, die als monopolähnlich bezeichnet werden 
kann. Es it nicht zu verkennen, daß für fie die ſchrankenloſe Haf⸗ 
tung für ihre Angeſtellten mit der zunehmenden Inflation, der damit 
verbundenen ungeheueren Vermehrung der Geſchäfte und dem Zwang, 
dieſe durch zum Teil noch wenig geſchulte Perſonen erledigen zu laſſen, 
eine unbillige Belaſtung darſtellte. Im Sommer 1923 gingen an 
vielen Orten die Bankenvereinigungen und ſchließlich auch die Reichs⸗ 
bank dazu über, ihre Haftung durch ähnliche Bekanntmachungen, wie 
dies in G. geſchehen iſt, einzuſchränken. Soweit davon nur die Haf⸗ 
tung für untergeordnete Perſonen betroffen wird, iſt vom Standpunkt 
des § 138 BGB. nichts dagegen einzuwenden. Der Ausſchluß iſt aber 
hier ganz allgemein erfolgt und ſoll ſich alſo auch auf Geſchäfts inhaber, 
geſetzliche Vertreter und leitende Beamte erſtrecken. Inſofern muß ihm 
wegen Verſtoß gegen die guten Sitten die Rechtswirkſamkeit verſagt 
werden. Denn es verſtößt gegen die Auffaſſung aller billig und gerecht 
Denkenden, wenn wirlſchaftlich notwendige Geſchäfte, die regelmäßig 


1) JW. 1922, 575. 


nur von Banken erledigt werden können, von allen Banken nur auf 
Gefahr des Kunden und ohne jede Verantwortung der Bank aus⸗ 
geführt werden ſollten. Daß der Staat bei der Poſt trotz ihres Mono⸗ 
pols die Haftung ausgeſchloſſen hat, kann den Ausſchluß der Haftung 
der Banken nicht rechtfertigen, denn gegenüber dem Geſetze verſagt 
die Berufung auf 8 138 BGB. 
(OL. Darmſtadt, Urt. v. 29. Juni 1926, I U 386/25.) 
* 

Frankfurt a. M. 

7. 8 20 AufwG. Die Vorſchrift des 8 20 Abf. 2 
AufwG. findet keine Anwendung, wenn die Löſchung nicht 
erfolgt iſt. 

Faßt man nur den Wortlaut des Geſetzes ins Auge, ſo könnte 
es ſcheinen, als genüge das Vorliegen einer Löſchungsbewilligung 
auch dann, wenn es ſpäterhin nicht zur Löſchung gekommen iſt. 
Dem ſteht jedoch ſchon die Überſchrift entgegen, die von der Wie⸗ 
dereintragung gelöſchter Hypotheken ſpricht. Für die Rechts⸗ 
auffaſſung der Kl. ſpricht auch die Entſtehungsgeſchichte der Be⸗ 
stimmung: es ſollte die Gepflogenheit von Grundkreditanſtalten, die 
Valuta erſtſtellig zu ſichernder Hypotheken gegen bloße Bewil⸗ 
ligung der Löſchung einer früheren Hypothel auszuzahlen und die 
frühere Hypothek erſt ſpäter zur Löſchung zu bringen, ſanktio⸗ 
niert werden. In dem KommBer. (abgedr. b. Lehmann⸗ 
Boeſebeck z. Aufwd. § 20 Anm. 2 S. 175) wird der twypiſche 
Tatbeſtand eingehend dargeſtellt und hierbei die demnächſtige 
Löſchung der Hypothek mehrfach erwähnt. 

Der Senat hält den Satz, daß das Aufvd., ſoweit es in die 
wohlerworbenen Rechte des Gläubigers eingreife, möglichſt eng 
auszulegen ſei, in dieſer Allgemeinheit für unrichtig. Beim vorl. 
Auslegungsſtreit kommt jedoch hinzu, daß mit dem Eingriff in die 
Rechte des Gläubigers zugleich eine ſtarke und eigenartige Durch⸗ 
brechung der Prinzipien des formellen Grundbuchrechts verknüpft 
iſt. Dieſe Regelwidrigkeit bleibt in erträglichen Grenzen, wenn man 
der Kl. folgt: erſt mit der demnächſtigen Löſchung würde ſich der 
gutgläubige Erwerb vollenden, und der Einklang zwiſchen der 
Zuchung und der wahren Rechtslage bliebe gewahrt. Dagegen 
würde vom Standpunkt der Bekl. aus das richtige Grundbuch 
infolge guten Glaubens falſch, während nach allgemeinem bürger⸗ 
lichen Recht der gute Glaube im Gegenteil die Folge hat, die falſche 
Buchung zu einer richtigen zu machen. Somit würde das Grundbuch 
künſtlich verfälſcht, ohne daß dies durch den oben erwähnten 
Zweck der Vorſchrift geboten wäre. Die engere Auslegung iſt daher 
vorzuziehen. Ob die Löſchung der Hypothek ſchon bis zur Ein- 
tragung des gutgläubigen Erwerbers nachgeholt ſein mußte oder 
ob eine Nachholung bis zum 1. Juli 1925 (ogl. S 22 Abſ. 2) ſtatt⸗ 
haft blieb, iſt hier nicht zu entſcheiden. 

Soweit die Frage bisher erörtert wurde, findet ſie ſich i. S. 
d. Kl. entſchieden, vgl. Mügel I, 820 Anm. 6 S. 217 (ps ad laaım 
jie auch alsbald gelöſcht wird“) und v. DRG. Aufwafſpr. 1926, 
219 unter Berufung auf Michaelis 3. § 20 Anm. 1a. 

(DL. Frankfurt, 2. ZS., Urt. v. 5. Okt. 1926, 2 U 237/26.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Lehmann, Frankfurt a. M. 


* 
Hamburg. 

8. VO. v. 18. Juni 1926 3. weiteren Erleichterung 
des Grundbuchverkehrs. Ein Vermerk in Hypothekenbriefen, 
daß möglicherweiſe eine Hypothek kraft Rückwirkung auf⸗ 
wertungsfähig fei, iſt, falls eine Beſcheinigung der Aufw.⸗ 
Stelle über Nichtanmeldung der Aufwertung vorliegt, nur 
zuläſſig, wenn beſtimmte konkrete Tatſachen gegen die 
Richtigkeit der Beſcheinigung angeführt werden können. 

Das GrBel. hat bei Ausſtellung des vom Grundeigentümer 
beantragten Hypothekenbriefes in dieſem vermerkt: „Etwaige Auf⸗ 
wertungsbeträge aus Handfeſtenverſatz,!) die bei der Voranlegung 
des Grundbuchs nicht eingetragen wurden, haben im Falle ihres 
Wiederauflebeus und der Eintragung den Rang vor dieſem Poſten. 
Ten Antrag des Grundſtückseigentümers auf Streichung dieſes 
Vermerkes hat das GBA. durch Beſchl. v. 11. Aug. 1926 abge⸗ 
lehnt. Seine Veſchwerde hiergegen hat das LG. Bremen zurückge⸗ 
ivtejett. 

Der angeführte Vermerk iſt auf Grund des Art. 2 der VO. 
zur weiteren Erleichterung des Grundbuchverkehrs in Aufwertungs⸗ 
ſachen v. 18 Juni 1926 (RGBl. I, 273) im Hypothekenbriefe auf- 
genommen. Der Grundſtückseigentümer hat eine amtliche Beſchei⸗ 
nigung der AufwStelle des AG. Bremen vorgelegt, daß für das 
mik der Hypothek belaſtete Grundſtück Aufw Anmeldungen dort 
nicht vorliegen. Er hat darauf hingewieſen, daß eine Aufwertung 
erloſchener Handfeſtenrechte gem. 88 24, 16 AufmG. nur ſtatt⸗ 
finde, wenn der Gläubiger den Anſpruch bis zum 1. Jan. 1926 bei 
der AufwStelle angemeldet habe. Danach beſtehe alſo keine Mög⸗ 


1) Das iſt Belaſtung nach Altbremer Recht für die Grund⸗ 
ſtücke, für die das Grundbuch noch nicht angelegt iſt. 
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lichkeit der Wiedereintragung von Aufwertungsbeträgen aus Hand⸗ 
feſtenverſatz; der Vermerk ſei unzuläſſig. 

Das LG. erachtet in Übereinſtimmung mit dem GrBA. die 
vorliegende Beſcheinigung „nicht für ausreichend, um die Über⸗ 
zeugung zu begründen, daß AufwAnſprüche nicht geltend gemacht 
ſeien“. Bei der überaus großen Zahl der Eingänge bei der Aufw⸗ 
Stelle ſei die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, daß AufwAnſprüche 
angemeldet ſeien, ohne daß das dem die Beſcheinigung ausſtellenden 
Beamten bekannt geworden ſei. Daher ſei mit Recht nach der Vor⸗ 
ſchrift des Art. 2 a. a. O. verfahren. 

Der Grundſtückseigeutümer hat gegen den ſo begründeten Be⸗ 
ſchluß des LG. weitere Beſchwerde eingelegt und rügt unrichtige 
Anwendung der Vorſchrift der VO. vom 18. Juni 1926. 

Möglicherweiſe aufwertungsfähig ſind erloſchene Handfeſten⸗ 
rechte nur dann, wenn der Gläubiger den Anſpruch auf Aufwertung 
bis zum 1. Jan. 1926 bei der AufwStelle angemeldet hat. Nur 
dann kommt ein Vermerk gem. Art. 2 a. a. O. in Frage. Dann 
aber iſt er auch unter entſprechender Anwendung dieſer Vorſchrift 
geboten, ſofern für den Grundbuchrichter aus den Handfeſten⸗ 
eintragbüchern, den Akten betreffend Anlegung des Grundbuchs 
oder den Grundalkten feſtſtellbar iſt, daß das Recht beſtanden hat, 
aber wegen Nichtanmeldung innerhalb Ausſchlußfriſt erloſchen iſt. 
Die in Art. 2 a. a. O. vorgeſchriebene Angabe des Zeitpunktes der 
Löſchung im Grundbuch iſt durch die Angabe des Zeitpunktes des 
Erlöſchens zu erſetzen. Grundſätzlich iſt alſo ein Vermerk über das 
mögliche Beſtehen von AufwAnſprüchen aus Handfeſtenverſatz als 
zuläſſig zu erachten, er kann aber nur für den Grundbuchrichter 
feftftellbare beſtimmt anzugebende Handfeſtenrechte betreffen und 
muß die Angabe des Zeitpunktes ihres Erlöſchens enthalten. Ein 
Vermerk allgemeinen Inhalts, daß möglicherweiſe AufwAnſprüche 
ans erloſchenen Handfeſteurechten beſtehen, iſt mit der Vorſchrift des 
Art. 2 a. a. O. auch bei nur eutſprechender Anwendung nicht ver⸗ 
einbar. Denn die Vorſchrift beſagt nicht, daß möglicherweiſe er⸗ 
loſchene und aufwertungsfähige Rechte im Hypothekenbrief zu 
vermerken ſind, ſondern nur beſtimmt nach Inhalt und Zeit⸗ 
punkt der Löſchung zu bezeichnende Rechte, die möglicherweiſe auf⸗ 
wertungsfähig ſind. 

Hiernach unterliegt die angefochtene Entſch. der Aufhebung, 
weil ein fo allgemeiner Vermerk, wie der vom GrBA. im Hypo⸗ 
thekenbrief aufgenommene, geſetzlich nicht zuläſſig erſcheint, die 
Entſch. ſomit auf einer Geſetzesverletzung beruht. 

Daneben könnte in Frage kommen, ob nicht weitere in der 
Eutſch. anerkannte Beweisgrundſätze verletzt find. In dieſer Rich⸗ 
tung wäre zu erwägen, daß zwar die formelle Beweisregel des 
8 418 ZPO. für das Grundbuchverfahren nicht ausdrücklich für an⸗ 
wendbar erklärt iſt (vgl. § 15 F.), daß aber einer amtlichen 
Beſcheinigung, zumal wenn ſie, wie hier, nach dem Willen des Ge⸗ 
ſetzgebers beſtimmt iſt, dem Grundrichter den Nachweis beſtimm⸗ 
ter Tatſachen zu erbringen (vgl. Art. 126 DurchfVO. zum Aufwch.), 
nur dann die Beweiskraft abgeſprochen werden kann, wenn be⸗ 
ſtimmte konkrete Tatſachen gegen ihre Richtigkeit angeführt werden 
können. Es bedarf aber keiner Feſtſtellung einer hierin zu er⸗ 
blickenden Geſetzesverletzung, welche nur zur Zurückweiſung an den 


Zu 1. Ich ſtelle mir vier Arten von Blankovollmachten vor. 
Die erſte: Name des Vollmachtgebers mit vorſtehendem Datum 
auf einem ſonſt unausgefüllten Blatte Papier, das ſpäter mit dem 
Vollmachtsinhalte und dem Namen des Bevollmächtigten vom Papier⸗ 
inhaber ausgefüllt wird. Nach klarem Verbote des § 129 BGB. kaun 
dieſe Blankovollmacht vom Grundbuchamte (Güthe⸗Triebel, 
Anm. 115 zu 829) nicht als Urkunde des 829 GBO. anerkannt 
werden, weil eine Unterſchrift eine darüber ſtehende ſchriftliche Er⸗ 
klärung vorausſetzt und deshalb nach Art. 31 Preuß. Freiw. leine 
Beglaubigung einer „Unterſchrift“, ſondern nur eine Beſchei⸗ 
nigung, daß „N. N. in N. ſeinen vorſtehenden Namen gezeichnet“ 
habe, erteilt werden durfte. Vorausgeſetzt iſt natürlich, daß das 
Grundbuchamt den Sachverhalt erkennt. 

Die zweite bis vierte Art der Blankovollmachten iſt, daß der 
Vollmachtgeber Datum und Unterſchriſten auf einen Bogen Papier 
a) nur mit der Überſchrift „Vollmacht“ oder „Blaukovollmacht“, 
b) mit dem Vollmachtsinhalte ohne Nennung des Bevollmächtigen 
oder unter Angabe des jeweiligen Juhabers der Vollmacht als 
Bevollmächtigten und o) mit dem Namen bzw. Nennen des Bevoll⸗ 
mächtigten wie b) ohne Angabe des Vollmachtsinhalts ſetzt und 
ſeine diesmal wahre „Unterſchrift“ zuläſſig gerichtlich oder notariell 
beglaubigen läßt. Hier liegt die von $ 129 BGB. erforderte ſchriftliche 
Erklärung über der Unterſchrift vor. Denn ſchon die Überſchrift „Voll 
macht“ ohne weiteren Zuſatz bedeutet klar: Ich erteile Blankovoll⸗ 
macht. Der berechtigte Inhaber dieſer drei Blankovollmachten kann 
ſie nach ſeinem berechtigten Ermeſſen benutzen oder, ſoweit ſie nicht 
ausgefüllt ſind, ausfüllen, ſodann mittels ihrer über Grundſtücke 
oder Grundſtücksrechte des Vollmachtgebers verfügen, und das Grund⸗ 
buchamt kann die Vollmacht nebſt Eintragungsbewilligung nur be⸗ 
anſtanden, weun es nicht bloß Zweifel hat oder entfernte Möglichkeiten 
befürchtet, ſondern tatſächliche Unterlagen für die unrichtige Aus⸗ 
füllung oder Benutzung hat. Welcher Art die Blaukovollmacht der 


Vorderrichter führen könnte, weil der oben dargelegte Grund 
darüber hinaus die Aufhebung der Vorentſcheidungen und die im 
Spruch getroffene Anordnung rechtfertigt. 

(OSG. Hamburg, 1. 38, Beſchl. v. 20. Sept. 1926, F 91/26.) 


Halle. Landgerichte. 

1. 88 129, 133, 181 BGB; 829 GBO. Blankovoll⸗ 
machten ſind im Grundbuchverkehr zuläſſig. F) 

Auch öffentliche Urkunden unterliegen der Auslegung nach 8 133 
BGB. Es iſt alſo auch bei ihnen der wirkliche Wille der Ausſteller 
zu erforſchen, und es darf nicht am Wortlaut gehaftet werden. Be⸗ 
rückſichtigt man nun, daß es im Verkehrsleben in weitem Maße ge⸗ 
bräuchlich iſt, Blankovollmachten auszuſtellen, und daß in dieſen 
Fällen der Wille der Ausſteller regelmäßig dahin geht, daß jeder 
Juhaber der Urkunde berechtigt fein ſoll, von der Vollmacht Gebrauch 
zu machen, ſo wird man auch bei einer in öffentlicher Form aus⸗ 
geſtellten Blankovollmacht, ſofern nicht beſondere Umſtände dagegen 
ſprechen, im Wege der Auslegung regelmäßig zu dem Schluß kom⸗ 
men können, daß der Wille des Ausſtellers der gleiche war. Die 
Zuläſſigkeit einer ſolchen auf den Inhaber geſtellten Vollmacht be⸗ 
zweifelt auch das KG. in KGJ. 35, 227 nicht. Es glaubt nur ihr die 
für den Grundbuchverkehr notwendige Beweiskraft abſprechen zu 
ſollen. Aber dieſe Annahme beruht wohl auf den beſonderen Umſtän⸗ 
den des dort entſchiedenen Falles, wo aus anderen, nicht in öffent⸗ 
licher Form dargetanen Umſtänden hervorging, daß es der Wille des 
Ausſtellers geweſen war, nicht jeden Inhaber der Urkunde zu be⸗ 
vollmächtigen. Im vorliegenden Falle dagegen ſind irgendwelche An⸗ 
haltspunkte, die auf einen derartigen, von der Verkehrsſitte ab⸗ 
weichenden, eingeſchränkten Willen des Ausſtellers ſchließen laſſen 
könnten, nicht hervorgetreten. Es kann deshalb davon ausgegangen 
werden, daß jeder Inhaber der Urkunde berechtigt ſein ſollte, von der 
Vollmacht Gebrauch zu machen. Eines weiteren Nachweiſes der Ver⸗ 
tretungsmacht bedarf es daher nicht (vgl. Ober neck, Notariats⸗ 
recht, S. 202). 

(LG. Halle, 5. 3K., Beſchl. v. 7. Juni 1926, 6 T 141/26.) 
Mitgeteilt von LGR. Dr. Weißler, Halle a. d. S. 


B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 
Reich. 
Reichsverſichernngsamt. 
Berichtet von Präſ. Dr. v. Ols hauſen, Berlin. 

1. 8 194 AVG. Entſcheidung bei Streit über die 

Beitragsleiſtung. f 
Liegt eine gültige gemeinſame Erklärung des Arbeitgebers und 
Arbeitnehmers i. S. des 8 193 AVG. darüber vor, ob der Verſiche⸗ 
rungspflichtige der Angeſtellten⸗ oder der Invalldenverſicherung zu 
unterſtellen iſt, ſo iſt eine ſachliche Nachprüfung des Verſicherungs⸗ 
verhältniſſes unter den Geſichtspunkten des 8 1 AVG. den Ver⸗ 
ſicherungsbehörden entzogen. Iſt aber ſtreitig, ob eine ſolche rechts⸗ 
gültige Erklärung nach 8 193 Abſ. 1 beſteht, jo greift 8 194 Platz, 
wonach bei Streit über die Beitragsleiſtung allgemein das Beitrags⸗ 
verfahren zu eröffnen iſt. Es iſt alſo auch beim Vorliegen einer Er⸗ 
klärung aus 8193 noch für ein Streitverfahren nach 8 194 Raum. 

(NVA., Entſch. v. 6. Mai 1926, II AV 28/25.) O.] 


Entſch. Halle war, iſt leider nicht geſagt. Wer eine ſolche Vollmacht 
zu a—e aus der Hand gibt, muß und will ſich gefallen laſſen, daß 
davon im weiteſten Umfange, z. B. zur vollen Verfügung über ein 
Grundſtück oder Grundſtücksrecht des Vollmachtgebers, Gebrauch ge⸗ 
macht wird. Daran iſt auch das Grundbuchamt gebunden. Die Blanko⸗ 
vollmacht iſt in zahlreichen Fällen des Verkehrs gebräuchlich und oft 
unentbehrlich. Warum ſoll fie dies nicht im Grundbuchverkehr ſein!? 
Das Grundbuchamt ſoll nicht ein den Verkehr hinderndes, ſondern 

beförderndes Amt fein! Ich ſtimme daher dem LG. Halle bis auf die 
Beurteilung der Entſch. des RS. in Johow 35, 227 zu. Dort wird 
ſowohl das Vorliegen wie die Abſicht der Erteilung einer Blanko⸗ 
vollmacht in dem Falle („Endlich wird der ... ermächtigt, auf⸗ 
zulaſſen“) abgelehnt. Das KG. ſagt aber, daß jede nachträgliche 
Ausfüllung der Vollmacht einer neuen Beglaubigung der Unterſchrift 
des Ausſtellers bedürfe und daß die Vollmacht ohne ſolche keine 
Beweiskraft für das Grundbuchamt mehr biete, wenn nachträglich 
ein weſentlicher Teil nach der erſten Unterzeichnung und Beglau⸗ 
bigung hinzugefügt iſt. Darauf beruht aber der Irrtum des KG. 
Dieſer Satz trifft für alle übrigen Urkunden zu. Nicht aber für die 
Blankovollmacht! Solche Zuſätze ſind das Weſentliche und die Natur 
einer Blankovollmacht! Sonſt kann ſie nicht beſtehen! Iſt es nun 
Rechtsſatz, daß der Vollmachtgeber, wie oben gezeigt, durch ſolche 
Zufätze bei einer Blankovollmacht gebunden iſt, jo muß ihn das 
Grundbuchamt ebenfalls gelten laſſen, falls die Blankovollmacht 
als ſolche erkennbar if. Es bedarf daun keiner Beweiskraft mehr, 
weil der offenkundige Rechtsſatz gemäß 8 29 GBO. die ſonſt fehlende 
Beweiskraft wegen der Zuſätze erſetzt. Im übrigen iſt jeder Einzelfall 
für ſich zu beurteilen! Im Falle a) iſt es zweckmäßig, zu „Blanko⸗ 
vollmacht“ noch den Zuſatz zu machen: „mit“ oder „ohne Befreiung 
von § 181 BGB.“. Ag. Ricks, Berlin. 
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L 
Streitfragen aus dem Auſwertungsgeſetz. 
Von Rechtsanwalt Dr. H. H. Bernſtein, München. 
(Fortſetzung aus JW. 1925, 2652; 1926, 224, 744, 1620, 2128. Abgeſchloſſen 10. November 1926.) 


Vorbemerkung. 


ds ohne Zuſatz bezeichnen die Paragraphen des AufwG. Ar⸗ 
tikel ohne Zuſatz bezeichnen die Artikel der DurchfVO. zum 
AufwG. v. 29. Nov. 1925. 
Allgemeine Beſtimmungen des Aufwertungsgeſetzes. 
Gegenſtand der Aufwertung, Sondergeſetze und Geltungsbereich. 
. Berechnung des Goldmarkbetrages. 
Allgemeine Regel. 
. Sonderfälle. 
Hypothekenaufwertung. 
„Aufwertung des dinglichen Rechts. 
. Normalaufivertung des dinglichen Rechts. 
Erwerbsvermutung und Sonderfälle. 
. Herabjegung der Aufwertung. 
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X. Allgemeine Beſtimmungen des Aufwertungsgeſetzes. 


1. Gegenſtand der Aufwertung, Sondergeſetze und Geltungsbereich. 

a) Wird durch eine nach dem 31. Juli 1914 vereinbarte Gold⸗ 

münzklauſel die Wertbeſtändigkeit des Anſpruchs geſichert und 
damit die Anwendung des 81 ausgeſchloſſen? 

Ja: Denn die Verordnung v. 28. Sept. 1914 bezieht ſich nur 
auf vor dieſem Zeitpunkt vereinbarte Zahlungen mit Gold⸗ 
münzklauſel: (unter Zitierung zahlreicher Rechtſprechung) 
Sonntag, Deutſche Steuerzeitung 1926, 642; anſcheinend 
auch: Karger 37 und Schlegelberger 86. 

Nein: Denn Goldmünzklauſeln haben nach § 245 BGB. ihre 
Bedeutung verloren, da Goldmünzen nicht mehr im Um⸗ 
lauf ſind und Zahlung daher ſo zu leiſten, wie wenn die 
Münzſorte nicht beſtimmt wäre: Quaſſowski 49. 

b) Welche Wirkung hat eine an ſich zwar nicht eintragungsfähige, 
trotzdem aber im Grundbuch eingetragene Goldwertklauſel? 
Die Goldwertklaufel iſt für die dingliche Aufwertung unwirk⸗ 

ſam, dieſe iſt als Papiermarkhypothek aufzuwerten; da⸗ 
gegen iſt die perſönliche Forderung wertbeſtändig, eine Auf⸗ 
wertung kommt nicht in Frage: Quaſſowski 48; 
Sonntag, Deutſche Steuerzeitung 1926, 642; Emme- 
rich 102. 

Die perſönliche Forderung iſt ebenſo wie die dingliche Seite 
der Hypothek nur als Papiermarkforderung aufzuwerten: 
Mügel 168 und die dort zitierte Rechtſprechung Schle⸗ 
gelberger 87; Nadler 138. 

c) Kann eine Goldklauſel hilfsweiſe als Goldwertklauſel auf⸗ 
gefaßt werden? 

Nein: berrſchende Meinung, vgl. insbeſ. KG. 14. April 1926, 
Rechtſprechung in Aufwertungsſachen 1. Ig. Nr. 200 S. 412. 

Bedenken: Michaelis 36. 

d) Iſt unter dem in § 1 Abſ. 1 Satz 2 „für die Aufwertung 
vorgeſehenen Maß“ nur die Normalaufwertung oder auch die 
Individualaufwertung im Einzelfall zu verſtehen? 
Erſteres: In den Fällen der freien Aufwertung der per⸗ 

ſönlichen Forderung nach 8 10 iſt, da hier die Aufwertung 
ohne Beſchräukung zugelaſſen iſt, ein Maß für die Aufwer⸗ 
tung i. S. des SI Abſ. 1 Satz 2 gar nicht vorgeſehen: 
Quaſſowski 50, Schlegelberger 85. 

Letzteres: Mügel 190 und Mügel N. 200, wo er ſich 
ausführlich mit der gegenteiligen Anſicht auseinanderſetzt; 
ebenſo: Michaelis 38. 

e) a) Wie iſt eine Wahlſchuld aufwertungsrechtlich zu behandeln? 
Der Gläubiger oder Schuldner (je nach Wahlrecht) kann den 
Aufwertungsbetrag oder den anderen Betrag verlangen: 
Schlegelberger 83; Lehmann 60; Mügel N. 200. 
In Fällen, in welchen ein Anſpruch auf Mark und auf eine 
ausländiſche Währung lautet, iſt zunächſt der Wille der 
Partei zu prüfen, da es ſich oft nur um Feſtſetzung eines 
Verhältnisſatzes der Mark zur ausländiſchen Währung han⸗ 
delte. Es liegt dann eine reine Markvexpflichtung vor. 

B) 991821 kurzgeſicherte Anſprüche dem Aufwertungs⸗ 
geſetz? 

Ja: Mayer, Fchfdtg. 22. Juni 1925, 457. 

Nein: Quaſſowski 47; Emmerich 103. 

1) Kann bei einem Anſpruch auf eine Sachleiſtung, bei dem als 
facultas alternativa eine Geldleiſtung vereinbart iſt, für letz⸗ 
tere eine Aufwertung in Frage kommen? 

Ja: (unklar) Emmerich 104. 

Nein: Schlegelberger 232. 


g) Kann dem Rückforderungsanſpruch bezüglich eines Betrages, 
der eine Naturalobligation betraf und dieſe überſtieg, mit der 
Aufwertung der Naturalobligation begegnet werden? 

Ja: Mügel 188; eingeſchränkt: Mügel N. 199. 
Nein: wenn auch mit Bedenken: Schlegelberger 82. 

h) Ergreift die Aufwertung des Hauptanſpruchs in demſelben 

Umfaug den Nebenanſpruch (Pfandrecht) uſw.? 

Ja: herrſcheude Meinung. 

Nein: Roth 54; Karger, 23.1925 Sp. 363; Roth, 
JurgRdſch. 1925 Sp. 80. 

i) Iſt die Wirkung des AufwG. ausſchließlich auf das privat⸗ 
rechtliche Gebiet beſchränkt? 

Ja: Schlegelberger 21; Mügel 139; Kiefersauer 
25; Emmerich 106. 
Nein: Abraham 74. 

k) Hat über die Höhe der Aufwertung bei Enteignung einer 
Nachhypothek gem. § 6 des Geſ. v. 23. Juni 1923 das ordent⸗ 
liche Gericht oder die AufwStelle zu entſcheiden ? 
Erſteres: Schlegelberger 348. 

Letzteres: Emmerich 109. 

) Iſt durch das Reichsgeſ. v. 18. Aug. 1923 in Verbind. mit der 
preuß. VO. v. 8. Sept. 1923 das AG. ausſchließlich als Aufw⸗ 
Stelle zuſtändig oder iſt daueben der ordentliche Rechtsweg 
offen gelaſſen? 

Erſteres: Emmerich 110. 
Letzteres: KG., Juri). 1925 Sp. 1669. 

m) Iſt für die Aufwertung von Forderungen, auch hypothekariſch 
geſicherten, das Recht des Erfüllungsortes oder des Wohn⸗ 
ſitzes bzw. Sitzes des Schuldners maßgebend? 

Erſteres: Emmerich 97; Quaſſowski 51. 
Letzteres anſcheinend: Gribel 55; Schlegelberger 81. 

n) Iſt auf ausländiſche Rechtsverhältniſſe, für welche jedoch un 
Inland ein Gerichtsſtand begründet iſt, das AufwG. an⸗ 
wendbar? 

Ja: Mügel 141; Obermaier, 23.1925 Sp. 1210. 
Nein: Emmerich 97. 

o) Kann die Anwendung eines die Aufwertung ablehnenden aus⸗ 
ländiſchen Rechts aus Art. 30 EGBGB. abgelehnt werden? 
Ja: Lehmann, Steuer u. Wirtſchaft 1924 Sp. 253; vgl. 

RG. 25. Juni 1926 Aufw Kart. § 86 Nr. 2. 
Nein: Emmerich 97. 


2. Berechnung des Goldmarkbetrages. 


A. Allgemeine Regel. 

a) Gilt § 2 auch für Anſprüche, welche der freien Aufwertung 
unterliegen? 

Nein: Früher beſtritten (vgl. II 2a der Streitfragen), nun⸗ 
mehr RG. 28. April 1926 Rechtſprechung in Aufwertungs⸗ 
ſachen 1. Ig. Nr. 206 S. 422 u. OLG. Nürnberg 24. April 
1926 Rechtſprechung in Aufwertungsſachen Nr. 205 S. 421. 

b) Welcher Zeitpunkt iſt gem. § 2 Abſ. 1 der Berechnung zu⸗ 

grunde zu legen, wenn ſich der Erwerb über einen Zeikraum 

erſtreckt, d. h. mehrere Tatſachen zum Tatbeſtand des Erwerbs 
erforderlich find? 

Derjenige Zeitpunkt, in welchem der letzte zum Erwerb er⸗ 
forderliche Rechtsakt erfolgt; denn es iſt Erwerb im Rechts⸗ 
finne gemeint und dieſer iſt damit exit vollendet: Quaſ⸗ 
ſowski 60; Emmerich 117; Nadler 140; Kiefers⸗ 
auer 103; Bernſtein 9; KG. 24. Juni 1926 JW. 
1926, 2208 und 17. Juni 1926 JW. 1926, 2093; LG. 
Freiburg 29. Okt. 1925 JW. 1926, 273; vgl. auch OLG. 
Darmſtadt 4. März 1926 Heſſotſpr. 1926, 85 und CEretſch⸗ 
mar, Frkft Ztg. 31. Jan. 1926, Nr. 81. 

Derjenige Zeitpunkt, in welchem die zum Erwerb gehörende 
Einigung zuſtandegekommen iſt: Mügel N. 204 und An⸗ 
merkung zu der erwähnten Entſch. des LG. Freiburg; ähn⸗ 
Be anſcheinend OLG. Stuttgart 5. Juni 1926 JW. 1926, 
2210. 

Sit die einer Reſtkaufgeldhypothek zugrunde liegende perſön⸗ 

liche Forderung erſt mit der Eintragung oder ſchon mit dem 

Abſchluß des Kaufvertrags erworben? 

Früher ſehr beſtritten, nunmehr: maßgebend iſt der Abſchluß 
des Kaufvertrags; denn unter „Begründung der Forde⸗ 
rung“ kann nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch nur 
der Zeitpunkt verſtanden werden, wo ihre rechtliche Grund⸗ 
lage geſchaffen iſt. Das iſt bei einer Kaufgeldforderung 
mit dem Abſchluß des Kaufvertrags der Fall: RG. 23. Juni 
ee e een, 1956, 


c) 


55. Jahrg. 1926 Heft 26 


d) Erfolgt die Umrechnung für den erſten (Urſprungs⸗) Erwerb 
immer nach dem Nennbetrag? 

Ja: Mügel 199; Mügel N. 205; Emmerich 116; Kie⸗ 
fersauer 103. 

Nein: Lehmann 68; Schlegelberger 90. 

e) Verliert eine vor dem 13. Febr. 1924 erklärte Abtretungs⸗ 
erklärung, welche bis zu dieſem Tage noch nicht zu einem Er⸗ 
werb des Rechts geführt hat, mit dieſem Tage ihre Wirkung? 
Ja: Die Abtretungserklärung bezog ſich auf eine Papiermark⸗ 

hypothek, während eine ſolche vom 14. Febr. 1924 an nicht 
mehr vorhanden und an ihre Stelle eine Goldmarkhyvotheh, 
alſo etwas ganz anderes getreten war: OLG. Breslau 
2. Dez. 1925 Jurgdſch. 1926 Nr. 597 Sp. 486. 

Nein: Die Abtretung bezog ſich auf die Hypothek als ſolche, 
ihre Identität blieb unverändert: Quaſſowski 61. 

1) Welcher Betrag iſt als Nennbetrag i. S. des §2 anzuſehen, 
wenn nach dem Inhalt des Schuldverhältniſſes der Schuldner 
mehr zurückzubezahlen hat als er ſeinerzeit vom Gläubiger 
erhalten? 

Maßgebend iſt der Rückzahlungsbetrag: Quaſſows hi 56; 
Schlegelberger 89; Karger 39. 

Es kommt darauf an, wie die Höhe der Schuld im Vertrag 
feſtgelegt wurde. Iſt die Höhe der Summe genannt, welche 
vom Schuldner zurückbezahlt werden ſoll, ſo iſt der Rück⸗ 
zahlungsbetrag maßgebend; iſt aber die Summe genannt, 
welche der Gläubiger leiſtet, ſo iſt dieſe der Berechnung 
zugrunde zu legen: Müge!l Nr. 205. 

g) Liegt ein Erwerbspreis i. S. des 8 2 auch dann vor, wenn er 
ſeinerzeit nicht in Papiermark, ſondern in wertbeſtändigen 
Zahlungsmitteln oder Sachwerten hingegeben wurde? 

Ja: Karger 40. 

Nein: Michaelis 42 und Mügel N. 205. 

h) Liegt entgeltlicher Erwerb vor, wenn eine Hypothek zur 
Sicherung einer bereits beſtehenden Forderung begründet 
wird? 

Ja: Im Regelfalle liegt entgeltlicher Erwerb vor, wobei nach 
Lage des Falles zu entſcheiden iſt, was als Entgelt an⸗ 
zuſehen: Quaſſowski 88; Schlegelberger 90. 

Nein: Lehmann 68; Levis 15. 


B. Sonderfälle. 

a) Welcher Zeitpunkt iſt für die Berechnung des Goldmarkbe⸗ 
trages maßgebend, wenn die Übertragung eines Rechts durch 
Rückübertragung hinfällig wird? 

Bei Nichtigkeit oder wirkſamer Anfechtung oder treuhände⸗ 
riſcher Übertragung iſt immer der urſprüngliche Erwerb 
maßgebend: herrſchende Meinung. 

Wird das Recht nur durch Vereinbarung rückübertragen, ſo iſt 
der urſprüngliche Erwerb maßgebend: Quaſſowski 64; 
eingeſchränkt: Mügel N. 206; anders: der neue Erwerb 
iſt maßgebend: Nadler 143; Cretſchmar Frlft. Ztg. 
18. Okt. 1925 Nr. 777. 

b) Liegt ein Gläubigerwechſel vor, wenn bei Auseinanderſetzung 
einer Bruchteilsgemeinſchaft das Recht einem Beteiligten über⸗ 
wieſen wird? 

(Vgl. Streitfragen II 2 e u. f.) 

Ja: Schlegelberger 97; Quaſſowski 54; Leh- 
mann 70; Emmerich 118; Karger 45. 

Nein: Mügel 205; Gribel 59. 

e) Kann ſich der Eigentümer gegenüber der Behauptung einer 
treuhänderiſchen Übertragung einer Hypothek auf den öffent⸗ 
lichen Glauben des Grundbuchs berufen, ſchützt alſo der öffent» 
liche Glaube des Grundbuchs vor der Verſchiebung des Zeit— 
punkts des Erwerbs? 

Ja: Karger, Grundeigentum 1925 S. 1820. 

Nein: Quaſſowski 66; Nadler 143; KG. 16. Juli 1926 
Rechtſprechung in Aufwertungsſachen 1. Ig. Nr. 221 ©. 455. 

d) Iſt eine erweiternde Auslegung der in 83 getroffenen Ein⸗ 
zelregelung zuläſſig? (Vgl. Streitfragen II 2 d.). 

Ja: Mügel 205; Emmerich 117; Nadler 140; Grau, 
Jurqdſch. 1925 Sp. 944; KG. 14. Mai 1926, JW. 1926, 2097 
und KG. 23. Juli 1926, JW. 1926, 2368, 

Nein: Lehmann 76; Kiefersauer 107. 

e) Welcher Zeitpunkt iſt für den Nacherben als Erwerbstag an⸗ 
zuſehen, wenn der Vorerbe für den Nachlaß Rechte erworben hat? 
Der Erwerb durch den Vorerben: Quaſſowski 66; Leh- 

mann 79. 

Der Erwerb durch den Erblaſſer: Schlegelberger 98. 

4) Fällt Erwerb als Pflichtteil unter 8 3 Abſ. 1 Ziff. 2 oder 4? 
Ja: Quaſſowski 66; Mügel 204; Gribel 59; Schle⸗ 

gelberger 98; Michaelis 47: Nadler 141: Grau, 
JurRdſch. 1925 Sp. 944. 
Vgl. auch KG. 31. März 1926 — Rechtſprechung in Aufwer⸗ 
tungsſachen, Sonderheft Nr. 2 S. 5. 
Nein: Lehmann 79; Emmerich 117. 
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g) Welcher Erwerb iſt maßgebend bei einer von einem Dritten ge⸗ 
währten Ausſtattung? 

Im allgemeinen der Erwerb durch den ausſtattenden Drit⸗ 
ten gemäß 8 3 Ziff. 11: 

Karger 45; Lehmann 80; Schlegelberger 99; Quaſ⸗ 
ſowski 67; Gribel 59. 

Der Erwerb durch den ausſtattenden Dritten iſt nur ſo weit 
maßgebend, als das den Umſtänden entſprecheude Maß über- 
ſtiegen iſt: Michaelis 47. 

h) In welchem Sinne iſt das Treuhandverhältuis des 83 Abſ. 1 
Ziff. 7 auszulegen? 

Nicht in dem engeren Sinn des R., wonach ein Treu⸗ 
handverhältnis nur vorliegt, wenn der eine (Treugeber oder 
Treuhandgeber) aus feinen Vermögen dem anderen (Treuhäu⸗ 
der) einen Gegenſtand zu treuen Händen anvertraut, d. h. 
übereignet, ſondern es iſt auch daun gegeben, wenn jemand einen 
Gegenſtand lediglich für Rechnung und im Intereſſe eines an⸗ 
deren als ſtiller Stellvertreter für dieſen von einem Dritten er⸗ 
wirbt: 

Quaſſowski 67; Lehmann 80; Michaelis 48; Em⸗ 
merich 118; Mügel 204; Mügel N. 208; Nadler 141; 
Karger 45; KG. 4. Sept. 1926, Rechtſprechung in Aufwer⸗ 
tungsſachen 1. Jahrg. Nr. 322 S. 645. 
Über die Auslegung des wirtſchaftlichen Begriffs des Treu⸗ 
handverhältniſſes vgl. auch OLG. Darmſtadt 8. April 1926, Heſſ. 
Rechtſprechung 1926 S. 142. 
i) Wie iſt der Erwerb eines Fideikommiſſes zu beurteilen, wenn 
der Übergang nicht durch einen Todesfall veranlaßt iſt? 
Auch dann liegt mit dem übergang kein Neuerwerb vor, 

weil es ſich um einen dem Erwerb von Todes wegen gleichzu⸗ 
ſtellenden Fall handelt: Mügel 205; Mügel N. 208; 
Quaſſowski 64, 

weil es ſich um den Erwerb eines Vermögens als Ganzes han⸗ 
delt: Lehmann 81; Schlegelberger 99. 

k) a) Liegt bei der übernahme eines Vermögens eines Einzel⸗ 
kaufmauns nach 8 25 HGB. die Übernahme eines Vermögens 
i. S. des 83 Abf. 1 Ziff. 8 vor oder kann dieſe Beſtimmung 
wenigſtens analog angewendet werden? 

Ja: Das Vermögen einer von einem Einzelkaufmann be⸗ 
triebenen Firma iſt rechtlich genügend verſelbſtändigt, um 
unter 83 Abſ. 1 Ziff. 8 zu fallen; insbeſondere ſpricht hierfür, 
daß der Geſchäftsübernehmer ja auch für die Schulden haftet: 
Lehmann 81; Mügel N. 207; Emmerich 108. 

Nein: Eine ſolche Auslegung iſt mit dem Geſetzeswortlaut 
ſchwerlich vereinbar, auch eine anloge Anwendung erſcheint 
nicht geboten. Denn bei Übertragung eines Teiles einer Ver⸗ 
mögensmaſſe wird das Entgelt durch die Zugehörigkeit von 
Hypotheken zur Maſſe eher beeinflußt worden ſein als in 
Fällen, in denen das Geſamtvermögen übertragen wird: 
Quaſſowski 68; Schlegelberger 99. 

6) Kann auch die Übernahme eines verſelbſtändigten Vermögens⸗ 
teiles unter 8 3 Abſ. 1 Ziff. 8 fallen? 

Ja: Die Beſtimmung iſt erweiternder Auslegung dahin fähig, 
daß dieſe Vorſchrift auch auf Fälle auszudehnen iſt, in denen 
nicht ein ganzes Vermögen, ſondern neben der Schulden⸗ 
haftung eine relativ verſelbſtändigte Vermögensmaſſe über⸗ 
tragen wird: RG. 23. Juli 1926, JW. 1926, 2368. 

Nein: Quaſſowshi 69. 

1) Fällt auch die Übernahme eines Vermögens einer OHG. durch 
einen der Geſellſchafter unter § 3 Abſ. 1 Ziff. 8 
Ja: Lehmann 81; Schlegelberger 99; Nadler 140, 

141; KG. 21. Aug. 1926, Jurdſch. 1926 Nr. 1725. 

m) Fällt der Erbſchaftskauf unter $ 3 Abſ. 1 Ziff. 8 

Ja: Im Falle des Erbſchaftskaufs gehen auch die Schulden mit 
über (88 2378, 2382 BGB.): Mügel N. 207. 

Nein: Nicht das Vermögen als ſolches, ſondern ein Inbegriff 
von Sachen und Rechten bildet den Gegenſtand der Veräuße⸗ 
rung: Quaſſowski 68. 

n) Iſt der Begriff der Schenkung des 8 3 Abſ. 1 Ziff. 11 i. S. des 
§ 516 BGB. oder iſt darunter jede unentgeltliche Zuwendung 
zu verſtehen? 

Erſteres: Schlegelberger 100 ohne nähere Begrün⸗ 
dung; anſcheinend auch Michaelis 48; Gribel 60. 
Letzteres: Mit Rückſicht auf den geſetzgeberiſchen Grund wird 
man den Begriff der Schenkung hier in dem weiteren Sinne 
jeder unentgeltlichen Zuwendung zu verſtehen haben: Quaſ⸗ 

ſowski 70; KG. 24. Juni 1926, JW. 1926, 1999. 
Vgl. auch Emmerich 116; Lehmann 68; Mügel 203. 

o) Wie iſt 83 Abſ. 1 Ziff. 11 bei einer gemiſchten Schenkung an- 
zuwenden? (Vgl. Streitfragen II 2 k.) 

Die Vorſchrift gilt für den ganzen Erwerb, da ein einheitliches, 
in Schenkungsabſicht vorgenommenes Geſchäft gegeben iſt: 
Mügel 204; Mügel N. 208; Schlegelberger 100. 

Iſt durch Parteivereinbarung feſtgelegt, welcher Bruchteil des 
Rechts durch die Zahlung abgegolten werden ſoll, ſo gilt die 
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Vorſchrift nur für den durch die Zahlung nicht abgegoltenen 
Teil des Rechts: Quaſſowski 70; ähnlich: Levis 22. 
Bei gemiſchter Schenkung iſt das Geſchäft in einen entgeltlichen 

und einen unentgeltlichen Teil zu zerlegen und nur für letzte⸗ 
ren iſt die Vorſchrift anwendbar: Lehmann 82; Kar⸗ 
ger 46; vgl. auch: Michaelis 42. 

p) Gilt 8 3 Abſ. 2 auch für den Fall der Forderungsauswechſelung 

nach § 1180 BB. 7 

Ja: anſcheinend Michaelis 49; Emmerich 118. 

Nein: Der Erwerbstag der Hypothek bleibt zwar an ſich be⸗ 
ſtehen, der Goldmarkbetrag iſt aber nach dem Erwerbstag 
der Forderung zu berechnen, welche an die Stelle der bis⸗ 
herigen tritt; bleibt er hinter dem Goldmarkbetrag der frü⸗ 
heren Forderung zurück, ſo wird hierdurch auch die Aufwer⸗ 
tung der Hypothek berührt, § 4: Schlegelberger 101; 
Quaſſowski 73; Nadler 143; Lehmann 83; Mü⸗ 
gel N. 210, nunmehr klargeſtellt gegen Mügel 205; KG. 
6. Mai 1926, JW. 1926, 1823. 

) Liegt in einer anläßlich einer Prolongation erfolgenden Ande⸗ 
derung des Zinsſatzes eine Neubegründung des Rechts? 

Ja: Hirſchfeld, Weſer⸗Ztg. 7. Dez. 1925 Nr. 647. 

Nein: Mügel 205; Lehmann 82; Schlegelberger 
101; Karger 46; Quaſſowski 71; Michaelis 49; 
Nadler 143. 


XI. Sypothekenaufwertung. 


1. Aufwertung des dinglichen Rechts. 
A. Normalaufwertung des dinglichen Rechts. 

a) Kaun des Aufwertungsgeſetz, insbeſ. die Abſchnitte II und III 
auch auf Rechte angewendet werden, welche auf ſolchen Grund⸗ 
ſtücken ruhen, für die das Grundbuch noch nicht angelegt iſt? 
Ja: Einerſeits hat der Geſetzgeber an dieſen Fall nicht ge⸗ 

dacht, andererſeits die Anwendung des Aufwertungsgeſetzes 
für ſolche Bezirke nicht ausgeſchloſſen. Abſchnitt II u. III find 
daher entſprechend anwendbar, insbeſ. aber auch das ganze Ver⸗ 
fahren über die Aufwertungsſtelle zu leiten: Cretſchmar, 
Frkft. Ztg. 7. Febr. 1926 Nr. 100. 

Nein: Die Anwendung kann höchſtens bei denjenigen landes⸗ 
rechtlichen Grundſtückspfandrechten in Betracht kommen, 
welche entſprechend den hypothekeurechtlichen Beſtimmungen 
des BGB. geſtaltet find: Quaſſowski 75. 

b) Kann die Hypothek (dingliche Seite) trotz 8 4 höher aufge⸗ 
wertet werden, als die perſönliche Forderung (bzw. wirkt die 
Lage des perſönlichen Schuldners auch auf die Aufwertung für 
den Eigentümer) ? 

Ja: 84 ſtellt nur einen Grundſatz auf, wonach die perſönliche 
Forderung mit der Hypothek übereinſtimmen ſoll, ſchließt 
aber nicht aus, daß eine Ausnahme ſtattfindet, ſoweit dieſe 
durch den Zweck der Beſtellung der Hypothek erfordert wird: 
Mügel N. 212; Emmerich 121 ;etwas eingeſchränkt: Wun⸗ 
derlich, Deutſche Jur Ztg. 1925 Sp. 15; Abraham 108; 
Holländer, Ttſch. St Ztg. 1925 Sp. 1051; Kaufmann, 
JW. 1926, 132; Lasker, Breslauer Verträge S. 11; 
Abraham, IW. 1926, 132; Grau, Archiv für ziviliſtiſche 
Praxis Bd. 5 Heft 1/2; zum Teil dagegen: Erath, Archiv 
für ziviliſtiſche Praxis Bd. 6 S. 96: vgl. auch Hagen, 
JW. 1925, 2534. 6 

Nein: Eine höhere Aufwertung trotz § 4 widerſpricht dem 
klaren Wortlaut des Geſetzes, aus dem mit zwingender Not⸗ 
wendigkeit folgt, daß, wenn die Forderung gar nicht (oder 
geringer als der Normalſatz) aufgewertet wird, auch die Hypo⸗ 
thek nicht (oder entſprechend geringer) aufgewertet wird: 
KG. 10. Juni 1926, JW. 1926, 1823; Quaſſowski 77; 
Nadler 145; Michaelis 53; Gribel 62; Karger 48; 
Simonſohn, Jurgdſch. 1926 Sp. 32; Harmening, 
JW. 1926, 133; Levis 27; KG. 16. Juli 1928, Rechk⸗ 
8510.5 in Aufwertungsſachen 1. Jahrg. Sonderheft Nr. 6 

Allgemeine Ausführungen ohne Stellungnahme: Buchwald, 
Deutſche Steuer Ztg. 1926 Sp. 265 und Heilfron, Deutſche 
Steuer Ztg. 1926 Sp. 269. 

e) Wie wirkt der Schutz des guten Glaubens bez. der Höhe der 
perſönlichen Forderung? 

Dem redlichen Erlwerber kann nicht entgegengehalten werden, 
daß die perſönliche Forderung geringer als im Grundbuch 
eingetragen. Soweit die perſönliche Forderung tatſächlich ge⸗ 
ringer, erwirbt der neue Gläubiger die Hypothek ohne per⸗ 
ſönliche Forderung: Mügel 209; nunmehr Mü gel N. 213; 
Abraham 106; Quaſſowski 78. 

Soweit die perſönliche Forderung tatſächlich geringer, erwirbt 
der neue Gläubiger eine Grundſchuld: Schlegelberger 
104. 

d) Wie wird eine Höchſtbetragshypothek aufgewertet? (Vgl. Streit⸗ 
fragen III La). 

Sie iſt zunächſt auf 25% aufzuwerten und dementſprechend ein⸗ 
zutragen. Wird aber die Forderung feſtgeſtellt, ſo gilt folgen⸗ 
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des: Soweit die Hypothek valutiert, wird ſie als Hypothek 
aufgewertet, der überſchießende nichtvalutierte Teil fällt dem 
Eigentümer als Grundſchuld zu, vorausgeſetzt, daß der Nenn⸗ 
betrag der feſtgeſtellten Forderung hinter dem Nennbetrag der 
Hypothek zurückbleibt: Mügel 210; Mügel N. 215; 
Quaſſowski 77. 

Die Hypothek wird erſt dann anders als 250% aufgewertet, 
wenn die Hypothek in eine Verkehrs⸗ oder Sicherungshypo⸗ 
thek umgewandelt wird. Solange nur die Forderung feſt⸗ 
geſtellt, wäre Fixierung, wie bei der Müg el ſchen Methode, 
ſchon deshalb unzweckmaäßig, weil die Feſtſtellung vertrags⸗ 
mäßig ja jederzeit geändert werden kann: Schlegelberger 
108; ähnlich anſcheinend: Nadler 145; Lehmann 89. 

e) Wie iſt eine Vormerkung aufwertungsrechtlich zu behandeln? 
Ihre Aufwertung iſt zwar im Geſetz nicht vorgeſehen, jedoch 

aus Billigkeitsgründen unter entſprechender Anwendung der 
Grundſatze des II. Abſchnittes des Geſetzes als berechtigt anzu⸗ 
ſehen; fie wird auf 25% aufgewertet, da die Sicherungswir⸗ 
kung der Vormerkung nicht weiter gehen kann, als die Ein⸗ 
tragung der Hypothek ſelbſt gewirkt hätte: Quaſſows ki 
83; Emmerich 124; Karger 47; ebenſo, hervorhebend, 
daß es ſich um eine ungeſicherte Forderung handelt, deren 
Aufwertung beim Prozeßgericht betrieben werden muß: Nad⸗ 
ler 100. 

Man muß unterſcheiden zwiſchen den Rechtsbeziehungen des 
Gläubigers zum Eigentümer und den nachſtehenden Berech⸗ 
tigten. In welcher Höhe der Gläubiger vom Eigentümer Ein⸗ 
tragung verlangen kann, richtet ſich nach den ſchuldrechtlichen 
Beziehungen zwiſchen beiden. Im Verhaltnis zu den Nach⸗ 
ſtehenden wird nie mehr als 250% aufgewertet werden 
können: Schlegelberger 109; Mügel N. 220. 

1) Welche Wirkung hat die Kündigung der Hypothek (dingliche 
Seite) durch den Eigentümer für eine über 250% aufzu⸗ 
wertende Hypothek? 

Bei einer Sicherungshypothek kann nur der perſönliche Schuld⸗ 
ner kündigen, die Kündigung durch den Eigentümer iſt daher 
unwirkſam: RG. 111, 397; Quaſſows ki 82. 

Bei einer Verkehrshypothek dagegen kann der Eigentümer 
kündigen. Da die Wirkung der Kündigung ſich nur auf den 
dinglichen Anſpruch erſtreckt, ſtellt der 25% ige Betrag keine 
Teilleiſtung dar, der Glaubiger kann ſie daher nicht zurück⸗ 
weiſen, muß vielmehr löſchen laſſen: Quaſſowski 82; 
DLG. Nürnberg 31. Mai 1926, ZW. 1926, 2110 mit zu⸗ 
ſtimmender Anmerkung Mügels; vgl. auch OLG. Stettin 
14. Mai 1926, Rechtſprechung in Aufwertungsſachen 1. Ig. 
Nr. 263 S. 524; Cretſchmar, Frankfßtg. 31. Jan. 1926 
Nr. 81. 

Auch bei der Verkehrshypothek kann der Eigentümer allein 
nicht die Kündigung für die Forderung wirkſam ausſprechen; 
auch in dieſem Falle würde daher eine Teilleiſtung ange⸗ 
boten ſein, der Gläubiger iſt nicht zur Löſchung verpflichtet: 
Roß, IW. 1926, 1783. 

g) Iſt bei Aufwertung kraft Vorbehalt oder Rückwirkung in Höhe 
des Goldmarkbetrags der Inflationszahlung eine Eigentümer⸗ 
grundſchuld entſtanden? 

Ja: Mügel N. 214. 

Nein: Kempner⸗Pinner 49. 

h) Wie find nicht mehr eingetragene Hypotheken im Zwangsver⸗ 

ſteigerungsverfahren zu behandeln? 

Es bedarf einer Anmeldung weder zum Verſteigerungs⸗ noch 
zum Verteilungstermin; denn die Aufwertung iſt unter 
Heranziehung der geſetzlichen Vorſchriften aus der Ein⸗ 
tragung im Grundbuch ſelbſt erſichtlich: Qu aſſows ki 110; 
Emmerich 124; Schlegelberger 123; OLG. Naum⸗ 
burg 4. März 1926, Zeitſchr. d. Deutſchen Notarvereins 1926 
S. 253 Nr. 16. 

Eine Aumeldung und eventuelle Glaubhaftmachung iſt erforder⸗ 
lich; denn der Zwangsvollſtreckungsrichter darf Rechte, die 
nicht eingetragen oder deren Betrag aus dem Grundbuch nicht 
erſichtlich iſt, ſelbſt dann nicht berückjichtigen, wenn er weiß, 
daß ein nicht eingetragenes Recht in einer beſtimmten Höhe 
beſteht: Mügel 213; Mügel N. 218; Lehmann 89; 
Schuhmann, Leipz. Neueſte Nachrichten 30. April 1925 
Nr. 119; LG. Bartenftein 24. Febr. 1926, JW. 1926, 
1044; Gutmann, Mitteilungen des Bayeriſchen Notar⸗ 
vereins 1926 S. 358. 

B. Erwerbsvermutung und Sonderfälle. 

a) Welcher Zeitpunkt iſt bei nach Eintragung der Hypothek va- 
lutierten Darlehenshypotheken der Berechnung des Goldmark⸗ 
betrages zugrunde zu legen? 

Im allgemeinen der Tag der talſächlichen Darlehenshingabe: 
Quaſſowski 85; Michaelis 54; Bernſtein 16; 
Emmerich 126; KG. 14. Aug. 1926, Rechtſprechung in Auf⸗ 


. 


wertungsſachen 1. Ig. Nr. 283 S. 587 
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Mügel N. 221 nimmt an, daß die Schuld des Darlehens⸗ 
nehmers bzw. die Forderung des Darlehensgebers ſchon vor 
der tatſächlichen Auszahlung mit Abſchluß des Vertrags als 
eine durch die Hingabe nur bedingte Schuld bzw. Forderung 
entſtanden iſt und daß daher der Tag des Abſchluſſes des 
Vertrags der Berechnung des Goldmarkbetrages zugrunde zu 
legen iſt. 

(Den umgekehrten Fall der früheren Zahlung behandelt OLG. 
Hamburg 28. Juni 1926, Rechtſprechung in Aufwertungs⸗ 
ſachen 1. Ig. Nr. 227 S. 469.) 

b) Gilt die Vermutung des 85 Abſ. 1 nur für den Erwerbstag 
oder iſt fie in extenſiver Interpretation auch auf den ſonſtigen 
Normaltatbeſtand (Erwerb zum Nennwert uſw.) anwendbar? 
Erſteres: Kiefersauer 114; Wagner, JurR. 1925 

Sp. 420; anſcheinend auch KG. 17. Juni 1926, JurR. 1926 
Nr. 1535 Sp. 1150. 

Letzteres: Mügel 218; Emmerich 127; vgl. auch Boe- 
ſecke in der Anmerkung JW. 1926, 60. 

e) Iſt bei der Pfandauswechſlung des § 5 Abſ. 2 abſolute Identität 
der Eigentümer erforderlich? 

Nein: Sie iſt jedenfalls dann nicht erforderlich, wenn das aus⸗ 
gewechſelte Grundſtück mehreren Eigentümern, das neue 
Grundſtück aber nur einem von ihnen gehört und wenn es 
ſich bei den mehreren Eigentümern um Ehegatten handelt: 
KG. 8. April 1926, Nechtſprechung in Aufwertungsſachen 
1. Ig. Nr. 168 S. 349; Quaſſowski 93. 

d) Verliert eine Forderung dadurch ihre Eigenfchaft als Kaufgeld⸗ 
forderung im Sinne des § 10 Abſ. 1 Ziff. 5, daß eine Pfand⸗ 
auswechſlung nach 85 Abſ. 2 erfolgt? 

Ja: Durch das Aufwertungsgeſetz iſt die Aufwertung bei hypo⸗ 
thekariſch geſicherten Forderungen beſtimmlen Beſchrankungen 
unterworfen worden. Es geht nicht an, dieſe kaſuiſtiſch ge⸗ 
faßten Vorſchriften ausdehnend auszulegen: Quaſſows ki 
93; Karger 71; OLG. Jena 17. April 1926, Rechtſprechung 
in Auſwertungsſachen 1. Ig. Nr. 133, S. 277; Cretſch⸗ 
nrar, Frankf tg. 18. Juli 1926 Nr. 528. 

Nein: Die Vorſchrift des 85 Abſ. 2 bezweckt zunächſt nur 
eine wirtſchaftliche Beſſerſtellung des dinglichen Gläubigers. 
Der Wille des Geſetzes geht aber offenbar dahin, daß durch 
die Pfandauswechſlung Kein Gläubiger in feinem Auf⸗ 
mertungsanſpruch verkürzt werden ſoll, weshalb wenigſtens 
in dem Fall, in welchem die Pfandauswechſlung auf Veran⸗ 
laſſung des Eigentümers vorgenommen wurde, der An⸗ 
wendung des § 10 Abf. 1 Ziff. 5 rechtliche Bedenken nicht ent⸗ 
gegenſtehen: KG. 19. April 1926 JW. 1926, 1463; Ricks, 
Zeitſchr. d. Deutſchen Nolarvereins 1926, 459. (Dagegen 
für einen ähnlichen Tatbeſtand: KG. 8. Juli 1926 bei 
Cretſchmar, Frankf. Ztg. 26. Aug. 1926 Nr. 634. 

2. Herabſetzung der Aufwertung. 

a) Iſt in der gemäß $8 erfolgten Herabſetzung der Aufwertung 
eine deklarative Eutſcheidung zu erblicken, wonach eine höhere 
Aufwertung kraft Geſetzes nicht eingetreten, oder iſt die Ent⸗ 
ſcheidung eine rechtsgeſtaltende Maßregel, durch welche die kraft 
Geſetzes eingetretene Aufwertung im Sinne einer Herabſetzung ge⸗ 
ändert wird? 

Erſteres: (wenn auch unklar) Quaſſowski 141; Nad⸗ 
ler 115; Erath, Archiv für ziviliſtiſche Praxis Bd. 6 
S. 96; CEretſchmar, Frankfztg. 20. Febr. 1926 Nr. 157. 

Nach dem Aufbau des Gejches iſt, obwohl die Entſcheidung ein 
richterlicher Geſtaltungsakt, der Veſcheid als Feſtſtellungs⸗ 
entſcheidung anzuſehen: Goldſchmid, JurR. 1926 Sp. 188; 
anſcheinend auch OLG. Frankfurt 20. April 1926, Recht⸗ 
ſprechung in Aufwertungsſachen 1. Ig. Nr. 158 S. 330. 

Letzteres: Michaelis 69; Kiefersauer 109; Kauf 
mann, SW. 1926, 133. 

b) Wer iſt im Falle des Geſamthandseigentums zur Stellung des 
Herabſctzungsantrags legitimiert? 

Das Verlangen muß von allen Eigentümern einheitlich für das 
ganze Grundſtück geſtellt werden und von allen gemeinſam 
ausgehen: Mügel 242; Schlegelberger 148; Quaſ⸗ 
ſowski 130; wohl auch Nadler 130. 

Es kommt auf die durch das bürgerliche Recht getroffene ein⸗ 
zelne Ausgeſtaltung der betreffenden Geſamthandsgemein⸗ 
ſchaft an, jo daß z. B. bei der OHG. jeder Geſamthands⸗ 
eigentümer oder z. B. bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft 
nur der eine (der Ehemann) den Antrag ſtellen kann: Em⸗ 
merich 154; (dagegen kann NG. 17. Juni 1925, JW. 1925, 
2244 nicht herangezogen werden). 

c) Steht das Antragsrecht bei Wechſel des Eigentums infolge Zu⸗ 
ſchlags im Zwangsverſteigerungsverfahren bis Friſtablauf auch 
dem Erſteher zu? 

Ja: Emmerich 154. 

Nein: Roth, Kur. 1925 Sp. 915. 
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d) a) Wie wirkt der Wechſel des Eigentums bezüglich des Ver⸗ 

ſahrens? 

Iſt das Verfahren noch anhängig, ſo tritt der neue Eigentümer 
in das Verfahren ein; iſt es rechtskräftig beendigt, ſo iſt dies 
für den neuen Eigentümer bindend: Schlegelberger 150; 
Quaſſowski 142; Mügel N. 256; Nadler 131. 

Wie wirkt der Wechſel des Eigentums für die Beurteilung der 

wirtſchaftlichen Lage? 

Der Zeitpunkt der Entſcheidung iſt maßgebend; denn es liegt 
im Weſen der Härteklauſel, daß die gegenwärtigen Ver⸗ 
hältniſſe der Beteiligten der Entſcheidung zugrunde zu legen 
ſind: Quaſſows ki 140; Emmerich 153; Mügel 241; 
Schlegelberger 148. 

Maßgebend iſt die wirtſchaftliche Lage desjenigen, der am 
15. Juli 1925, d. h. bei Inkrafttreten des Geſetzes Eigen⸗ 
tümer geweſen iſt, und zwar die zur Zeit der Eutſcheidung 
gegebene Geſtaltung ſeiner Verhältniſſe: Nadler 131; 
Levis 24; Roth, 23.1925, 1242. 

Wie wirkt der Wechſel des Gläubigers der Hypothek? 

Es kommt darauf an, ob noch die alte Papiermarkhypothek 
oder bereits der Aufwertungsbetrag eingetragen iſt. Erſteren⸗ 
ſalls muß ſich der neue Gläubiger, ſolange die Friſt des § 8 
lauft, die Herapfetzung gefallen laſſen; letzterenfalls iſt er 
durch den öffentlichen Glauben des Grundbuchs gedeckt: 
Mügel N. 256; Quaſſowski 143; Bay Obe G. 12. Nov. 
1925, JW. 1926, 60 mit zuſtimmender Anmerkung Boeſe— 
becks; Nadler 132; Michaelis 70. 

Auch wenn der Aufwertungsbetrag ſchon eingetragen, kann der 
Eigentümer dem neuen Gläubiger gegenüber wirkſam vom 
Recht des 88 Gebrauch machen; denn das Antragsrecht iſt 
nicht als Einſchrankung des Hypothekenrechts anzuſehen, von 
der ſich der Erwerber durch Berufung auf den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs befreien könnte: Schlegel 
berger 150. 

Auch die aufgewertete übertragene Hypothek bleibt eine dem 
Aufwertungsgeſetz, insbeſondere $8 und 9 unterliegende: 
Emmerich 157; ähnlich anſcheinend: Gribel 66. 

Kann der Eigentümer im Fall der 88 14 und 16 auch nach dem 

31. März 1926 noch wirkſam den Herabſetzungsantrag nach 88 

ſtellen, wenn ihm die Anmeldung des Aufwertungsanſpruchs erſt 

nach dieſem Zeitpunkt bekannt wird? 

Ja: Es hätte keinen Sinn, von dem Schuldner einen Herab⸗ 
ſetzungsantrag vor dem 1. April 1926 zu verlangen, wenn 
noch nicht einmal feſtſteht, ob der Gläubiger überhaupt von 
ihm eine Aufwertung fordert: Gribel 108. 

Solange der Eigentümer nicht in der geſetzlich vorgeſchriebenen 
Weiſe von der Aufwertung Kenntnis bekommen hat, liegt 
höhere Gewalt vor (§ 203 Abſ. 2 BGB.). Die Friſt iſt daher 
hinausgeſchoben: Neukirch, Deutſche Steuerztg. 1926, 551. 

Nein: Im Intereſſe einer baldigen Klarſtellung hält das Ge⸗ 
ſetz an der Ausſchlußfriſt feſt; der Eigentümer iſt auch nicht 
gehindert, die Herabſetzung vorſorglich zu beantragen: Quaſ⸗ 
ſowski 139; Bernſtein, Münchener Neueſte Nachrichten 
28. Juli 1926 Nr. 207. 

1) Iſt die geſetzliche Unkündbarkeit der Hypothek bis 1932 bei 
der Herabſetzung zu berückſichtigen? 

Ja: Mügel 324 und JW. 1925, 283; Kiefersauer 122. 

Nein: Lehmann 120; Emmerich 155; Quaſſows bi 
140; KG. 31. Juli 1926, JW. 1926, 2370. 

g) Sind bei der Frage der Herabſetzung nach $8 auch die perſön⸗ 
lichen Verhältniſſe des Eigentümers zu berückſichtigen? 

Ja: Bei der Herabſetzung der Hypothek kommt es nicht nur 
auf den Wert des belaſteten Grundſtücks, ſondern auf die 
wirtſchaftliche Lage des Eigentümers „in toto“ an, was ſich 
vor allem daraus ergibt, daß die erweiterte Herabſetzungsmög⸗ 
lichkeit gemäß § 15 von dem Geſetz ausdrücklich von Vor⸗ 
ausſetzungen abhängig gemacht wird, die in der Perſon des 
Eigentümers und nicht im Wert des belaſteten Grundſtücks 
begründet ſind: Lehmann 119; Quaſſowski 139; 
Nadler 129; Schlegelberger 148; Karger 63. 

Nein: Es handelt ſich, ſoweit 88 in Betracht kommt, nicht 
um das perſönliche, ſondern um das ſachliche Band: Em⸗ 
merich 155. 

h) Iſt die Aufwertungsſtelle berechtigt, auf Grund der Härtevor⸗ 
ſchrift des 8 8 (und § 15) auch eine Herabſetzung der geſetzlichen 
Zinſen vorzunehmen? 

Ja: Frankenberg, Deutſche Steuer⸗Ztg. 1926 Sp. 935 und 
die dort zitierte Entſcheidung der Aufwertungsſtelle Stettin 
5. Juli 1926 Aktenzeichen: A W 5056/25; ähnlich: Dän- 
zer⸗Vanatti, Badiſche Rechtspraxis 1926, 158. 

Nein: BayObL®. 16. April 1926, Nechtſprechung in Auf⸗ 
wertungsſachen 1. Ig. Nr. 146 S. 304; Quaſſows ki 141. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


I. Sachregiſter. 


[Ohne Kechtſprechung.) 


Ablöſungsgeſetz Vorlegungspflicht d. 828 FGG. 
(Bayern) 2670 2666 
Aufwertung 17 r Bau) geſetzliche 
Bösgläubigkeit im Aufwqecht 2 Fragen aus dem AufwRecht 
2661 2668 


Beſchlüſſe der Aufw.⸗ u. Grund⸗ 


Stichtag der Aufw. 2668 
buchrichter 2666 


Aufw. der auf Grund d. Brannt⸗ 


Enteignungsentſchädigung 
E. und Markentwerkung 2663 
Geld⸗, Bank: und Börfenwefen 
(Beſprechung) 2665 


wein monopol G. zu zahlenden 
Entſchädigungen 2669 

Streitfragen aus dem Aufin®. 
2710 


Bösgläubigkeit Streitfragen 
B. im Aufmfteht 2661 St. aus dem AufwG. 2710 
BranntweinmonopolG. Derzugszinfen 


vgl. Aufwertung Höhe der V. 2671 


II. Aberſicht der Rechtſprechung. 


(Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen dieſes Heftes.) 


A. 
Zivilrecht. 
1. Materielles Recht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 


9 119 BGB.; 371 AufwG. Die Vereinbarung über die Zu- 
ſtändigkeit der Aufwertungsſtelle kann nicht wegen Irrtums ange⸗ 
fochten werden g 8 269310 


machung nicht ganz allgemein ausgeſchloſſen werden. OLG. Darm⸗ 
iii ee 270852 
8 138 868. Es iſt zuläſſig, daß die Reichsbahn bei Frachtſtundung 
für den Fall nicht rechtzeitiger Bezahlung 1% Zinfen als Vertrags⸗ 
aße fordert x RZ Be 26732 
$ 151 BGB. Stilſſchweigende Annahme eines Angebotes durch 
Unterlaſſung rechtzeitigen Widerſpruchs. RG. 26745 
88 157, 242, 795 B68. — 1. Verpflichtung zur Zahlung der 
Zinſen einer Schuldverſchreibung auf Grund dieſer ſelbſt, auch wenn 
die beſonders ausgeſtellten Zinsſcheine mangels ſtaatlicher Genehmi⸗ 
gung nichtig ſind. — 2. Wenn i. J. 1913 Schuldverſchreibungen in 
Deutſchland in ſchweizeriſcher und deutſcher Währung ausgeſtellt 
wurden, kann der deutſche Gläubiger wahlweiſe Zahlung in der einen 
oder anderen Währung verlangen. RB. N 
35185, 891 86.; 5 715 GrundſtVerkGeſ. Iſt die Eigentums⸗ 
veränderung vor dem Inkrafttreten des Geſetzes v. 24. Mai 1923 (GS. 
S. 160) in das Grundbuch eingetragen worden, ſo kommt deſſen Art. II 
S. 3 auch dann zur Anwendung, wenn der Verſagungsbeſcheid im Be⸗ 
ſchwerdeverfahren ſogar noch wegen Unzuſtändigkeit des Bezirksamts 
aufgehoben worden iſt. NG. 26997 
8242 868. 1. Bis Mitte Auguſt 1922 hatte eine Aufwertung 
nicht ſtattzufinden. RG. 26755 
588.242, 157, 795 B68. — 1. Verpflichtung zur Zahlung der Zinſen 
einer Schuldverſchreibung auf Grund dieſer ſelbſt, auch wenn die be⸗ 
ſonders ausgeſtellten Zinsſcheine mangels ſtaatlicher Genehmigung 
nichtig find. — 2. Wenn i. J. 1913 Schuldverſchreibungen in Deutſch⸗ 
land in ſchweizeriſcher und deutſcher Währung ausgeſtellt wurden 
kann der deutſche Gläubiger wahlweiſe Zahlung in der einen oder 
anderen Währung verlangen. R. 26754 
3249 BGB.; 5287 ZPO. Berüdjichtigung des Verarmungs⸗ 
faktors bei Schadenserſatzforderungen. RG 26765 
38 249, 326 868. Das Fallen des Marktpreiſes der gekauften 
Ware ſchließt nicht aus, daß der Käufer Schadenserſatz fordern kann. 
RG 26767 
§§ 313, 141 Abſ. 2 BGB.; 89 2, 3 Abf. 1, 10 Abſ. 3 Aufiv®. Sit 
ein Grundſtückskaufvertrag nicht in der Form des § 313 BGB. ab- 
geſchloſſen, ſo erwirbt der Verkäufer die Kaufgeldforderung i. S. des 
92 Auf wo. nicht ſchon mit dem Abſchluſſe des Kaufvertrages, wie das 
Bay obs. Aufwgklſpr. S. 275 auf Grund des § 141 Abſ. 2 BGB. 
annimmt, ſondern erſt mit der Auflaſſung und Eintragung des Eigen⸗ 
tumsübergangs in das Grundbuch. 
Gemäß 28 Abſ. 2, 3 R§ GG.; § 74 Abſ. 1 S. 5 Aufiv®. ift die 
Sache dem Reichsgericht zur Entſcheidung vorgelegt. KG.. . 26881 
88 313, 873, 883 86 B.; 55 916, 936 ZPO. 88 1912, 16, GrXerf®.: 
Gef. v. 20. Juli 1925. Auch beim formloſen und ungenehmigten Ver⸗ 
äußerungsvertrage kann der Käufer auf Grund der Auflaſſung durch ein 
Veräußerungsverbot — nicht durch eine Vormerkung — geſchützt werden. 
KG 27011 


88 326, 249 BGB. Das Fallen des Marktpreiſes der gekauften 
are ſchließt nicht aus, daß der Käufer Schadenserſatz fordern kann. 
a / ea Pie 26767 
SS 415, 416, 138 B6B.; 99 Aufwch. Eine noch während des Auf- 
wertungsverfahrens bewirkte Mitteilung des Schuldners an den Gläu⸗ 
biger von der Schuldübernahme durch den Dritten und die daraufhin 
von dem Glaubiger erfolgte Genehmigung dieſer Schuldübernahme 
verſtoßen nicht ſchon deshalb gegen die guten Sitten oder ſind nicht 
ſchon deshalb dem Schuldübernehmer gegenüber argliſtig, weil ſie 
erſt während des Aufwertungsverfahrens erfolgen. KG.. . . 26892 
SS 415, 416 B68. 55 69,73 Abi. 1 Aufwcg. Nur bei offenſichtlich 
unbegründetem Beſtreiten braucht die Aufwertungsſtelle das Verfahren 
nicht auszuſetzen. Grundſätze bei der Schuldübernahme. KG. 26929 
35 434, 435, 439 BOB. Vormerkungen zur Sicherung des An⸗ 
ſpruches auf Übertragungen des Eigentums werden den dinglichen 
Rechten gleichgeachtet. Abrede über den Haſtungsausſchluß wegen 
Rechtsmängeln. OLG. Breslau 27075 
8 779 8688. 38 17, 25, 67 Aufim&. Durch einen mit dent Zeſſionar 
geſchloſſenen wirkſamen Vergleich werden die Anſprüche des Yedenten 
auf rückwirkende Aufwertung nicht beſeitigt. K.. . . . 27054 
S$ 795, 157, 242 BGB. — 1. Verpflichtung zur Zahlung der 
Zinſen einer Schuldverſchreibung auf Grund dieſer ſelbſt, auch wenn 
die beſonders ausgeſtellten Zinsſcheine mangels ſtaatlicher Genehmigung 
nichtig ſind. — 2. Wenn i. J. 1913 Schuldverſchreibungen in Deutſch⸗ 
land in ſchweizeriſcher und deutſcher Währung ausgeftellt wurden, kann 
der deutſche Gläubiger wahlweiſe Zahlung in der einen oder anderen 
Wahrung , 26754 
ss 812 ff. B60 8.; 565 Aufm®. Ein Anſpruch, der die Heraus⸗ 
nahme eines Poſtens aus dem Kontokorrent, weil zu Unrecht darin 
aufgenommen, erſtrebt, ift kein „Anſpruch aus einem Kontokorrent⸗ 
verhältnis i. S. 565 AufwGG.“ RGMMMWw . 2677? 
s5 812ff., 820 BGB. Die ſozialen Zuſchläge, die nach der Bek. 
des Reichskohlenrates v. 31. März 1921 von den Kohlenwerken neben 
den vereinbarten Preiſen noch verlangt wurden, können von den 
Abnehmern als ungerechtfertigt Bereicherung i. S. der $$ 812 ff., 820 
BOB. zurückgefordert werden; ebenſo die daran haftenden Steuern. 
RG 
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Preistreibereiverordnung. 


$ 4 Preis TrBd. in Anwendung auf Zinsvereinbarungen im De⸗ 
zember 1923 bei Darlehen zwiſchen Banken. Berüdfichtigung der Ge⸗ 
fahr der Geldentwertung. R Lu. 268313 
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84 Preis Tro. v. 13. Juli 1923. Die Aufwertung einer Hypo- 
thekenforderung fällt nicht unter dieſe Beſtimmung. Der Rücktritt 
mit dem Rang einer Hypothek iſt keine Leiſtung zur Befriedigung des 
tägl. Bedarfs. Bayob . „ e e e eee 26881 


Auſwertungsgeſetz. 


88 2, 3 Abſ. 1, 10 Abſ. 3 AufwG.; ss 141 Abſ. 2, 313 BGB. Fit 
ein Grundſtücksverkauf nicht in der Form des $ 313 BGB. abgeſchloſſen, 
fo erwirbt der Verkäufer die Kaufgeldforderung i. S. des $2 Aufv®. 
nicht ſchon mit dem Abſchluſſe des Kaufvertrages, wie das Bay Obe. 
AufwRſpr. S. 275 auf Grund des 8141 Abſ. 2 BGB. annimmt, 
ſondern erſt mit der Auflaſſung und Eintragung des Eigentumsüber⸗ 
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markbetrag nach Zeitpunkt des Erwerbes durch den Erblaſſer zu 557 
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tümers mit Beſchränkung auf ein einzelnes beſtimmtes Recht ift nicht 
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89 Aufiv®.; 88 415, 416, 138 BGB. Eine noch während des Auf⸗ 
wertungsverfahrens bewirkte Mitteilung des Schuldners an den Gläu⸗ 
biger von der Schuldübernahme durch den Dritten und die daraufhin 
von dem Gläubiger erfolgte Genehmigung dieſer Schuldübernahme 
verſtoßen nicht ſchon deshalb gegen die guten Sitten oder ſind nicht 
ſchon deshalb dem Schuldübernehmer gegenüber argliſtig, weil ſie erſt 
während des Aufwertungsverfahrens erfolgen. KG. . . 26892 

810 Ziff. 1 Auf. Von einem Beteiligungsverhältnis i. S. 
§ 10 Ziff. 1 AufwG. kann nur dann geſprochen werden, wenn der Gläu⸗ 
biger in irgendeiner Form an dem Gewinn oder dem Verluſt des Unter⸗ 
nehmens des Schuldners beteiligt iſt. KG. 26903 

88 10 Abſ. 3; 2, 3 Abſ. 1 AufwG.; Ss 141 Abſ. 2, 313 BOB. Sit 
ein Grundſtückskaufvertrag nicht in der Form des § 313 BOB. abge⸗ 
ſchloſſen, jo erwirbt der Verkäufer die Kaufgeldforderung i. S. des § 2 
AufwG. nicht ſchon mit dem ſchluſſe des Kaufvertrages, wie das 
Bah Obs. Aufwſpr. S. 275 auf Grund des 8 141 Abſ. 2 BGB. 
annimmt, ſondern erſt mit der Auflaſſung und Eintragung des Eigen⸗ 
tumsübergangs in das Grundbuch. 

Gemäß § 28 Abſ. 2, 3 R§Gc.; 8 74 Abs. 1 S. 5 Aufiv®. iſt die 
Sache dem Reichsgericht zur Entſcheidung vorgelegt. KG. .. 26881 

8 10 Abſ. 1 Ziff. 5 Aufw. Der Anſpruch des Eigentümers auf 
den Verſteigerungserlös iſt, wenn die Zwangsverſteigerung zum Zwecke 
der Aufhebung der Gemeinſchaft ſtattgefunden hat, als eine Kaufgeld⸗ 
forderung i. S. des § 10 Abſ. 1 Ziff. 5 Aufiv®. anzuſehen. KG. 


26904 
§ 10 Ziff. 5 Aufwé. Kaufgeld für ein Apothekengrundſtück, 
Apothekenkonzeſſion. Kd... 26915 


$16 Abſ. 1 AufivG. Der Antrag auf Eintragung des Aufwer⸗ 
tungsbetrages iſt als „Anmeldung“ anzuſehen. KG. 691 

§ 16 Aufwéß. Eine Anmeldung zur Aufwertung, die rechtzeitig 
unter richtiger Anſchrift an das zuſtändige Gericht zur Poſt aufgegeben 
worden ift, aber durch Zufall an ein unzuſtändiges Gericht gelangte, 
welches die Sache erſt nach Ablauf der geſetzlichen Friſt an das zuſtän⸗ 
dige Gericht abgegeben hat, iſt als rechtzeitig zu betrachten. OLG. 
N dle e es EB, a ee 26931 

§ 16 Abſ. 1 S. 3 AufivG.; Art. 126 Abſ. 10 Durchf VO. v. 29. Nov. 
1925. Ein Einſpruch i. S. der vorſtehenden Beſtimmungen iſt nur 
gegeben, wenn der Eigentümer (Schuldner) das Vorliegen der Voraus⸗ 
ſetzungen der $$ 14, 15 Aufiw®. beſtreitet, alſo entweder geltend macht, 
daß ein wirkſamer Vorbehalt nicht erklärt ſei oder daß die Leiſtung nicht 
in der Rückwirkungszeit angenommen ſei, oder wenn er ſich auf die 
Härtevorſchrift des $15 Satz 2 AufwG. beruft. Durch einen „Ein⸗ 


ſpruch“ ohne jede Begründung hat ſich der Eigentümer (Schuldner) 
im Zweifel die vorſtehenden Einwendungen gewahrt. KG. . 26917 
817, 25, 67 Aufiv®.; 779 BGB. Durch einen mit dem Zeſſionar 
geſchloſſenen wirkſamen Vergleich werden die Auſprüche des Zedenten 
auf rückwirkende Aufwertung nicht beſeitigt. KG. 27054 
§ 18 Abſ. 2 Aufw®. Bei Forderungsaustauſch mit Gläubiger⸗ 
wechſel liegt keine Abtretung i. ©. von § 18 Abſ. 2 AufwG. vor. KG. 
26923 

818 AufwG. Für die Frage, wie die Anrechnungsbeſtimmungen 

des § 18 auszulegen ſind, iſt die Aufwertungsſtelle zuſtändig. Ver⸗ 
langt der frühere Gläubiger gem. § 17 Aufwertung, jo iſt das ihm für 
die Abtretung zugefloſſene Entgelt nicht anzurechnen. OLG. Stutt- 
ar d ee 26941 
8 20 Aufiv®. Die Vorſchrift des $ 20 Abſ. 2 Aufwoh. findet keine 
Anwendung, wenn die Löſchung nicht erfolgt iſt. OLG. Frkft a. M. 
27087 

§ 20 Abſ. 2 AufwG.; 8892 BGB. „Erteilung“ der Löſchungs⸗ 
bewilligung oder löſchungsfähigen Quittung ſetzt voraus, daß der Aus⸗ 
ſteller ſich der Urkunde zugunſten des Grundſtückseigentümers ent⸗ 
äußert, daß er ſie zwecks Herbeiführung der Löſchung dem Grundbuch⸗ 
amte, dem Eigentümer oder feinem Vertreter übergibt. KG. 26995 
§ 28 Abs. 2 AufwG. Die Verzinſung des Aufwertungsbetrages 

der perſönlichen Forderung einer infolge Aufwertung kraft Rückwir⸗ 
kung wieder eingetragenen Hypothek beginnt — wie die der letzteren 
ſelbſt — erſt mit dem Beginn des auf die Wiedereintragung der 
Hypothek folgenden Kalendervierteljahres. RG. 2671! 
88 33—43 AufiwG.; 98 1, 30, 40, 54 AnlAblG.; § 947 BGB.; 

§ 304 HGB. 1. Das Genußrecht der Anleihealtbeſitzer von Induſtrie⸗ 
obligationen bejteht auch bei der Verſchmelzung des Unternehmens des 
Schuldners, wofür die Anleihe aufgenommen iſt, mit anderen, und 
zwar zu dem Bruchteil des neuen Unternehmens, der z. Z. der Ver⸗ 
ſchmelzung dem Verhältnis des Werts des alten zu ihm entſprochen 
hat. — 2. Die von industriellen Unternehmungen ausgegebenen Obli⸗ 
gationen ſind auch dann nach dem 4. Abſchn. AufwG. und nicht nach 
dem Anleiheablöſungsgeſetz aufzuwerten, wenn das Unternehmen 
durch Geſamtrechtsnachfolge auf Länder oder Gemeinden übergegangen 
2701¹ 
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88 67, 17, 25 AufwG.; § 779 BOB. Durch einen mit dem Zeſſionar 
geſchloſſenen wirkſamen Vergleich werden die Anſprüche des Zedenten 
auf rückwirkende Aufwertung nicht beſeitigt. KG... 27054 
Ss 69, 73 Abſ. 1 AufwG.; 8 415, 416 BOB. Nur bei offenſicht⸗ 
lich unbegründetem Beſtreiten braucht die Aufwertungsſtelle das Ver⸗ 
fahren nicht auszuſetzen. Grundſätze bei der Schuldübernahme. 9920 
2 


8 71 Aufw.; 9119 BGB. Die Vereinbarung über die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Aufwertungsſtelle kann nicht wegen Irrtums ange⸗ 
fochten werden. K. .. 69310 
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Surhführungdverorbnung zum Aufwertungsgeſetz. 


Art. 31 Abſ. 2 Durchf Bd. zum AufwG.; 52 Ab. 2 AufwGG. Iſt 
der Gegenwert der Schuldverſchreibungen mit einem nach dem 31. Dez. 
1917 liegenden Ausſtellungstage dem Schuldner zu verſchiedenen Tagen 
zur Verfügung geſtellt worden, ſo iſt bei der zur Feſtſtellung des Aus⸗ 
gabetags erforderlichen Berechnung des Goldmarkdurchſchnittswerts 
der Schuldverſchreibungen weder ein Agio noch ein Disagio zu berück⸗ 
ſichtigen, vielmehr der Nennbetrag der Schuldverſchreibungen einzu⸗ 
ſetzen. KG. 26951 

Art. 126 Abſ. Le Durchf. v. 29. Nov. 1925; § 16 Abſ. 1 Satz 3 
Aufmb. Ein Einſpruch i. S. der vorſtehenden Beſtimmungen iſt nur 
gegeben, wenn der Eigentümer (Schuldner) das Vorliegen der Vor⸗ 
ausſetzungen der 89 14, 15 AufwöG. beſtreitet, alſo entweder geltend 
macht, daß ein wirkſamer Vorbehalt nicht erklärt ſei oder daß die Lei⸗ 
ſtung nicht in der Rückwirkungszeit angenommen ſei, oder wenn er 
ſich auf die Härtevorſchrift des $ 15 Satz 2 Aufm G. beruft. Durch einen 
„Einſpruch“ ohne jede Begründung hat ſich der Eigentümer (Schuldner) 
im Zweifel die vorſtehenden Einwendungen gewahrt. KG. . 26917 

Art. 129 Durchf. v. 29. Nov. 1925 (RG Bl. I, 392); 32 BO. 
über das Koſtenweſen bei den Aufwertungsſtellen v. 28. Juli 1925 
(GS. 103). Der Wert des Streitgegenſtandes iſt jezt in der Regel 
nicht mehr auf etwa 2, ſondern auf etwa ½ des ſtreitigen Betrages 
Feitzujepeit., KG 8 269 Ul 


Auleiheablö ſungsgeſetz. 


SS 1, 30, 40 54 AnlAblGö.; ss 33—43 Aufw. G; § 947 BGB.; 
8304 HGB. 1. Das Genußrecht der Anleihealtbeſitzer von Induſtrie⸗ 
obligationen beſteht auch bei der Verſchmelzung des Unternehmens 
des Schuldners, wofür die Anleihe aufgenommen iſt, mit anderen, 
und zwar zu dem Bruchteil des neuen Unternehmens, der z. 3. der 
Verſchmelzung dem Verhältnis des Werts des alten zu ihm entſprochen 
hat. — 2. Die von induſtriellen Unternehmungen ausgegebenen Obli⸗ 


2716 


gationen find auch dann nach dem 4. Abſchn. AufwG. und nicht nach 
dem Anleiheablöſungsgeſetz aufzuwerten, wenn das Unternehmen durch 
Geſamtrechtsnachfolge auf Länder oder Gemeinden übergegangen iſt. 
N 0 00.00, 27013 
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Handelsgeſetzbuch. 


Verzicht auf die vom Vorbehalt umfaßten Rechte. RG. . . 267910 


Wechſelordnung. 


Art. 55 WD.; 38 268 Ziff. 1, 593 Ziff. 2, 597 Ziff. 3 ZPO. Die 
Herſtellung der Wechſellegitimation durch Streichen von Nachindoſſa⸗ 
menten erſt nach Erhebung der Klage kann nicht ohne Klagänderung 
geltend gemacht werden. Die Vorlegung des veränderten Wechſels 
in der mündlichen Verhandlung iſt wegen Nichteinhaltung der Friſt 
des § 597 Abſ. 3 ZPO. wirkungslos. RG. 26831 


— — 


Einheitskurs verordnung. 


Von der Einheitskurss d. v. 22. Okt. 1923 werden auch aus⸗ 
ländiſche Deviſenbeſtände eines Deutſchen ergriffen. Ein Nachweis, 
daß das einzelne Geſchäft die Deviſenpolitik der Reichsbank beeinfluſſe, 
iſt nicht erforderlich. R. 26828 


e 


2. Verfahrensrecht. 
Zivilprozeßordnung. 


§ 93 3 PD.; SS 11, 12 UmjSt®.; § 189 Kc. 1. Die Umſatzſteuer⸗ 
erſatzforderung iſt dem Anwalt vom Verzuge mit der Gebührenſchuld 
an zu verzinſen ohne Rückſicht darauf, ob er die Umſagzſteuer bereits 
entrichtet hat. 2. Die Herabſetzung des Streitwertes des Vorprozeſſes 
hat nicht in dem Sinne rückwirkende Kraft, daß der Anwalt, wenn 
der Streitwert erſt im Laufe des Gebührenprozeſſes herabgejeht wird, 
die Koſten des Gebührenprozeſſes ſoweit zu tragen hätte, wie ſie durch 
die von der Streitwertherabſetzung betroffene Gebührendifferenz ver⸗ 
urſacht wird. Vielmehr trägt die Partei dieſe Koſten bzw. Mehrkoſten, 
wenn die Gebührenklage im übrigen begründet war und der Anwalt 
die Differenz alsbald für erledigt erklä te. KG... 27043 

SS 236, 233 3PO. Die Angabe der die Wiedereinſetzung be⸗ 
gründenden Tatſachen muß nicht ſchon im Wiedereinſetzungsantrag, 
kann vielmehr auch innerhalb der Friſt des 234 ZPO. in einem 
weiteren Schriftſatz erfolgen. Pflicht des Rechtsanwaltes zur Über⸗ 


wachung feiner Büroangeſtellten auf die Beobachtung der von ihm 


für Wahrung der Rechtsmittelfriſten gegebenen Anordnungen. Ver⸗ 
pflichtung des Rechtsanwaltes, ſelbſt den Eingang der Urteilszuſtellung 
Blleiiberrvachen.E ß; 2685 

83 268 Ziff. 1, 593 Ziff. 2, 597 Ziff. 2 3PD.; Art. 55 WO. Die 
Herſtellung der Wechſellegitimation durch Streichen von Nachindoſſa⸗ 
menten erſt nach Erhebung der Klage kann nicht ohne Klagänderung 
geltend gemacht werden. Die Vorlegung des veränderten Wechſels in 
der mündlichen Verhandlung iſt wegen Nichteinhaltung der Friſt des 
8 597 Abſ. 3 ZPO. wirkungslos. RG. 26831 

8 519 Abſ. 6 ZPO. Erfolgt nach Anordnung der zu leitenden 
Vorſchußzahlung eine Bewilligung des Armenrechts zum Teil, jo wird 
die ganze Vorſchußforderung hinfällig. R. 26852 

Ss 593 Ziff. 2, 597 Ziff. 2, 268 Ziff. 1 BD; Art. 55 WO. 
Die Herſtellung der Wechſellegitimation durch Streichen von Nach⸗ 
indoſſamenten erſt nach Erhebung der Klage kann nicht ohne Klag⸗ 
änderung geltend gemacht werden. Die Vorlegung des veränderten 
Wechſels in der mündlichen Verhandlung iſt wegen Nichteinhaltung 
der Friſt des $ 597 Abſ. 3 ZPO. wirkungslos. GM. 26831 

SS 916, 936 3RD.; 8 1—12, 16 GrVerkch.; Gef. v. 20. Juli 1925; 
89 313, 873, 883 BGB. Auch beim formloſen und ungenehmigten 
Veräußerungsvertrage kann der Käufer auf Grund der Auflaſſung 
durch ein Veräußerungsverbot — nicht durch eine Vormerkung — ge⸗ 
ſchützt werden. KG. 27011 


en 
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Grundbuchordnung. 


8 22 Gb.; 5 5 Aufwcß. Rechte, für die unter Anwendung der 
Meßziffern des AufwGG. ein Goldmarkbetrag nicht beſteht, find auf 
einfachen Antrag des Eigentümers im Grundbuch zu löſchen. KG. 

26985 


Vo. v. 18. Juni 1926 z. weiteren Erleichterung des Grundbuch: 
verkehrs. Ein Vermerk in Hypothekenbriefen, daß möglicherweiſe eine 
Hypothek kraft Rückwirkung aufwertungsfähig ſei, iſt, falls eine Be- 
ſcheinigung der Aufw.⸗Stelle über Nichtanmeldung der Aufwertung 
vorliegt, nur zuläſſig, wenn beſtimmte konkrete Tatſachen gegen die 
Richtigkeit der Beſcheinigung angeführt werden können. OSG. Hambg. 

27085 


Gerichtskoſtengeſetz. 


8 18 KG.; 89 11, 12 UmfSt®.; $ 93 ZPO. 1. Die Umſatzſteuer⸗ 
erſatzforderung iſt dem Anwalt vom Verzuge mit der Gebührenſchuld 
an zu verzinſen ohne Rückſicht darauf, ob er die Umſatzſteuer bereits 
entrichtet hat. 2. Die Herabſetzung des Streitwertes des Vorprozeſſes 
hat nicht in dem Sinne rückwirkende Kraft, daß der Anwalt, wenn 
der Streitwert erſt im Laufe des Gebührenprozeſſes herabgeſetzt wird, 
die Koſten des Gebührenprozeſſes ſoweit zu tragen hätte, wie fie durch 
die von der Streitwertherabſetzung betroffene Gebührendifferenz ver⸗ 
urſacht wird. Vielmehr trägt die Partei dieſe Koſten bzw. Mehrkoſten, 
wenn die Gebührenklage im übrigen begründet war und der Anwalt 
die Differenz alsbald für erledigt erklärte. K.. 27043 


B. 
Strafrecht. 
Strafgeſetzbuch. 


Ein für die Feſtſetzung des Strafrahmens vom Geſetzgeber be⸗ 
rückſichtigter Geſichtspunkt darf bei Bemeſſung der Strafe nicht noch 
beſonders berückſichtigt werden. RG) h.... 26875 

SS 146, 149, 263 SIGB. Bringt der Täter eine von ihm in bes 
trügeriſcher Abſicht verfälſchte Banknote in Verkehr, ſo iſt für das 
rechtliche Verhältnis zwiſchen Münzverbrechen und Betrug in der Regel 
nicht § 74, ſondern $ 73 StGB. maßgebend. R. 26861 


O. 
Steuerrecht. 
Umſatzſteuergeſetz. 


ss 1, 12 UmſstG.; § 189 KG.; § 93 ZPO. 1. Die Umſatz⸗ 
ſteuererſatzforderung iſt dem Anwalt vom Verzuge mit der Gebühren⸗ 
ſchuld an zu verzinſen ohne Rückſicht darauf, ob er die Umſatzſteuer 
bereits entrichtet hat. 2. Die Herabſetzung des Streitwertes des Vor⸗ 
prozeſſes hat nicht in dem Sinne rückwirkende Kraft, daß der Anwalt, 
wenn der Streitwert erſt im Laufe des Gebührenprozeſſes herab⸗ 
geſetzt wird, die Koſten des Gebührenprozeſſes ſoweit zu tragen hätte, 
wie fie durch die von der Streitwertherabſezung betroffene Gebühren⸗ 
differenz verurſacht wird. Vielmehr trägt die Partei dieſe Koſten bzw. 
Mehrkoſten, wenn die Gebührenklage im übrigen begründet war und 
der Anwalt die Differenz alsbald für erledigt erklärte. KG. 27043 


D. 
Sonſtiges öffentliches Recht. 
Reich. 
Angeſtelltenverſicherungsgeſetz. 


$ 194 A6. Entſcheidung bei Streit über die Beitragsleiſtung. 
RVA. 27091 
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Preußen. 
Grundſtücks verkehrsgeſetz. 


88 1—12, 16 GrBert®.; Geſ. v. 20. Juli 1925; 88 313, 873, 883 
BGB.; 8s 916, 936 PO. Auch beim formloſen und ungenehmigten 
Veräußerungsvertrage kann der Käufer auf Grund der Auflaſſung durch 
ein Veräußerungsverbot — nicht durch eine Vormerkung — geſchützt 
werden. KG. 27011 

§ 15 GrundſtVerkcgeſ.; 88 185, 891 BGB. Iſt die Eigentums⸗ 
veränderung vor dem Inkrafttreten des Geſetzes b. 24. Mai 1923 
(GS. S. 160) in das Grundbuch eingetragen worden, ſo kommt deſſen 
Art. II S. 3 auch dann zur Anwendung, wenn der Verſagungsbeſcheid 
im Beſchwerdeverfahren ſogar noch wegen Unzuſtändigkeit des Bezirks⸗ 
amts aufgehoben worden it. gte... .. 26997 


‚³mͤↄ»„ ß ĩ⅛—ůc- ̃ĩ§— 8 


Für die Schriſtleitung verantwortlich: Juſtizrat Dr. Julius Magnus, Berlin W 62, Maaßenſtraße 27. (Fernſprecher: Nollendorf 6330 
Druck: Oscar Brandſtetter in Leipzig. 


